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Wahlen ...



Den Argumenten und Überzeugungen folgend, mit den letzten Wahlen
zur Machterhaltung eines vorgeblich demokratischen Parlaments sei auch
nur annähernd den Ansprüchen der freiheitlichen Demokratie Rechnung
getragen worden, muss an dieser Stelle doch einmal widersprochen werden.

Zumindest dem Anspruch darauf, einer den Begriff determinierenden
Herrschaft des Volkes zu entsprechen, muss doch von Anbeginn eine
entschiedene Absage erteilt werden.

Stetes Bemühen darum und die Bereitschaft, darin nie nachzulassen,
dem Disput, dem Widerspruch und der Diskussion den Vorrang vor allen
Beschlüssen und Ergebnissen einzuräumen, wäre doch charakteristisch
für das demokratische Gebaren.

Also gestehe man doch den allerweltsplappernden menschlichen
Gemeinschaften im Kern wie in der Konsequenz einfach zu, sich wenigstens
auf dem Wege der Demokratie mit ihren gesellschaftlichen Wünschen
und Träumen am richtigen Platz zu befinden.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Oktober 2021
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AKZENTE/148: Unter der Last seines Ruhmes - Dante nach 700 Jahren (NG/FH)

Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 9/2021

Unter der Last seines Ruhmes


Dante nach 700 Jahren

von Hanjo Kesting



Dante Alighieri, der vor 700 Jahren, am 14. September 1321, starb,
wird seit vielen Jahrhunderten als der größte Dichter des Mittelalters
bewundert und verehrt. Er selbst glaubte allerdings nicht, im
Mittelalter zu leben, er sah sich in der Nachfolge des alten römischen
Kaisertums. Deswegen wählte er Vergil, der in der Aeneis die
Gründungsgeschichte Roms erzählt, als seinen Ahnherrn und Begleiter.
Unter den Gipfelwerken der Literatur ist die Göttliche Komödie
unserer Zeit wahrscheinlich am meisten entrückt, überdies nicht leicht
zugänglich. "Es ist, als ob man einen Berg bestiege", schrieb der
schwedische Schriftsteller Olof Lagercrantz, einer der neueren
Dante-Exegeten, "je höher man gelangt, desto größer wird die Welt und
desto kleiner unser relatives Verständnis".

Die große Dichtung, die nach dem Willen des Autors eigentlich nur
"Komödie" heißen sollte (das Beiwort "göttlich" ist eine Hinzufügung
des 16. Jahrhunderts), entstand in den beiden letzten
Lebensjahrzehnten Dantes zwischen 1305 und seinem Todesjahr 1321. Sie
erzählt von der Wanderung des Dichters durch die drei Reiche des
Jenseits: das Reich der Verdammten ("Inferno": die Hölle), das Reich
der erlösbaren Büßer ("Purgatorio": das Fegefeuer oder der
Läuterungsberg), schließlich das himmlische Reich ("Paradiso"), wo ihm
am Sitz Gottes die Vision der Trinität gewährt wird. Hier wird der
Jenseitspilger von Beatrice geführt, da Vergil als ungetaufter Heide
ihm dorthin nicht folgen darf.

Alle drei Jenseitsreiche sind in neun Stufen oder Kreise gegliedert,
denen - in der Hölle - immer härtere Strafen und - im Himmel - immer
größere Seligkeiten entsprechen, während im Fegefeuer die Stufen der
Läuterung zu absolvieren sind. Das gesamte Gedicht umfasst 100
Gesänge, die ungefähr gleiche Länge haben und von denen jeweils 33 den
drei Teilen Hölle, Fegefeuer und Paradies zugeordnet sind. Nur der
erste Teil umfasst einen Gesang mehr, den allerersten, der als eine
Art Prolog anzusehen ist. Dass die Formstruktur nicht nur ästhetischen
Gesetzen gehorcht, sondern auch symbolische und figurale Bedeutung
hat, sei nur beiläufig erwähnt. Dante war, von heute aus gesehen, ein
mittelalterlicher Geist; man wird bei ihm, wie in den großen
Kathedralen der Gotik und der Musik der Gregorianik, nicht leicht ein
Detail finden, das in aller konkreten Gegenständlichkeit nicht
zugleich von spiritueller Transparenz wäre.

Die bedeutungsvolle Drei in den dreimal 33 Gesängen bezieht sich
ebenso auf die göttliche Trinität wie auf die dreizeilige Strophe, die
Dantesche Terzine, deren gereimte Anfangs- und Endzeile einen
Binnenvers umrahmt. Die Dichtung umfasst 14.235 Verse, eine Zahl, der
man keine besondere Bedeutung beimessen müsste, stünden nicht genau in
der Mitte, im 7.118. Vers, die Worte: "Questo triforme amor qua giù di
sotto" ("Solch dreigestaltet Lieben wird beklagt", wie Richard
Zoozmann übersetzt hat). Sie stehen zahlensymbolisch für den Namen
Dante Alighieri (Dante ist eine Abkürzung für "Durante", das heißt
"der Ausdauernde"). Das ganze Werk ist durchsetzt von solchen
kryptischen Bezügen.

Der Dichter, der seinen Namen im Zentrum des Werks verschlüsselt hat,
erscheint auch an dessen Anfang: "Grad in der Mitte unsrer
Lebensreise", beginnt der erste Gesang, "befand ich mich in einem
dunklen Walde, / Weil ich den rechten Weg verloren hatte." Wer ist
dieses Ich? Es ist der Pilger Dante, dem man vom Erzähler der
"Komödie" unterscheiden muss. Dieser ist ein wissender, erfahrener
Mann, jener ein Suchender, der vom rechten Weg abgekommen ist - "in
der Mitte unsrer Lebensreise". Biblisch gesprochen währt ein
Menschenleben 70 Jahr, 35 Jahre markieren die Mitte; und da Dante 1265
zur Welt kam, lässt sich die Handlungszeit der "Komödie" auf das Jahr
1300 datieren, genauer vom Karfreitag dieses Jahres bis zum
übernächsten Sonntag. Der Gang durch das Inferno ist von Karfreitag
bis Ostersonntag anzusetzen.


Das Inferno als Hölle auf Erden

Der Pilger Dante findet sich eingangs in einem dunklen Wald, wo er von
drei wilden Tieren bedroht und in einen Hohlweg getrieben wird. Dort
kommt ein Fremder ihm zu Hilfe, der sich als Römer zu erkennen gibt,
zu Julius Caesars Zeit geboren, kein anderer als Vergil, der Dante
einen Ausweg aus seiner Notlage zeigt, auch wenn dafür ein gewaltiger
Umweg erforderlich ist: durch Hölle und Fegefeuer. So beginnt die
große Wanderung, zunächst in die Unterwelt, zu den zu ewiger Qual
Verdammten. Sie durchschreiten das Höllentor, das die berühmte
Inschrift trägt: "Durch mich geht man hinein zur Stadt der Schmerzen;
/ lasst jede Hoffnung, wenn ihr eingetreten." Das "Inferno" ist in
Dantes Vorstellung ein ebenso fantastischer wie realistisch
imaginierter Ort, ein Amphitheater der Qualen, aus neun konzentrischen
Höllenkreisen gebildet. Je tiefer die Pilger gelangen, desto
furchtbarer die Qualen, denen sie begegnen.

Ein Gang durch die Hölle ist kein Vergnügen. Warum heißt das Werk
dennoch Commedia? Die Bezeichnung muss man verstehen vor dem
Hintergrund der Zeit: Dante verwendete die italienische Volkssprache,
die im Unterschied zum Lateinischen von vornherein in die Sphäre des
Niederen verwies. Dabei enthält die "Komödie" jede Art von Dichtung,
und man kann ihren Stil und ihre Sprache durchaus erhaben nennen. Das
Werk ist ein enzyklopädisches Lehrgedicht, in dem die
physikalisch-kosmologische, die ethische und die
geschichtlich-politische Weltordnung insgesamt vorgestellt wird. Es
ist ferner eine Dichtung, in der nach den Worten des Philologen Erich
Auerbach alle denkbaren Bezirke des Wirklichen auftreten: Gestalten
der antiken Mythologie, manchmal fantastisch dämonisiert; allegorische
Personifikationen und symbolische Tiere spätantiker und
mittelalterlicher Herkunft; Engel, Heilige und Selige als Träger einer
Bedeutung aus der Welt des Christentums; es erscheinen Apollo, Luzifer
und Christus, Fortuna und die Frau Armut, Medusa als Emblem der
tieferen Höllenkreise und Cato von Utica als Wächter des Fegefeuers.
"Doch nichts von all dem", schrieb Auerbach, "ist im Rahmen einer
Bemühung um hohen Stil so neu und so problematisch wie der
unmittelbare Griff auf die gegenwärtige Wirklichkeit des Lebens".
Damit ist die Wirklichkeit Italiens und von Dantes Heimatstadt Florenz
gemeint, der jahrhundertelange Zwist zwischen den papsttreuen Guelfen
und den kaisertreuen Ghibellinen, schließlich auch der fundamentale
Konflikt mittelalterlicher Politik zwischen dem päpstlichen und
kaiserlichen Anspruch nach dem Primat des geistlichen und des
weltlichen Regiments. Dante erlebte die Wirklichkeit seiner Zeit als
Hölle auf Erden: ihren schlimmsten Übeltätern kann man in seinem
Inferno begegnen.

Der erste Teil der Jenseitswanderung ist in der Konzeption Dantes
nicht der wichtigste, denn sie zielt letztlich darauf, den Pilger an
der Seite Beatrices in die himmlischen Gefilde zu führen, wo er die
Vision der göttlichen Trinität empfängt. In der Kraft poetischer
Ausgestaltung hat Dante das "Inferno" aber nicht überbieten können,
gemäß dem künstlerischen Gesetz, dass das Böse, Hässliche, Finstere,
Verworfene der Fantasie mehr Raum lässt zur Ausgestaltung als das
Reine, Vollkommene und Göttliche. Wie sollte ein Zustand ewiger Ruhe,
unbegrenzter Seligkeit in Worten zu malen sein! Richard Wagner gab
Franz Liszt, als dieser an einer Dante-Sinfonie arbeitete, den
Ratschlag, das Paradies unvertont zu lassen.


Dante und die Nachwelt

Die Wirkungsgeschichte von Dantes Gedicht war immens, größer
vermutlich als jedes anderen Literaturwerks der hochchristlichen Zeit.
Poeten, Literaten, Komponisten und bildende Künstler aller Zeiten und
vieler Länder haben Inspirationen aus der "Komödie" gezogen. Die
bildenden Künstler stehen hier an erster Stelle: Sandro Botticelli,
Johann Heinrich Füssli, William Blake und Gustave Doré haben das
Gedicht in großen Bilderserien illustriert, ferner die deutschen
Nazarener und die englischen Präraffaeliten, angeführt von dem
Künstler, der den Namen seines Vorbilds trug: Dante Gabriel Rossetti.
Sogar Vertreter der Pop-Art wie Robert Rauschenberg haben Bildideen
aus Dantes Werk gezogen. Und der große Zeitgenosse Giotto di Bondone
hat Dante porträtiert: In diesem Bildnis sind die beiden Portalfiguren
der frühen Renaissance, eines zum Humanismus sich öffnenden
christlichen Mittelalters vereinigt. Giottos Fresko hängt im Bargello
in Florenz und zeigt Dante mit seinen charakteristischen,
scharfgeprägten Zügen, voran die Hakennase, die in allen späteren
Bildnissen wiederkehrt.

Ein Wort zum Übersetzungsproblem. Es hat viele Versuche gegeben,
Dantes "Komödie" ins Deutsche zu übertragen, seit Lebrecht
Bachenschwanz 1767 eine erste deutsche Prosafassung wagte. Karl Ludwig
Kannegießer legte 1814 die erste Übersetzung in deutschen Terzinen
vor. Seither verging kaum ein Jahrzehnt ohne neue Dante-Übersetzung,
offenbar weil keine ganz zu befriedigen vermag, bei aller
Gründlichkeit, allen Qualitäten im Einzelnen. Große Namen sind unter
den Übersetzern: August Wilhelm Schlegel und Stefan George (die nur
einzelne Partien übersetzt haben), Rudolf Borchhardt, die Romanisten
Karl Voßler und Hermann Gmelin. Voßler schrieb zur Frage der
Übersetzung: "Dantes dreireimige Kettenstrophe bedeutet in der an
Reimen, besonders an Endungsreimen so reichen italienischen Sprache
viel eher eine Anregung als eine Fessel. Im Deutschen, wo die Reime
selten und bedeutungsvoll stammbetont sind, verhält es sich umgekehrt.
Was sich im Italienischen so leicht, so beiläufig und musikalisch
ergibt, wirkt schwer im Deutschen, wo nicht gar gezwungen. Durch 100
Gesänge von ungefähr je 150 Versen hindurch eine so gedankenvolle und
scharf umrissene Dichtung wie die Göttliche Komödie im Freireim
einzudeutschen, das ist eher eine akrobatische als künstlerische
Aufgabe." Manche Übersetzer haben daraus die Konsequenz gezogen, ganz
auf Metrum und Reim zu verzichten, um dem Wortsinn möglichst nahe zu
kommen, wie Kurt Rasch in seiner Prosaübersetzung von 2011.

Sie macht das Werk zwar "lesbarer" als alle Nachdichtungsversuche, so
dass man es fast liest wie einen Roman, aber das eigentlich Poetische
geht weitgehend verloren. Schon Voßler wies darauf hin, dass Strophe
und Reim dem Werk nicht äußerlich sind. Der Dreireim hängt mit dem
Aufbau des ganzen Gedichts, mit seiner zahlensymbolischen Struktur,
nicht zuletzt mit dem dreieinigen Gottesbegriff zusammen. All das
macht die Commedia zu einer Summe der
christlich-mittelalterlichen Welt, gleichermaßen geprägt von Antike,
Christentum und scholastischer Theologie. Das gesamte Wissen der Zeit
in historischer, physikalischer, astronomischer, theologischer und
philosophischer Hinsicht ist hier vereinigt. Gleichzeitig steht diese
Dichtung am Anfang der italienischen Literatur als ihr nie mehr
erreichter oder gar übertroffener Gipfel. In einer Zeit, in der das
Lateinische noch seinen Vorrang behauptete, brach Dante der
Volkssprache die Bahn und führte sie zur Vollendung. Auch in dieser
Hinsicht ist die Göttliche Komödie nichts weniger als ein Wunderwerk.


Hanjo Kesting

ist Kulturredakteur der Zeitschrift Neue Gesellschaft/Frankfurter
Hefte. Bei Wallstein sind 2019 seine dreibändige Studie Große
Erzählungen der Weltliteratur sowie der Essay Theodor Fontane.
Bürgerlichkeit und Lebensmusik erschienen.
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Philosoph vom anderen Stern


Zum 100. Geburtstag von Stanislaw Lem

von Wolf Scheller



Er sei, so hat er geschrieben, "zum Philosophen geboren (...) in einer
Zeit, in der es nicht mehr möglich ist, im Reich der Philosophie große
Systeme zu errichten, weil dieses Reich durch die Invasionen der
Wissenschaft zerfiel, so daß der Philosoph nicht mehr der souveräne
Schöpfer eines Weltbildes sein kann". Stanislaw Lem war aber auch kein
orthodoxer Rationalist. Er erfand einen Computer, der sich irgendwann
eingestehen muss, nicht zu wissen, was die Welt zusammenhält. Und er
sinniert über die "unaufhebbare Rätselhaftigkeit dieser Welt", eine
ebenso schlichte wie aufregende Erkenntnis, die den polnischen
Schriftsteller, Philosophen und Futurologen schon in jungen Jahren
beschäftigt hat. Damals schrieb er noch Humoresken und Fernsehsketche,
behandelte aber auch bereits philosophische Fragen. Oft ging es dabei
um die Erforschung extraterrestrischer Formen der Intelligenz und
deren Abgleich mit den Grenzen des menschlichen Geistes. Seine
kybernetischen Märchen entwarfen zahlreiche mögliche, aber auch
unmöglich scheinende Welten, um zu einer Überprüfung gewohnter
Vorstellungen anzuregen. Immer wieder versuchte Lem, den Menschen auf
seine Hybris hinzuweisen. Wohl auch aus der Furcht, die Menschheit
könne versuchen, die Gesetze der Natur auszuhebeln.

Der Technikphilosoph Lem, ein Meister ironischer Verzerrungen und
einer der wenigen Großen der Science-Fiction-Literatur, konnte sich
erst im Alter mit seinem Schicksal abfinden. Er hielt sich lieber an
die empirischen Wissenschaften, wenn er die Zukunft befragen wollte.
Dahinter stand bei ihm in der Tat kein philosophisches System, eher
die Sorge, von dem, was auf die Menschheit zukommt, dereinst
weggespült zu werden. Aus seiner Sicht stellte die demografische
Entwicklung das größte Problem dar. Wiederholt bekannte Lem: "Wir sind
im Diesseits, und für mich persönlich gibt es kein Jenseits." Das
Diesseits hatte dem weltweit anerkannten Kybernetiker aus Krakau schon
genug zu schaffen gemacht. So musste er sich im Weltkrieg als Sohn
einer jüdischen Arztfamilie aus Lemberg in einer
Autoreparaturwerkstatt vor den Deutschen verstecken. Als Polen 40
Jahre später unter dem Kriegsrechtsregime des Generals Wojciech
Jaruzelski Anfang der 80er Jahre eine weitere Phase der Unterdrückung
erlebte, verließ er mit seiner Familie das Land. Zuflucht fand er für
Jahre in Wien und Berlin. Weltberühmt war der Autor von Büchern wie
Solaris, Frieden auf Erden und Technologie und Ethik
schon seit den 60er Jahren. Lem war eben nicht nur der erfolgreichste
polnische Schriftsteller der Gegenwart, sondern auch der weltweit
meistgelesene Science-Fiction-Autor.


Das Rätsel Zukunft

Rezepte, wie sich die Menschheit vor dem Untergang bewahren könnte,
besaß freilich auch er nicht. Seine Ethik bot keine Lösungen oder
griffigen Formeln. Ihr Kern war eher die Sorge des Gelehrten, dass sie
in der Abstraktion reiner Modellbildung verschwinden könnte. Ethik als
Bindeglied der menschlichen Gesellschaft. Aber seine Gedanken dazu hat
er nicht in theoretischen Abhandlungen niedergelegt, sondern in einer
wissenschaftlich fundierten fantastischen Literatur. Dabei wusste er,
dass sich mit Belletristik, auch wenn sie noch so gescheit geschrieben
ist, die Welt nicht verändern lässt. "Man kann eben nicht mit einem
Mikroskop Nüsse knacken", lautete sein Kommentar. Der promovierte
Mediziner Lem, der seinen Arztberuf nie ausübte, hatte sich an der
Universität Krakau auf die Kybernetik gestürzt. Die Psychologie der
Kreativität und die Entwicklungsgeschichte der Wissenschaft fesselten
ihn besonders. Fortan bemühte er sich, "hinsichtlich der neuesten
Hypothesen und Entdeckungen auf dem Laufenden zu bleiben". Aber da gab
es das kommunistische System, mit dem er sich irgendwie arrangieren
musste. Und da gab es die Zensur, die seine Publikationen argwöhnisch
unter die Lupe nahm. Er schrieb damals seine "roten Utopien", die
frühesten, in der Sowjetunion wie im übrigen damaligen Ostblock
überaus erfolgreichen Bücher. Von ihnen wollte er später, als seine
Bücher die Auseinandersetzung mit der Zukunftsforschung spiegelten,
nichts mehr wissen. Planer des Todes, Gast im Weltraum, Eden, Der
Unbesiegbare, Transfer - seine Prosa verdüsterte sich zunehmend,
wurde skeptischer. Solaris, die Robotermärchen, die
Sterntagebücher (...) immer häufiger gab sich Stanislaw Lem als
Philosoph zu erkennen, der sich weit vom Herkömmlichen entfernte - und
doch den Einfluss eines Karl Popper nicht leugnen konnte.


Vom Technikbewunderer zum Zweifler

1961 erschien sein vielleicht wichtigstes Werk - die Summa
technologiae. Lem sagte in diesem Buch die unaufhaltsame Invasion
der Technik in die geistige Welt voraus. Aus einem Propagandisten und
Bewunderer der neuen Technologien war ein kritischer Warner geworden,
ein Skeptiker, dem der Glaube an die Vernunft das Wesentliche
menschlicher Existenz war. Er hielt die weit verbreitete
Fortschrittsgläubigkeit für puren Unsinn und sprach von seinen Ängsten
vor der Gefahr eines atomaren Schlagabtauschs zwischen den
Nuklearmächten. Die Sicherheit, mit der er sich in früheren Jahren
über künftige Entwicklungen geäußert hatte, war im Alter allerdings
verschwunden. Da hatte er sich erneut zu einem Zweifler entwickelt,
der zu seiner pessimistischen Grundhaltung zurückgekehrt war. Seit
1986 schrieb er keine SF-Literatur mehr, warnte aber früh vor den
Gefahren des Internets. Es sei ein Netz, das nichts verstehe und
mangels Kontrollinstanzen Mafia-Organisationen und Schwindlern die
Tore öffne. Die Beschleunigung, mit der sich Veränderungen in der
Technik entwickelten, machte ihm Angst. Bei einem Denker, der als
einer der bedeutendsten Futurologen galt, mochten solche Ansichten
verblüffen. Lems Bemerkungen liefen zuletzt darauf hinaus, dass wir
eigentlich nicht wissen, worüber wir sprechen, wenn wir über die
Zukunft sprechen.


Stanislaw Lem: Solaris. Ullstein, Berlin 2021, 336 S., 12 €. -
Bei Suhrkamp Berlin 2021 erschienen: Best of Lem. 527 S., 12 €. -
Sterntagebücher. 523 S., 10 €. - Der Unbesiegbare. 227 S., 10
€. - Der futurologische Kongress. 138 S., 8 €.

Wolf Scheller

war Rundfunkredakteur in Köln und ist nun freier Autor. Seine
Schwerpunkte sind jüngere Zeitgeschichte und Literatur.

 * 

Quelle:

Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 9/2021, S. 53 - 55

Herausgegeben für die Friedrich-Ebert-Stiftung

Redaktion: c/o Friedrich-Ebert-Stiftung

Kurfürstenstraße 84, 10785 Berlin

Telefon: 030/26 935-7151, -52, -53, Telefax: 030/269359238

E-Mail: ng-fh@fes.de

Internet: www.ng-fh.de

 

Die NG/FH erscheint zehnmal im Jahr (Hefte 1+2 und 7+8 als Doppelheft)

Einzelheft: 5,50 Euro zzgl. Versand

Doppelheft: 10,80 Euro zzgl. Versand

Jahresabonnement: 50,60 Euro frei Haus

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Oktober 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / MEINUNGEN





BUCHBESPRECHUNG/206: Vom Ende der Vielfalt und dem Siegeszug der Monokultur (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Vom Ende der Vielfalt und dem Siegeszug der Monokultur

von Stefan Meretz, streifzuege.org, 14. August 2021



Wie entstand das, was wir heute so selbstverständlich "Landwirtschaft"
nennen, und was ist das überhaupt?

Diesen Fragen stellt sich Florian Hurtig in dem Buch "Paradise Lost - Vom
Ende der Vielfalt und dem Siegeszug der Monokultur". Hurtig rekonstruiert
die Genese der modernen Landwirtschaft als "lebensfeindliche
Produktionsstätten für Agrarerzeugnisse" und einem "sozialen und
ökonomischen Ausschluss [der Menschen] aus der Landschaft" (10). Doch war
früher wirklich alles besser? Es war zumindest anders, und die
Rekonstruktion des über weite Strecken gewaltförmigen
Durchsetzungsprozesses der Monokulturisierung des Anbaus von
Nahrungsmitteln führt uns vor Augen, dass das, was wir heute kennen,
keineswegs der einzige und zudem auch nicht der nachhaltige Weg ist, uns
langfristig mit Nahrungsmitteln zu versorgen.

Hurtig zeigt zu Beginn auf, dass die gängige Erzählung des Übergangs von
jagenden und sammelnden (= nomadischen) Lebensweisen zur
landwirtschaftlichen Produktionsweise vom linearen Fortschrittsnarrativ
bestimmt ist. Nomadische Gesellschaften waren demnach defizitär, denn sie
nutzten die Umwelt nur wie sie sie vorfanden und zogen weiter, wenn die
Ressourcen erschöpft waren. Demgegenüber gestalteten Ackerbäuer*innen
planvoll die Landschaft, um ihre Lebensbedingungen produzierend
herzustellen und sich von zufällig vorgefundenen Bedingungen zunehmend
unabhängig zu machen. Doch: "Beides - Sammeln und Jagen - waren keine
zufälligen Prozesse, sondern sehr viel geplanter, als landläufig
angenommen" (15). Und: "Sesshaftigkeit ist ... nicht an eine bestimmte Form
der Nahrungsgewinnung geknüpft" (20).

In der Folge entwirft der Autor ein Panorama einer vielfältigen
polykulturellen Lebens- und Produktionsweise als Gegenbegriff zur
der heute in der kapitalistischen Landwirtschaft dominierenden Monokultur.
Die Polytechnik gab es bereits viele tausend Jahre bevor sich die
Landwirtschaft über viele Zwischenstufen schliesslich durchsetzen konnte.
Sie basierte auf einer Vielfalt unterschiedlicher Subsistenztechniken, zu
denen Jagen und Fischen, der Brand- oder Wanderfeldbau bis zur Pflege von
Waldgärten reichten.

Der erste Übergang zur sesshaften Lebensweise wurde mit der
Jōmon-Kultur in Japan vor etwa 14.000 Jahren nachgewiesen. Sie
entwickelte sich jedoch nicht auf Basis der Domestizierung von Wildgetreide
und -tieren, sondern von Waldgärten mit kultivierten Esskastanien, die so
licht gehegt wurden, dass dazwischen weitere Nutzpflanzen gedeihen konnten.
Diese Form der Kultivierung lag so nahe an der natürlichen Vegetation, dass
sie Böden und Klima nicht negativ beeinflussten und eine dauerhafte Nutzung
möglich wurde. Ähnliche Entwicklungen, die den (Wald-) Gartenbau zur
Grundlage hatten, lassen sich in vielen Teilen der Welt nachweisen, etwa
auch in Europa mit der Nutzung der Haselnuss.

Hinzu kommt ein weiterer stabilisierender Effekt der Gartenbaukultur: Im
Gegensatz zu jagenden Tätigkeiten, bei der der Erfolg der einen Gruppe die
Erfolgswahrscheinlichkeit einer anderen Gruppe reduzierte, führte die
Verbesserung der Pflanzenerträge durch züchterische Erfolge eher zu
kooperativ-inkludierenden Beziehungen, sofern Wissen und Pflanzgut zwischen
Gruppen ausgetauscht wurden. Ein solches Verhalten wurde für die Tropen
nachgewiesen und liegt auch nahe, da "die Kooperation zwischen den
Gemeinden ... zu geringerer notwendiger Tätigkeit führte" (42).

Doch: "Wieso gingen Menschen in einer Zeit der Fülle auf einmal zum
deutlich arbeitsintensiveren Ackerbau über?" (48). Einen zentralen Hinweis
sieht der Autor in der erst vor 25 Jahren entdeckten und immer noch nur
ansatzweise ausgegrabenen Tempelanlage von Göbekli Tepe in Südostanatolien,
die vor 12.000 Jahren errichtet wurde. Der Bau begann noch zu einer Zeit
des Jagens und Sammeln als bestimmender Form der Lebensgewinnung und reicht
bis in die Zeit der landwirtschaftlichen Produktion hinein - nachgewiesen
etwa anhand des genetischen Ursprungs der Urformen des Weizens in der
Region. Daraus schliesst (nicht nur) der Autor, dass nicht ein schwindender
Nahrungsertrag aus dem Jagen und Sammeln zum Übergang zur produzierenden
Lebensweise führte, was erst danach den Bau der Tempelanlagen ermöglicht
hätte. Sondern umgekehrt waren für den Bau derartig monumentaler Bauwerke
enorme Nahrungsmittelmengen erforderlich, um riesige Menschenmengen zu
versorgen, die den Bau errichteten, was erst zur produzierenden Lebensweise
führte.

Diese Umkehrung der bisher üblichen Sichtweise verschiebt auch den Grund
für die Entstehung von Herrschaft in die Zeit einer Lebensweise, die bisher
als herrschaftsfrei oder -arm galt. Der Autor schreibt von einer
"jägerischen Machtelite" (49), die den Bau dieses überregionalen
spirituellen Zentrums veranlasste. Doch wie entstand diese (männliche)
Machtelite und wie war sie in der Lage, eine komplette Neuorganisation der
Lebensweise mit Verfügung über eine vergleichsweise gigantische Ansammlung
von Menschen zu Bauzwecken ins Werk zu setzen?

Der Weg bis zu den späteren Monokulturen war noch weit, doch das neue
"Agrarpaket" mit Getreide, Linsen und Bohnen wie auch domestizierten Tieren
setzte sich durch und verbreitete sich in alle Richtungen. "Die notwendige
Arbeitszeit stieg mit der Ackerarbeit. Durch die Arbeitsteilung konnte aber
die individuelle Arbeitszeit sehr ungleich verteilt werden" (60).
Ausbeutung und Abschöpfung von Produkten führte zur Klassen- und
Sphärenspaltung. Der entscheidende Umbruch im Neolithikum sei also nicht
Sesshaftwerdung und Schrifterfindung, sondern die "Erfindung der Arbeit"
(61). Und: "Die Vervollkommnung dieser Arbeitsmaschinerie führte zur
Entstehung der ersten wirklichen Staaten ... aus den Getreidespeicher- und
Bewässerungsbürokratie-Tempeln" (66) - Arbeitskritik am konkreten
Gegenstand.

In dem interessanten Buch werden die weitere Entwicklungen auf dem Weg in
die industriell-landwirtschaftliche Monokultur nachgezeichnet, dem diese
kurze Besprechung der Anfangszeit der Landwirtschaft nicht gerecht werden
kann. Zentralisierung, Vereinheitlichung und Kontrolle der Monokulturen
schufen die Voraussetzungen für die industriell-kapitalistischen
Stoffströme und Herrschaftsformen - ein neuer Blick auch auf die
Entstehungsbedingungen des Kapitalismus. Bitte selbst lesen!



Florian Hurtig: Paradise Lost. Vom Ende der Vielfalt und dem Siegeszug der
Monokultur. oekom verlag 2020. 432 Seiten, ca. 32.00 SFr.
ISBN 978-3962382032

Link zum Originalartikel:

https://www.streifzuege.org/2021/monokultur/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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REZENSION/750: Jared Diamond - Kollaps. Warum Gesellschaften überleben oder untergehen (SB)

Jared Diamond



Kollaps. Warum Gesellschaften überleben oder untergehen




Der US-amerikanische Geograph, Biologe und Historiker Jared Diamond
schrieb 2005 mit "Collapse - How Societies Choose to Fail or Succeed"
(z. Dt.: "Kollaps - Warum Gesellschaften überleben oder untergehen")
einen in viele Sprachen übersetzten Bestseller. Darin schildert er
auf der einen Seite die Zusammenbrüche früherer Gesellschaften wie
beispielsweise der Anasazi in Nordamerika, Polynesier auf der
Osterinsel, Maya in Südamerika und Wikinger auf Grönland und auf der
anderen Erfolgsgeschichten wie die der Menschen auf der
Salomonen-Insel Tikopia und des Tokugawa-Shogunats (1603 - 1868; auch
Edo-Zeit genannt) in Japan. Der Schwerpunkt des Buchs besteht in der
Beschreibung und Analyse des Verhaltens von Gesellschaften in einer
Umwelt, die sich mal aufgrund menschlichen Tuns, mal aufgrund
natürlicher Prozesse drastisch gewandelt hat. Ergänzt werden die
historischen Rückblicke mit vergleichsweise jüngeren
gesellschaftlichen Entwicklungen wie dem Völkermord 1994 in Ruanda.

Mit dem Begriff "Kollaps" im Buchtitel wird eine hohe Geschwindigkeit
des Zusammenbruchs nahegelegt. Das geben die Beispiele allerdings
nicht her. In den beschriebenen Gesellschaften erstreckte sich der
jeweilige Niedergang mindestens über zwei Generationen; meistens
verstrich noch sehr viel mehr Zeit. Auch wenn jene Gesellschaften
unterschiedlich groß waren und die natürlichen Voraussetzungen
zwischen klimatisch unterschiedlichen Zonen wie den Tropen und der
Arktis extrem variierten, glaubt Diamond, fünf gemeinsame Ursachen
ausfindig gemacht zu haben, die einzeln oder in Kombination
miteinander für den Untergang einer Gesellschaft hauptverantwortlich
sein können: Umweltzerstörungen (wie das Abholzen sämtlicher Bäume
auf der Osterinsel), Klimaveränderungen (die Abkühlung auf Grönland
ließ das gewohnte Leben für die Wikinger nicht mehr zu), feindliche
Nachbarn (die beispielsweise zum Untergang des Khmer-Reichs
beigetragen haben), der Wegfall von Handelspartnern (wie auf den
Pazifikinseln Pitcairn und Henderson) und nicht zuletzt eine falsche
Reaktion der Gesellschaft auf Veränderungen ihrer Umwelt.

Letzteres wiederum betrifft jeden der vorgenannten Gründe. Denn
selbst die Wikinger, die von Island kommend mehrere Jahrhunderte auf
Grönland gelebt haben, hätten trotz der klimatischen Abkühlung
womöglich überlebt, wenn sie die ebenfalls auf der weitreichend
eisbedeckten Insel lebenden Inuit nicht bekriegt, sondern deren
erfolgreichen Überlebenstechniken angenommen hätten, und dazu gehörte
nun mal nicht die von den Wikingern bevorzugte, aber unter den
eisigen Bedingungen Grönlands nicht länger aufrechtzuerhaltende
Rinderzucht. Was die Vorstellung von "falschen" Entscheidungen einer
Gesellschaft betrifft, so handelt es sich stets um eine Betrachtung
im nachhinein. Es kann, muss aber nicht bedeuten, dass der
mutmaßliche Fehler rechtzeitig hätte erkannt werden können.




[image: Eine Gruppe mit Lanzen bewaffneter, bärtiger Männer überfällt in Felle gekleidete Inuit und tötet diese - Grafik: Holzschnitt, Seite 45 von 'Kaladlit Assilialiait' (1860), British Library, Public domain via Wikimedia Commons]

Im Zusammenhang mit der Kleinen Eiszeit (1400 bis 1850) kühlte
sich das Klima auf Grönland ab. Vermutlich haben die letzten Wikinger
die Insel im Laufe des 16. Jahrhunderts verlassen.

Grafik: Holzschnitt, Seite 45 von "Kaladlit Assilialiait" (1860), British
Library, Public domain via Wikimedia Commons



Nicht zuletzt waren die herrschenden klerikalen und weltlichen Eliten
von Gesellschaften wie denen der Maya in Südamerika oder der
Polynesier auf der Osterinsel an dem Niedergang beteiligt, indem sie
ihre persönlichen Interessen gegenüber denen der Bevölkerung
durchgesetzt haben, wie Diamond schreibt. Wenn also nach einem
gemeinsamen Merkmal des Untergangs gesucht wird, sollte auch dieser
Punkt - vorherrschende Partikularinteressen versus
allgemeingesellschaftliche Interessen - seiner Meinung nach nicht
vernachlässigt werden.

Diamonds analytische Methode besteht darin, von einer Reihe von
Einzelbeispielen auf allgemeine Merkmale des Niedergangs von
Gesellschaften zu schließen, um davon wiederum allgemeingültige
Schlussfolgerungen ziehen zu können, die auf weitere Einzelbeispiele
anwendbar sind. Das liest sich ansprechend, bleibt jedoch inhaltlich
auf der Strecke. Denn unterm Strich erscheint jede Gesellschaft im
Kontext ihrer Umweltbedingungen als einzigartig, so dass die von
Diamond formulierten allgemeinen Merkmale wenig aussagekräftig
bleiben. Letzten Endes lassen sich allgemein geltende Faktoren kaum
von Allgemeinplätzen unterscheiden.

So bietet der Autor Antworten und Erklärungen an, die manchmal recht
banal wirken - eine Gesellschaft ist untergegangen, weil sie auf
Umweltveränderungen falsch reagiert hat -, und manchmal uralte
Vorurteile bedient - a) Menschen fallen zwangsläufig übereinander her
oder übernutzen Ressourcen, wenn sie nicht durch eine höhere
gesellschaftliche Ordnung daran gehindert werden; b) indigene Völker
sind irgendwie auf einem früheren Entwicklungsstand
"steckengeblieben".

Bereits mit einem seiner früheren Bücher, "Guns, Germs, and Steel.
The Fates of Human Societies" (z. Dt.: "Arm und Reich. Die Schicksale
menschlicher Gesellschaften"), das 1998 mit dem Pulitzer-Preis
ausgezeichnet wurde, hatte Diamond eine breite Rezeption in den
Medien erfahren. Mit "Kollaps" setzte sich die Aufmerksamkeit fort.
Dabei waren einzelne Thesen in der Fachwelt, in deren Gewässern
Diamond gefischt hatte, durchaus umstritten. Manche unterstellten ihm
Öko-Determinismus. Beispielsweise attestiert der Schweizer Ethnologe
Jürg Helbling dem Autor "Malthusisches" Denken, weil dieser
Bevölkerungsdruck sowie Übernutzung und Schädigung der Ressourcen als
Begründung für den von Krieg begleiteten Untergang einer Gesellschaft
ansieht. Dabei verhalte es sich meist genau umgekehrt, meint
Helbling, erst komme der Krieg, dann das Bevölkerungswachstum und die
Übernutzung bzw. Vernichtung von Ressourcen (tinyurl.com/uyh3sydf).

Solche Debatten um Ursachen und Folgen sollen hier nicht
nachgezeichnet werden. Es geht um die Frage, ob ein Weltbestseller,
auf den vielfach mal positiv, mal negativ Bezug genommen wurde, die
damals in ihn gesetzte Erwartung, aus der Analyse gesellschaftlicher
Niedergänge Handlungsempfehlungen ableiten zu können, erfüllt und gut
eineinhalb Jahrzehnte nach seiner Veröffentlichung noch etwas dazu
beizutragen hat, dass die gegenwärtigen globalen Krisen verlangsamt,
gestoppt oder gar in ihr Gegenteil verkehrt werden.

Diese Frage muss aus heutiger Sicht differenziert beantwortet werden,
ohne damit der Beliebigkeit das Wort sprechen zu wollen. Sicherlich
gemahnt die Lektüre des Buchs daran, dass der soziale Zusammenhalt,
ob von Imperien, Staaten oder kleineren Lebensgemeinschaften, alles
andere als fest und die Zukunft für alle Beteiligten gesichert ist.
Eine Binsenweisheit zwar, aber angesichts der Geschwindigkeit, mit
der sich gegenwärtig diverse Natursysteme in Folge der Ausbreitung
des Menschen verändern, kann auf keine Mahnung verzichtet werden, die
zum Ziel hat, Schadensminderung zu betreiben.




[image: Rund ein halbes Dutzend versetzt zueinander stehender, teils umgefallener Steinfiguren an einem grasbewachsenen Hang - Foto: Yves Picq, CC BY-SA 3.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0, via Wikimedia Commons]

Für den Transport der Steinfiguren (Moai) auf der Osterinsel
mussten zahlreiche Bäume gefällt werden. Laut Jared Diamond war die
komplette Entwaldung ein wichtiger Grund für den Kollaps der Gesellschaft.

Foto: Yves Picq, CC BY-SA 3.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0, via Wikimedia Commons



Obgleich es Jared Diamond gelungen ist, eine wissenschaftliche
Fragestellung zum Untergang oder Überleben von Gesellschaften für
Laien aufzubereiten und die Lektüre seines Buchs für die Folgen der
in der hiesigen Gesellschaft bevorzugten Produktionsverhältnisse und
des Konsumismus zu sensibilisieren vermag, bedarf es solcher
Expertise inzwischen eigentlich nicht mehr. Regelmäßig werden Studien
entweder zu globalen oder regionalen Aspekten des Klimawandels, der
Extremwetterereignisse, des Artensterbens, etc. publiziert. Die
Zukunftsunsicherheit greift um sich, nicht allein im Globalen Süden.
So steht der Klimawandel auch in den gemäßigten Breiten nicht mehr
nur vor der Tür; hier und da hat er die Schwelle bereits
überschritten. Auch die Frage, welche Folgen die globale Erwärmung
für die klimatisch privilegierten Regionen beispielsweise Europas in
Zukunft haben wird, ist kein Geheimnis. Dazu bedarf es nicht einmal
wissenschaftlichen Projektionen, dazu genügt ein Blick über den
eigenen Tellerrand hinaus auf die Länder und Regionen des Trikonts,
aus denen aktuell immer mehr Menschen meist in Richtung Norden
flüchten. Bewaffnete Konflikte und klimatische Veränderungen als
wesentliche Fluchtursachen sind aufs engste miteinander verwoben.

Die Politik kann die globalen Krisen nicht ignorieren ... sollte man
meinen. Ist nicht in dieser Hinsicht alles gesagt, zumindest alles
Erforderliche, um die eigentlich notwendigen Schlüsse daraus zu
ziehen? Es mangelt nicht an Konzepten, sei es aus der
Politikberatung, von wissenschaftlichen Institutionen oder
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bewegungen, wie eine
zukunftsfeste Transformation der Gesellschaft gestaltet werden
sollte. Es mangelt jedoch massiv an der politischen Umsetzung und -
was über den berechtigten Verweis auf die gemeinsamen Interessen von
Politik und Wirtschaft hinaus zu erwähnen häufig vernachlässigt wird
- am gesellschaftlichen Rückhalt, wollte eine Regierung die mit den
aus Klimaschutzgründen verbundenen Einschränkungen des gewohnten
Konsumverhaltens durchsetzen.

Diamond ist nicht der einzige, der hinsichtlich der Frage, was die
Menschen gegen die multiplen Krisen unternehmen sollten, die
Vergesellschaftung als solche vernachlässigt. Diese hat im Laufe der
Zivilisationsgeschichte nicht nur einen technologischen Fortschritt
mit zweifelhaftem Ausgang mit sich gebracht - Stichwort Klimawandel
als Folge fossiler Energiesysteme -, sondern auch qualifizierte
Formen sozialer Gegenseitigkeit, angefangen von der warenförmigen
Tauschwirtschaft bis hin zur Lohnarbeit, bei der Arbeitskraft gegen
Lohn getauscht wird und der Mehrwert aus der geleisteten Arbeit
angeeignet und akkumuliert werden kann.

Theoretisch wäre Arbeit ohne Entgelt und ohne Tausch möglich, jedoch
ist dies schwer vorstellbar in unüberschaubar großen Gesellschaften,
die in Nationalstaaten organisiert sind. Arbeit wird heute synonym
mit Lohnarbeit gesetzt, obschon es sich dabei um etwas anderes
handelt. Das ist in diesem Zusammenhang insofern relevant, als dass
menschliche Gemeinschaften, deren Mitgliederinnen und Mitglieder sich
nicht gegeneinander definieren und in denen sich keine Hierarchien
gebildet haben, ganz andere Möglichkeiten hätten, mit existentiell
bedrohlichen Veränderungen ihrer Umwelt umzugehen, so dass sie deren
Folgen gemeinsam tragen.

Selbst wenn in einer Gemeinschaft nicht genügend zu essen produziert
wird oder Menschen aufgrund von Naturkatastrophen ihr Hab und Gut
verlieren, muss das nicht bedeuten, dass sie damit alleingelassen
werden. Von daher wären Naturkatastrophen viel weitreichender als
gesellschaftliche Katastrophen anzusehen, als es allgemein
wahrgenommen wird. Statt dessen wird der gesellschaftliche Kontext
mit vermeintlich natürlichen Sachzwängen "wegerklärt". Auch Diamond
bedient mit "Kollaps" eine Sichtweise, bei der das enge Zusammenspiel
von Gesellschaft und Umwelt zwar anschaulich geschildert, aber der
gesellschaftliche Grundwiderspruch nicht angesprochen wird.




[image: Zwei Männer stehen in einem Boot, einer fischt mit einer langen Stange im Wasser. Im Hintergrund weitere Personen, eine Windmühle, ein Gehöft und ein Dorf. - Foto: Unbekannter Autor, Public domain, via Wikimedia Commons]

Torfgewinnung mit Baggerbeugeln im Niedermoorgebiet im Westen der
Niederlande, ca. 1800.

Der Torf wird mit einer Art Schöpfnetz an bis zu acht Meter langen
Stangen unter der Wasseroberfläche gewonnen, zum Trocknen auf
Moorflächen ausgelegt und später abgestochen.

Foto: Unbekannter Autor, Public domain, via Wikimedia Commons



Die Niederlande werden von Diamond als ein modernes, positives
Beispiel für wachsendes Umweltbewusstsein aufgeführt. Ein Grund dafür
sei, dass viele Menschen, reiche wie arme, unterhalb des
Meeresspiegels leben und daher aufeinander und eine funktionierende
Gesellschaft angewiesen sind, behauptet der Autor.

Dem ist allerdings entgegenzuhalten, dass die Niederlande pro Kopf
gerechnet zu den größten Holzimportländern der Welt gehören und dass
die Wälder in anderen Weltregionen für den gehobenen niederländischen
Lebensstil gerodet werden. Abgesehen davon haben sich die Niederlande
durch Entwässerung und Abbau von Mooren sprichwörtlich selbst das
Wasser abgegraben. Bis zu acht Meter lag das Land einst höher, als
sich dort die ersten Menschen ansiedelten. (Wie man sich leicht
ausmalen kann, wurden die ersten Gehöfte und Dörfer niemals acht
Meter unterhalb des Wasserspiegels errichtet.)

Heute muss das Land mit riesigen Bauwerken gegen die Flut geschützt
werden. Vielleicht hat sich das Umweltbewusstein der politischen
Führung der Niederlande und auch der Menschen allgemein gewandelt,
aber auch daran bestehen leise Zweifel, ist unser westlicher Nachbar
doch Heimat von Konzernen wie Royal Dutch Shell und Schlumberger, die
beide von der Verbreitung der fossilen Energiewirtschaft profitieren,
wie der Luft- und Raumfahrtkonzern Airbus, der Automobilkonzern
Stellantis und vielen Industriekonzernen und Handelsgesellschaften
mehr. Sie alle tragen Mitverantwortung für die globale Erwärmung.

Vielleicht können sich die Niederlande eine Zeitlang gegen den von
ihnen mitverursachten Meeresspiegelanstieg schützen, andere Länder
wie Kiribati, Tuvalu oder Bangladesch, deren Pro-Kopf-Anteile an den
Treibhausgasemissionen historisch wie aktuell deutlich unter denen
der Niederlande liegen, stehen nicht die erforderlichen finanziellen
Mittel zur Verfügung. Vielleicht wird in den Niederlanden ein
ausgeprägtes Umweltbewusstsein gepflegt, aber die nackten Zahlen
sprechen eine andere Sprache. 2015 lag die Niederlande mit den
Treibhausgasemissionen pro Kopf der Bevölkerung im Staatenvergleich
an 28. Stelle, noch vor Ländern wie Deutschland, Japan, Südafrika und
China und nochmals deutlich weiter vor den oben genannten drei
Ländern des Globalen Südens.




[image: Wellen peitschen bei Sturm gegen ein Bauwerk aus einer langen Reihe von Türmen und Schotten im Wechsel - Foto: Rens Jacobs / Beeldbank V&W., Attribution, via Wikimedia Commons]

Oosterschelde-Sperrwerk mit abgesenkten Fluttoren, 27. Februar 1990.

Das Bauwerk zählt zu den mehrere Milliarden Euro teuren Deltawerken,
mit denen sich die Niederlande gegen Sturmfluten und Meeresspiegelanstieg schützen.

Foto: Rens Jacobs / Beeldbank V&W., Attribution, via Wikimedia Commons



Was also bleibt? Jared Diamonds 16 Jahre altes Buch ist aus dem
bürgerlich liberalen Lager der USA hervorgegangen. Es bietet auch
heute noch viele bemerkenswerte Einblicke in gesellschaftliche
Entwicklungen, die von Umweltfaktoren teilweise massiv beeinflusst
wurden. Dabei pflegt der Autor den typischen Blick des Geographen,
der größere Zusammenhänge im Verhalten des Menschen in den Grenzen
von Naturräumen betrachtet und beschreibt. Das liest sich flott und
trägt zum oberflächlichen Verständnis der Notlage bei, in die sich
Menschen hineinmanövriert haben. Indessen werden grundlegende
Faktoren der Entwicklung der Not nicht angesprochen. Diese entsteht
nicht hauptursächlich als Folge des Lebens in benachteiligten
Klimazonen, sondern als Folge der gesellschaftlichen Organisation. In
der wiederum kommt der Verteidigung des Eigentums eine zentrale
Bedeutung zu.

Um das ohrenbetäubende Schweigen der Tausenden von Ertrunkenen im
Mittelmeer und das der Verdurstenden in der mexikanischen Wüste auf
ihrem Weg in sicherere Gefilde nicht hören zu müssen, werden seitens
der Wohlstandsregionen beträchtliche Anstrengungen unternommen. Mit
hochmodernen Grenzzäunen sowie Hightech-Überwachungsregimen bewahren
die USA, EU und andere privilegierte Räume das von ihnen beanspruchte
Eigentum und sichern das Wohlstandsgefälle dauerhaft. Bei der Frage,
ob die heutige Gesellschaft es schafft zu überleben, wird ignoriert,
dass diese Gesellschaft Gegensätze zwischen Verelendung und Wohlstand
wie Hungersnot und Übersättigung, Lohnarbeitssklaverei und
Reichtumsanhäufung produziert. Wo aber Menschen kein Dach über dem
Kopf haben oder den Müll nach Essbarem durchwühlen müssen, hat der
Kollaps längst stattgefunden. Er ist kein zukünftiges Ereignis,
sondern bittere Erfahrung zahlloser Menschen.

Was der Autor anhand historischer Beispiele schildert, findet als
gesellschaftlicher Bruch hier und heute statt: Mehr als 800 Millionen
Menschen leiden Hunger, mehrere Dutzend Millionen von ihnen sterben
aufgrund Nahrungsmangels. Mehr "Kollaps" als der Verlust des eigenen
Lebens und das der Angehörigen geht nicht. Das Gesellschaftsmodell,
das so etwas zulässt, ja, Tag für Tag von neuem herbeiführt, hat den
Kollaps integriert. Die existentielle Not ist systemisch angelegt,
und die Wissenschaft mit ihren Beschreibungsmodellen ist anscheinend
so sehr mit den vorherrschenden Interessen verbunden, dass sie das
ignoriert.
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REZENSION/749: Rolf Geffken - Mein China (SB)

Rolf Geffken



Mein China

Licht und Schatten im Reich der Mitte




Scheinbar unaufhaltsam steuern die USA und ihre Verbündeten Australien
und Großbritannien auf einen großen Krieg mit der Volksrepublik China
zu. Darauf deutet die aktuelle diplomatische Krise um das geplatzte,
bereits 2016 vereinbarte, 65 Milliarden Euro schwere Geschäft über die
Lieferung von rund einem Dutzend dieselbetriebenen U-Booten aus
Frankreich an die australische Kriegsmarine hin. Hinter dem Rücken von
Paris haben sich Washington und Canberra unter Vermittlung Londons
statt dessen auf die Lieferung einer Flotte atomgetriebener U-Boote
Made in the USA verständigt; als Motorenlieferant beim neuen, bestimmt
höchst einträglichen Mammutprojekt ist bereits der namhafte britische
Rüstungskonzern Rolls-Royce im Gespräch. Aus Verärgerung über die
hinterhältigen Umtriebe der vermeintlichen Freunde aus der Anglosphäre
hat Präsident Emmanuel Macron zum ersten Mal in der Geschichte den
Botschafter Frankreichs in den USA zu Konsultationen in die Heimat
abberufen. Die Demarche ist nicht zuletzt deshalb bemerkenswert, weil
Frankreich der älteste Verbündete der USA ist und als einzige
ausländische Macht am Kampf der Gründerväter George Washington,
Benjamin Franklin, Thomas Jefferson et al um Unabhängigkeit von
Großbritannien gegen Ende des 18. Jahrhunderts wesentlichen Anteil
hatte.

Die zunehmende militärische Einkreisung Chinas ist eine Reaktion der
Amerikaner auf den Aufstieg der Volksrepublik zur wirtschaftlichen
Supermacht und hat spätestens während der Präsidentschaft Barack
Obamas begonnen. 2011 erklärte die damalige US-Außenministerin Hillary
Clinton in Foreign Affairs, der Hauspostille der Globalisierung
angloamerikanischer Prägung, das 21. Jahrhundert vollmundig zu
"America's Pacific Century". Zu diesem Zeitpunkt hatten das Weiße Haus
und das Pentagon längst mit der Verlegung wesentlicher Teile der
amerikanischen Militärkapazitäten vom nordatlantischen in den
indopazifischen Raum begonnen. Zum sogenannten "Asia Pivot" Obamas und
Clintons gehörte sowohl die Einrichtung eines Stützpunktes der
US-Marineinfanterie im nordaustralischen Darwin als auch die
Einbindung Indiens in die neue Front gegenüber der Volksrepublik.
Daraus ist der Quadrilateral Security Dialogue, bestehend aus den USA,
Japan, Australien und Indien, entstanden.




[image: Nixon und Mao geben einander im Arbeitszimmer des chinesischen Staatsratsvorsitzenden lächelnd die Hand - Foto: Richard Nixon Presidential Library and Museum, Public domain, via Wikimedia Commons]

Die historische Begegnung Maos mit US-Präsident Richard Nixon 1972 in
Peking

Foto: Richard Nixon Presidential Library and Museum, Public domain,
via Wikimedia Commons



Für eine breitere Öffentlichkeit wurden erst mit der Wahl des
Nationalchauvinisten Donald Trump zum US-Präsidenten im Jahr 2016 die
Spannungen zwischen Washington und Beijing spürbar. Bereits vor seiner
formellen Einführung in das hohe Amt nahm Trump als erster
designierter Präsident der USA in der Geschichte eine Gratulation
seitens der taiwanesischen Präsidentin Tsai Ing-wen an. Die
Provokation des Trump Towers und Taipehs war gewollt. Mit dieser
aufsehenerregenden Aktion distanzierte sich Trump demonstrativ von der
Ein-China-Politik, die Washington praktisch seit dem Treffen Richard
Nixons mit Mao Zedong im Februar 1972 in Peking befolgt hatte, und
sorgte damit für erhebliche Verärgerung in der Volksrepublik. Im
Rahmen jenes historischen China-Besuchs hatten Nixon und der damalige
chinesische Premierminister Zhou Enlai das Shanghai-Communiqué, mit
dem die USA den Alleinvertretungsanspruch Beijings und Taiwan als Teil
Chinas anerkannten, unterzeichnet.

Vier Jahre lang hat Trump bei jeder Gelegenheit gegen China
polemisiert. Er gab der Volksrepublik die Schuld an der Misere der
amerikanischen Mittelschicht - wohlwissend, daß es die Chefs der an
der New Yorker Börse dotierten US-Großkonzerne waren, die in den
zurückliegenden vierzig Jahren aus Kostengründen und der
kapitalistischen Marktlogik folgend Abermillionen Arbeitsplätze nach
China exportiert hatten. Zuletzt betrieb Trump in Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie das ganze Jahr 2020 über eine regelrechte Hetzkampagne
gegen die Volksrepublik. Statt stichhaltige Beweise für seine These
vorzulegen, die chinesische Wissenschaft sei für den Ausbruch von
Covid 19 verantwortlich, setzte Amerikas liebster Schlangenölverkäufer
auf eingängige rassistische Bezichtigungsbegriffe wie "Kung-flu" und
"Chinese virus", um seine leicht zu beeindruckende republikanische
Anhängerschaft zu mobilisieren.

Nach dem Sieg des Demokraten Joe Biden gegen Trump bei der
Präsidentenwahl im vergangenen November kamen Hoffnungen auf, die
amerikanisch-chinesischen Beziehungen gerieten wieder in ruhigeres
Fahrwasser. Die Hoffnungen wurden jäh zerstört, als beim ersten
Gipfeltreffen des neuen US-Außenministers Anthony Blinken mit seinem
chinesischen Amtskollegen Wang Yi im März in Anchorage, der Hauptstadt
Alaskas, Bidens Chefdiplomat die chinesische Regierung öffentlich
bezichtigte, am mehrheitlich muslimischen Volk der Uiguren in der
westchinesischen Provinz Xinjiang einen "Völkermord" zu begehen.
Meinten es Biden und Blinken mit diesem Vorwurf ernst, müßten sie
deswegen und trotz des Widerstands Pekings eine Sondersitzung des
UN-Sicherheitsrats fordern. Das Ausbleiben dieses Schritts beweist,
daß es Washington hauptsächlich um das Schüren eines Feindbilds im
Westen und nicht im geringsten um die zum Teil drastischen Maßnahmen
der chinesischen Behörden zur Eindämmung des muslimischen Extremismus
in Xinjiang ging.




[image: Mao vor einem Mikrophon mit Redemanuskript in der Hand - Foto: Hou Bo, Public domain, via Wikimedia Commons]

Mao Zedong verkündet am 1. Oktober 1949 in Peking die Gründung der
Volksrepublik China

Foto: Hou Bo, Public domain, via Wikimedia Commons



Wie sehr der westliche Blick auf China von Eigeninteressen bestimmt
wird, die ein besseres Verständnis der dort lebenden Menschen und
ihrer jahrtausendealten Kultur verhindern, zeigt exemplarisch die
Hetzjagd von US-Senator Joe McCarthy auf vermeintliche Kommunisten im
Staatswesen, vor allem im State Department und im Pentagon, Anfang der
fünfziger Jahre. Wesentlicher Auslöser des unsäglichen McCarthyismus
war der Sieg der Kommunistischen Partei Chinas im Bürgerkrieg gegen
die nationalistische Kuomintang um Chiang Kai-shek und die Ausrufung
der Volksrepublik durch Mao im früheren kaiserlichen Palast in der
Verbotenen Stadt Beijings am 1. Oktober 1949. Die Schockwelle dieses
Ereignisses trat in den USA sowohl eine erbittere Debatte um die Frage
"Who lost China?" als auch die fieberhafte Suche nach den
Verantwortlichen los, deren vermeintliche Fehler - etwa aufgrund einer
zu linksprogressiven Haltung - die USA nach dem Sieg über das
kaiserliche Japan im Zweiten Weltkrieg um den ihnen zustehenden Preis,
nämlich die ausschließliche Kontrolle über den ungeheuren Reichtum
Chinas, gebracht hätte.




[image: Wang Guangmei von Studenten als westliche Hure verkleidet und zur Schau gestellt - Foto: unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Öffentliche Erniedrigung Wang Guangmeis vor der Universität
Tsinghua

Foto: unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Als Korrektiv für die eurozentrische Perspektive auf die Volksrepublik
empfiehlt sich das neue Buch von Rolf Geffken, "Mein China - Licht und
Schatten im Reich der Mitte". Der Fachanwalt für Arbeitsrecht hat in
den letzten Jahrzehnten zahlreiche Bücher über China geschrieben, eine
ganze Reihe von Seminaren und Tagungen in Deutschland als auch in der
Volksrepublik selbst organisiert, war Teilnehmer an dem von der
Regierung Gerhard Schröder initiierten deutsch-chinesischen
Rechtsdialog und hat Schulungen für leitende Mitarbeiter in China
operierender deutscher Großkonzerne wie Airbus, Continental und
Daimler durchgeführt. Wer im ersten Moment befürchtet, die
Ausführungen eines Arbeitsrechtlers zum Thema China seien vielleicht
langweilig, weil nur für ein Fachpublikum bestimmt, irrt sich
gewaltig. Nach Ansicht des Rezensenten dürfte es äußerst schwierig
sein, ein Buch zu finden, das über nur 196 Seiten so viel Erhellendes
und Informatives über China enthält.




[image: Konterfei Dengs mit wirtschaftlichem Musterprojekt im Hintergrund auf riesiger Plakatwand - Foto: Brücke-Osteuropa, Public domain, via Wikimedia Commons]

Plakatwand mit Bild von Deng Xiaoping vor dem Eingang des
Industrieparks Lychee in Shenzhen

Foto: Brücke-Osteuropa, Public domain, via Wikimedia Commons



Nach Abschluß seines Jurastudiums in Hamburg Anfang der siebziger
Jahre setzte sich Geffken als Anwalt zunächst für die Belange der
philippinischen Seeleute ein, die zu Hunderttausenden unter allen
Flaggen auf den Weltmeeren unterwegs sind und ohne deren Einsatz der
internationalen Seehandel sowie die Kreuzfahrtindustrie wahrscheinlich
zusammenbrächen. Nach anfänglichen Arbeitsaufenthalten auf den
Philippinen gelangte er später auch nach Singapur, Taiwan, Hongkong
und schließlich in die Volksrepublik. Seine zahlreichen
Veröffentlichungen aus dieser Phase sind unter Titeln wie
"Seeleutestreik und Hafenarbeiterboykott", "Arbeit und Recht auf
Taiwan", "Streik - auch in China?", "Das chinesische
Arbeitsvertragsgesetz" und "Labour and Trade Unions in China"
erschienen.




[image: Eine Gruppe Studenten mit Fahnen überquert den Tianamen-Platz in Beijing - Foto: Jirí Tondl (Blow up), CC BY-SA 4.0 International]

Studentenproteste am Beijinger Platz des himmlischen Friedens im Juni
1989

Foto: Jirí Tondl (Blow up), CC BY-SA 4.0 International



In seinem jüngsten Werk setzt sich Geffken unter narrativer
Zuhilfenahme der eigenen Biographie und Erfahrungen in Asien kritisch
mit der Geschichte der Volksrepublik auseinander. Er zeichnet die
Entwicklung eines kriegszerstörten Landes nach, das seit den beiden
Opiumkriegen mit Großbritannien in der ersten Hälfte des 19.
Jahrhundert keine politische Stabilität mehr erlebt hat, sondern zum
Spielball fremder Großmächte geworden war. Mit der Ausrufung der
Volksrepublik gewann China erstmals seit fast 100 Jahren der Wirren
und Verwüstungen seine volle staatliche Souveränität zurück. Unter
sozialistischer Herrschaft ging es zunächst vor allem um den
Wiederaufbau. Geffken, der sich selbst als progressiver Linker
versteht, macht keinen Hehl daraus, daß in den ersten Jahrzehnten
einige katastrophale Fehler gemacht wurden. Damit sind in erster Linie
der Große Sprung nach vorn und die Kulturrevolution gemeint.




[image: Großes Panoramabild von Shenzen mit modernen Hochhäusern soweit das Auge reicht - Foto: Charlie Fong, CC BY-SA 4.0 International]

Blick auf den Westen Schenzens am gleichnamigen Fluß

Foto: Charlie Fong, CC BY-SA 4.0 International



Mit drastischen Methoden wollte China Ende der fünfziger, Anfang der
sechziger Jahre industrietechnologisch mit der Sowjetunion und dem
Westen gleichziehen. Doch die Initiative erwies sich als
kontraproduktiv. Die Vernachlässigung der Landwirtschaft führte zu
einer schweren Hungersnot mit Millionen von Toten, weshalb 1961 der
Große Sprung nach vorn, ein Prestigeprojekt Maos, frühzeitig
abgebrochen werden mußte. Nur wenige Jahre später, 1966, traten Mao
und seine Getreuen die Kulturrevolution los, um die angeblichen
Vertreter bürgerlichen Denkens innerhalb der KPC zu beseitigen. Im
Staatswesen, an den Hochschulen sowie in den Kulturbetrieben wurde mit
brutalsten Methoden die "alte Garde" entfernt. Vielfach wurden aus
fadenscheinigen Gründen die Rivalen Maos geschaßt. Zu den
prominentesten Opfern der großen Säuberungswelle, die unzählige
Menschen das Leben kostete, gehörten Staatspräsident Liu Shaoqi und
dessen Ehefrau, Wang Guangmei, die selbst Mitglied des Ständigen
Ausschusses des Nationalen Volkskongresses war. Nach der Amtsenthebung
und Verhaftung wurden beide als "Kosmopoliten" diffamiert und
öffentlich gedemütigt. Während Wang die Zeit hinter Gittern überlebte,
starb Liu 1969 im Gefängnis an den Folgen schwerer Mißhandlung.




[image: Regierungsvertreter auf der Bühne beim Volkskongreß aufgereiht sitzend vor einer riesigen chinesischen Flagge hinter ihnen an der Wand - Foto: Public domain, via Wikimedia Commons]

Fünfte Sitzung des 12. Volkskongresses am 5. März 2017

Foto: Public domain, via Wikimedia Commons



Zehn Jahre dauerte die Kulturrevolution. Erst 1976, nach dem Tod Maos
und unmittelbar danach der Verhaftung der Viererbande, darunter Maos
vierte Ehefrau Jiang Qing, konnte der Spuk, der für gesellschaftliches
Chaos und eine weitgehende Aushöhlung aller staatlichen Institutionen
mit Ausnahme der Volksarmee gesorgt hatte, beendet werden. Wie Geffken
erklärt, ist letzterer Umstand auch der Hauptgrund, warum so viele
Betriebe in China ihren Ursprung im militärisch-industriellen Komplex
haben. Ende der siebziger bis weit in die achtziger Jahre setzte der
große Reformer Deng Xiaoping die Volksrepublik auf den Kurs der außen-
und marktpolitischen Öffnung. Um ausländische Investoren ins Land zu
locken, wurden Sonderwirtschaftszonen eingerichtet, von denen Shenzen,
einst ein nördlich von Hongkong gelegenes Fischerdorf und heute eine
höchst dynamische Wirtschaftsmetropole mit fast 20 Millionen
Einwohnern, die bekannteste ist. Interessanterweise ließ sich Deng in
Sachen Reformen immer wieder von Lee Kuan Yew, dem langjährigen
Premierminister des Einparteienstaats Singapur, beraten, weswegen
Geffken das moderne China eher als ein konfuzianisches als ein
sozialistisches Land verstanden wissen will. Was demokratische
Praktiken betrifft, so erinnert Geffken an die Arbeit des Nationalen
Volkskongresses, dessen Vertreter nicht nur auf Begehren der eigenen
Bürger reagieren, sondern sich auch für eine Berücksichtigung der
Anliegen ausländischen Investoren offen zeigen.




[image: Xi Jinping steht zwischen Clinton und Biden, alle drei für die Kamera lächelnd - Foto: State Dept Image by Mark Stewart, Public domain, via Wikimedia Commons]

Der damalige US-Vizepräsident Joe Biden und Außenministerin Hillary
Clinton ehren Chinas Präsident Xi Jinping mit einem gemeinsamen
Mittagessen im Washingtoner State Department im Februar 2012

Foto: State Dept Image by Mark Stewart, Public domain, via Wikimedia
Commons



Geffken hat über Jahre mitbeobachten können, welche Folgen der
wirtschaftliche Aufstieg für die einfachen Menschen in China hatte. Er
kritisiert die Ein-Kind-Politik als unmenschlich, ist aber voll des
Lobes für die vielen Frauen und Mädchen, die - obwohl von ihren
Familien weniger gewollt als ein Sohn - trotz aller Widrigkeiten etwas
aus sich gemacht haben. Er würdigt auch den gigantischen Beitrag der
Wanderarbeiter, die lange Zeit als rechtlose Wesen ausgebeutet wurden
und erst in den letzten Jahren den Schutz staatlicher Gesetze erfahren
haben. Geffken bescheinigt der Volksrepublik, in den letzten
Jahrzehnten, darunter auch unter der Führung des heutigen Präsidenten
Xi Jinping, große Fortschritte im Bereich der Rechtsstaatlichkeit
erzielt zu haben. Auch auf dem Feld des Umweltschutzes, wo in China
großer Nachholbedarf herrscht, sieht er die Volksrepublik auf einem
guten Weg und verweist zum Beispiel auf den hohen Grad der E-Mobilität
in den chinesischen Städten.

Geffken spart trotzdem nicht an Kritik am chinesischen Justizwesen. Er
findet die Handhabung des Strafrechts zu drakonisch und das Festhalten
an der Todesstrafe gänzlich inakzeptabel. Gleichwohl tut er die
Horrormeldungen über das chinesische Sozialkreditsystem als
übertrieben ab. Des weiteren erachtet er die Berichte westlicher
Medien über Unterdrückung in Hongkong und Tibet zu Recht mehr oder
weniger als Propagandaergüsse von MI6 und CIA. Wie Geffken eingangs
konstatiert, ist China ein Kosmos für sich - eine Kultur und ein Volk,
die, wenn überhaupt, nur mit Respekt und vorsichtiger Annäherung
verstanden werden können. In diesem Zusammenhang erläutert er wichtige
Alltagskonzepte wie Guanxi - was soviel wie soziales Netzwerk des
einzelnen bedeutet -, Danwei (Arbeitseinheit) sowie Denkstützen wie
die 36 Strategeme, die im chinesischen Alltag immer wieder in
Erscheinung treten. Wie nicht anders zu erwarten, plädiert Geffken
schließlich für eine Zusammenarbeit des Auslands mit China auf
Augenhöhe. Ob sich im Westen eine solche Vorgehensweise durchsetzen
wird, muß aber erst die Zukunft zeigen.
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Pudong, der neue Wirtschafts- und High-Tech-Bezirk Shanghais

Foto: King of Hearts, CC BY-SA 4.0, via Wikimedia Common
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AKTION/572: Friedensbewegung demonstriert am 9. Oktober in Nörvenich gegen Atomkriegsmanöver (Kampagne "Büchel ist überall")

Pressemitteilung der Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt vom
28.09.2021

Friedensbewegung demonstriert am 9. Oktober in Nörvenich gegen
Atomkriegsmanöver



Jedes Jahr Mitte Oktober übt die Bundeswehr mit dem Manöver "Steadfast
Noon" den Atomkrieg. Das Manöver wird als NATO-Übung unter Beteiligung der
USA und der europäischen Staaten der nuklearen Teilhabe durchgeführt.
Bundeswehrsoldaten trainieren, die US-Atombomben an ihre Trägerflugzeuge zu
montieren und die Bomben in die Zielgebiete zu werfen. Die Übung unterliegt
strenger Geheimhaltung, so dass sie immer erst nach ihrem Beginn öffentlich
bekannt wird.

Erstmals gibt es in diesem Jahr am 9. Oktober vor Manöverbeginn eine
Demonstration in Nörvenich mit dem Motto "Atomkriegsmanöver 2021 absagen!"
Nach einer Kundgebung mit Rede- und Kulturbeiträgen am Schloss um 12 Uhr
werden die Demonstrierenden anschließend bis zum Fliegerhorst "Oswald
Boelcke" zu einer Abschlussaktion gehen. Hier soll auch die Umbenennung der
Oswald-Boelcke-Allee thematisiert werden. Bei der Kundgebung werden u.a.
Pfarrerin Susanne Rössler aus Düren, Angelika Claußen vom IPPNW-Vorstand
sowie Ludo De Brabander von der belgischen Friedensbewegung sprechen.

Die veranstaltenden Gruppen, u.a. die FriedensGruppe Düren, das
Antikriegsbündnis Aachen, die DFG-VK NRW und die Kampagne "Büchel ist
überall! atomwaffenfrei.jetzt", fordern den Stopp des Manövers, den Abzug
aller Atomwaffen aus Büchel, die Beendigung der "Nuklearen Teilhabe" und
den Beitritt Deutschlands zum Atomwaffenverbotsvertrag. Über 30
Friedensgruppen und über 50 Einzelpersonen unterstützen den Aufruf.

Obwohl die der deutschen nuklearen Teilhabe zugeteilten US-Atombomben in
Büchel lagern, war Nörvenich schon letztes Jahr in das Atomkriegsmanöver
involviert. Da der Fliegerhorst Büchel im Zeitraum von 2019 bis 2026 für
knapp 260 Millionen Euro modernisiert wird, u.a. um für die neuen
zielgenaueren B61-12 Atombomben gerüstet zu sein, gilt Nörvenich als
Ausweichstandort für die Tornado-Atombomber.

"Die Bundeswehr darf sich an dem Atomkriegsmanöver nicht beteiligen, weil
es deutschen Soldaten völkerrechtlich verboten ist, Atomwaffen
einzusetzen", so Martin Singe für die Veranstalter-Gruppen. Er betont: "Die
Bundesregierung widersetzt sich vorsätzlich und wissentlich dem verbindlich
geltenden humanitären Völkerrecht. Rechtswidrige Befehle dürfen weder
erteilt noch befolgt werden."

Die Bürgerinnen und Bürger der gesamten Region - sie wären die ersten Opfer
im Falle einer kriegerischen Auseinanderserzung - sind eingeladen, sich an
der Demonstration zu beteiligen. Ein Shuttleservice ist eingerichtet. Um
11.30 Uhr fährt vom Bahnhof Düren ein Sonderbus zum Kundgebungsort in
Nörvenich (Schloss), nach dem Aktionsabschluss am Fliegerhorst fährt der
Bus zurück über Nörvenich nach Düren.


Der Aktionsaufruf ist zu finden unter: 

https://www.atomwaffenfrei.de/home/artikel/79dfaa01f9ffa14d5fa2ab78695ed93d/atomkriegsmanoever-steadfast-noon.html

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de
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INTERNATIONAL/288: Mexiko - Zapatistische Delegation "La Extemporánea" bricht nach Europa auf und landet in Wien (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Zapatistische Delegation "La Extemporánea" bricht nach Europa
auf

Von Daliri Oropeza






[image: Konvoi aus Pick-ups, in denen zahlreiche Menschen sitzen - Foto: © Daliri Oropeza]

Die Delegation "La Extemporánea" auf dem Weg nach Europa

Foto: © Daliri Oropeza



Die Delegation "La Extemporánea" hat das zapatistische
Territorium verlassen und kommt nach Europa. In Wien laufen die
Vorbereitungen auf Hochtouren.

(San Cristóbal de las Casas, 10. September 2021, pie de página) - Die
Delegation "La Extemporánea" hat das zapatistische Territorium
verlassen und macht sich auf den Weg nach Europa. Ihr Ziel ist Wien.
Es handelt sich um 177 Personen mit Maya-Wurzeln, die es sich zur
Aufgabe gemacht haben, zuzuhören und ihre Erfahrungen und Kämpfe zu
teilen. Gleichzeitig wird in Wien der Empfang vorbereitet. Dort sieht
man die Reise als Anlass, um miteinander neue Verbindungen zu
schaffen.


Bewohner*innen von Chiapas verabschieden die Delegation

San Cristóbal de las Casas: Eine Frau hält einen Blumenstrauß in der
Hand und spritzt damit Wasser auf mehr als zehn Pick-ups, die die von
Laubbäumen gesäumte Straße entlang fahren. In den Fahrzeugen befinden
sich Mitglieder der Delegation "La Extemporánea", die am 13. September
in zwei Etappen von Mexiko-Stadt aus nach Wien aufbricht. Die ältere
Frau, die einen schwarzen Rock, eine bestickte Bluse und Zöpfe trägt,
steht in Begleitung ihrer Familie am Rande des Bürgersteigs und macht
diese Geste, die einem Segensspruch ähnelt. Sie wusste, dass sie
vorbeikommen würden. Viele Dorfbewohner und Familien kommen an die
Straße, um die Delegation zu verabschieden und ihr beim Vorbeifahren
zuzusehen. Die Mitglieder der Delegation wurden auf ihrem Weg
Zeug*innen illegaler Abholzung und des Rohstoffraubbaus. Mit
einmonatiger Verspätung reist die zapatistische Delegation nach
Mexiko-Stadt und fliegt von dort nach Österreich, in ein Gebiet in
Europa, das von der vorangegangenen Delegation, der "Staffel 421", in
Slumil K'ajxemk'op ("widerständiges Gebiet") umbenannt wurde.
Die "Staffel 421" wird am 11. September nach Mexiko zurückkehren.


Die Delegation der "Unzeitgemäßen"

Trotz der Verzögerungen bei den Passverfahren, Hindernissen, Problemen
und Impfungen befindet sich "La Extemporánea" nun auf dem Weg nach
Europa. Ihre Mitglieder brachen am 8. und 9. September vom Semillero
de la Comandanta Ramona im Caracol de Morelia auf, dem Treffpunkt der
Frauen, die kämpfen. Sie kamen in verschiedenen Gruppen im Caracol
Jacinto Canek zusammen, um die letzten Vorbereitungen und Details für
die Reise zu klären, brachten Decken für diejenigen mit, die keine
dabei hatten, und verbrachten die Nacht in dem kalten und regnerischen
San Cristóbal. Jetzt sind die 28 Teams des Zuhörens und der Worte
(bestehend aus je 4-5 compas), ein Team für Spiel und Spaß, ein
Frauenfußballteam und eines für die Koordination der Reise auf dem Weg
nach Mexiko-Stadt. Ihren Namen "La Extemporánea" bekam die Delegation,
weil 67 Zapatist*innen, darunter Subcomandante Moisés, keine Pässe
erhalten hatten, da "der mexikanische Staat unsere Identität und
Herkunft nicht anerkennt und uns sagt, wir seien 'aus der Zeit
gefallen' (so bezeichnet uns das Außenministerium als 'unzeitgemäße'
Mexikaner*innen)".


Proteste gegen französisches Einreiseverbot

Darüber hinaus war die Verzögerung auch auf die europäischen
Vorschriften zurückzuführen, die die Einreise von ungeimpften Menschen
nicht zulassen, ebenso wenig werden Menschen ins Land gelassen, die
mit Sputnik, Cansino, Sinovac, Sinopharm oder Soberana geimpft wurden,
um nur einige zu nennen. Der Nationale Indigene Kongress (CNI) hatte
das gleiche Problem mit den Pässen und Impfungen, so dass sie ihre
Reise ebenfalls verschoben haben. Mit mehr als tausend Unterschriften
von Organisationen, Netzwerken, Gewerkschaften, Kollektiven und
Akademiker*innen schickten sie einen Brief an das französische
Innenministerium, in dem sie die Einreise der zapatistischen
Delegation "La Extemporánea" forderten. Dort weigerte man sich jedoch,
den Brief entgegenzunehmen, erteilte eine abschlägige Antwort und
ignorierte ihn, als er an mehrere französische Botschaften in Europa
übergeben wurde. Aktivist*innen aus mehr als 13 Ländern in Europa
organisierten innerhalb einer Woche mehr als 46 Proteste, um die freie
Einreise der Delegation zu fordern.

Nach über zweimonatiger Quarantäne und Vorbereitung sind nun die
nächsten Schritte: Ankunft in Mexiko-Stadt, Durchführung von
PCR-Tests, Übergabe des Dokuments mit den Vereinbarungen über die
Unterstützung der Opfer von Gewalt in ihrem Kampf für Wahrheit und
Gerechtigkeit, Empfang der Einheit 421, Aufteilung in zwei Gruppen für
die Reise und letzte Vorbereitungen für den Flug nach Madrid am Mittag
bzw. am Abend des 13. September. "An den Tagen, an denen wir in
Mexiko-Stadt sind, werden wir die Protokolle der Versammlungen der
zapatistischen, nicht-zapatistischen und antizapatistischen Gemeinden
mit ihren Vereinbarungen über die Unterstützung der Opfer der Gewalt
in dem Kampf für Wahrheit und Gerechtigkeit überreichen, so wie es in
der Konsultation vom 1. August dieses Jahres beschlossen wurde",
versicherte Subcomandante Moises in einem Kommuniqué.


Neugegründete Gruppe Zapalotta organisiert Österreich-Besuch
 der Zapatist*innen

Für das Kollektiv Acción Solidaria, das zum Zapalotta-Netzwerk in
Österreich gehört, war die Ankunft der Delegation eine Überraschung.
Aufgrund der Verzögerung war man unsicher, ob das Treffen stattfinden
kann, und beschleunigte die Vorbereitungen für den Empfang umso mehr,
als die Nachricht über die Ankunft in Österreich kam. Für das kleine
Netzwerk Zapalotta, das neben Pandemie-bedingten Unwägbarkeiten mit
persönlichen und kollektiven Kapazitäten umgehen muss, eine große
Herausforderung. Aber nun überwiegt die Freude über die Ankunft der
Delegation. "Wir sehen den zapatistischen Weg als eine Möglichkeit,
uns als Linke weiter links zu positionieren und Politik mit Würde
zusammenzubringen. Das Streben nach Würde ist radikal. Die Linke hier
und in der Welt versucht nicht, das System zu verändern. Sie streben
Veränderungen an, die zwar bedeutend sein können, aber nicht in der
Substanz, sondern nur in der Form. Sie ändern nichts an der
gesellschaftlichen Dynamik von Klasse, Ausbeutung, Rassismus und
Ausgrenzung. Der Zapatismus bedeutet für uns Hoffnung, weil er auf
tiefgreifende Veränderungen abzielt und offen ist für die Vielfalt der
Kämpfe ", so das Kollektiv Acción Solidaria.


Verschiedene europäische Gruppen helfen bei der Organisation


Aktivist*innen aus der Schweiz, Griechenland, Italien, Frankreich,
Spanien, Deutschland, Wien, Portugal, Dänemark, Finnland, Schweden und
Belgien haben ihre Teilnahme am Empfang der Delegation bestätigt. Die
Gruppe "Y Retiemble Madrid" wird ebenfalls teilnehmen. "Das Treffen
wird mit Unterstützung aus verschiedenen Teilen Europas stattfinden.
Wir organisieren uns, um nach Wien zu reisen und den Gruppen dort zur
Hand zu gehen, denn Österreich ist ein kleines Land, wo sich erst
anlässlich der Europareise der zapatistischen Delegation Gruppen
gebildet haben, anders als in anderen Gegenden, wo es schon seit
Monaten oder Jahren eine Unterstützer*innenstruktur gibt", so ein
Mitglied von "Y Retiemble". "Durch die Verspätung der Delegation war
es nicht einfach, die Vorbereitungen zu treffen. Wir haben spontan
gearbeitet, ohne zu wissen, wann sie ankommen und wann sie Mexiko
wieder verlassen können, und das hat unsere Organisation und die
Planung unserer Aktivitäten kompliziert gemacht." In Madrid fanden am
13. August Demonstrationen zum 500. Jahrestag des Widerstands der
Völker statt. Die Gruppe Y Retiemble war außerdem damit beschäftigt,
alle Regionen zu koordinieren und die Programme der einzelnen Gebiete,
die die Delegation empfangen wollten, aufeinander abzustimmen, denn
"es gibt viele Aktivitäten, die im Zusammenhang mit der Europa-Reise
der Zapatist*innen geplant wurden". In den Monaten, in denen die
Staffel 421 unterwegs war, hatte sie ein dicht gestricktes Programm
mit widerständigen Gruppen in ganz Europa.


Mehr Netzwerkarbeit und politische Inspiration

Durch die Organisation rund um die Reise und die Europatour der
Delegation habe man sich damit beschäftigt, Kontakte zu knüpfen und
Netzwerke auszubauen, betont Acción Solidaria aus Wien. "Dadurch sind
Menschen, Kollektive und Organisationen zusammengekommen, die sich
vorher nicht kannten. Lebenserfahrungen und Ideen aus europäischen
Randgebieten Europas wurden breiter diskutiert. Die Reise der
Zapatist*innen ist für uns eine Möglichkeit, uns zu verbinden,
einander zuzuhören und etwas ganz Eigenes, ganz Anderes, ganz
Unterschiedliches zu erarbeiten. Sexismusdebatten, der Kampf gegen den
Rassismus und viele weitere Kämpfe werden noch nicht aus einer
intersektionalen Perspektive geführt bzw. verbleiben in einem
konventionellen Ansatz. Die Reise der Zapatist*innen kann uns
inspirieren, Netzwerke mit mehr Offenheit aufzubauen, unterschiedliche
Kämpfe einzubeziehen und weniger auf Ausschluss zu setzen", so ein
Acción Solidaria Aktivist.

In Wien bereitet das Zapalotta-Netzwerk zwei große Veranstaltungen
vor, um die Delegation mit politischen Reden, Gedichten und Musik vor
der Ankunftshalle des Flughafens zu begrüßen. Kollektive und
Organisationen aus Europa basteln derzeit Transparente und Schilder,
um die Compas willkommen zu heißen. Dazu wird es eine Pressekonferenz
geben. Zapalotta kümmert sich auch um die Übersetzung der
Veranstaltung. Was ebenfalls bedacht werden muss: Mit der Delegation
kommt auch der Winter. "Es gibt viele Dinge, die im Voraus geplant
werden müssen: Wir müssen Räume reservieren, für die Sicherheit der
Delegationen sorgen, und durch die Verspätung müssen wir
berücksichtigen, dass der Winter kommt, dass wir beheizte Räume
brauchen, weil man sich nicht im Freien aufhalten kann, und vieles
andere mehr."


Übersetzung: Valentín de Negri Fischer

 * 


Zapatistische Delegation in Wien gelandet

(Mexiko-Stadt, 14. September 2021, desinformémonos) - Am 14. September
ist die zapatistische Delegation "La Extemporánea" am Wiener Flughafen
gelandet und wurde von mehreren Kollektiven, Organisationen und
Aktivist*innen empfangen.

Die Delegation, die von Subcomandante Moisés von der EZLN angeführt
wird, ist in zwei Gruppen in die österreichische Hauptstadt gereist.
Die mexikanischen Frauen, Männer und Kinder werden sich in mehrere
Gruppen aufteilen und in verschiedene europäische Städte reisen, wo
sie sich in den kommenden Wochen mit örtlichen Kollektiven über ihre
jeweiligen sozialen Kämpfe austauschen werden.

Die Ankunft der zapatistischen Delegation ist Teil der "Reise für das
Leben" [1], die im Juni begonnen hat. Damals erreichte [2] die
sogenannte "Schwadron 421" [3] per Schiff die spanische Hafenstadt
Vigo und beteiligte sich seitdem mit lokalen sozialen Organisationen
an Treffen, Demonstrationen und Feierlichkeiten in Spanien, Frankreich
und der Schweiz.


Infos über größere öffentliche Veranstaltungen
sowie alle Termine und aktuelle News sind zu finden unter:

https://www.ya-basta-netz.org/termine/


Anmerkungen:

[1] https://enlacezapatista.ezln.org.mx/2021/06/27/die-reise-fur-das-leben-wohin-gehen-wir/

[2] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/zapatistische-delegation-erreicht-europaeisches-festland/

[3] https://www.ya-basta-netz.org/auf-dem-meer/


URL der Artikel:

https://www.npla.de/thema/allgemein/zapatistische-delegation-la-extemporanea-bricht-nach-europa-auf/

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/zapatistische-delegation-in-wien-gelandet/
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AUSSICHTEN/9033: Und morgen, den 5. Oktober 2021 (SB)

+++ Vorhersage für den 05.10.2021 bis zum 06.10.2021 +++
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Kleine Möwe,

flieg nach Helgoland.

Jean, der Löwe,

sucht den Nordseestrand.
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ITALIEN/365: Zehn Tote am Arbeitsplatz in 48 Stunden erschüttern das Land (Gerhard Feldbauer)

Massaker am Arbeitsplatz erschüttern Italien

Zehn Tote in 48 Stunden

von Gerhard Feldbauer, 30. September 2021



In Italien "hört die dramatische Serie von Todesfällen bei der Arbeit
nicht auf", berichtete die staatliche Nachrichtenagentur ANSA
am Donnerstag. Nachdem es bis zum Dienstag an einem einzigen Tag sechs
Tote bei Unfällen am Arbeitsplatz gegeben hatte, stieg die Zahl in 48
Stunden nach offiziellen Angaben auf zehn an. Zuletzt wurde am
Mittwochabend in Cologna Veneta bei Verona ein Arbeiter von einem
Lastwagen zerquetscht. In der Provinz Pisa wurde in Pontasserchio ein
54-jähriger Bauer von den Klingen einer Landmaschine regelrecht
enthauptet. Die "Blutspur begann", so ANSA, in Pieve Emanuele
bei Mailand, wo auf dem Campus der Humanitas, der mit dem
gleichnamigen Krankenhaus verbunden ist, ein Strahl flüssigen
Stickstoffs zwei Techniker einer Firma traf und tödliche
Gefrierverbrennungen verursachte. Die Staatsanwaltschaft Mailand hat
hier ein Ermittlungsverfahren wegen Totschlags gegen unbekannt
eingeleitet und die Beschlagnahme des Tankers und der Tank-Zisterne,
in der die Flüssigkeit deponiert wird, angeordnet.

Bereits im August hatte es über ein Dutzend Tote am Arbeitsplatz
gegeben, ohne dass die Regierung davon Notiz nahm. Nachdem die
Todesfälle innerhalb 48 Stunden um weitere zehn angestiegen waren,
äußerte sich Premier Draghi nun am Mittwoch dazu, verlas die Namen
und das Alter der Opfer und sprach sein "tiefstes Beileid" aus. Er
musste einräumen, "das Thema Arbeitstote nimmt immer mehr die Konturen
eines Massakers an, das das wirtschaftliche und psychologische Umfeld
des Landes verwüstet", zitierte ANSA. Er kündigte "schärfere
und sofortige Strafen für die Verantwortlichen" an und "Maßnahmen zur
Zusammenarbeit mit den Unternehmen, um Schwachstellen in Bezug auf die
Arbeitssicherheit frühzeitig zu erkennen".

Mit dem Hinweis, dass die Sicherheit am Arbeitsplatz auch Gegenstand
der Gespräche der Regierung mit den Gewerkschaften über ihren Beitritt
zu dem mit der Confindustria geschlossenen Sozialpakt ist, will
Draghi, wie Beobachter in Rom vermerken, das Thema mit deren Beitritt
koppeln. Dazu versprach Draghi, eine Datenbank zur Erleichterung der
Sicherheitskontrollen am Arbeitsplatz einzurichten und dafür 2.300
Inspektoren neu einzustellen.

Es sind späte Einsichten, denn die Gewerkschaften haben seit Jahren
auf die steigenden Zahlen der Unfalltoten in den Unternehmen
aufmerksam gemacht. Laut dem jüngsten Bericht des Statistikamtes
Istat, den die Südtirol News veröffentlichte, werden pro Jahr
etwa 650.000 Arbeitsunfälle verzeichnet. Dazu kommt eine hohe
Dunkelziffer, denn ein großer Teil der Verunglückten sind illegale
Einwanderer und prekär Beschäftigte, meistens auf dem Bau. Große
Konzerne verlagern außerdem Fertigungen mit hohem Unfallrisiko in
kleine Subunternehmen, wo es keine Sicherheitskontrollen am
Arbeitsplatz gibt.

Nach einem Bericht des Fatto Quotidiano hat sich die nun seit
rund 18 Monaten andauernde Corona-Krise stark auf die
Arbeitsbedingungen ausgewirkt. So nahm 2020 mit offiziell 1.538 die
Zahl tödlich am Arbeitsplatz verunglückter Arbeiter*innen im Vergleich
zum Vorjahr um 29% zu. Dieser Trend bestätigt sich mit 9,3% mehr
Arbeitstoten auch im ersten Quartal 2021.

Als ein weiteres erschreckendes Resultat kommt die aufgedeckte
Irregularität in den Betrieben hinzu. Im Jahr 2020 wurden 7.486
Unternehmen kontrolliert. In 86% der kontrollierten Fälle deckten die
Arbeitsinspektor*innen Missbräuche bezüglich des Arbeitsschutzes oder
der Arbeitsverträge (sogenannte "Schwarzarbeit") auf. Diese
Irregularität wird als ein weiterer Grund für die hohe Zahl von Toten
am Arbeitsplatz gesehen. Das nationale Arbeitsinspektorat - ein
Instrument, um die Irregularität aufzudecken und zu bekämpfen - wird
dennoch seit Jahren abgebaut: Im Jahr 2020 zählte es 246
Inspektor*innen auf dem ganzen italienischen Territorium, im Jahr
zuvor waren es noch 21 mehr gewesen. Auch die jetzt von Draghi
versprochene Neueinstellung von 2.300 Inspektor*innen dürfte kaum
ausreichen, die Lage zu verbessern.

 * 

Quelle:
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ITALIEN/364: Weiterhin landesweite Streiks und Proteste gegen Massenentlassungen und Unternehmerwillkür (Gerhard Feldbauer)

Landesweite Streiks und Proteste gegen Massenentlassungen und
Unternehmerwillkür halten an

Fridays for Future fordert, nicht nur das Klima, sondern "das
System zu ändern"

von Gerhard Feldbauer, 26. September 2021



Mit landesweiten Streiks und Demonstrationen gegen Massenentlassungen
und Arbeiterwillkür und für soziale Rechte der Arbeiter haben die seit
Wochen anhaltenden Arbeiterkämpfe am Wochenende einen neuen Höhepunkt
erreicht. Zu den Protesten hatten die Gewerkschaften mit der USB an
der Spitze aus Solidarität mit den bei der Fluggesellschaft Alitalia
auf die Straße gesetzten über 8.000 Beschäftigten und den 422 in
Florenz nach einer Schließung des Autozulieferers GNK gekündigten
Arbeitern aufgerufen. Mit ihrer Teilnahme an den Protesten meldete
sich die weltweit bekannte Bewegung Fridays for Future auch in Italien
zu ihren durch die Corona-Pandemie unterbrochenen wöchentlichen
Aktivitäten zurück. In über 70 Städten, von Mailand, Turin, Bologna
über Rom bis Neapel und Bari, waren sie dabei und warnten, "der Planet
liegt im Sterben", verlangten auf Transparenten und in Sprechchören,
es gehe nicht nur darum, das Klima, sondern "das System zu ändern". In
einer Erklärung betonte ihr "Verband junger Umweltschützer", "gesunde
Luft, Nahrung und Wasser" sind Grundrechte und verlangte von der
Regierung "Worte statt Reden", sowie die "Ungerechtigkeiten zwischen
Ländern" zu beseitigen und "soziale Gerechtigkeit" für alle Menschen
herzustellen. Diese Forderungen von Schülerinnen, Schülern und anderen
jungen Menschen gaben dem Kampftag einen zusätzlichen kämpferischen
und Massencharakter.

Nach Mailand, Turin und Bologna war Rom ein Epizentrum des Kampftages,
der in über 100 Städten begangen wurde. In der Hauptstadt beteiligten
sich an dem Streik bei der liquidierten Fluggesellschaft Alitalia
laut der Nachrichtenagentur "ANSA" bis zu 100 Prozent der Mitarbeiter,
wodurch über 170 Flüge auf Inlands- und internationalen Linien
unterbrochen wurden. In Rom blockierten sie stundenlang eine Autobahn
zum Flughafen Fiumicino, wobei es zu gewaltsamen Zusammenstößen mit
Räumungskräften der Polizei kam, die mit Schlagstöcken und Schilden
gegen die Streikenden vorging. Weitere Proteste fanden vor einem
Terminal des Hauptstadtflughafens statt, wo die auf die Straße
gesetzten Arbeiter auf Fahnen und Transparenten dagegen protestierten,
die neue Airline Italia Trasporto Aero (ITA) in eine kleine
Billigfluggesellschaft mit nur 50 Maschinen, der Hälfte der Alitalia,
und weniger Strecken zu verwandeln. Sie forderten Jobs und sichere
Arbeitsbedingungen in dem neuen Unternehmen.

In Florenz konnten die Arbeiter einen Teilerfolg verbuchen. Nachdem
dort eine Woche zuvor 20.000 Menschen gegen die geplante Schließung
des vom britischen Melrose-Finanzfonds kontrollierten Autozulieferers
GKN protestiert hatten, erklärte das Verwaltungsgericht der Stadt nach
einer Klage des Metallarbeiterverbandes FIOM in der CGIL die
Entlassung der 422 Beschäftigten für rechtswidrig. Das dort gebildete
"Collettivo Di Fabbrica - Workers GKN Firenze" wertete das als Erfolg,
sich gegen "solche Modelle zu erheben und die Würde der männlichen und
weiblichen Arbeiter zu verteidigen".

Das Fass zum Überlaufen der Arbeiterproteste brachte der am Vortage
von Premier Mario Draghi verkündete Abschluss eines als "Pakt für
Italien" getarnten Paktes der Regierung mit dem Verband der
Großindustriellen Confindustria. Nachdem Draghi den versammelten
Unternehmern versichert hatte, ihren Forderungen nachzukommen und
ihnen auch zusicherte, dass es keine Steuererhöhungen für sie geben
wird, wurde der ehemaligen Präsident der Europäischen Zentralbank von
den Unternehmern mit Standing Ovations gefeiert. Ihr Chef Carlo Bonomi
verkündete, das ist "unsere Regierung", das sollte jetzt "allen klar
sein". Das sei, kommentierte das kommunistische Online-Portal
"Contropiano", "die totale Einheit der Ansichten und Absichten
zwischen dem Boss der Bosse und dem Regierungschef".

Die Generalsekretäre der drei großen Gewerkschaften CGIL, CISL und UIL
hielt das nicht davon ab, an diesem Treffen teilzunehmen. Proteste
wurden nicht bekannt. Im Gegenteil erwägen die Gewerkschaftschefs, wie
"ANSA" zu entnehmen war, sich dem neuen Sozialpakt der Unterordnung
der Arbeiter unter die Fuchtel der Unternehmer zusammen mit dem
sozialdemokratischen Partito Demoratico (PD), der Linkspartei Freie
und Gleiche (LeU) und der Fünf-Sterne-Partei (M5S) anzuschließen.
Während die Bosse die Arbeiter auf die Straße setzen, ihre Rechte
abbauen und Lohnerhöhungen verweigern, wollen sie in dem Pakt
vorgeblich einen Mindestlohn durchsetzen. Der Vertreter der für ihren
antikapitalistischen Kurs bekannten Linkspartei Potere al Popolo (Die
Macht dem Volke), der bei den Alitalia-Arbeitern auf dem Flughafen in
Fiumicino weilte, distanzierte sich von dieser Sozialpaktstrategie,
versicherte den Streikenden die uneingeschränkte Solidarität seiner
Partei und sagte, "nicht alle von uns haben aufgehört zu kämpfen, wir
alle sind heute Alitalia".

Die Basis-Gewerkschaft USB, die zunehmend zum kämpferischen Vortrupp
der Arbeiter im Transportsektor wird, warnte vor den sozialen Folgen
eines solchen Friedensschlusses, denn CGIl, CISL und UIL würden nur
dann "zum Mahl eingeladen, wenn sie sich gut benehmen". Am Ende dieses
Kampftages trat in Rom ihre Nationalversammlung zusammen und
beschloss, für den 11. Oktober einen weiteren Generalstreik
auszurufen.
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MEMORIAL/233: Bauernaufstand und Massenproteste 1930-1931 in Vietnam gegen die französische Kolonialherrschaft (Gerhard Feldbauer)

Vor 90 Jahren, im Herbst 1931, endeten die Kämpfe um die Sowjets in
Vietnam

Begonnen im September 1930 mit einem Bauernaufstand waren sie zu dieser
Zeit eine der größten revolutionären Massenbewegungen in den kolonial
unterdrückten Ländern


Erstmals übernahm die Arbeiterklasse mit der Kommunistischen Partei an
der Spitze die Führung des nationalen Befreiungskampfes

von Gerhard Feldbauer, 3. September 2021
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Spuren der Vergangenheit - Rathaus von Ho-Chi-Minh-Stadt in kolonialem Baustil
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Gegenwärtig findet in Vietnam eine Debatte über den Weg des Landes zum
Sozialismus statt, die auch unter deutschen Linken verfolgt wird. In
einem anlässlich des 131. Geburtstages Ho Chi Minhs am 19. Mai
veröffentlichten Beitrag "Einige theoretische und praktische Fragen
zum Weg Vietnams zum Sozialismus" hat der Generalsekretär der
Kommunistischen Partei Vietnams (KPV), Nguyen Phu Trong, dargelegt,
dass die im Februar 1930 von Ho Chi Minh gegründete Partei "während
des ganzen revolutionären Kampfes immer daran festgehalten hat, dass
das Voranschreiten zum Sozialismus eine objektive Forderung und der
unvermeidliche Weg der vietnamesischen Revolution ist". [1] Diese
Etappe der nationalen Befreiungsrevolution unter Führung der
Arbeiterklasse begann mit dem Bauernaufstand im September 1930, der
eine revolutionäre Massenbewegung auslöste, in deren Verlauf Sowjets
entstanden, die Ho Chi Minh das Vorspiel zur siegreichen
Augustrevolution 1945 nannte. Ihre internationale Bedeutung besteht
darin, dass die fast ein Jahr anhaltende Bewegung, in deren Verlauf
die Aufständischen die etwa 30.000 bis 40.000 Kämpfer zählenden Roten
Garden bildeten, die zu dieser Zeit größte revolutionäre Erhebung in
den kolonial unterdrückten Ländern war. Der folgende Beitrag will
interessierten Lesern die Wurzeln des Beginns dieser Etappe der
vietnamesischen Befreiungsrevolution, die die soziale Befreiung in der
einzig möglichen Form, der des Übergangs zum Sozialismus, einschloss,
darlegen.


Sozial-ökonomische Wurzeln

Die verheerenden Folgen der 1929 ausbrechenden Weltwirtschaftskrise
erfassten, und das in noch schlimmerer Weise, auch die kolonial
unterdrückten Länder, darunter das mit der Ökonomie des französischen
"Mutterlandes" verbundene Vietnam. Zu dieser Zeit betrug das
Jahreseinkommen der 220.000 Industrie- und Plantagenarbeiter und der
über neun Millionen feudalabhängigen Bauern nur sechs Prozent dessen,
was französische Arbeiter erhielten.

Der Reisverbrauch sank in Südvietnam pro Kopf monatlich auf etwa acht
Kilo Paddy (4,6 Kilo ungeschälter Reis): Das waren pro Person täglich
153,3 Gramm. Dabei ist zu beachten, dass der Reis für Vietnamesen das
war, was für den Europäer Brot und Kartoffeln zusammen sind.

Der französische Geograph und Indochina-Kenner Gouro vermerkte:
"Hunger und Elend haben die tongkinesischen und annamitischen [2]
Bauern gezwungen, auf Insekten Jagd zu machen, die sie dann gierig
verzehren. In Tongking fängt man Heuschrecken, Grillen,
Eintagsfliegen, sammelt einige Raupen und Bambuswürmer und schreckt
auch nicht davor zurück, die Puppen der Seidenraupe zu essen.
Jedermann weiß, dass dort ständig Hungersnot herrscht." [3]


Hunderttausende verhungerten

Der internationale Markt für Reis, Kohle und Kautschuk, die
Hauptprodukte der Kolonie, schrumpfte. Die Reispreise stürzten auf 25
Prozent, die für Kautschuk unter 20 Prozent. Der Wert der
Kohleproduktion sank um fast die Hälfte. Zahlreiche Gewerbebetriebe
und Unternehmen der nationalen Bourgeoisie gingen in Konkurs. Die
Kolonialmacht bürdete die Folgen der Krise den einheimischen
Volksschichten, vor allem den arbeitenden Menschen auf. Ein Drittel
aller Arbeiter und ein Zehntel der Angestellten wurden entlassen. Die
ohnehin kargen Arbeitslöhne sanken um 50 Prozent, vielerorts bis zu 80
Prozent, die der Angestellten zwischen 25 und 50 Prozent. Die
verschiedenen Steuern wurden um bis zu 400 Prozent erhöht, darunter
die Kopfsteuer auf das Dreifache. Auf dem Lande ruinierten die
sinkenden Reispreise Millionen Bauern. Eine furchtbare Hungersnot
griff um sich, die im Norden Zentralvietnams, in dem im Herbst 1930
der Bauernaufstand ausbrach, über 100.000 Menschen hinraffte. Die
Kolonialmacht zahlte ihren einheimischen Marionetten, den
vietnamesischen Großgrundbesitzern und Feudalherren, Hunderte
Millionen US-$ Subventionen als Ausgleich für die Krisenverluste.
Allein die Kautschuk- und Kaffeeplantagenbesitzer erhielten von 1930
bis 1934 Subventionen von 18 Millionen US-Dollar. Den arbeitenden
Massen hingegen verweigerte sie jede Unterstützung.

Die Abwälzung der Krisenlasten auf das Volk führte zu einer ungeheuren
Verschärfung der nationalen und sozialen Auseinandersetzung und im
September 1930 zum Ausbruch einer das ganze Land erfassenden
revolutionären Massenbewegung, welche die französische
Kolonialherrschaft in ihren Grundfesten erschütterte. Sie gipfelte in
den zentralvietnamesischen Provinzen Nghe An und Ha Tinh in einem
Bauernaufstand.
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Das koloniale "Französisch-Indochina" auf dem Gebiet des heutigen Laos, Kambodscha und Vietnam (damals Cochinchina, Annam und Tonkin)
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Nationale Bourgeoisie scheitert

Die verschärfte Ausbeutung und Unterdrückung trug dazu bei, den von Ho
Chi Minh und den vietnamesischen Kommunisten seit 1925 eingeleiteten
Prozess der Schaffung einer einheitlichen kommunistischen Partei am
3. Februar 1930 abzuschließen. Der wachsende Einfluss der Kommunisten
verleitete die Nationalistische Partei Vietnams, einen bereits längere
Zeit geplanten Aufstand übereilt auszulösen. Zu dieser Zeit stand die
nationale Bourgeoisie, die noch von einem der historischen Entwicklung
dieser Klasse entsprechenden traditionell progressiven Charakter
geprägt war, mit ihrer führenden Kraft, der Nationalen Partei Vietnams
(NPV), an der Spitze der nationalen Befreiungsbewegung. Im Interesse
ihrer wirtschaftlichen Selbstbehauptung und Entwicklung war sie
Gegnerin des Kolonialregimes und eine bedingt aktive Teilnehmerin am
politischen Kampf um die Erringung der Unabhängigkeit. Auf Grund ihrer
wirtschaftlichen Schwäche verfügte sie nur über geringe politische
Machtpositionen. Ihr Kampf offenbarte ihre schwankende und zu
Kompromissen neigende Haltung. Elitäre Vorstellungen, eine in Teilen
der Bourgeoisie verbreitete Orientierung auf die panasiatische
Demagogie Japans, die Bevorzugung von Geheimorganisationen, die
Anwendung des individuellen Terrors und des Putschismus, vor allem
aber ihre Isolierung von den Volksmassen und ihr Sektierertum diesen
gegenüber, hemmten ihren Kampf.

Das zeigte sich, als die Nationalisten am 9. Februar 1930 in der
französischen Garnison von Yen Bai im Nordosten des Landes mit
vietnamesischen Soldaten der Kolonialarmee einen bewaffneten Aufstand
auslösten, der von mehreren militärischen Aktionen, darunter in Hanoi,
unterstützt wurde. Ziel der NPV war, die staatliche Unabhängigkeit zu
erreichen. Gleichzeitig wollte sie ihre führende Rolle in der
Befreiungsbewegung behaupten und selbstständige politische Aktionen
der Arbeiter und Bauern verhindern. Der Aufstand wurde innerhalb einer
Woche blutig niedergeworfen, nahezu der gesamte Parteiapparat der
Nationalisten zerschlagen. Die Partei hörte für mehrere Jahre auf zu
bestehen. Zehntausende Vietnamesen, von denen die meisten an der
Erhebung gar nicht teilgenommen hatten, wurden verhaftet, 2.500 vor
Gericht gestellt, nach offiziellen Angaben 68 zum Tode, 600 zu
lebenslanger Zwangsarbeit verurteilt. Tausende fielen dem
Kolonialterror ohne Gerichtsurteile zum Opfer. Deutlicher als vorher
zeigte sich, dass die nationale Bourgeoisie nicht mehr in der Lage
war, die Befreiungsbewegung zu führen. Durch die weitgehende
Zerschlagung des Parteiapparates nach der Erhebung fehlte ihr für
mehrere Jahre auch eine organisierte Führungskraft. Die "Humanité"
schätzte am 9. Februar 1931 ein: "Der Aufstand von Yen Bai hat klar
und eindeutig die Fehler und Schwächen sowie die revolutionäre
Unfähigkeit der Nationalistischen Partei aufgedeckt." Der
vietnamesische Historiker Tran Van Giau schrieb: "In Wahrheit
markierte die von der Nationalistischen Partei geführte Erhebung von
Yen Bai das Ende der von einer bürgerlichen bzw. kleinbürgerlichen
Partei auf der Grundlage der bürgerlichen Ideologie geführten
nationalen Bewegung." [4]
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Nguyen Thai Hoc, Gründer der nationalistischen Partei Vietnams - 1930 wegen seiner Rolle im Aufstand hingerichtet
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Arbeiterklasse zur Führung berufen

Die Aufgabe, die nationale Befreiungsbewegung zu führen, fiel damit
objektiv der Arbeiterklasse zu. In der 1930 herangereiften Situation
des Aufschwungs des Kampfes der Volksmassen auf die führende Rolle der
Arbeiterklasse zu verzichten, hätte bedeutet, auf die politische und
organisatorische Selbstständigkeit der proletarischen und der
Bauernbewegung zu verzichten und sie zu einem Anhängsel der
bürgerlichen, reformistisch orientierten nationalen Befreiungsbewegung
zu machen, was schließlich auf die Preisgabe des konsequenten Kampfes
um die nationale und folglich auch auf die soziale Befreiung
hinausgelaufen wäre.

Nur die Arbeiterklasse verfügte über die Voraussetzungen, den
Forderungen der nationalen Befreiungsrevolution zu entsprechen. Sie
war dem Joch der doppelten Ausbeutung durch die ausländischen
Imperialisten und einheimischen Feudalherren als auch der Ausbeutung
[5] durch die einheimische Bourgeoisie ausgesetzt. In Gestalt des
französischen Imperialismus und seiner feudalen Marionetten war sie
zugleich mit dem nationalen und dem Klassenfeind konfrontiert, woraus
sich eine enge Verflechtung von nationalem und Klassenkampf ergab.
Dank ihrer politischen Organisiertheit, ihrer Disziplin und ihres
kämpferischen Geistes konnte sie sich trotz der zahlenmäßigen Schwäche
rasch zur führenden Kraft des nationalen Befreiungskampfes entwickeln.


Ho Chi Minhs Schrift "Der revolutionäre Weg"

Die Formierung einer revolutionären Partei der Arbeiterklasse hatte Ho
Chi Minh zielgerichtet vorbereitet. Während er sich 1925 in China
aufhielt, bildete er in Kanton mit vietnamesischen Emigranten die
"Liga der Revolutionären Jugend Vietnams", die zum wichtigsten
Vorläufer der Kommunistischen Partei wurde. Als Vertreter der
Komintern (er war Mitglied der Asiensektion und Leiter ihrer
Südostasienabteilung) delegierte er Mitglieder der Jugendliga zum
Studium nach Moskau an die Leninschule und die Universität der Völker
des Ostens. Die Absolventen gingen nach Vietnam, um dort Basiszellen
für die künftige Partei vorzubereiten.
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Ho Chi Minh - 1946 (mit persönlicher Widmung für seine Patentochter Babette)
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Ein entscheidender Schritt bei der politisch-ideologischen sowie
organisatorischen Vorbereitung der Partei war 1926 Ho Chi Minhs
Schrift "Der revolutionäre Weg" [6] und ihre Verbreitung in Vietnam.
Ho Chi Minh ging von Lenins "Was tun? Brennende Fragen unserer
Bewegung" [7] über die Aufgaben bei der Schaffung einer revolutionären
Kampfpartei des Proletariats aus. Lenin schrieb das Werk im Frühjahr
1902 am Vorabend der bürgerlich-demokratischen Revolution in Russland.
Er begründete die Notwendigkeit einer solchen Partei, behandelte ihre
ideologischen Grundlagen, erläuterte den Charakter und den Inhalt des
politischen Kampfes der Arbeiterklasse, die Organisationsprinzipien
ihrer Partei und entwarf den Plan zur Schaffung einer solchen Partei
in Russland.

Die brennende Frage, auf die Lenin eine Antwort gab, war auch eine
Grundfrage der nationalen Befreiungsrevolution in Vietnam: Die Frage
nach dem Verhältnis einer revolutionären Partei der Arbeiterklasse zur
Arbeiterbewegung, zu ihrem Charakter und ihrer Rolle als Führerin der
Revolution. Dabei konnte Ho Chi Minh von Ähnlichkeiten der
Konfrontation der revolutionären Kräfte in Russland mit der
zaristischen Selbstherrschaft ausgehen. Er wandte Lenins Gedanken über
die anzuwendende Strategie schöpferisch auf die Notwendigkeit einer
revolutionären marxistisch-leninistischen Partei der Arbeiterklasse
und Führerin der Befreiungsbewegung in der nationalen und
Klassenauseinandersetzung für den Sturz der französischen
Kolonialherrschaft und ihrer Lakaien des einheimischen Feudalismus in
Vietnam an.

Mit einfachen Worten und in seiner den Menschen Vietnams
verständlichen Sprache arbeitete Ho Chi Minh den Grundwiderspruch
zwischen Arbeit und Kapital für Vietnam in erster Linie als
Widerspruch zwischen den ausgebeuteten Volksmassen und den
französischen Kapitalisten heraus. Er zeigte auf, dass es für die
Arbeiter und Bauern Vietnams nur einen Weg gab, diesen Widerspruch zu
lösen: die Kapitalisten zu verjagen, wie es in Russland geschehen war.
Als Haupt- und Führungskräfte der Revolution, als ihre Basis,
bezeichnete er die Arbeiter und armen Bauern. Er charakterisierte sie
als die zahlreichste und stärkste Kraft des Landes, als die
Besitzlosen [8], die nichts als ihr elendes Leben zu verlieren, aber
eine Welt zu gewinnen hatten. Als ihre Verbündeten nannte er die
Intelligenz, die kleinen Händler und die Mittelbauern. [9]

Ho Chi Minh skizzierte in dieser Arbeit bereits die Bedeutung des
proletarischen Internationalismus, der Einheit des Kampfes aller
kolonial unterdrückten Völker und der Verbundenheit ihres Kampfes mit
dem der Arbeiter aller Länder. [10] Er betonte, dass der Sturz der
seit Jahrtausenden bestehenden Ausbeutungsordnung ungeheuer schwierig,
durch die Vereinigung aller revolutionären Kräfte jedoch möglich sei.
Er unterstrich die revolutionären Potenzen des ausgebeuteten und
unterdrückten Volkes, das sich spontan zum Kampf gegen die
Unterdrücker erhebt, aber infolge der fehlenden Orientierung immer
Niederlagen erleidet. Die Aufgabe der Revolutionäre sei es, dem Volk
die Theorie des Kampfes und die Methoden seiner Führung zu erklären,
ihm die nationale und internationale Situation zu erläutern und den
richtigen Zeitpunkt des Angriffs zu bestimmen. Als einen
entscheidenden Faktor des erfolgreichen Kampfes nannte er die
Überwindung der Spaltung der Volksmassen und ihre Vereinigung. Ho Chi
Minh konzentrierte sich auf die Schlussfolgerung, dass man zur
Erfüllung dieser Aufgaben eine auf dem Boden des Marxismus-Leninismus
stehende revolutionäre Partei braucht: "Vor allem braucht sie (die
Revolution - G. F.) eine revolutionäre Partei zur Schulung und
Organisation des Volkes im Innern und nach außen zur Herstellung der
Verbindungen mit allen unterdrückten Völkern und der proletarischen
Klasse. Nur wenn die Partei stark ist, kann die Revolution erfolgreich
sein, so wie das Schiff nur fahren kann, wenn ein sicherer Steuermann
es steuert. Um einheitlich und geschlossen zu sein, braucht die Partei
eine Ideologie als Rüstzeug. Jeder in der Partei muss diese Lehre
verstehen und nach ihr handeln. Eine Partei ohne Ideologie ist wie ein
Mensch ohne Wissen, wie ein Schiff ohne Kompass. Gegenwärtig gibt es
viele Theorien, viele Ideologien. Aber nur der Leninismus ist die
wahrhaftigste, sicherste und revolutionärste Theorie."
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Historischer Überblick über die Vorläuferorganisationen und
Entstehungszusammenhänge der Kommunistischen Partei Vietnams
in der Zeit von 1925 bis 1930
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Im Prozess der Aneignung des Marxismus-Leninismus, in dem sich die
vietnamesischen Revolutionäre zu dieser Zeit befanden, war "Der
revolutionäre Weg" das bis dahin klarste marxistische Dokument der
vietnamesischen Kommunisten. Es ging in seinen Grundzügen von Lenins
Hinweisen zur Schaffung einer marxistischen Partei, der Leninschen
Revolutionstheorie und seiner Losung "Proletarier aller Länder und
unterdrückte Völker, vereinigt euch" aus. Es spielte eine bedeutende
Rolle beim Hineintragen der sozialistischen Ideologie in die
Arbeiterklasse und die werktätigen Massen, der Formierung eines
Stammes von Berufsrevolutionären [11], der weiteren Vorbereitung der
Gründung einer marxistischen Kampfpartei, der Ausarbeitung einer
revolutionären Strategie und Taktik des nationalen Befreiungskampfes
und damit insgesamt der Entwicklung des subjektiven Faktors für den
erfolgreichen Verlauf der Befreiungsrevolution.

Am 3. Februar 1930 vereinigten sich dann drei kommunistische
Organisationen zur Kommunistischen Partei Vietnams. Da das
vietnamesische Proletariat vom Opportunismus der II. Internationale
weitgehend unberührt geblieben war und das Entstehen einer
reformistischen Partei nicht zustande kam, war die KPV die einzige
revolutionäre Partei der vietnamesischen Arbeiter.


Internationale Anerkennung

Die führende Rolle der Arbeiterklasse Vietnams und ihrer Partei wurde
bereits in zeitgenössischen Quellen bestätigt. Die "Humanité" schrieb
am 9. Februar 1931, dass "der Einfluss des Kleinbürgertums
beträchtlich gesunken ist, während jener der Kommunistischen Partei
unaufhörlich steigt". Die Komintern schätzte im Frühjahr 1931 ein,
dass die Führung der revolutionären Bewegung seit dem Yen-Bai-Aufstand
"faktisch mehr und mehr in die Hände der Kommunistischen Partei"
übergeht. [12] Selbst bürgerliche Publizisten wie Louis Roubaud, der
sich mit den Ereignissen eingehend an Ort und Stelle beschäftigte,
gelangten 1931 zu der Schlussfolgerung, dass es "die 'Vietnam Cong San
Dang' ist, welche die revolutionären Aktionen führt" [13]. Das
XI. Plenum des Exekutivkomitees der Kl, auf dem die KPV 1931 als
Sektion der Komintern anerkannt wurde, wertete die "führende Rolle der
Kommunistischen Partei in der Bauernbewegung (...) Indochinas" und die
"Festigung der KP" als einen der "wichtigsten Erfolge der Sektionen
der Kommunistischen Internationale in der abgelaufenen Periode". [14]


Die Bauern erheben sich

Als am 12. September 1930 in mehreren Kreisstädten von Nghe An und Ha
Tinh Arbeiter und Bauern für höhere Löhne, Steuererleichterungen,
Pachtsenkungen, die Rückgabe von Gemeindeländern an die Bauern und die
Verteilung von Reis an die Hungernden demonstrierten, gingen Truppen
der Kolonialmacht gegen die Demonstranten vor, wurden die
Versammlungsplätze von Flugzeugen bombardiert. Über 510 Menschen
fanden den Tod, mehr als 300 wurden verwundet, Tausende Häuser
zerstört. Der "Hunger auf Reis" trieb nunmehr, wie selbst das
großbürgerliche Echo annamite zugeben musste, die bis aufs
Äußerste erbitterten Bauern zum bewaffneten Aufstand gegen die
Kolonialmacht und die Feudalherren. Die Bauern stürmten Gefängnisse
und befreiten Gefangene, zündeten Kreis- und Gemeindeverwaltungen
sowie andere öffentliche Einrichtungen an, verbrannten
Steuerunterlagen, Pfandbriefe und Schuldscheine. Unter ihrem Ansturm
flohen die Mandarine und Notabeln in die Provinzhauptstädte; der
kolonial-feudale Machtapparat in den Landgemeinden zerfiel. Die
französische L'Opinion publique verglich die Erhebung mit dem
isolierten Yen-Bai-Aufstand und schrieb am 12. Dezember: "In den
beiden Provinzen Zentralvietnams handelt es sich längst nicht mehr um
einen einfachen Putsch oder Gewaltstreich, sondern um eine
tatsächliche Revolution. Die Leute dort handeln derart umfassend, dass
die beiden Provinzen die Sowjetmacht errichtet haben."
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Die Partei übernimmt die Führung

Obwohl für einen erfolgreichen Verlauf der Erhebung, wie die KPV
einschätzte, die Bedingungen nicht gegeben waren, stellte sie sich,
nachdem der Aufstand mit einer Massenbeteiligung spontan ausgebrochen
war, an die Spitze der Bauern und gab ihrem Kampf einen organisierten
und zielgerichteten Charakter. Unter Vorsitz Ho Chi Minhs trat im
Oktober das Zentralkomitee zusammen und beschloss, die Leitung der
Bewegung zu übernehmen und dazu das ZK-Mitglied Pho Nguyen Sac in das
Aufstandsgebiet zu entsenden. Im ganzen Land organisierte die Partei
eine Bewegung zur Unterstützung von Nghe Tinh, wie die beiden
Provinzen zusammengefasst genannt wurden. Tausende Mitglieder und
Funktionäre der Partei, Revolutionäre aus allen Provinzen Vietnams
versuchten, nach Nghe Tinh zu gelangen, um am Aufstand teilzunehmen.
[15] Das Plenum der Partei betonte, am Beispiel der Bildung und
Verteidigung der Sowjets den Arbeitern und Bauern zu verdeutlichen,
dass die Machtfrage eine Grundfrage der nationalen
Befreiungsrevolution ist. [16]

Die KPV folgte damit den von Marx, Engels und Lenin vermittelten
Lehren, die unter Berücksichtigung der konkreten historischen
Bedingungen besagten, "dass es Augenblicke in der Geschichte gibt, wo
ein verzweifelter Kampf der Massen sogar für eine aussichtslose Sache
notwendig ist um der weiteren Erziehung dieser Massen und Ihrer
Vorbereitung zum nächsten Kampf willen". [17] Für die Situation in
Nghe Tinh traf im Herbst 1930 prinzipiell zu, was Lenin bei der
Würdigung der konsequenten Haltung von Marx gegenüber dem
himmelstürmenden Proletariat der Pariser Kommune sagte: "Eine
Niederlage der revolutionären Aktion in dieser Situation, wie in
vielen anderen, war vom Standpunkt des Marx'schen dialektischen
Materialismus für den ganzen Gang und Ausgang des proletarischen
Kampfes ein kleineres Übel als ein Verzicht auf die einmal
eingenommene Position, als eine Kapitulation ohne Kampf: eine solche
Kapitulation hätte das Proletariat demoralisiert, seine Kampffähigkeit
untergraben." [18]


Die Bildung vietnamesischer Sowjets

In Nghe Tinh hatten sich der Aufstand im Oktober 1930 auf ein etwa
12.000 km² umfassendes Gebiet mit einer Bevölkerung von 1,5 Millionen
Menschen ausgedehnt. In 12 von 20 Kreisen und 400 Gemeinden, das war
etwa die Hälfte aller Gemeinden, übernahmen bis Ende 1930 die auf
Initiative der Partei gegründeten Bauernvereinigungen die Macht und
bildeten vietnamesische Sowjets. [19] In den übrigen Gemeinden übten
Komitees der Bauernvereinigungen die Macht aus, ohne sich als Räte zu
konstituieren. [20] Die Bildung von Sowjets war ein augenscheinlicher
Ausdruck des Einflusses der russischen Oktoberrevolution. Mit der
Bezeichnung Xo Viet gab die KPV ihnen noch eine nationale Ausprägung.
Xo hieß im Vietnamesischen Räte und mit der Hinzufügung Viet
(Vietnamesisch) wurden sie Vietnamesische Räte genannt.

Auf Beschluss des Gebietskomitees der Partei von Zentralvietnam gingen
über 500 Arbeiter von Vinh, dem industriellen Zentrum des
Aufstandsgebietes, in die Gemeinden und unterstützten die Bauern beim
Aufbau revolutionärer Machtorgane. Die Sowjets bestanden in ihrer
Mehrheit aus armen Bauern und Tagelöhnern. In geringer Zahl waren
Mittelbauern und Angehörige der Intelligenz vertreten. Eine aktive
Rolle spielten die Arbeiter von Vinh bei der Bildung der Räte, zu
deren Mitgliedern viele gewählt wurden. Ihrem politischen Charakter
nach waren die Räte eine revolutionär-demokratische Diktatur der
Arbeiter und Bauern. Mit ihnen wurden wesentliche Grundlagen für das
Bündnis der Arbeiter und Bauern in den weiteren Kämpfen, die 1945 zum
Sieg der Augustrevolution führten, gelegt.

Die Sowjets verteilten das Gemeindeland, das Großgrundbesitzer und
Feudalherren sich angeeignet hatten, an die Bauern, schränkten die
Ausbeutungsmöglichkeiten der Großgrundbesitzer ein, verteilten aus
deren Reserven Reis an die Hungernden und leiteten eine Reihe
politischer und sozialökonomischer Reformen ein.


Rote Garden verteidigten die Sowjets

Eine der ersten Maßnahmen der Sowjets war die Bildung Roter Garden zur
Verteidigung gegen die Truppen der Kolonialmacht. Die offiziell
Selbstverteidigungsgruppen (SVG) genannten bewaffneten Einheiten
erreichten eine Stärke von 30.000 bis 40.000 Kämpfern. Um sich gegen
den wachsenden Kolonialterror zur Wehr zu setzen, hatten die Arbeiter
und Bauern Vietnams bereits 1929 SVG aufgestellt, um Teilnehmer von
Demonstrationen, Kundgebungen und Versammlungen gegen Überfälle der
Kolonialpolizei zu verteidigen. Um Tendenzen des Putschismus
entgegenzuwirken, hatte die Gründungskonferenz der KPV vom 3. Februar
1930 zunächst beschlossen, sie aufzulösen. Als sich nach der
Niederlage des Yen-Bai-Aufstandes im Frühjahr/Sommer 1930 der
Kolonialterror mit aller Brutalität gegen jede friedliche
Demonstration richtete, beschloss das Zentralkomitee der KPV im
Oktober 1930 auf seiner ersten Tagung, die SVG wiederaufzustellen.

Ein Statut legte die Gliederung bewaffneter Einheiten der Arbeiter und
Bauern zum Widerstand gegen die Unterdrückungsmaßnahmen des Feindes
und Schutzes der Arbeiter und Bauern von der Gruppe, über Zug und
Kompanie bis zur Regionaleinheit und Regionalgruppe, vergleichbar bis
zur Regimentsstruktur, und die Bildung eines Generalstabes fest. [21]
Wichtige Kommandofunktionen der Roten Graden hatten militärisch
ausgebildete Funktionäre der Partei inne. Ho Chi Minh hatte sie
während seines Aufenthalts in Kanton nach Moskau zum Studium an die
Militärakademie der Roten Armee sowie an die militärische Lehranstalt
Huang Pei (Whampoa) bei Kanton, an der sowjetische Militärs Offiziere
der Volksbefreiungsarmee wie auch der Truppen Tschiang Kai-scheks
ausbildeten, delegiert. [22] Militärische Kenntnisse und Erfahrungen
besaß auch eine Anzahl Kolonialsoldaten, die sich den Aufständischen
anschlossen, sowie frühere Partisanen, die noch in der Armee De Thams
[23] gegen die Kolonialherren gekämpft hatten.

Während die SVG sich außerhalb von Nghe Tinh im Allgemeinen auf die
Selbstverteidigung beschränkten, entwickelten sich die Kämpfe in Nghe
Tinh selbst zu offenen bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen den
revolutionären Massen und den Truppen der Kolonialmacht. Bei der
Einnahme einer Reihe von Militärposten und der Vernichtung von
Einheiten der Kolonialtruppen erbeuteten die Aufständischen zahlreiche
Feuerwaffen (Pistolen und Karabiner, Maschinengewehre) und konnten
damit ihre Bewaffnung vervollständigen. Insgesamt war die Bewaffnung
und Ausrüstung der Roten Garden, die einer modern ausgerüsteten
Kolonialtruppe gegenüberstanden, jedoch mangelhaft. Die Roten Garden
besaßen keine Artillerie und hatten auch keine Abwehrmittel gegen die
Bombenflugzeuge.
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Trotz dieser Schwächen gelang es den Aufständischen im September 1930
in wenigen Tagen fast das gesamte ländliche Gebiet von Nghe Tinh unter
ihre Kontrolle zu bringen. Dieser Erfolg beruhte vor allem darauf,
dass der Aufstand von der Masse der armen Bauern getragen wurde, die
in der Erhebung den letzten Ausweg aus ihrer verzweifelten Lage sahen.
Auch standen ihnen zunächst nur aus vietnamesischen Soldaten gebildete
Kolonialtruppen gegenüber, die seit dem Yen-Bai-Aufstand fast nur noch
mit Hieb- und Stichwaffen ausgerüstet [24] und damit ebenso schlecht
bewaffnet wie die Aufständischen selbst waren. Sie leisteten den
revolutionären Massen auch keinen nennenswerten Widerstand, weigerten
sich nicht selten, gegen die Bauern vorzugehen, ein Teil von ihnen
trat in den ersten Wochen der Erhebung auf die Seite der Bauern über.

Die Instruktionen der KPV führten dazu, dass die bewaffneten Einheiten
ihre Kampfkraft erhöhten. Sie wurden militärisch gegliedert und
begannen eine systematische Ausbildung. Die aus Freiwilligen
gebildeten Einheiten bestanden in manchen Gemeinden aus 100 und mehr
Kämpfern. Die Stärke aller SVG in Nghe Tinh wurde auf mindestens
30.000 Kämpfer geschätzt. [25]

Die örtlichen Einheiten unterstanden den Sowjets oder Leitungen der
Bauernvereinigungen. Als zentrales Oberkommando von Nghe Tinh
fungierte der Militärausschuss des Gebietskomitee Zentralvietnams der
KPV. In den Provinz- und Kreiskomitees der Partei gab es
verantwortliche Mitglieder für Militärfragen.

Nachdem Versuche der Roten Garden, die Provinzhauptstadt Ha Tinh und
einige noch in französischer Hand befindliche und mit überlegenen
Kräften verteidigte Kreisstädte einzunehmen, im Oktober 1930
gescheitert waren, beschränkten sich die Sowjets auf die Verteidigung
und versuchten, offenen militärischen Auseinandersetzungen
auszuweichen, um unnötige Verluste zu vermeiden.


Zehntausende Opfer des kolonialen Vernichtungsfeldzuges 

Die Kolonialmacht setzte zur Zerschlagung der Sowjets eine
erdrückende militärische Übermacht ein. Da die Kolonialarmee in
Vietnam der Lage nicht Herr wurde, kamen ihr 100.000 Mann aus
Frankreich zu Hilfe. Die Sowjetgebiete wurden durch einen Gürtel von
122 Militärstützpunkten abgeriegelt, von denen die stärksten eine
Besatzung von 400 bis 500 Mann hatten.

Die vietnamesischen Sowjets wurden von der Kolonialmacht und den
einheimischen Feudalherren in einem Meer von Blut ertränkt. Ihrem
Terror fielen Zehntausende Arbeiter und Bauern zum Opfer. Dutzende
Dörfer wurden völlig zerstört und Tausende Häuser niedergebrannt.
Dennoch widerstanden die Sowjets von Nghe Tinh länger als acht Monate
der erdrückenden militärische Übermacht. Noch im März 1931 mussten die
Kolonialbehörden in einem Bericht eingestehen: "Das Gebiet steht nach
wie vor unter der Kontrolle der Aufständischen. (...) Die Situation
wird noch lange Zeit unsicher sein. In fast allen Dörfern wagt kein
Bürgermeister, auch nur einen Schritt vor seine Haustür zu setzen."
[26]

Im Mai/Juni 1931 musste die Mehrzahl der Rätegemeinden dann den Kampf
einstellen. Im August 1931 verteidigten sich die Sowjets noch in etwa
50 Gemeinden. Im Kreis Cam Xuyen fanden im Dezember 1931 die letzten
Kämpfe statt. Doch auch danach kam es noch zu vereinzelten
Widerstandsaktionen gegen die Wiedereinsetzung der Notabeln.

Die KPV erlitt im Frühjahr 1931 schwere Verluste. Am Ende der zweiten
Plenartagung ihres Zentralkomitees, die im März in Saigon stattfand,
wurde nahezu die gesamte Parteiführung mit Generalsekretär Tran Phu
verhaftet. Auch in Nghe Tinh fielen die meisten Funktionäre der KPV
und der Sowjets dem Terror zum Opfer. Darunter auch der Führer der
Sowjetbewegung, ZK-Mitglied Nguyen Phong Sac. Ho Chi Minh, der die
Tagung des Zentralkomitees in Saigon leitete, gelang es, nach China zu
fliehen. Er wurde in Abwesenheit zum Tode verurteilt. [27]
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Tran Phu, Generalsekretär der Kommunistischen Partei Vietnams (27. Oktober 1930 bis 19. April 1931)
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Das Vorspiel zur Augustrevolution

Die revolutionäre Massenbewegung von 1930/31 konnte ihre Ziele noch
nicht erreichen. Dennoch waren diese Kämpfe von historischer Bedeutung
für den weiteren nationalen Befreiungskampf in Vietnam und Indochina.
Sie vermittelten der KPV und den revolutionären Kräften wertvolle
Lehren über die nationale Befreiungsrevolution, die in die
strategische und taktische Konzeption der Partei eingingen. Das waren
besonders Erfahrungen mit der Führungsrolle der Arbeiterklasse und
ihrer Partei in einem kolonialen halbfeudalen Land, mit der
Bauernfrage, der nationalen Einheitsfront, dem ausländischen
Imperialismus und dem einheimischen Feudalismus als den Hauptfeinden
der nationalen Befreiungsrevolution, mit der Lösung der Machtfrage
sowie der Beherrschung aller Kampfformen einschließlich der
bewaffneten und der Ausarbeitung eines Militärprogramms der nationalen
Befreiungsrevolution. Ho Chi Minh nannte die revolutionäre
Massenbewegung von 1930/31 das Vorspiel zur Augustrevolution. "Obwohl
die Franzosen die Bewegung durch blutigen Terror niederschlagen
konnten, bewiesen die Sowjets von Nghe Tinh den heldenhaften Geist und
die revolutionäre Kraft der vietnamesischen Werktätigen. Obwohl die
Bewegung nicht erfolgreich war, schmiedete sie die Kräfte für die
siegreiche Augustrevolution." [28]
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WISSENSDURST/058: Plastik - ohne Fleiß kein Preis ... (SB)
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Stefan und Ben hatten sich bereits ausführlich mit der Herstellung von
Plastik, seiner Verwendung und der Entsorgung befasst. Doch gerade letzteres
zeigte sich als größtes Problem, denn Land und Meer wurden zu
Plastikmüllhalden ungeahnten Ausmaßes.

Neben der Idee, Plastikmüll zu vermeiden oder die Plastikgegenstände statt
sie wegzuwerfen weiter für andere geeignete Zwecke zu nutzen, wollten die
beiden die Möglichkeit prüfen, ob Plastikprodukte nach Gebrauch recycelt
werden können.

Sie hatten sich nach einem gemeinsamen Fußballspiel bei Stefan getroffen und
erfrischten sich mit Selterswasser und Cola. Dann nahm Ben die Flaschen
nacheinander in die Hand und betrachtete die Etiketten.

Ben: "Verdammt, alles Plastik, aber immerhin, die Seltersflasche wurde aus
recyceltem Kunststoff hergestellt, wenn auch nur zu einem Anteil von 30%. Die
Cola-Flasche sogar nur zu 25%. Ob das schon die Obergrenze ist, ich meine,
kann der Anteil an recyceltem Plastik nicht höher liegen?"

Stefan: "Gute Frage. Ich habe einen Vorschlag, eigentlich stammt er von meiner
Mutter. Sie hat mich auf ein Youtube-Video aufmerksam gemacht, und ich finde
wir sollten uns das ansehen. Es sind sogar zwei Filme. Einer wurde vom
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) in
Auftrag gegeben, der andere setzt sich kritisch mit dem Recyceln auseinander.
Was meinst du?"

Ben: "Klar doch. Vielleicht wird dort auch eine Recycling-Anlage von innen
gezeigt. Ich habe keine Vorstellung davon, wie zum Beispiel die verschiedenen
Plastiksorten auseinander sortiert werden oder wie der Müll aus dem Gelben
Sack überhaupt getrennt wird."
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Stefan und Ben schalteten den Rechner mit dem großen Bildschirm ein, setzten
sich gemütlich mit Stift und Notizblock davor und steuerten die besagte Seite
an. Nachdem sie sich alles angesehen hatten, waren sie glatt erschlagen von
der Informationsflut und den vielen Zahlen. Das beunruhigte sie nicht sehr,
denn sie konnten es sich jederzeit nochmals ansehen.

Ben: "Zweieinhalb Millionen Tonnen Verpackungsmüll landen jährlich im Gelben
Sack! Wahnsinn. Na, kein Wunder, statistisch gesehen, wie mein Vater neulich
erzählte, produziert jeder Bundesbürger 37 kg Verpackungsmüll jährlich."

Stefan: "Ich hatte keine Ahnung, dass Plastikmüll nach verschiedenen
Grundstoffen sortiert werden muss, also in PET, PP oder HDPE, wie sie in der
Dokumentation genannt wurden. Will man ein hochwertiges Recyclat erhalten,
dürfen sie nicht gemischt werden." [1]

Ben: "Ah, warte mal, Recyclat? Ist das das recycelte Material, das am Ende
herauskommt, um zu neuen Produkten verarbeitet zu werden?"

Stefan: "So habe ich das verstanden. Überrascht hat mich auch noch, dass ein
Großteil des Inhalts aus den Gelben Säcken einfach in die sogenannte
,Energetische Verwertung' gebracht, also verbrannt wird. Bisher hatte ich mir
noch keine Gedanken gemacht, was mit dem Restmüll geschieht. Aber dass er in
konventionellen Kraftwerken oder in der Stahl- und Zementindustrie als
Energielieferant verbrannt wird, darauf bin ich nicht gekommen."

Ben: "Recyceln scheint doch noch sehr in den Anfängen zu stecken. Diese
wirklich tolle Fabrik, die in dem Film gezeigt wurde, in der Plastikmüll
sauber getrennt und verarbeitet wird, sah auch noch ziemlich neu aus. Alle
Achtung, solche HighTech-Maschinen zu erfinden, war bestimmt nicht einfach."

Stefan: "Ja, ich fand das ebenfalls ziemlich beeindruckend, wie auch zu
wissen, dass es technisch möglich ist, tatsächlich Plastik wiederzuverwerten.
Aus den HDPE-Kunststoffen können beispielsweise Rohre und Paletten hergestellt
werden, aus den PP-Stoffen stellt man Blumenkübel oder Eimer her und
PET-Kunststoffe lassen sich zu Fleece-Pullis oder Gartenmöbeln verarbeiten.
Das ist doch schon mal was."

Ben: "Obwohl auch gleich darauf hingewiesen wurde, dass diese neuen Produkte
nur eine begrenzte Lebenszeit haben und dann wieder im Müll landen."

Stefan: "Ja, stimmt. Doch mir ist das noch zu vage, da müssen wir noch genauer
hinschauen. Lass uns noch mal zusammenfassen, was für uns die wichtigsten
Punkte sind. Also, zunächst einmal scheinen die Getränkeflaschen einen
gewaltigen Anteil an dem Plastikmüll zu haben, also die sogenannten
PET-Flaschen."

Ben: "Jedes Jahr fallen 60 Millionen Tonnen an PET-Flaschen und
Verpackungsmaterialien an. Davon landen ca. 9 Millionen Tonnen in den Meeren."




[image: An einem Sandstrand liegen unzählige Plastikflaschen zwischen anderem Müll - Foto: 2010, by Vberger, (own work) Public domain, via Wikimedia Commons]

Plastikflaschen-Müll am Strand des Roten Meeres

Foto: 2010, by Vberger, (own work) Public domain, via Wikimedia Commons




Stefan: "Wenn man überlegt, dass der Coca-Cola-Konzern weltweit jährlich
angeblich 110 Milliarden PET-Einwegflaschen produziert, erklärt das doch schon viel.
Aber zurück zu den Kernfragen. Ist es möglich, aus den weggeworfenen
PET-Flaschen beziehungsweise aus den Einweg- oder Mehrweg-Pfandflaschen wieder
neue herzustellen?"

Ben: "So wie ich das verstanden habe, soll es bei uns mit dem
Pfandflaschensystem schon gut funktionieren. Doch es wird weiter daran
gearbeitet, den recycelbaren Anteil an PET-Flaschen aus dem Gelben Sack noch
zu erhöhen, was auch als möglich angesehen wird. Bei den HDPE und den PP
Stoffen soll es schon zu 100% funktionieren. Das heißt, aus alten
PP-Verschlusskappen werden exakt wieder solche. Aus Reinigungsmittelflaschen aus
HDPE-Kunststoff werden wieder Gefäße für Reinigungsmittel. Genau so sollte es
möglich sein, aus 100% PET-Recyclat wieder neue PET-Flaschen herzustellen."

Stefan: "Warum wird nicht alles daran gesetzt, das Recycling-Verfahren zu
verbessern und überall anzuwenden, denn es wäre doch besser, überhaupt keinen
neuen Kunststoff mehr herzustellen?"

Ben: "Ganz genau. Erinnerst du dich, was wir bei unseren Nachforschungen schon
herausgefunden hatten: um eine Tonne Kunststoff neu herzustellen, werden ca.
2 Tonnen Rohöl benötigt. Die Förderung und der Transport des Rohöls für die
Kunststoffherstellung produziert weltweit jährlich 100 Millionen Tonnen CO2.
Aber das ist noch nicht alles. Wenn die Herstellung von Plastikprodukten
losgeht, entstehen dabei nochmal 200 Millionen Tonnen Kohlendioxid."

Stefan: "Und weil das Recyclat im Moment noch teurer ist als das Rohöl, wie in
dem Film erwähnt wurde, wird weiterhin immer neues Plastik produziert!"

Ben: "Die Kunststoffproduktion ist also in mehr als einer Hinsicht
klimaschädlich. Ich fände es besser, Überlegungen anzustellen, wie weniger
Verpackungsmaterial produziert wird oder dass recycelte PET-Flaschen nur noch
als Mehrwegflaschen verwendet werden. Die können immerhin ca. 25 mal wieder
befüllt werden."

Stefan: "Also, das Thema ist noch nicht zu Ende. Aber mir reicht`s für heute.
Ich bin auch noch ziemlich k.o. vom Spiel".

Ben: "Geht mir auch so, also, wir sehen uns morgen."




Fortsetzung folgt ...




Anmerkung:

[1] Begriffsklärung:

HDPE - High-Density-Polyethylene

PP       - Polyehylenterephthalat

PET     - Polypropylen




Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.youtube.com/watch?v=yeKNYR0aubs
https://www.youtube.com/watch?v=EvuNJ_yZi3g
https://www.businessinsider.de/wirtschaft/coca-cola-produziert-100-milliarden-plastikflaschen-jaehrlich-2018-8/
https://www.stern.de/genuss/trinken/coca-cola--verbraucher-wollen-plastikwarum-dieser-satz-fatal-ist-9104640.html
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MELDUNG/421: "Die Schere im Kopf" - Für die Freiheit der Kunst in Ungarn (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Die Schere im Kopf" - Für die Freiheit der Kunst in Ungarn

Pressemitteilung der Akademie der Künste vom 8. September 2021



Europäische Allianz der Akademien und Europaabgeordnete Sabine Verheyen
wollen Kräfte bündeln

Die Freiheit der Kunst ist in Artikel 13 der EU-Charta der Grundrechte
verankert - und doch kann die ungarische Regierung gesetzeskonform die
Autonomie von Kulturinstitutionen und Kunstakademien Schritt für Schritt
abbauen. Ein Vertragsverletzungsverfahren ist schwer aufzustellen. Auf
diesen Missstand hatte die Europäische Allianz der Akademien bereits im Mai
dieses Jahres hingewiesen und in Zusammenarbeit mit dem European Center for
Constitutional and Human Rights (ECCHR) eine Petition mit konkreten
Forderungen beim Europäischen Parlament eingereicht.
(Vgl. Pressemeldung vom 9. Mai 2021 [1])

Um die weiteren Möglichkeiten der Zusammenarbeit für die Freiheit der Kunst
in Europa auszuloten, initiierten Vertreter*innen der Europäischen Allianz
der Akademien am 7. September 2021 eine Anhörung mit Sabine Verheyen,
Vorsitzende des Ausschusses für Kultur und Bildung im Europäischen
Parlament.

Prof. Győző Ferencz von der Széchenyi Academy of Letters and Arts
sowie Ferenc Czinki, Präsident der Society of Hungarian Authors,
erläuterten die Mechanismen staatlicher Kontrolle in Kulturinstitutionen
und die persönlichen Auswirkungen der Selbstzensur auf das künstlerische
Schaffen. Der Schriftsteller Robert Menasse, Mitglied der Akademie der
Künste, wies auf die gesamteuropäische Dimension des Anliegens hin: "Es
muss europapolitischer Anspruch sein, gesamteuropäische Rahmenbedingungen
zur Entfaltung freier Kunst und Wissenschaft zu stärken und wirksame
Sanktionsmöglichkeiten gegen Mitgliedstaaten durchzusetzen, die Kunst,
Wissenschaft und Bildung durch nationale Identitätspolitik bedrohen." Kunst
gehöre - wie auch Straßen, Flughäfen und Windparks - zur europäischen
Infrastruktur. Um dies durchzusetzen, benötige es eine langfristige
Partnerschaft mit der Politik, betonte Marion Döring (Wim Wenders
Stiftung).

Sabine Verheyen zeigte sich alarmiert über die vielschichtigen
Einschränkungen der künstlerischen Freiheit - insbesondere über "die Schere
im Kopf" - auch in anderen europäischen Mitgliedsstaaten. Zugleich verwies
sie darauf, dass Rechtsmissbrauch in konkreten Fällen juristisch
nachgewiesen werden müsse, um über Strafen oder Verfahren vor Gericht auf
europäischer Ebene gegen die Einschränkungen vorgehen zu können. Hier könne
die Europäische Allianz der Akademien unterstützend tätig werden. Jeanine
Meerapfel, Präsidentin der Akademie der Künste, betonte zum Abschluss des
Hearings, dass der Austausch fortgesetzt werde.




Weitere Informationen:

www.allianceofacademies.eu

Anmerkung:

[1] http://www.adk.de/de/presse/pressemitteilungen.htm?we_objectID=62447


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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Angela Merkel - eine Bilanz

von Stephan Wohanka



Dass auch noch das Afghanistan-Desaster mit eigenem Zutun daran in ihre
Amtszeit fiel ... wirklich, davon war nicht auszugehen. Alle "Prognosen"
standen günstig und lagen doch so was von daneben. Ehe dann doch noch
Merkel Kränze gewunden werden nach ihrem Abgang von der politischen Bühne,
will ich meine Bilanz ihrer Kanzlerschaft ziehen.

Unstrittig: Merkel hat der CDU über Jahre die Macht gesichert -
parteipolitisch ihre große Leistung; aber was heißt das für unser Land?
Nicht viel, denn Machterhalt in einer Demokratie ist per se "leer", wenn er
nicht mit Inhalten gefüllt ist.

Das Land ist heute gespalten wie nie, ist schlecht, weil umständlich und
ineffizient verwaltet, hat unübersehbar eine marode Infrastruktur und hat
beim Umweltschutz, in der Digitalisierung sowie im Sozialbereich riesigen
Reformstau. Dieses Fazit steht nur vermeintlich im Widerspruch zu den
Umfragen, die bis heute zeigen, dass Merkel die beliebteste Politikerin des
Landes ist.

Merkel engagierte sich 1989/90 politisch im "Demokratischen Aufbruch", sie
wurde dessen Pressesprecherin. Nach einem Intermezzo als stellvertretende
DDR-Regierungssprecherin saß sie schon ab Ende 1990 für die CDU im
Bundestag und wurde von Kohl zur Ministerin für Frauen und Jugend gemacht -
"Kohls Mädchen". Im Dezember 1991 wurde sie als Nachfolgerin des
"glücklosen" Lothar de Maizière zur ersten stellvertretenden Vorsitzenden
der Bundes-CDU gewählt; ein rasanter Aufstieg. Betrachter der politischen
Szene attestierten ihr schon damals ausgeprägten Machtinstinkt und einen
beharrlich-nüchternen Stil. 1994 übernahm Merkel das Ministerium für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Bald musste sie sich mit
Atomkraftgegnern auseinandersetzen, die den Bau eines Zwischenlagers
stoppen wollten. Es offenbarte sich ein zweiter Charakterzug Merkels: Sie
vermied offensives Vorgehen, sie versuchte, die konträren Positionen
zusammenzuführen.

Nach der für die CDU verlorenen Bundestagswahl 1998 fand sich für Merkel
schnell wieder eine Verwendung - im November 1998 wurde sie vom neuen
Vorsitzenden Wolfgang Schäuble zur Generalsekretärin gemacht. Während der
Parteispendenaffäre um Altkanzler Kohl kündigte sie ihrem Übervater und
Förderer die Loyalität. Auch Schäuble geriet Anfang 2000 in den Strudel der
Affäre und - schwubs - stieg Merkel im April 2000 zur neuen
CDU-Vorsitzenden auf; damit war der Weg zum Kanzleramt grundsätzlich
geebnet.

Für das in Rede stehende Amt schlug Merkel Pflöcke ein: Auf dem
CDU-Parteitag 2003 ließ sie eine radikale Vereinfachung des Steuersystems
und die Einführung einer "Kopfpauschale" im Gesundheitswesen beschließen;
ein neoliberales Programm, Marktwirtschaft pur. Acht Jahre später - in
Merkels zweiter Kanzleramtsperiode - der 180-Grad-Schwenk: Die CDU-Chefin
findet plötzlich Lohnuntergrenzen gut und kann der Bändigung der
Marktkräfte etwas abgewinnen. Der Grund: Die marktradikale Merkel ging bei
der Bundestagswahl 2005 gehörig baden. Statt der prognostizierten absoluten
Mehrheit reichte es nur für die große Koalition. Die oberste
Christdemokratin beherzigte "ihre" Lehre, dass sie mit einem radikalen
Programm Wahlen nicht gewinnen könne.

Alles in allem haben wir jetzt die "fertige" Merkel vor uns: Gewiefte
Taktikerin der Macht, keine Visionärin, ohne Strategie,
pragmatisch-opportunistisch, vermittelnd denn zuspitzend, nichts
riskierend. Ein Grande aus der CSU sagte es so: "Merkel ist Weltmeisterin
im politischen Wellenreiten". Mit diesen Eigenschaften avancierte sie zur
Umfragefavoritin der Deutschen, denen es immer am liebsten ist, wenn alles
so bliebe, wie es ist.

Ihr größtes politisches und damit entscheidendes Sakrileg war die
Einführung der Schuldenbremse; vulgo der Schwarzen Null ab 2014. Ich
schreibe bewusst "politisches" und nicht - was scheinbar näher läge -
wirtschafts- oder finanzpolitisches. Wie angedeutet, beugte sich Merkel
stets wenn nicht dem Zeitgeist, so doch den Umfragewerten und der
Wahlarithmetik. Die legten bald nahe, dass die konservativen Stimmen "auf
dem flachen Lande" für Wahlsiege oder auch nur machtsichernde
Wahlergebnisse nicht (mehr) ausreichten; also mussten auch urbane Milieus -
generell schwächelt die Union dort - gewonnen werden. Merkel akzeptierte
daher soziale Entwicklungen, die sowieso anstanden, wie den Niedergang der
traditionellen Alleinverdiener-Ehe, die Vermehrung von Kitaplätzen, die
Homo-Ehe. Später wurde die Wehrpflicht ausgesetzt und nach einigem Hickhack
der schon von Rot-Grün ausgehandelte Atomausstieg vollzogen. Der in der
Union "anschwellende Bocksgesang" wurde mit jedem dieser Vorhaben lauter;
was tun? Im Katalog deutscher Tugenden steht Sparen ganz oben - da haben
wir's! An dieser "Spar-Flamme" (ich bitte um Entschuldigung für diesen
Kalauer) konnten sich die Konservativen wärmen...

Die eingangs aufgeführten Schwächen unseres Staatswesens wie mangelhafte
Verwaltung, marode Infrastruktur und ein Reformstau nahmen damit nicht
ihren Anfang, erfuhren jedoch eine deutliche Verschärfung: lieber Schulden
abbauen als in Straßen, Schulen oder Kommunikationsnetze investieren. Oft
reichten die öffentlichen Mittel nicht einmal aus, den Verschleiß der
staatlichen Infrastruktur aufzuhalten. "Kaputt gespart" wurde zum
geflügelten Wort. Um nur eine Zahl zu nennen: Der Investitionsstau im
bestehenden (!) Bahnnetz beziffert sich auf 30 Milliarden Euro. Das
Merkel'sche Wortgeklingel konnte schriller nicht sein; von "Gerechtigkeit
zwischen den Generationen" war die Rede, im Sparen sehe sie den "beste[n]
Beitrag [...], den wir für die Jungen, die Kinder und Enkel leisten
können". Ich denke, dass gerade die "Jungen, Kinder und Enkel" bei Merkels
heutigem Eingeständnis aufhorchen, dass in der Umweltpolitik "nicht
ausreichend viel passiert" sei. Ein Offenbarungseid, eine zynische
Untertreibung angesichts der Menschheitsbedrohung. Zusätzlich erleben die
Jungen täglich, was es praktisch heißt, dass im Schulbereich über die Jahre
ein Fehlbetrag von 46,5 Milliarden Euro aufgelaufen ist.

Nüchterne ökonomische Fakten zeigen: Deutschlands Ökonomie verlor über die
Merkel-Jahre hinweg zunehmend an Schwung und Anschluss, das
Investitionsklima verschlechterte sich namentlich während ihrer vierten
Amtsperiode und Deutschland rutschte so auf Platz 22 ab; weit hinter
Großbritannien oder gar Norwegen. Aber selbst wo heute öffentliche
Investitionsmittel bereitstehen, scheitert deren Einsatz häufig an
mangelnden Planungskapazitäten, deren Abbau auch mit dem Sparen einherging;
ein Teufelskreis: Die Schwarze Null ist das andere Wort für den
Modernisierungsstau.

Eine ebenso folgenreiche Hinterlassenschaft der Merkel-Jahre stellt das
Sozialsystem dar. Anstatt die Renten-, Kranken- und Pflegekassen
rechtzeitig auf die ob der demografischen Entwicklung des Landes
abzusehenden finanziellen Engpässe vorzubereiten, bedienten Merkels
Koalitionskabinette lieber die eigene Wählerklientel. Und konsumtive
Ausgaben sind per Gesetz gesichert, haben also Vorrang vor Investitionen.
Und dass die Reichen auch hierzulande immer reicher und die Armen... und so
weiter ist keine linke Propaganda, sondern wurde durch einschlägige Steuer-
und Sozialpolitik der Merkel-Ära maßgeblich befördert: "Der Sozialstaat
diskriminiert Jüngere und Frauen systematisch" - so der Ökonom Thomas
Straubhaar.

Nervenstark und ausdauernd zeigte sich Merkel auf der außenpolitischen
Bühne; wohltuend hob sich ihre Art von der ihrer "breitbeinigen Kollegen"
ab. Aber namentlich ihre europapolitische Bilanz ist dürftig. Es gelang in
ihrer Ägide nicht, eines der wichtigsten Probleme zu lösen, nämlich die
fragile Währungsunion zukunftsfähig zu machen. Im Grunde ist Europa über
die Finanzordnung von Maastricht 1992 bisher nicht hinausgekommen. 2015
ließ eine empathische Merkel die Grenzen angesichts eines riesigen
Flüchtlingsstroms nicht schließen und munterte die Menschen hierzulande mit
einem "Wir schaffen das" auf, sich für die Immigranten zu engagieren. Sie
selber überließ das Ganze seinem Lauf. Sie wurde auch nicht tätig, als die
EU sich in Kaufverhandlungen mit den Covid-19-Impfstoffherstellern
verstrickte, und das, obwohl Deutschland die europäische
Ratspräsidentschaft innehatte. Und ihre Amtszeit endet damit, dass sich
ihre Regierung in Sachen Afghanistan eine "Verantwortungsdiffusion und
Blockaden zwischen den Ministerien" zuschreiben lassen muss.

Wenn ich ein abschließendes Fazit ziehe, dann dieses: Merkel regierte stets
im Hier und Jetzt, die Zukunft war ihr gleichgültig. Was - wenn ich nicht
fehl gehe - umso bemerkenswerter wäre, da die Medien seit Jahren nicht müde
werden, folgende Sentenz zu verbreiten: "Als Physikerin denkt sie die Dinge
vom Ende her." Es bleibt die rhetorische Frage: War ihre Politik auch vom
Ende her gedacht?

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 19/2021 vom 13. September 2021, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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Abschiednehmen von Mikis Theodorakis

von Wolfgang Brauer



Im Jahre 1938 begann der chilenische Dichter Pablo Neruda mit der Arbeit an
einem 231 Gedichte umfassenden Zyklus, den er "Canto General" nannte. Der
deutschen Übertragung gab Erich Arendt den Titel "Der große Gesang". Die
gewaltige, 1950 erstmals komplett erschienene Dichtung gilt als
Schlüsselwerk lateinamerikanischer Geschichte und Kultur. 1972 erlebte der
griechische Komponist Mikis Theodorakis in Valparaiso eine Aufführung des
"Cantos" durch die Gruppe "Aparcoa" in einer eigenen Vertonung. Theodorakis
kam nach Chile auf Einladung Nerudas, der seinerzeit Botschafter der
Unidad-Popular-Regierung in Paris war. Er selbst lebte seit 1970 im Pariser
Exil. Theodorakis war fasziniert von diesen großartigen Texten und
beschloss eine eigene Vertonung. Um eine Textauswahl bat er sowohl Salvador
Allende als auch Neruda selbst. Zur geplanten Aufführung der ersten Teile
im Stadion von Santiago de Chile kam es nicht mehr. Am 11. September 1973 -
"Nine Eleven" hat diesen mörderischen Tag außerhalb Chiles offenbar fast
völlig aus dem öffentlichen Bewusstsein verdrängt, angesichts solch böser
Zufälle fällt es schwer, Verschwörungsmythen nicht auf den Leim zu
gehen ... - putschten die Generäle. Es mussten fast 20 Jahre vergehen, ehe
der "Canto General" im April 1993 im Estadio Nacional de Chile aufgeführt
werden konnte. Theodorakis dirigierte selbst, ebenso wie am 4. April 1981
die Uraufführung in Ost-Berlin. Es ist schwer zu verstehen, wie er die 110
Minuten am Pult an diesem Ort in Santiago durchstehen konnte... Er muss an
jenem Tag fürchterlich gelitten haben.

Die Kompositionen von Mikis Theodorakis sind bei aller Autarkie des
Kunstwerkes an sich immer von dem im eigenen Leben Erfahrenen mitgeformt.
Natürlich sind das im "Canto General" die fürchterlichen Prägungen durch
die Diktatur der griechischen Obristen. Natürlich beschwört er gegen die
Walze der Unmenschlichkeit die Kraft einer großen Kultur, die Macht der
Natur. Genau wie sein dichtender chilenischer Freund seinerzeit in
persönlich ähnlicher Lage Kultur und Natur des Subkontinents gegen die
Conquista und ihre Nachfolger in Stellung brachte. Es war gut, dass er
nicht der modischen Verführung lateinamerikanischer Folklorisierung erlag,
sondern sehr bewusst die griechischen Wurzeln seiner Musik achtete. Der
auch im "Canto General" gehandhabte strenge Dreiklang, auch die Verwendung
beispielsweise der Bouzuki sind Belege dafür.

Theodorakis komponiert mit äußerster Strenge und geradezu mathematischer
Genauigkeit - dennoch ist seine Musik mit dem Kopf allein nicht zu
erfassen. Man muss sich ganz auf sie einlassen - das hat sie mit Nerudas
Dichtungen gemeinsam -, sie geht durch Herz und Bauch. Sie macht benommen,
sie wirbelt alle Gefühle durcheinander, sie fesselt und lässt wohl keinen
wieder los. Michael Cacoyannis hat dafür das wunderbare Abschlussbild des
"Alexis Sorbas" (1964) gefunden. Natürlich will Basil sich eigentlich nicht
auf den Sirtaki einlassen. Sorbas, nein die Musik von Theodorakis zwingt
ihn dazu ... Schöner kann man die Wirkungsmächtigkeit von Kunst nicht ins
Bild setzen.

Mit Cacoyannis hatte Theodorakis zwei Jahre zuvor an dessen
"Elektra"-Verfilmung zusammengearbeitet. Hier geht der Komponist weit
zurück in die archaischen Urgründe griechischer Musik - von der wir nur
ahnen können, wie sie sich in der Zeit des Euripides angehört haben könnte.
Theodorakis schafft es, dass wir förmlich das Splittern des attischen
Karstes hören und spüren. Mit wenigen, bis zum Schmerz gestreckten
Tönen ... Bühnenmusiken hat er zu fast allen Tragödien der großen Alten
geschrieben. Und keine einzige gehorcht billiger Effekthascherei, die uns
heute häufig aus den Theatern treibt.

Sicher hat das etwas mit dem tief eingebrannten eigenen Erleben zu tun. Wer
als Gefangener zweimal lebendig eingegraben wurde - das ist wörtlich zu
nehmen ... -, der kann vom Sterben und dem Tod wahrlich mehr als nur ein
einziges Lied singen. "Axion Esti" (1963) nach Texten von Odysseas Elytis
reflektiert diese Erfahrungen. Die deutsche Erstaufführung erfolgte 1982 zu
den Dresdner Musikfestspielen, auch hier dirigierte Theodorakis selbst. Im
Herbst desselben Jahres kam das Oratorium wieder unter der Leitung von
Theodorakis im Leipziger Gewandhaus zur Aufführung. Gunther Emmerlich gab
äußerst überzeugend im Blauhemd die Bass-Partie. "Axion Esti" erwähne ich
nicht zufällig, die erste Platteneinspielung soll in Griechenland die
fünffachen Verkaufszahlen gegenüber der Filmmusik des "Alexis Sorbas"
erzielt haben. Von wegen Volk will es nur einfach und banal haben ...
Theodorakis wusste das besser.

Einer, der das erlebt und künstlerisch reflektiert hat, was dieser Mann
erlebte, muss unversöhnlich sein gegen alles, was dem Leben feindselig
gegenübertritt. Dass Mikis Theodorakis gegen die Obristen zu der
Integrationsfigur des Widerstands wurde, war zwangsläufig. Daher auch das
nie nachlassende politische Engagement des Komponisten. Nachdem Andreas
Papandreou und seine korruptionszersetzte PASOK das Handtuch werfen
mussten, wurde Theodorakis zum Entsetzen vieler ausgerechnet im Kabinett
des konservativen Konstantinos Mitsotakis "Minister ohne Geschäftsbereich"
und setzte sich - noch mehr Entsetzen bei noch mehr Griechen - für eine
Aussöhnung mit den Türken ein. Auch hier gibt es einen biografischen
Hintergrund: Die Mutter wurde von den Jungtürken aus Çesme (bei Izmir)
vertrieben. Noch 2012 nahm Theodorakis - bereits im Rollstuhl sitzend - an
einer Demonstration gegen die Zwangsmaßnahmen der Troika im Rahmen der
griechischen Staatsschuldenkrise teil. Dabei erlitt er eine schwere
Tränengasverletzung.

Weder das Leben dieses Mannes noch sein schier unerschöpfliches
künstlerisches Werk lassen sich auf einen knappen Nenner bringen. Sich
Theodorakis anzunähern, erzwingt ein demutsvolles Verhalten. Mit ihm ging
am 2. September 2021 für immer einer der ganz wenigen Großen des 20.
Jahrhunderts, die dessen mörderischen Kelch fast bis zur Neige leeren
mussten - und der dennoch immer wieder die Kraft fand, mit seiner Kunst den
Grundgedanken des Humanen letztendlich triumphieren zu lassen.

Jetzt tut sich eine große Leere auf. Das schmerzt unendlich.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 19/2021 vom 13. September 2021, Online-Ausgabe
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DIAGNOSTIK/627: "Selektive Pränataldiagnostik: Wollen wir das wirklich?" - neue Broschüre erschienen (Bündnis #NoNIPT)

Bündnis #NoNIPT, Berlin - Pressemeldung vom 30.09.2021

"Selektive Pränataldiagnostik: Wollen wir das wirklich?"

Post für die Abgeordneten: Broschüre zur Kampagne "100 Stimmen für #NoNIPT"



"Selektive Pränataldiagnostik: Wollen wir das wirklich?" So lautet der provokante Titel einer Broschüre, die die Abgeordneten des Deutschen Bundestags dieser Tage druckfrisch in ihren Postfächern vorfanden. "Stellen Sie sich bitte diese Frage auch und nehmen Sie sich Zeit für unsere Argumente", heißt es im Begleitschreiben an die Abgeordneten.

Absenderin ist das Bündnis #NoNIPT, ein Zusammenschluss von kritischen Verbänden und Elternvereinen, das von einer Vielzahl von Einzelpersonen, Organisationen und Verbänden unterstützt wird. Sie alle verbindet die Kritik an der Entscheidung des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA), dass künftig der nicht-invasive Pränataltest (NIPT) auf Trisomien wie z. B. Down-Syndrom von den gesetzlichen Krankenkassen bezahlt werden soll. Und: Sie verbindet die Sorge vor dem, was dieser Beschluss auslösen wird.

"Wer glaubt, dass das Thema mit dem G-BA-Beschluss durch ist, irrt. Wir stehen erst am Anfang einer Entwicklung. Der nächste Antrag auf Kassenfinanzierung eines Tests auf Mukoviszidose ist bereits angekündigt. Der Gesetzgeber kann sich in dieser Frage nicht ewig wegducken", so Tina Sander für das Bündnis #NoNIPT.

Und die Ärztin Silke Koppermann ergänzt: "Es werden bereits vorgeburtliche Tests auf Krankheiten entwickelt, die erst im späteren Leben des Kindes ausbrechen können oder auf bloße Krankheitsdispositionen wie Diabetes oder Brustkrebs, obwohl deren Anwendung in Deutschland verboten ist."

Die Broschüre dokumentiert die Kampagne "100 Stimmen für #NoNIPT", zu der das Bündnis #NoNIPT aufgerufen hatte. Mit Erfolg: In kürzester Zeit haben sich 100 Menschen zu Wort gemeldet, Menschen mit Down-Syndrom, Mütter und Väter von Kindern mit einer Behinderung, Aktivist*innen aus der Selbsthilfe, Berater*innen, Hebammen, Ärzt*innen, Wissenschaftler*innen, Kunstschaffende, Verantwortliche in Verbänden und Organisationen usw..

"Sie alle kritisieren die Kassenzulassung dieses Tests auf das Down-Syndrom, weil er keinen medizinischen Nutzen hat, weil er die werdenden Eltern unter Druck setzt und weil die Solidargemeinschaft der Versicherten über diese Kassenfinanzierung nur die Taschen der Herstellerfirmen und Anbieter füllen wird", so fassen Vera Bläsing und Ute Berger die vielfältigen Stimmen zusammen.

Die Broschüre informiert die Abgeordneten kurz und prägnant über die Argumente von #NoNIPT gegen die Kassenzulassung. Sie dokumentiert, wie sich die Zivilgesellschaft seit Jahren gegen die Kassenzulassung engagiert hat und erinnert die Abgeordneten an ihre Verantwortung:

"Es ist viel passiert, aber nicht im Parlament. Die dringlichste Frage ist politisch nach wie vor nicht beantwortet: Selektive Pränataldiagnostik: Wollen wir das wirklich?", kritisiert Taleo Stüwe. Das Bündnis #NoNIPT fordere deshalb das neu gewählte Parlament dringend auf, die im Jahr 2019 begonnene Debatte zur selektiven Pränataldiagnostik wieder aufzunehmen und fortzusetzen.

"In diese Debatte müssen auch die kritischen Stimmen der Zivilgesellschaft einbezogen und vor allem auch Menschen mit Behinderung beteiligt werden - und zwar auf Augenhöhe", so Claudia Heinkel für das Bündnis #NoNIPT. Das Bündnis stehe den Abgeordneten mit fachkundigen und engagierten Diskussionspartner*innen zur Verfügung.

Hinweis:

Die Broschüre ist kostenlos erhältlich über das Gen-ethische Netzwerk oder das Deutsche Down-Syndrom InfoCenter sowie als Download auf nonipt.de. 


Das Bündnis #NoNIPT

ist ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis von Organisationen, die sich aus unterschiedlichsten Gründen schon lange mit dem Thema auseinandersetzen und verschiedenste Perspektiven auf das Thema "Kassenfinanzierung des Bluttests auf Trisomien" in die gemeinsame Arbeit einbringen:

BioSkop

www.bioskop-forum.de

Elterninitiative "BM 3X21"

www.bm3x21.de

Cara - Beratungsstelle zu Schwangerschaft und Pränataldiagnostik

http://www.cara-bremen.de/

Netzwerk gegen Selektion durch Pränataldiagnostik

www.netzwerk-praenataldiagnostik.de

Deutsches Down-Syndrom InfoCenter

www.ds-infocenter.de

die Inklusiven e.V.

www.die-inklusiven.de

downsyndromberlin e.V.

www.downsyndromberlin.de

Gen-ethisches Netzwerk e.V. (GeN)

www.gen-ethisches-netzwerk.de

inclution gUG - inclusive solutions

www.facebook.com/inclution.org

KIDS Hamburg e.V.

www.kidshamburg.de

mittendrin e.V.

www.mittendrin-koeln.de

Netzwerk gegen Selektion durch Pränataldiagnostik

www.netzwerk-praenataldiagnostik.de

 * 

Quelle: 

#NoNIPT - Bündnis gegen die Kassenfinanzierung des Bluttests auf Trisomien

c/o mittendrin e.V. 

Luxemburger Straße 189, 50939 Köln
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RECHT/662: Elektronische Patientenakte - BfDI kritisiert Krankenkassen (Dr. Datenschutz)

Newsletter "Dr. Datenschutz" vom 23. September 2021

Elektronische Patientenakte:
 
Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) kritisiert Krankenkassen

Von Dr. Datenschutz



Künftig soll der Patient per Smartphone steuern können, welcher Arzt welche Befunde einsehen kann. Patienten, die über kein Smartphone verfügen, werden dabei nicht berücksichtigt. Der Bundesdatenschutzbeauftragte hält diese Pläne für rechtswidrig. Der Streit um die elektronische Patientenakte geht damit weiter.

Die elektronische Patientenakte

Seit dem 01. Januar 2021 können gesetzlich Versicherte eine elektronische Patientenakte (ePA) ihrer Krankenkasse erhalten. Über Praxis- und Krankenhausgrenzen hinweg können nun medizinische Befunde und Informationen aus vorhergehenden Untersuchungen und Behandlungen umfassend gespeichert werden. Das Angebot der elektronischen Personalakte ist für die Patienten freiwillig. Dies wurde aufgrund einer Verfassungsbeschwerde zu Beginn dieses Jahres bereits durch das Bundesverfassungsgericht festgestellt. [1]

Feingranulares Management ab 2022 für Krankenkassen verpflichtend

Ab dem 01. Januar 2022 wird nun auch das feingranulare Management im Rahmen der ePA für Krankenkassen verpflichtend. Bisher ist es den Versicherten nicht möglich, die Zugriffsmöglichkeiten zu ärztlichen Befunden auf einzelne Ärzte zu beschränken. Sobald ein Patient demzufolge in die Nutzung der ePA einwilligt und in der Akte ärztliche Dokumente zur Verwaltung eingepflegt werden, können sämtliche Ärzte des Patienten auf alle in der ePA gespeicherten Dokumente zugreifen. Es gilt also das Alles-oder-Nichts-Prinzip.

Per Gesetz soll es nun künftig möglich sein, den Zugang für Arztpraxen oder Pflegeeinrichtungen zu den einzelnen, in der ePA hinterlegten Dokumenten, feingranular einzustellen. Zunächst gelte dies jedoch nur für Nutzer moderner Smartphones oder Tablets. Für Menschen ohne entsprechende Endgeräte sollen die Möglichkeiten für Zugriffe erst ab 2023 in den Filialen der Krankenkassen ermöglicht werden.

Bundesdatenschutzbeauftragter fordert datenschutzrechtliche Verbesserungen der ePA

Mitte September erhielten vier große gesetzliche Krankenkassen nun einen Bescheid vom Bundesdatenschutzbeauftragten (BfDI) Ulrich Kelber. In diesem Bescheid werden die Krankenkassen angewiesen, allen Patienten den gleichen, von der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) garantierten Datenschutz, zu gewähren. Insbesondere müsse auch den Versicherten ohne Smartphone eine Einstellung der Zugriffsberechtigungen ermöglicht werden, um ein gleichwertiges Schutzniveau aller Versicherten gewährleisten zu können.

Nach den Ausführungen Kelbers sei Ziel der Anweisung

"gleiches Recht für alle Versicherten"


Würden sich die Krankenkassen jedoch nur an nationales Recht halten, hätten Smartphone Nutzer mehr Rechte als diejenigen, die nicht über ein solches Gerät verfügen.

Der BfDI kritisiert Vorgehen der Krankenkassen

Nach den Ausführungen im 29. Tätigkeitsbericht [2] werde eine große Gruppe von Menschen, die kein eigenes Gerät besitzen oder keines besitzen wollen, von den geplanten Änderungen nicht erfasst. Diese Patienten würden weiterhin in ihrer Patientensouveränität beschränkt.

Alternativ können einem Vertreter mit einem geeigneten technischen Gerät Vertretungsrechte eingeräumt werden. Dies hätte jedoch zur Folge, dass die Versicherten dem Vertretenden alle in ihrer ePA vorhandenen Gesundheitsdaten, d.h. auch intimste Informationen, offenbaren müssten.

Darüber hinaus sei es nach Ansicht des BfDI datenschutzrechtlich kritisch zu bewerten, dass eine Vielzahl von Patienten damit auf Dauer keinen Einblick in die eigene, von ihnen selbst zu führende ePA haben werden. Sie werden also von einer entsprechenden Nutzung der ePA ausgeschlossen. Folglich kann diese Personengruppe auch nicht von den Vorteilen einer ePA in der Gesundheitsversorgung profitieren.

Die Krankenkassen verweisen auf Sozialgesetzbuch

Nach den Vorschriften des fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs sei bisher nur die Einrichtung eines Zugriffsmanagements für Endgeräte gefordert. Mit der geplanten Änderung zum 01. Januar 2022 würden die Krankenkassen nach eigenen Angaben demnach die gesetzlichen Vorgaben umsetzen. Diese Umsetzung sei insbesondere auch durch die Aufsichtsbehörde der Krankenkassen, das Bundesamt für Soziale Sicherung, bestätigt worden.

Allerdings handelt es sich bei der DSGVO um Europarecht

Bei den in der ePA gespeicherten Informationen handelt es sich grundsätzlich um Gesundheitsdaten und damit um sensible Daten im Sinne des Art. 9 DSGVO. [3] Unter Berücksichtigung der besonderen Schutzbedürftigkeit von Gesundheitsdaten sollten die Versicherten die volle Hoheit über ihre Daten haben. Dies umfasst auch die Möglichkeit der Einstellung von Zugriffsbeschränkungen. Die fehlende Möglichkeit der Einschränkung von Berechtigungen kann damit einen Verstoß gegen die DSGVO darstellen. Als europäische Verordnung steht diese im Zweifel über dem nationalen Recht.

Gegen die Weisung des Bundesdatenschutzbeauftragten können die Kassen nun innerhalb eines Monats klagen. In diesem Fall müsste das Sozialgericht Köln über die Rechtmäßigkeit der Weisung entscheiden.


Über den Autor

Der Beitrag wurde von Dr. Datenschutz geschrieben. Unter diesem Pseudonym schreiben Mitarbeiter, in der Regel Juristen mit IT-Kompetenz, der intersoft consulting services AG. Weitere Informationen:
 
https://www.dr-datenschutz.de/ziel-und-inhalt-dieser-website/


Fußnoten:

[1] https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/01/rk20210104_1bvr061920.html

[2] https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Taetigkeitsberichte/29TB_20.pdf?__blob=publicationFile&v=3

[3] https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/


URL des Originalartikels:

https://www.dr-datenschutz.de/elektronische-patientenakte-bfdi-kritisiert-krankenkassen/

 * 
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INFEKTION/1884: Long COVID - Geheilt, aber nicht gesund (Securvital)

Securvital 4/21 - Oktober-Dezember 2021

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Long COVID - Geheilt, aber nicht gesund


Ständige Erschöpfung, Atemnot, Depressionen oder ernste Stoffwechselstörungen:

Die langfristigen Folgen einer Coronainfektion machen vielen Menschen zu schaffen.

Von Astrid Froese



Spitzensportler greifen zum Rollator, Topmanager werden langzeitkrank. Kerngesunde Erwachsene sind genauso betroffen wie Kinder und Jugendliche - sie alle erkennen ihren Körper nicht wieder. Das Post-Covid-19-Syndrom, kurz Long Covid, beschreibt ein komplexes Krankheitsbild aus körperlicher und mentaler Erschöpfung, das mit einer Coronainfektion einhergeht.

Die Betroffenen befällt bleierne Müdigkeit (Fatigue) und Antriebsschwäche. Kleinste alltägliche Handlungen wie Anziehen oder Treppensteigen fallen schwer, Konzentrationsschwäche und Erinnerungsverlust plagen die Menschen. Sie haben Kopfschmerzen oder schlafen schlecht, schmecken oder riechen nichts mehr. Hinzu kommen Kreislaufprobleme, Muskelschmerzen, Herzrasen, Schwitzen, Schwindel - kurz gesagt: Die Menschen fühlen sich um Jahrzehnte gealtert. "Mir fehlt die Kraft für alles", berichtet eine 38-jährige Pflegerin. "An guten Tagen schaffe ich es, den Geschirrspüler auszuräumen, an schlechten geht gar nichts. Im Moment macht alles mein Mann. Ich wohne im dritten Stock und schaffe es zweimal pro Woche in den Garten, weil ich nicht weiß, wie ich danach wieder raufkomme."

Vieles noch unerforscht

Long-Covid-Symptome treten bei manchen Patienten bereits in der akuten Krankheitsphase auf und können über Monate bestehen bleiben. In anderen Fällen vergehen nach der Erkrankung mehrere Wochen oder Monate beschwerdefrei, bevor sich wie aus dem Nichts Symptome einstellen. Dabei ist es grundsätzlich nicht ungewöhnlich, dass Infektionskrankheiten Körper schwächen und die Erholungsphase auch mal länger dauert. Doch Long Covid hat ein rätselhaftes, erschreckendes Profil. Experten warnen denn auch, die körperlichen wie psychischen Langzeitfolgen zu unterschätzen.

Erste Studien zeigen, dass ein schwerer Krankheitsverlauf die Wahrscheinlichkeit von Langzeitfolgen erhöht. Auch ein hohes Alter, Adipositas sowie Vorerkrankungen von Herz und Lunge sollen laut Robert-Koch-Institut (RKI) zu den Risikofaktoren zählen. Zudem seien Frauen unabhängig vom Alter überdurchschnittlich stark betroffen.

Gut 3,9 Millionen Menschen haben sich nach Angaben des RKI seit Beginn der Pandemie in Deutschland mit dem Coronavirus infiziert (Stand: Ende August), 3,7 Millionen gelten als genesen. Wie viele von ihnen unter langfristigen Auswirkungen leiden, ist nicht bekannt. Schätzungen gehen von circa 10 Prozent der Infizierten aus. Einzelne Experten sehen einen wesentlich höheren Anteil.

Dabei trifft es sowohl Menschen mit schwerem Krankheitsverlauf als auch Infizierte, die weitgehend symptomfrei waren. Eine Untersuchung der Universitätsklinik Ulm hat die Corona-Spätfolgen bei ihren Patienten untersucht und bei 20 Prozent von ihnen Organschäden an Lunge, Herz und Gefäßen gefunden. Der größte Teil der übrigen Patienten fühlte sich weniger belastbar als vor der Erkrankung, sagt Dominik Buckert, betreuender Oberarzt der Spezialambulanz für Covid-Spätfolgen.

Lage bei Kindern unklar

Sorge bereitet Medizinern, dass dies auch jüngere Menschen betrifft. "Wir sehen in der Nachsorge, im Reha-Bereich, dass der Bedarf extrem wächst und erschreckenderweise dass es nicht nur alte Patienten sind, sondern zunehmend junge Patienten, die dann weitere Symptome entwickeln", berichtet Jördis Frommhold, Chefärztin der Abteilung für Atemwegserkrankungen und Allergien an der Median-Rehaklinik Heiligendamm. Patienten "im Alter von 20 bis 50 vielleicht", die einen leichten bis mittelschweren Akutverlauf hatten, ohne Krankenhausaufenthalt, und erst ein bis vier Monate nach der Erkrankung wieder Symptome bekommen.

Wie ausgeprägt Kinder von Long Covid betroffen sind, ist noch unklar. In mehreren Ländern nachgewiesen sind selten auftretende, aber schwere Fälle des sogenannten "Multisystem Inflammatory Syndrome", kurz MIS. Dabei kommt es zwei bis vier Wochen nach der Coronainfektion zu einer heftigen Immunreaktion. Die Kinder leiden dann unter hohem Fieber, Gelenkbeschwerden, instabilem Kreislauf, Hautausschlag, Bauchschmerzen und Übelkeit. Dabei weisen sie erhöhte Entzündungswerte ohne erkennbare Ursache auf.

Noch sind die Ursachen für Long Covid nicht abschließend geklärt. Anders als zunächst angenommen, gleicht Covid-19 nicht einer Lungenentzündung, sondern eher einer Blutvergiftung, sagt Andreas Stallmach von der Post-Covid-Ambulanz in Jena. Da die Krankheit das gesamte Gefäß- und Immunsystem angreift, können auch überall im Körper Beschwerden zurückbleiben oder neu auftreten.

Forscher des Max-Planck-Instituts für die Physik des Lichts in Erlangen haben eine Ursache gefunden: In Untersuchungen von Blutproben in einem eigens entwickelten Gerät konnten sie Veränderungen der Blutkörperchen infolge der Coronainfektion nachweisen. Durch die Verformung der roten Blutkörperchen verschlechtere sich die Blutzirkulation und mit ihr die Sauerstoffzufuhr. Dies würde Thrombosen und Embolien der Lunge erklären. Auch die weißen - für die Immunabwehr zuständigen - Blutkörperchen zeigten sich bis zu sieben Monate lang verändert. Dies erkläre die bislang bekannten Symptome wie Atemnot, Müdigkeit, Konzentrationsstörungen sowie den Verlust des Geschmacks- und Geruchssinns, so die Wissenschaftler in ihrer Erklärung.
Diagnostizieren lässt sich Long Covid möglicherweise auch über einen Bluttest. Im Unterschied zu Menschen, die sich nie infiziert oder schnell erholt hatten, weisen Long-Covid-Patienten in ihrem Blut sogenannte Autoantikörper auf, wie Forscher des Imperial College London zeigen konnten. 

Medikamente oder wirksame Therapien stehen derzeit noch keine zur Verfügung. Und selbst vor einer Reha scheuen manche Patienten zurück: "Dafür habe ich derzeit einfach nicht genug Kraft", bekennt die betroffene Pflegerin.



Anfang Texteinschub

Weitere Infos


Wer Wochen nach einer Coronainfektion Krankheitssymptome bei sich feststellt, die den Alltag erschweren, sollte sich an einen Arzt oder eine Spezialambulanz wenden, wie sie von vielen Kliniken derzeit eingerichtet werden. In ihnen arbeiten Neurologen, Internisten, Psychiater, Hals-Nasen-Ohren- und Augenärzte zusammen. Auf der Website "Long Covid Deutschland" finden Betroffene ein Verzeichnis von Ambulanzen sowie weiterführende Informationen.

Ende Texteinschub



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten Abbildung der Originalpublikation:

Manche Patienten mit Long Covid können monatelang nicht arbeiten.

 * 
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POLITIK/269: COVID-19-Impfstoffkrise - Pharma-Konzerne verfehlen selbstgesteckte Menschenrechtsziele (Amnesty International)

Amnesty International - Pressemitteilung vom 21. September 2021

COVID-19-Impfstoffkrise: Pharma-Konzerne verfehlen selbstgesteckte Menschenrechtsziele



Vakzin-Hersteller wie Pfizer, BioNTech und Moderna haben maßgeblich den fairen weltweiten Zugang zu lebensrettenden Impfungen behindert. In einem neuen Bericht dokumentiert Amnesty International, wie die Unternehmen Profite über die Gesundheit von Millionen Menschen und die wirksame internationale Bekämpfung der Pandemie gestellt haben.


BERLIN - Dank der schnellen Entwicklung effektiver COVID-19-Impfstoffe haben die EU, die USA und einige andere wohlhabende Staaten in diesem Sommer ihre Pandemie-Situation drastisch verbessern könne: Die Inzidenzwerte fielen, Urlaube waren möglich, der öffentliche Lockdown quasi nicht mehr vorhanden. Während in Deutschland mehr als 60 Prozent der Bevölkerung vollständig geimpft sind, sind es in Ländern mit niedrigem Einkommen weniger als ein Prozent. Teile Afrikas, Asiens und Lateinamerikas stürzten erneut in die Krise: Die örtlichen Gesundheitssysteme drohten zusammenzubrechen, jede Woche starben Zehntausende Menschen. Viele dieser Leben hätten gerettet werden können, hätten reiche Staaten nicht die verfügbaren Impfdosen gehortet und hätten Vakzin-Hersteller ihre Technologien und Patente mindestens vorübergehend freigegeben, statt den Ausbau der globalen Impfstoffproduktion zu blockieren.

Anfang August sind 99 Prozent der bisherigen Lieferungen von BioNTech/Pfizer für Länder mit hohem und gehobenem mittleren Einkommen bestimmt gewesen. Dasselbe gilt für 83 Prozent des Auftragsvolumens 2021. Bei Moderna sieht es nicht viel besser aus. "Diese eklatante Ungerechtigkeit bei der Verteilung von Impfstoffen ist ein Skandal", sagt Annelen Micus, Expertin für Wirtschaft und Menschenrechte bei Amnesty International in Deutschland. "Pfizer und BioNTech bekennen sich zwar zu den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, die vor allem sagen: Füge niemandem Schaden zu. Aber es sind bloße Lippenbekenntnisse. Sie müssten viel mehr tun, um Menschenleben weltweit zu retten."

Die COVAX-Initiative, ein internationaler Verteilungsmechanismus, sollte bis Ende 2021 mehr als zwei Milliarden Impfstoffdosen unabhängig vom Einkommensniveau der Länder ausliefern. Anfang August waren es erst 190 Millionen. "Die COVAX-Initiative ist ein wichtiges Werkzeug für eine gerechte globale Impfstoffverteilung. Aber wenn Moderna nur 3,4 Prozent ihrer Produktion 2021 beisteuern und BioNTech/Pfizer acht Prozent für 2022, ist dies viel zu wenig und viel zu spät. Täglich sterben weiterhin unnötig Tausende Menschen, da sind diese Beiträge nur ein Tropfen auf den heißen Stein; mindestens 50 Prozent der produzierten Impfstoffe sollten ab sofort an Länder mit niedrigerem Einkommen gehen", fordert Micus.

Neben COVAX stellt der von der Weltgesundheitsorganisation WHO geleitete COVID-19 Technology Access Pool (C-TAP) ein wichtiges Mittel im Kampf gegen die Pandemie dar. "C-TAP ist darauf angewiesen, dass die sechs größten Impfstoffhersteller AstraZeneca, BioNTech, Johnson & Johnson, Moderna, Novavax und Pfizer ihr Knowhow und ihre Patente über diese Plattform teilen. Bis heute ist dies nicht geschehen", sagt Micus. "Die nächste Bundesregierung sollte die bisherige deutsche Blockadehaltung zu einer temporären Patentfreigabe aufgeben und unter anderem BioNTech daran erinnern, dass dessen Forschung mit Millionen Euro Steuergeld ermöglicht wurde, und das Unternehmen dazu auffordern, sich an C-TAP zu beteiligen."

Micus sagt: "Die Wissenschaft hat große Erfolge bei der Entwicklung von Impfstoffen feiern können, aber die Weltgemeinschaft ist bislang daran gescheitert, diese globale Krise solidarisch und effektiv weltweit zu bekämpfen. Die deutsche Bundesregierung und die deutschen Pharmaunternehmen haben hier nicht nur eine moralische, sondern auch eine menschenrechtliche Verpflichtung, sich dafür einzusetzen, dass Menschen weltweit gegen COVID-19 geimpft werden. Nur so kann die Pandemie effektiv und nachhaltig bekämpft werden."

Hintergrund

Amnesty International hat die sechs größten COVID-19-Impfstoff-Entwickler darauf geprüft, ob ihre Geschäftspolitik menschenrechtliche Verpflichtungen erfüllt. Maßstab sind die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte und OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen gewesen. Die sechs größten Vakzin-Produzenten sind nach Angaben des UNICEF "Covid-19 Vaccine Market Dashboard" AstraZeneca plc, BioNTech Manufacturing GmbH, Johnson & Johnson, Moderna, Inc., Novavax, Inc. und Pfizer, Inc.. 

Russische und chinesische Unternehmen sind aufgrund ihrer intransparenten Informationspolitik nicht berücksichtigt worden.


AMNESTY INTERNATIONAL ist eine von Regierungen, politischen Parteien, Ideologien, Wirtschaftsinteressen und Religionen unabhängige Menschenrechtsorganisation. Amnesty setzt sich seit 1961 mit Aktionen, Appellbriefen und Dokumentationen für die Opfer von Menschenrechtsverletzungen auf der ganzen Welt ein. Die Organisation hat weltweit mehr als zehn Millionen Unterstützer_innen. 1977 erhielt Amnesty den Friedensnobelpreis.

 * 

Quelle: 

Pressemitteilung vom 19. September 2021

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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Entführte Zapatistas frei, EZLN warnt vor Bürgerkrieg in Chiapas

von Philipp Gerber, 22. September 2021



Ocosingo, Chiapas. Zwei entführte Zapatistas sind am Sonntag nach
Vermittlung der katholischen Kirche wieder freigekommen. José Antonio
Sánchez Juárez und Sebastián Núñez Pérez, Mitglieder eines "Rates der Guten
Regierung" der zapatistischen Bewegung im mexikanischen Bundesstaat
Chiapas, waren acht Tage lang von der Regionalen Organisation der
Kaffeebauern von Ocosingo (Orcao) in der Gemeinde Ocosingo festgehalten
worden.

Im Zuge der Bemühungen zur Freilassung der beiden Führungsmitglieder der
zapatistischen Autonomie hat die chiapanekische Regierung der Orcao
Verhandlungen über Landforderungen zugesagt. Über die Strafverfolgung der
Freiheitsberaubung oder ähnlicher gravierender Delikte habe sie sich jedoch
ausgeschwiegen, kritisiert das Menschenrechtsnetzwerk Alle Rechte für alle
(Red TDT).

Die Zapatistische Armee der Nationalen Befreiung (EZLN) reagierte auf das
Geschehene mit einer geharnischten Stellungnahme: Die Orcao, eine
"politisch-militärische Organisation paramilitärischen Zuschnitts",
bewaffne sich mit den Geldern der Regierungsprogramme und beschieße damit
das zapatistische Dorf Moises Gandhi, ebenfalls in Ocosingo gelegen. Weil
die Regierung des Bundesstaates Chiapas "diese Verbrechen vertuscht, dazu
ermuntert und nichts tut", werde die EZLN nun dazu übergehen, die für diese
Verbrechen Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen.

In einer Abrechnung mit der Regionalregierung unter dem Gouverneur Rutilio
Escandón von der Morena-Partei warnt Subcomandante Insurgente Galeano
(ehemals Marcos) davor, dass Chiapas immer mehr in bürgerkriegsähnliche
Zustände schlittere. Die Repression gegen soziale Bewegungen, die Bündnisse
der Politik mit dem Drogenhandel, die Unterstützung paramilitärischer
Gruppierungen und die "gewollt langsame und ungeordnete Impfpolitik" gegen
Covid-19 destabilisierten den Bundesstaat Chiapas. Im aktuellen
Entführungsfall sei es der Regierung darum gegangen, die derzeit laufende
Rundreise der zapatistischen Delegation durch Europa zu sabotieren.

Morena ist die Partei des amtierenden Präsidenten von Mexiko, Andrés Manuel
López Obrador.

Indes überrascht die EZLN mit einer politischen Einschätzung über die
möglichen Hintergründe der Eskalation in Chiapas. Die lokale
Politikerklasse, ehemals in der Partei der institutionalisierten Revolution
PRI, heute zumeist mit der Fahne der Grünen Ökologistischen Partei Mexikos
(PVEM), sei ein zweifelshafter Bündnispartner von Morena, so die EZLN. Sie
seien als "5. Kolonne" innerhalb der Regierung von Präsident Andrés Manuel
López Obrador einzuordnen, die das Projekt der Transformation Mexikos
sabotieren wolle. "Falls sie die aktuelle mexikanische Regierung stürzen
wollen (...) oder innerhalb einer der Fraktionen mitspielen wollen, die
sich um die Regierungsnachfolge im Jahr 2024 streiten, dann sollen sie doch
ihre legalen Kanäle, zu denen sie Zugang haben, nutzen und es sein lassen,
mit Leben, Freiheit und Gütern der Menschen in Chiapas ihr Spiel zu
treiben", warnt die EZLN.

Das Schreiben endet mit dem Aufruf, am 24. September in Mexiko und
international vor den mexikanischen Botschaften und Konsulaten zu
demonstrieren, mit der zentralen Forderung, die Provokationen gegenüber den
zapatistischen Bewegung einzustellen. "Bei nochmaligem Geschehen wird es
kein Kommuniqué geben. Das heißt: Es werden keine Worte sondern Taten
folgen", warnt Subcomandante Galeano.


Quellen: 

https://redtdt.org.mx/liberan-a-autoridades-de-gobierno-autonomo-en-chiapas/

https://enlacezapatista.ezln.org.mx/2021/09/20/chiapas-am-rande-eines-burgerkrieges/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/09/254229/zapatistas-spannungen-chiapas-mexiko
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Mexiko: Zwei führende Zapatistas verschwunden, ein Basismitglied
ermordet 

von Philipp Gerber, 19. September 2021



Ocosingo, Chiapas. Während sich zapatistische Delegierte in Europa
aufhalten, führen bewaffnete Gruppierungen in Chiapas neue Angriffe auf die
Zapatistische Armee der Nationalen Befreiung (EZLN) aus.

Am 11. September verschwanden zwei Zapatistas in der Gemeinde Ocosingo:
José Antonio Sánchez Juárez und Sebastián Núñez Pérez, Mitglieder des
"Rates der Guten Regierung" in einem der Verwaltungszentren der indigenen
Autonomie, wurden letztmals um acht Uhr morgens gesehen, als sie den Sitz
der Autonomiebehörde in Patria Nueva verließen, um einer Aufgabe als Teil
der indigenen Regierung nachzugehen. Nachdem die beiden jedoch nicht am
Zielort ankamen, fanden die Zapatistas ihr Fahrzeug in der Gemeinde "7 de
Febrero", wo die Regionale Organisation der Kaffeebauern von Ocosingo
(Orcao) ihren Sitz hat.

Die Orcao, in den 1990er-Jahren Verbündete der Zapatistas bei der Besetzung
von Großgrundbesitz, befindet sich seit 20 Jahren im Konflikt mit der EZLN,
weil ihre Mitglieder die Regierungsprogramme zur Privatisierung des
Ackerlandes befürworten, während die Zapatistas auf deren kollektiven
Besitz beharren. Nicht das erste Mal wären Zapatistas von der Orcao
entführt worden. Auch zwei Mitarbeiter des Menschenrechtszentrums Frayba
waren in deren Gewalt und vor Jahresfrist steckte die Orcao Lagerhallen der
indigenen Widerstandsbewegung in Brand.

Trotz verschiedenen Aufrufen [1] zur Aufklärung des Verschwindens der
beiden Führungsmitglieder der EZLN ist bisher über ihr Schicksal nichts
bekannt geworden.

Wenige Tage darauf, am Abend des 15. September, geriet ein Fahrzeug der
Zapatistas im Hochland von Chiapas in den Hinterhalt einer bewaffneten
Gruppierung, dabei wurde Domingo Sántiz Jiménez getötet. Die Tat ereignete
sich nahe dem Dorf Xuxch'en in der Gemeinde Aldama, als der Pick-up auf
einer Brücke Halt machte, um abzuwarten, dass die Schießereien der
paramilitärisch organisierten Gruppierung aus Santa Martha, Chenalhó,
nachließen. Domingo Sántiz Jiménez stürzte aus dem Fahrzeug in den
reißenden Fluss, erst in den frühen Morgenstunden wurde seine Leiche mit
einer Schussverletzung im Gesicht gefunden. Wie Dorfbewohner:innen
berichteten, gingen die Schießereien auch während dem Begräbnis von Sántiz
Jiménez am 16. September weiter.

Unter dem Vorwand eines Grenzkonfliktes attackieren bewaffnete
Gruppierungen aus Chenalhó seit Jahren ihre Nachbar:innen von Aldama, ohne
dass die mexikanische Regierung der Straflosigkeit ein Ende bereitet.
Mehrere Bemühungen, ein Friedensabkommen auszuhandeln, scheiterten bisher.

Verschiedene Organisationen der Zivilgesellschaft geben zu Bedenken, dass
diese Gruppierungen aus den Strukturen der Paramilitärs aus den
1990er-Jahren hervorgingen, die zur Aufstandsbekämpfung unter den Fittichen
der Militärs eingesetzt und nie entwaffnet oder zur Rechenschaft gezogen
wurden. Heute widmen sich diese Banden auch anderen illegalen Geschäften
wie Menschenschmuggel sowie Waffen- und Drogenhandel.


Anmerkung:

[1] https://redtdt.org.mx/desaparicion-y-riesgo-a-la-vida-e-integridad-de-autoridades-autonomas-en-chiapas/

Quellen:

https://www.redajmaq.org/es/desaparicion-de-dos-integrantes-de-la-junta-de-buen-gobierno-patria-nueva-del-caracol-10

https://www.chiapasparalelo.com/noticias/chiapas/2021/09/grupo-armado-de-chenalho-asesina-a-integrante-del-ezln/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/09/254142/mexiko-fuehrende-zapatistas-verschwunden
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El Salvador 

Tausende protestieren gegen Präsident Bukele

Von Knut Hildebrandt






[image: Demonstranten mit Plakat - Foto: Red Informativa de ARPAS/Fotografía Movimiento por la Defensa de Tacuscalco (CC BY-SA 2.0), [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]]

"Mehr Bildung, weniger Militarisierung!"

Foto: Red Informativa de ARPAS/Fotografía Movimiento por la Defensa de
Tacuscalco (CC BY-SA 2.0) [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]



Tausende protestierten an El Salvadors Unabhängigkeitstag in San
Salvador gegen den autoritären Regierungsstil von Präsident Nayib
Bukele.

(Berlin, 17. September 2021, npla) - Am 200. Unabhängigkeitstag El
Salvadors marschierten Tausende durch die Straßen der Hauptstadt San
Salvador, um gegen den autoritären Regierungsstil Präsident Bukeles zu
protestieren. Vorsichtige Schätzungen gehen von 5.000
Demonstrant*innen aus, während manche von bis zu 15.000 sprechen.
Damit hat die Opposition am 15. September mehr Menschen mobilisieren
können, als der Präsident zu seinen Machtdemonstrationen und bei
weitem mehr als die wenigen Hundert, die Proteste gegen Bukele während
der letzten zwei Jahre unterstützt hatten.


Breites Spektrum ging auf die Straße

Den weitestgehend friedlichen Protesten schlossen sich neben
Feminist*innen, Mitgliedern der LGBTIQ-Community, Studierenden,
Umweltschützer*innen, Richter*innen und Mitarbeiter*innen des
Gesundheitswesens auch Kriegsveteranen und Mitglieder der einst
mächtigen Parteien ARENA und FMLN an.

Am Rande der mehr als drei Stunden dauernden Demonstration kam es
mehrfach zu Ausschreitungen. Einige Protestierende zerstörten zusammen
mit Vermummten das kürzlich installierte Bitcoin-Terminal. Letztere
wurden für Agenten der Regierung gehalten und aus dem
Demonstrationszug gedrängt.


Gründe auf die Straße zu gehen gab es viele

Die Gründe sich den Protestmarsch anzuschließen waren so verschieden
wie die Protestierenden selbst. Für viele standen wirtschaftliche
Gründe im Vordergrund. Wegen der Einführung des Bitcoin wird
befürchtet, dass die Lebenshaltungskosten weiter steigen. Das
geschah bereits nach der Erhöhung des Mindestlohns, die Präsident
Bukele durchgesetzt hatte. Durch sofort steigende Preise für das
Lebensnotwendige hatten die Salvadorianer*innen kaum etwas davon, wenn
nicht sogar weniger als zuvor.

Die Kriegsveteranen schlossen sich dem Protestmarsch an, weil ihnen
die im Wahlkampf versprochene Pensionserhöhung von 50 Dollar pro Jahr
nur einmalig 2019 gezahlt wurde. Richter*innen und Angestellte des
Justizapparates protestierten gegen ein Dekret des Präsidenten,
demzufolge alle, die älter als 60 Jahre sind oder mehr als 30
Dienstjahre haben, in Pension gehen müssen. Mit diesem Dekret kann
sich Bukele eines Drittels der amtierenden Richter*innen auf einen
Schlag entledigen und durch Gefolgsleute ersetzen.


Bukele delegitimiert die Proteste

Noch am selben Abend äußerte sich Bukele in einer voraufgezeichneten
Ansprache zu den Protesten. In dieser bezeichnete er die Proteste als
ungerechtfertigt und beschuldigte die internationale Gemeinschaft,
Randalierer zu finanzieren, die am Unabhängigkeitstag demonstrierten.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/tausende-protestieren-gegen-praesident-bukele/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Brasilien 

Bolsonaro droht weiter 



Trotz anhaltender Proteste denkt Präsident Bolsonaro nicht im
Traum daran, seinen Posten freiwillig zu räumen. Kontrahent Lula
findet dafür scharfe Worte der Kritik.

(Montevideo, 7. September 2021, la diaria) - Trotz anhaltender
Proteste gegen ihn hat Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro seine
Drohungen gegenüber dem Obersten Gerichtshof (STF) wiederholt. Er
betonte, dass er das Wahlergebnis im kommenden Jahr nicht akzeptieren
und das Präsidentenamt ausschließlich tot verlassen werde. Unterdessen
fanden die von der Regierung im Voraus angekündigten Proteste zum
brasilianischen Unabhängigkeitstag sowie die prophezeiten gewaltvollen
Ausschreitungen nicht im erwarteten Ausmaß statt.

Die Militärpolizei São Paulos schätzte, dass vergangene Woche
etwa 125.000 Menschen an der von Bolsonaro zuvor angekündigten
Zusammenkunft im Gedenken an den 199. Jahrestag des sogenannten "Grito
do Ipiranga", welcher die Unabhängigkeit Brasiliens vom
portugiesischen Königreich markiert, teilnahmen.


Weder zwei Millionen Menschen noch Ausschreitungen

Obwohl die Versammlung in der Avenida Paulista zahlreich besucht war,
lag die Zahl der Teilnehmenden jedoch weit unter der von der
rechtsextremistischen Regierung angekündigten Beteiligung von etwa
"zwei Millionen Menschen". Außerdem mangelte es der Gedenkfeier an
gewaltsamem Charakter, der als eine Art Auftakt für einen möglichen
Putschversuch im Vorhinein erwartet wurde.

Dennoch holte Bolsonaro während der Festlichkeiten am Morgen in
Brasilia sowie am Nachmittag in São Paulo erneut zum Angriff
gegen das oberste Bundesgericht (STF) aus. Noch einmal stellte
Brasiliens derzeitiger Präsident klar, dass er die Wahlergebnisse im
kommenden Jahr nicht anerkennen bzw. akzeptieren werde.


Bolsonaros Drohungen erreichen ein neues Level

Ausschließlich Gott könne ihm die Präsidentschaft entziehen, er werde
diese nur tot oder gefangen niederlegen, versicherte Bolsonaro seinen
Anhänger*innen, die zahlreiche antidemokratische Statements auf
Schildern mit sich trugen. Schon am Morgen auf der Plaza de los Tres
Poderes in Brasilia hatte der Präsident unmissverständlich, wenn auch
ohne konkrete Verfahrensvorschläge, der obersten Justiz gedroht. In
São Paulo wurde diese Drohung dann spezifischer.

So bezeichnete Bolsonaro Alexandre de Moraes, einen der Minister des
STF, als canalla - als "Mistkerl", als "Heuchler" - und fügte hinzu,
dass dieser nicht mehr länger die Bestimmungen des Obersten
Gerichtshofs erfülle. "Schmeißt Alexandre de Moraes raus. Du Mistkerl,
du Heuchler. Hört auf das brasilianische Volk kleinzuhalten, hört auf
eure eigenen Mitbürger zu verurteilen", so Bolsonaro. "Ich habe den
'Mistkerlen' klargemacht, dass sie mich niemals in Gewahrsam nehmen
werden", garantiert er weiterhin. "Wir müssen - und nun spreche ich in
ihrem Sinne - festsetzen, dass alle politisch motivierten Häftlinge
ihre Freiheit zurückbekommen. Der vorsitzende Richter Alexandre de
Moraes missachtet damit seinen Auftrag. Die Geduld unserer Leute ist
nun vollends ausgeschöpft", betonte Bolsonaro.


De Moraes hatte Ermittlungen gegen Bolsonaro eröffnet

De Moraes ist zu einem der Lieblingsangriffsziele des Präsidenten
geworden, nachdem er die vom STF eingeleitete Ermittlung gegen
Bolsonaro wegen der vermeintlichen Beteiligung an manipulierten
Nachrichten im Netz eröffnet hatte. Minister Moraes legte des Weiteren
die Inhaftierung zweier Bolsonaro nahestehender Politiker fest; die
des Bundestagsabgeordneten Daniel Silveira vom rechtsgerichteten
Partido Social Liberal und die von Robert Jefferson, Vorsitzender der
konservativen brasilianischen Arbeiterpartei Partido Trabalhista
Brasileiro (PTB), wie das brasilianische Nachrichtenmagazin Carta
Capital betonte.

Darüber hinaus gab es in vielen brasilianischen Städten Proteste und
Demonstrationen gegen den Präsidenten. Auch nachts waren insbesondere
in Vierteln der Stadt São Paulo starke Aufmärsche gegen die
rechtsradikale Regierung, welche politisch immer weiter in eine
alleinige Isolation rückt, zu vernehmen.


Die politische Mitte beginnt, sich gegen Bolsonaro zu
positionieren

Ein Indiz für diese wachsende Isolation ist die Entscheidung mehrerer
Parteien aus der sogenannten centrão, der einheitlichen
politischen Mitte, also die Basis für Bolsonaros
Regentschaftsstellung, ihre Abgeordneten zu konsultieren. So soll ein
möglicher politischer Prozess gegen den aktuellen Präsidenten in
Angriff genommen werden - ein Prozess, der seitens der linken Parteien
bereits seit vergangenem Jahr gefordert wurde.

Laut Informationen des Nachrichtensenders CNN hat Bolsonaro diese
Maßnahme beim politischen Zentrum durch seine beharrlichen
Anfeindungen gegen das STF während seiner Ansprache auf der Avenida
Paulista provoziert. "Der leitende Abgeordnete der Partei
Solidariedade (SD), Paulo da Silva, spricht sich für eine Versammlung
mit seinen Parteiabgeordneten für nächste Woche aus, um die Position
der Partei abzuwägen. Auch Baleia Rossi, oberster Abgeordneter der
Partei 'Movimento Democrático Brasileiro', bekräftigt, dass er sich
mit seinen wichtigsten Parteimitgliedern beratschlagen werde",
bestätigt der Sender.

Eine ähnliche Stellungnahme bezog das zur Mitte-rechts tendierende
Partido da Social Democracia Brasileira (PSDB) via Twitter. Der
Parteivorsitzende Bruno Araújo informierte dort über eine
außerplanmäßige Tagung der ausführenden Staatsgewalt, um über ein
Impeachment gegen Bolsonaro zu beraten, wie die unabhängige
Pressestelle Brasil 247 informierte. Ziel sei es, die Position der
Partei hinsichtlich einer Reform der politischen Urteilskraft sowie
damit einhergehende mögliche legale Maßnahmen zu überdenken und zu
diskutieren, so die Twitter-Meldung.


Lula: "Bolsonaro hat die Demokratie nie respektiert"

Derweil beteiligte sich der ehemalige Präsident Luiz Inácio Lula da
Silva an keinem der öffentlichen Proteste. Dennoch holte er zum
Gegenschlag aus und betonte abermals, Bolsonaro hätte mit seinen
Äußerungen zum Putsch aufgerufen. "Anstatt an möglichen
Konfliktlösungen für Brasilien zu arbeiten, ruft Bolsonaro die
Menschen in diesen Tagen zur Konfrontation auf, zum Aufruhr gegen die
unterschiedlichen Kräfte der Republik, gegen die Demokratie - die er
nie respektiert hat", stellt Lula deutlich klar.

"Stattdessen schürt er die Spaltung des Landes, den Hass und die
Gewalt. Das ist nicht das, was Brasilien von einem Präsidenten
erwartet", fügt der Vorsitzende der Arbeiterpartei (PT) hinzu.
Zusätzlich stellte Lula heraus, dass das Land durch steigende
Arbeitslosenzahlen und Hunger momentan eine "Zerstörung" erlebe.
Dennoch hinterlässt Lula eine Nachricht der Hoffnung: "Hunger, Armut,
Arbeitslosigkeit und Ungleichheit sind nicht von Gott gegeben. Wir
werden weiterkämpfen, um diese schwere Zeit zu überstehen. Lasst uns
dieses Land wieder aufbauen."


Übersetzung: Amelie Stettner
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Mexiko 

Kolumbus-Statue wird durch Standbild einer indigenen Frau
ersetzt

Von Sergio Marcus Pinto Lopes
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Vom Sockel geholt: Die Kolumbus-Statue am Paseo de la Reforma wohnt
nun im Park

Foto: ProtoplasmaKid, CC BY-SA 4.0 

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Zahlreiche Kolumbus-Denkmäler wurden bereits gestürzt. Das am
Paseo de la Reforma in Mexiko-Stadt wird gegen die Statue einer
olmekischen Frau ausgetauscht.

(Mexiko-Stadt, 6. September 2021, Prensa Ecuménica) - Ein Standbild
des italienischen "Entdeckers" Christoph Kolumbus in Mexiko-Stadt soll
durch das Bildnis einer indigenen Frau ersetzt werden. Die
Bronzestatue von Kolumbus werde in einem Park neu aufgestellt, während
der exponierte Platz an der Hauptstraße Paseo de la Reforma durch die
von Bildhauer Pedro Reyes geschaffene Statue einer Olmeken-Frau
ersetzt werden soll, erklärte Bürgermeisterin Claudia Sheinbaum bei
einer Feier anlässlich des Internationalen Tags der indigenen Frauen.
Die Kolumbus-Statue werde nicht "versteckt" noch sei ihre Umsetzung
ein Versuch, "die Geschichte auszulöschen". Vielmehr sollten die
Zivilisationen gewürdigt werden, die vor der spanischen Eroberung in
Mexiko existiert hatten. "Die Anerkennung der indigenen Frauen und
ihrer Bedeutung für unsere Geschichte ist ein Akt der sozialen
Gerechtigkeit. Mit der Würdigung der indigenen Völker und dem
besonderen Augenmerk auf die Frauen der präkolumbianischen Kulturen
wollen wir heute, am Internationalen Tag der indigenen Frauen, dem
weiblichen Anteil an der mexikanischen Kultur Rechnung tragen", so
Sheinbaum auf der Veranstaltung.


Die olmekische Zivilisation als Mutterkultur Mesoamerikas


Die olmekische Kultur hatte sich während der vorklassischen Periode
Mesoamerikas entwickelt und weite Teilen des Kulturareals mitgeprägt.
Sie erlebte von 1200 v. Chr. bis 400 v. Chr. im Golf von Mexiko ihre
Blütephase. Es wird davon ausgegangen, dass sich das Zentrum des
olmekischen Kulturraums im südöstlichen Teil des Bundesstaats Veracruz
und im westlichen Teil von Tabasco befand. Lange Zeit galt die
olmekische Zivilisation als Mutterkultur Mesoamerikas. Es ist jedoch
weder erforscht, wie der künstlerische Stil dieser Gesellschaft
entstanden ist, noch, inwieweit die kulturellen Merkmale in den
archäologischen Funden der olmekischen Kultur zuzuordnen sind. Bekannt
hingegen ist, dass einige der ältesten olmekischen Spuren vermutlich
aus Chiapas oder den zentralen Tälern von Oaxaca stammen. Das
Handelsnetz der verschiedenen Gebiete Mesoamerikas trug zur
Verbreitung zahlreicher kultureller Elemente bei, die mit der
olmekischen Kultur identifiziert werden, darunter der Berg- und
Höhlenkult, die Verehrung der Gefiederten Schlange als Gottheit der
Landwirtschaft, die religiöse Symolik der Jade und der künstlerische
Stil, der in den Jahrhunderten nach dem Niedergang der großen Zentren
dieser Epoche intensiv überarbeitet wurde.


Kolumbus-Statuen: Symbole der Kolonisierung und
Unterdrückung

Die "Entdeckungsreisen" des in Italien geborenen Christoph Kolumbus
Ende des 15. Jahrhunderts wurden von der spanischen Krone finanziert.
Mit seiner Ankunft in Amerika begann der Eroberungsfeldzug der
spanischen Invasoren. Somit werden Kolumbus-Statuen heute vielfach als
Symbol für Unterdrückung und Kolonialismus wahrgenommen. In
Lateinamerika und den USA sind bereits mehrere Kolumbus-Denkmäler von
Demonstrant*innen gestürzt worden. Dieses Schicksal blieb der
Kolumbus-Statue am Paseo de la Reforma erspart: Am 10. Oktober 2020,
zwei Tage vor einer antikolonialen Protestaktion zur Erinnerung an die
Ankunft von Kolumbus im Jahr 1492, wurde die Bronzestatue "zu
Restaurierungszwecken" entfernt.
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Mexiko 

Schulterschluss zwischen PAN und Vox

Von Darius Ossami



Senator*innen der rechtskonservativen Partei PAN haben den Chef
der spanischen Rechtsaußenpartei Vox nach Mexiko eingeladen. Dort
unterzeichneten sie ein antikommunistisches Pamphlet.

(Berlin, 5. September 2021, poonal) - Die rechtskonservative
mexikanische Oppositionspartei PAN (Partido de Acción Nacional) hat
den Chef der rechtsextremen spanischen Partei Vox, Santiago Abascal,
nach Mexiko eingeladen. Am 2. September empfingen 16 Senator*innen der
PAN [1] sowie mindestens ein Senator der Partei PRI Abascal im
mexikanischen Senat. Er und die mitgereiste Führungsspitze der Vox
suchen Unterstützung für das Projekt "Forum Madrid", ein geplantes
internationales Bündnis "gegen den Vormarsch des Narcokommunismus in
der Iberosfera". Als Iberosfera bezeichnet Abascal Nord- und
Südamerika, da beide Kontinente angeblich spanische Wurzeln hätten.
Vox [2] hat bei den letzten spanischen Parlamentswahlen 15 Prozent der
Stimmen erzielt.

Die Senator*innen der PAN, die Mexiko von 2000 bis 2012 regiert hat,
unterzeichneten zudem den "Brief von Madrid". Dabei handelt es sich um
ein antikommunistisches Pamphlet der rechten spanischen
Diseno-Stiftung, deren Präsident ebenfalls Abascal ist. Darin heißt
es: "Der Vormarsch des Kommunismus ist eine ernste Gefahr für
Wohlstand und Entwicklung unserer Nationen."


López Obrador: "Eine Schande"

Der mexikanische Präsident Andrés Manuel López Obrador kritisierte [3]
den Besuch Abascals im Senat scharf: "Es sind Extremisten von Vox aus
Spanien gekommen. Sie haben sich mit der PAN getroffen, weil sie
dasselbe sind, Ultrakonservative, beinahe Faschisten, und das alles
sprießt wieder in Spanien", erklärte López Obrador am 3. September in
seiner morgendlichen Pressekonferenz. Er bezeichnete den Besuch als
"Schande".

Abascal habe sich gleich mehrere "Beleidigungen olympischen Ausmaßes"
für Mexiko und Lateinamerika geleistet, berichtet die kubanische
Nachrichtenagentur Prensa Latina [4]. So habe dieser bei einer
Gedenkstunde zum Fall der Stadt Tenochtitlán vor 500 Jahren erklärt,
Spanien habe "Millionen Menschen vor dem blutigen Terrorregime der
Azteken" gerettet. Auch seien die Untaten des spanischen Eroberers von
Mexiko, Hernán Cortés, ein Akt der Befreiung gewesen.


Rechte jubeln, PAN gespalten

Im Anschluss an den Senatsbesuch am 2. September fand ein Meeting
gegen Abtreibung statt, an dem neben der Vox-Führung auch der
Fraktionschef der PAN, Julen Rementería und der Youtuber Tumbaburros
teilnahmen, der als scharfer Kritiker von López Obrador und der
regierenden Morena-Partei gilt. Abascal traf sich zudem mit nicht
näher genannten mexikanischen Unternehmer*innen [5]. Das teilte der
mitgereiste Europaabgeordnete für Vox, Hermann Tertsch [6] mit. Der
Besuch Abascals in Mexiko sei ein "kolossaler Erfolg" gewesen, so
Tertsch, dessen Vater österreichischer Nazi war.

Unterdessen wurde innerhalb der PAN Kritik an der Einladung Abascals
laut. Einige Parteimitglieder forderten den Rücktritt Rementerías.
Expräsident Felipe Calderón kritisierte, die PAN-Führung sei "vom Weg
abgekommen." Diese ruderte zurück und erklärte am 3. September, bei
dem Besuch Abascals habe es sich um eine "persönliche Einladung" [7]
gehandelt; die PAN habe "immer die Menschenrechte verteidigt".


Anmerkungen:

[1] https://elpais.com/mexico/2021-09-02/senadores-del-pan-y-del-pri-apoyan-al-ultraderechista-santiago-abascal-en-su-cruzada-contra-el-comunismo.html

[2] https://de.wikipedia.org/wiki/Vox_(Partei)

[3] https://www.jornada.com.mx/notas/2021/09/03/politica/reunion-con-lider-de-vox-demuestra-que-el-pan-es-casi-fascista-amlo/

[4] https://www.prensa-latina.cu/index.php?o=rn&id=473540&SEO=el-mundo-necesita-instrumentos-de-vida-no-de-muerte

[5] https://www.jornada.com.mx/notas/2021/09/05/politica/abascal-tambien-se-reune-con-empresarios-y-va-a-foro-antiaborto/

[6] https://gaz.wiki/wiki/de/Hermann_Tertsch

[7] https://www.jornada.com.mx/2021/09/04/politica/007n3pol
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Brasilien 

Bolsonaro: Bevölkerung soll Waffen kaufen






[image: Quelle: Palácio do Planalto, Foto: Marcos Corrêa/PR, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0], via Wikimedia Commons, cropped]

Bolsonaro im April 2019, mit seiner typischen Handgeste, die er schon
während des Präsidentschaftswahlkampfs gerne benutzte. Aus Daumen und
Mittelfinger formt er eine Pistole und drückt symbolisch ab.

Quelle: Palácio do Planalto, Foto: Marcos Corrêa/PR

CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0], via Wikimedia Commons, cropped



Der rechtsextreme Präsident Brasiliens, Jair Bolsonaro, fordert,
die Bevölkerung solle Waffen statt "Bohnen" kaufen, um nicht
"versklavt" zu werden.

(Teheran, 28. August 2021, hispanTV/pressenza) - "Jede*r sollte eine
Waffe kaufen. Eine bewaffnete Bevölkerung wird niemals versklavt
werden. Ich weiß, dass es viel kostet, aber es gibt einige
Idiot*innen, die stattdessen empfehlen, Bohnen zu kaufen", sagte
Bolsonaro Ende August zu seinen Anhänger*innen.

Die Anspielung auf Bohnen begegnet den Kritiken wegen der wachsenden
Inflation im Land und damit der erhöhten Kosten für
Grundnahrungsmittel, zu denen auch Bohnen im alltäglichen Leben in
Brasilien gehören. Der Präsident rechtfertigt den Zugang zu
Schusswaffen für die Bevölkerung mit der hohen Kriminalität und
anhaltenden Straftaten wie Raub oder Mord.


Polizist*innen rufen zu Teilnahme an Demo für Bolsonaro auf

Bolsonaros Kommentare finden zu einer Zeit statt, in der es Spannungen
zwischen dem Obersten Bundesgericht und Vorbereitungen für den Marsch
seiner Anhänger*innen am 7. September gibt. Diese haben zu großer
Aufregung geführt, da Polizist*innen ihre Kolleg*innen dazu aufgerufen
haben, an den Protesten teilzunehmen. Die Regierenden forderten die
Polizei hingegen auf, die Gesetze zu respektieren und sich nicht in
politischen Angelegenheiten einzumischen, was per Gesetz verboten ist.

Im Juli ließ der Präsident die Steuern von 150 Prozent streichen, die
brasilianische Exporteur*innen für den Verkauf von Waffen in zentral-
und südamerikanische Länder entrichten mussten. Im April kippte der
Oberste Gerichtshof eine weitere Maßnahme, die dazu dienen sollte,
Steuern für den Import von Revolvern und Pistolen abzuschaffen sowie
weitere Dekrete Bolsonaros, die den Kauf und die Nutzung von Waffen in
Brasilien erleichterten.

Bolsonaro, der Anführer der Rechtsextremen und Befürworter von Waffen,
ist seit Januar 2019 Präsident Brasiliens. Das Erleichtern des Tragens
und des Besitzes von Waffen ist eines der Wahlkampfversprechen des
Präsidenten und orientiert sich am amerikanischen Waffenmodell.
Seitdem hat er verschiedene Maßnahmen angestoßen, um die
"Selbstverteidigung" der Bevölkerung gegen die steigende Kriminalität
zu verbessern - eine Politik, die in einem Land mit einer Rekordzahl
an Morden höchst umstritten ist.
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USA/422: Bürgermeisterkonferenz fordert, den Atomwaffenverbotsvertrag zu billigen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Bürgermeisterkonferenz fordert die USA auf, den Atomwaffenverbotsvertrag
zu billigen und jetzt zu handeln, um Atomkriege zu verhindern und
Nuklearwaffen abzuschaffen

von Pressenza New York, 6. September 2021



Zum Abschluss der 89. Jahrestagung, die aufgrund der anhaltenden
COVID-19-Pandemie virtuell am 31. August 2021 stattfand, verabschiedete der
Exekutivausschuss der Konferenz der Bürgermeister der Vereinigten Staaten
(United States Conference of Mayors - USCM) einstimmig eine kühne neue
Resolution, in der die USA aufgefordert werden, den Vertrag über das Verbot
von Atomwaffen [AVV] zu billigen und jetzt zu handeln, um einen Atomkrieg
zu verhindern und Atomwaffen abzuschaffen.

In der Resolution wird die Regierung der Vereinigten Staaten aufgefordert,
"den Vertrag als einen positiven Schritt zur Aushandlung eines umfassenden
Abkommens über die Erreichung und dauerhafte Erhaltung einer
atomwaffenfreien Welt zu begrüßen". Weiter heißt es: "Die
Bürgermeisterkonferenz der Vereinigten Staaten begrüßt die gemeinsame
Erklärung von Präsident Biden und dem russischen Präsidenten Putin vom 16.
Juni 2021, in der sie 'den Grundsatz bekräftigen, dass ein Atomkrieg nicht
gewonnen werden kann und niemals geführt werden darf', und fordert die
Biden-Regierung auf, die nuklearen Spannungen durch intensive diplomatische
Bemühungen mit Russland und China abzubauen und sich aktiv um ein
überprüfbares Abkommen zwischen den atomar bewaffneten Staaten zu bemühen,
um ihre Atomwaffenarsenale in Übereinstimmung mit den Anforderungen des
Völkerrechts zu beseitigen, das dem AVV um Jahrzehnte vorausgeht."

"Laut einem Bericht der Internationalen Kampagne zur Abschaffung von
Atomwaffen (ICAN) gaben die neun nuklear bewaffneten Staaten im Jahr 2020
72,6 Milliarden Dollar für Atomwaffen aus, wobei die USA mit 37,4
Milliarden Dollar oder 70.881 Dollar pro Minute an der Spitze lagen",
beginnt die USCM-Resolution mit einer deutlichen Warnung des Bulletin of
the Atomic Scientists:

Am 27. Januar 2021 verkündete das Bulletin of the Atomic Scientists, dass
es die Zeiger seiner Weltuntergangsuhr auf 100 Sekunden vor Mitternacht
stellt, so nah wie nie zuvor an der globalen Vernichtung, mit der Aussage:
"Nach unserer Einschätzung hat sich das Potenzial, dass die Welt in einen
Atomkrieg stolpert - eine allgegenwärtige Gefahr in den letzten 75 Jahren -
im Jahr 2020 erhöht": "Die existenziellen Bedrohungen durch Atomwaffen und
den Klimawandel haben sich in den letzten Jahren durch einen
Bedrohungsmultiplikator verschärft: die fortschreitende Korruption der
Informationsökosphäre, von der Demokratie und öffentliche
Entscheidungsfindung abhängen... Die COVID-19-Pandemie ist ein Weckruf."

Die USCM-Resolution unterstreicht, dass "die Spannungen zwischen den
Vereinigten Staaten und Russland sowie zwischen den Vereinigten Staaten und
China dramatisch zugenommen haben, mit Krisenherden in der Ukraine und
Taiwan, die potenziell zu nuklearen Konfrontationen führen könnten." Die
USCM bringt ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass "Präsident Bidens
Haushaltsantrag für das Haushaltsjahr 2022 die Militärausgaben um 11
Milliarden Dollar erhöht und die Finanzierung aller Upgrades für nukleare
Sprengköpfe und Trägersysteme aus dem Haushalt seines Vorgängers sowie die
massiven Investitionen in die Kernwaffeninfrastruktur verlängert, um die
Erforschung, Entwicklung, Produktion und den Einsatz von Kernwaffen bis
weit ins 21. Jahrhundert zu projizieren, was einen Verstoß gegen die
Abrüstungsverpflichtungen der Vereinigten Staaten gemäß dem
Atomwaffensperrvertrag von 1970 darstellt.

Die USCM-Resolution berichtet, dass "der Atomwaffenverbotsvertrag (AVV) am
22. Januar 2021 in Kraft getreten ist und den Ländern, die ihn ratifiziert
haben, die Entwicklung, den Erwerb, den Besitz, den Einsatz oder die
Androhung des Einsatzes von Kernwaffen untersagt." Die USCM weist jedoch
darauf hin, dass "während der AVV die vollständige Ablehnung von Atomwaffen
durch die meisten Staaten, die keine Atomwaffen besitzen, darstellt, haben
die Vereinigten Staaten, die acht anderen nuklear bewaffneten Staaten und
fast alle Länder unter dem US-Atomschutzschirm die Verhandlungen
boykottiert und sind dem Vertrag nicht beigetreten."

Die USCM gibt in ihrer neuen Resolution mehrere konkrete politische
Empfehlungen:

"die Biden-Regierung aufzufordern, die völkerrechtlichen Verpflichtungen
der Vereinigten Staaten in Bezug auf den Nicht-Einsatz und die Abschaffung
von Atomwaffen vollständig in die bevorstehende Überprüfung des nuklearen
Dispositivs einzubeziehen";

"den Präsidenten und den Kongress aufzuforden, den Plan, das gesamte 
US-Atomwaffenarsenal durch verbesserte Waffen zu ersetzen, zu streichen und
die derzeit für Atomwaffen und ungerechtfertigte Militärausgaben
bereitgestellten Mittel umzuleiten, um die jahrzehntelange Untätigkeit in
Bezug auf Infrastruktur, Armut, die wachsende Klimakrise und die zunehmende
Ungleichheit anzugehen"; und

"den Präsidenten und den Kongress aufzuforden, die Rüstungskontrolle
und Abrüstung durch die Wiedereinführung der Agentur für Rüstungskontrolle
und Abrüstung zu einer Priorität auf Bundesebene zu machen".

In der Resolution heißt es: "Mayors for Peace, 1982 gegründet und angeführt
von den Bürgermeistern von Hiroshima und Nagasaki, setzt sich für eine Welt
ohne Atomwaffen, sichere und widerstandsfähige Städte und eine Kultur des
Friedens als wesentliche Maßnahmen zur Verwirklichung eines dauerhaften
Weltfriedens ein"; und "Mayors for Peace ist auf 8.043 Städte in 165
Ländern und Regionen angewachsen, mit 219 Mitgliedern in den USA, die
insgesamt über eine Milliarde Menschen vertreten".

Die USCM stellt fest, dass "die Bürgermeisterkonferenz der Vereinigten
Staaten seit sechzehn aufeinanderfolgenden Jahren einstimmig Resolutionen
von Mayors for Peace angenommen hat" und "alle ihre Mitglieder auffordert,
sich Mayors for Peace anzuschließen, um das Ziel von 10.000
Mitgliedsstädten zu erreichen".

Die USCM-Resolution 2021 wurde von Frank Cownie, Vizepräsident von Mayors
for Peace U.S., Bürgermeister von Des Moines, Iowa, unterstützt und von Nan
Whaley, Bürgermeisterin von Dayton, Ohio, und derzeitige Präsidentin der
USCM; sowie von Steve Benjamin, Bürgermeister von Columbia, South Carolina und
ehemaliger Präsident der USCM; von Patrick L. Wojahn, Bürgermeister von College
Park, Maryland; von Roy D. Buol, Bürgermeister von Dubuque, Iowa; von J. Christian
Bollwage, Bürgermeister von Elizabeth, New Jersey; von Jon Mitchell,
Bürgermeister von New Bedford, Massachusetts; und von William Peduto,
Bürgermeister von Pittsburgh, Pennsylvania.

Die United States Conference of Mayors [1] ist die offizielle
überparteiliche Vereinigung von mehr als 1.400 amerikanischen Städten mit
mehr als 30.000 Einwohnern. Die auf den jährlichen Versammlungen
verabschiedeten Resolutionen werden zur offiziellen Politik der USCM.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 

Anmerkung:

[1] http://www.usmayors.org/


Die vollständige Resolution in Englisch ist zu finden unter:

https://legacy.usmayors.org/resolutions/89th_Conference/proposed-review-list-full-print-committee-individual.asp?resid=a0F4N00000PTLP3UAP
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ASYL/1490: Menschenrechte von Geflüchteten in den Koalitionsvertrag (Pro Asyl)

Pro Asyl - Presseerklärung vom 30. September 2021

Tag des Flüchtlings: 

Menschenrechte von Geflüchteten in den Koalitionsvertrag



Zum Tag des Flüchtlings am 1. Oktober appellieren die
Menschenrechtsorganisationen PRO ASYL und Amnesty International an die
sondierenden Parteien, einen menschenrechtskonformen Flüchtlingsschutz im
Koalitionsvertrag zu verankern. Dazu gehören faire und rechtstaatliche
Asylverfahren, das Recht auf Familiennachzug für alle Schutzberechtigten,
die Vereinbarung, Abschiebungen in Kriegs- und Krisengebiete zu unterlassen
sowie der Zugang zu individuellem Asylrecht an EU-Außengrenzen.

Zum Auftakt der Sondierungsgespräche nach der Bundestagswahl fordern
Amnesty International und PRO ASYL zum Tag des Flüchtlings die
verhandelnden Parteien auf, sich unmissverständlich für das individuelle
Recht auf Asyl in Deutschland und Europa sowie für einen starken
Flüchtlingsschutz einzusetzen und dies auch klar im Koalitionsvertrag zu
vereinbaren.

Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland,
sagt: "Jetzt ist der Zeitpunkt für alle Parteien, die
Regierungsverantwortung wollen, ein klares unmissverständliches Bekenntnis
zu den international verbrieften Menschenrechten von schutzsuchenden
Menschen festzuschreiben. Wer Menschenrechte für sich proklamiert, kann
diese nicht immer wieder gerade den Opfern von Gewalt und Verfolgung
absprechen. Konkret darf Deutschland nicht in Kriegs- und Krisengebiete wie
Afghanistan und Syrien abschieben. Menschenrechtsverletzungen an den
EU-Außengrenzen müssen geahndet und eine europäische Seenotrettung ins
Leben gerufen werden."

Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL, sagt: "Für eine offene, auf
Menschenrechte basierende Gesellschaft ist der Umgang mit Geflüchteten der
Lackmustest. Wir erwarten von Grünen, Liberalen und Sozialdemokraten, dass
sie in einer künftigen Regierung hörbar und wirkungsvoll für
Rechtsstaatlichkeit, die Geltung der Menschenrechte von Geflüchteten und
das Recht auf Asyl in Europa eintreten. Das Totschweigen und Tolerieren der
permanenten Rechtsbrüche, wie es die alte Regierung getan hat, muss ein
Ende haben. Grenzverfahren in großen Lagern an den europäischen
Außengrenzen dürfen nicht europarechtlich verankert werden. In Deutschland
muss das Recht, als Familie zusammenzuleben, auch wieder für subsidiär
Geschützte gelten. Die neue Bundesregierung muss zudem die AnkER-Zentren
abschaffen, so faire Asylverfahren gewährleisten und eine auf Integration
ausgerichtete Flüchtlingspolitik mit einer Bleibeperspektive umsetzen."

Als drängende Aufgabe für die noch amtierende Bundesregierung sehen die
Organisationen die fortgesetzte Aufnahme besonders gefährdeter Menschen wie
Menschenrechtsverteidiger*innen und Journalist*innen aus Afghanistan.
Angesichts der konkreten Gefährdung der Menschen kann nicht auf den Ausgang
von Koalitionsgesprächen gewartet werden.

Folgende fünf Bereiche sollten aus Sicht von Amnesty International und PRO
ASYL im Koalitionsvertrag festgeschrieben werden:


	Familien gehören zusammen. Subsidiär schutzberechtigte Menschen haben wieder einen gesetzlich garantierten Anspruch auf Familiennachzug. Der Nachzug minderjähriger Geschwister wird gesetzlich verankert. Die Bearbeitung der Visaanträge und die Einreise nach Deutschland erfolgt innerhalb weniger Wochen digital.




	Faire und rechtsstaatliche Asylverfahren in Deutschland. AnkER-Zentren und vergleichbare Einrichtungen werden abgeschafft, denn Isolation beeinträchtigt die Wahrnehmung elementarer Rechte. Eine behördenunabhängige Verfahrens- und Rechtsberatung wird gewährleistet. Die Zeit in der Erstaufnahme wird wie früher auf drei Monate beschränkt, Geflüchtete können möglichst schnell selbstbestimmt wohnen und leben. So wird Integration gefördert.




	Zugang zum Asylverfahren in ganz Europa. Die Bundesregierung setzt sich mit allen Mitteln auf europäischer Ebene für ein Ende menschenrechtswidriger Pushbacks ein. Beschleunigte Asylverfahren an den Außengrenzen sowie haftähnliche und menschenunwürdige Unterbringung werden verhindert. Stattdessen werden Asylanträge stets inhaltlich in der EU geprüft und Flüchtlingsschutz nicht auf Drittstaaten ausgelagert. Die Bundesregierung setzt sich für die Schaffung eines unabhängigen Kontrollmechanismus ein, um Menschenrechtsverletzungen zu dokumentieren und zu ahnden.




	Verfolgte aus Afghanistan aufnehmen. Mit einem Bundesaufnahmeprogramm schützt die Bundesregierung gefährdete Verteidiger*innen von Demokratie und Menschenrechten aus Afghanistan. Landesaufnahmeprogramme für Afghan*innen, die einen Bezug zu Deutschland haben, vor allem durch hier lebende Angehörige, werden unterstützt. Grundsätzlich werden legale und sichere Zugangswege nach Deutschland ausgebaut.




	Bleibeperspektiven schaffen - keine menschenrechtswidrigen Abschiebungen. Die Asylrechtsverschärfungen der vergangenen Jahre werden rückgängig gemacht. Dazu zählt auch die "Duldung light" mit dem Ausbildungs- und Arbeitsverbot. Wirksame Bleiberechtsregelungen werden eingeführt. Abschiebungen in Kriegs- und Krisengebiete wie Syrien und Afghanistan werden unterlassen, ebenso innereuropäische Rückführungen ins Elend.



Diese und weitere Forderungen erheben Amnesty International und PRO ASYL an
die sondierenden Parteien.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 30. September 2021

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.
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E-Mail: proasyl@proasyl.de
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AUSSEN/628: Die Berliner Reparationsverweigerung - Teil 2 (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 23. September 2021

german-foreign-policy.com

Die Berliner Reparationsverweigerung (II)

Proteste in Namibia verhindern Ratifizierung eines Berliner Versuchs,
Entschädigungsforderungen für den Genozid an den Herero und Nama billig
abzuwehren. Weitere Staaten bestehen auf Reparationen.



BERLIN/WINDHOEK/WARSCHAU/ATHEN - Heftige Proteste haben in Namibia den
Versuch der Bundesregierung vorläufig gestoppt, die Forderung nach
angemessenen Entschädigungen für den Genozid an den Herero und Nama
auszuhebeln. Berlin hatte sich mit der Regierung in Windhoek auf ein
vorgebliches Versöhnungsabkommen geeinigt, das den Genozid lediglich
politisch, nicht aber juristisch anerkennt und daher keine förmlichen
Reparationen, sondern nur freiwillige Zahlungen im Wert der bisherigen
deutschen Entwicklungshilfe vorsieht. Bedeutende Organisationen der Herero
und Nama weisen es zurück und haben am Dienstag seine Ratifizierung im
namibischen Parlament verhindert. Unterdessen halten weitere Staaten ihre
Forderungen nach Entschädigung für deutsche Kolonial- und
Weltkriegsverbrechen aufrecht, so zumindest zeitweise Tansania, vor allem
aber Polen und Griechenland. Die Reparationsschuld der Bundesrepublik
gegenüber Warschau wird auf 850 Milliarden Euro, diejenige gegenüber Athen
wird auf 288 Milliarden Euro geschätzt. Athen hat zuletzt anlässlich des
80. Jahrestags des deutschen Überfalls Verhandlungen angemahnt -
vergebens.

Hilfsgelder statt Entschädigung

Das sogenannte Versöhnungsabkommen mit Namibia, das am 15. Mai nach sechs
Jahre währenden Geheimverhandlungen zwischen Berlin und Windhoek paraphiert
worden war, sieht keine rechtliche, sondern lediglich eine
"politisch-historische" Anerkennung des Genozids an den Herero und Nama in
den Jahren von 1904 bis 1908 vor. Zwar ist die Bundesregierung, wie
Außenminister Heiko Maas am 28. Mai bestätigte, bereit, die damaligen
"Ereignisse" nun "auch offiziell als das [zu] bezeichnen, was sie aus
heutiger Perspektive waren" - als "Völkermord".[1] Zugleich aber beharrt
das Auswärtige Amt darauf, juristisch könne der Massenmord an bis zu 65.000
Herero und mindestens 10.000 Nama nicht als Genozid eingestuft werden, da
die UN-Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes, die
erstmals Genozid als Straftat definiert, erst 1948 unterzeichnet worden und
erst 1951 in Kraft getreten sei; man könne sie keinesfalls rückwirkend
anwenden. Entsprechend bietet auch das "Versöhnungsabkommen" Namibia
keinerlei reguläre Entschädigung, sondern lediglich eine freiwillige
Zahlung an. Sie soll sich auf 1,1 Milliarden Euro verteilt auf die nächsten
30 Jahre belaufen; das ist ungefähr der Betrag, den die Bundesrepublik
Windhoek während der vergangenen 30 Jahre als Entwicklungshilfe gezahlt
hat.

Proteste

Während die Regierung in Windhoek und ihr nahestehende Herero und Nama sich
zuletzt darauf eingelassen haben - Namibia benötigt dringend Geld, umso
mehr in der Coronakrise -, wehren sich einflussreiche Organisationen der
Opfernachkommen seit Jahren dagegen, von Deutschland billig abgespeist zu
werden. Sie haben in den vergangenen Jahren mit Prozessen vor US-Gerichten
die Bundesrepublik zur Zahlung von Entschädigungen zu verpflichten
versucht, sind damit allerdings gescheitert. Berlin hatte allerlei Tricks
angewandt, um sich den Verfahren zu entziehen (german-foreign-policy.com
berichtete [2]). Da die strikt auf dem Recht auf eine förmliche
Entschädigung bestehenden Herero und Nama von den Geheimverhandlungen über
das "Versöhnungsabkommen" ausgeschlossen waren, blieb ihnen nichts anderes
als offener Protest. Diesen setzen sie auch jetzt fort, da die Vereinbarung
vom Parlament in Windhoek ratifiziert werden soll. Die Ratifizierung war
ursprünglich für Juni vorgesehen, wurde dann aber verschoben - offiziell
wegen der Covid-19-Pandemie. Am Dienstag stand sie erneut zur Debatte,
wurde allerdings zum zweiten Mal vertagt: Einige hundert Demonstranten
protestierten vor dem Parlament; mehrere von ihnen drangen in das Gebäude
ein. Die Ratifizierung musste verschoben werden.[3] Die Entschädigungsfrage
bleibt in Namibia damit auch formal offen.

Erfolgreich abgeblockt

Entschädigungsforderungen flackern auch in Tansania immer wieder auf. So
erklärte etwa Anfang 2017 der damalige tansanische Verteidigungsminister
Hussein Mwinyi, die Regierung seines Landes bereite eine offizielle
Aufforderung an die Bundesregierung vor, endlich Entschädigungen für die
Verbrechen im Kolonialkrieg in Deutsch-Ostafrika von 1905 bis 1907
("Maji-Maji-Krieg") zu zahlen. Der Krieg kostete wohl 180.000, vielleicht
sogar noch deutlich mehr Menschen im heutigen Tansania das Leben. Berlin
gelang es zunächst, die Forderungen abzuwehren: Bereits im Frühjahr 2018
ließ sich Außenminister Heiko Maas von seinem tansanischen Amtskollegen bei
seinem Besuch in dem ostafrikanischen Land bestätigen, Entschädigungen
seien "kein Thema, das die [dortige] Regierung aufgegriffen hat". Maas
sagte im Gegenzug etwa die Restaurierung kolonialer Prachtbauten aus der
deutschen Kolonialzeit zu (german-foreign-policy.com berichtete [4]).
Dauerhaft erfolgreich war das deutsche Bestreben, Entschädigungsforderungen
bereits im Keim zu ersticken, allerdings nicht: Anfang 2020 rief Tansanias
Botschafter in Deutschland, Abdallah Possi, die Bundesregierung erneut auf,
über "Reparationen zu verhandeln".[5] Berlin blockte die Forderung freilich
wie gewohnt ab.[5]

Bis heute nicht beglichen

Ebenfalls noch offen sind Entschädigungen für deutsche Kriegsverbrechen und
-zerstörungen im Zweiten Weltkrieg in Polen. Dort verfolgte das Deutsche
Reich eine Besatzungspolitik, die der Vorbereitung und Durchführung des
Holocaust diente, die daneben aber auch, wie der Historiker Stefan
Garstecki formuliert, einen "genozidalen Charakter ... gegenüber den
ethnischen Polen" aufwies.[6] Bis zu sechs Millionen Polen kamen zu Tode,
darunter rund drei Millionen jüdischen Glaubens, die zum großen Teil in den
deutschen Vernichtungslagern ermordet wurden; auch die materiellen
Zerstörungen waren enorm. Warschau fordert dafür bereits seit geraumer Zeit
Entschädigung und hat den Betrag von einer Parlamentskommission feststellen
lassen; er beläuft sich laut Berichten auf annähernd 850 Milliarden
Euro.[7] Polnische Politiker bekräftigen immer wieder, man halte an der
Forderung fest; zuletzt konstatierte der stellvertretende polnische
Außenminister Szymon Szynkowski vel Sek, Deutschland habe die vom NS-Reich
"im Zweiten Weltkrieg angerichteten Schäden [bis heute] nicht
beglichen".[8] Berlin weist Polens Forderung, endlich Entschädigungen zu
zahlen, seit je mit großer Konsequenz zurück (german-foreign-policy.com
berichtete [9]).

Bleibende Forderungen

Dasselbe tut es gegenüber Griechenland. Athen fordert seit je, die
Bundesrepublik müsse für die immensen Schäden zahlen, die das Deutsche
Reich vom Zeitpunkt seines Überfalls am 6. April 1941 bis zum Abzug der
Wehrmacht im Jahr 1944 angerichtet hatte.[10] Eine griechische
Parlamentskommission kam im August 2016 zu dem Ergebnis, die deutsche
Reparationsschuld gegenüber Griechenland belaufe sich heute auf umgerechnet
288 Milliarden Euro. Im Juni 2019 forderte die griechische Regierung zu
Verhandlungen über Entschädigungszahlungen auf - und scheiterte damit:
Berlin lehnte das Anliegen im Oktober 2019 rundheraus ab. Auch eine
diplomatische Note vom Januar 2020 führte zu nichts. Zuletzt bestätigte
Athen kurz vor dem 80. Jahrestag des deutschen Überfalls Anfang April
dieses Jahres, es halte an seinem Anliegen fest: "Die Frage bleibt offen
bis zur Erfüllung unserer Forderungen", erklärte ein Sprecher des
griechischen Außenministeriums. "Diese Forderungen sind gültig und aktiv
und sie werden mit jedem Mittel geltend gemacht."[11] Mit Blick auf die
deutsche Praxis, Forderungen einfach auszusitzen, fügte der Sprecher
schließlich noch hinzu: "Verhandlungen würden sehr positiv zur weiteren
Förderung der griechisch-deutschen Beziehungen beitragen." Geschehen ist
seitdem nichts.


Mehr zum Thema: 

Schweigegeld statt Entschädigung,

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8600/

Achthundert Milliarden

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8339/

und Reparationsabwehr aus der Trickkiste.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7959/
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HERRSCHAFT/1915: Der verderbliche Marsch ... (SB)



Der Primat des Ausnahmeverfahrens verändert von Grund auf die
Rechtsordnung, durch die der Staat die Gesellschaft instituiert und
die Außengrenzen Letzterer beständig neu definiert. Wenn die
Terrorismusbekämpfung geltendes Recht suspendiert und eine neue
Rechtsordnung hervorbringt, so produziert sie materiell und formell
dabei auch den zu bekämpfenden Feind. Die Anpassung der Rechtsordnung
zielt nicht, wie im Belagerungszustand, auf eine systemexterne
Bedrohung, sondern auf einen vom System selbst hervorgebrachten
Sachverhalt. Die Zweck-Mittel-Relation kehrt sich um. Der designierte
Feind in Gestalt der Terrororganisation präsentiert sich als
Instrument zum Umbau der Rechtsordnung und des politischen Systems.
Die Staatsgewalt selbst formt die Politik nach ihrem Bild.

Jean-Claude Paye - Das Ende des Rechtsstaats [1]

Die Gelegenheit zu umfassender Reflexion, Diskussion und
Selbstkritik hätte nicht besser sein können - kurz vor dem 20.
Jahrestag der auf die Signatur "9/11" eingedampften und um so tiefer
ins kollektive Gedächtnis gebrannten Anschläge in den USA endet der
als Gegenschlag erklärte und legitimierte Krieg in Afghanistan mit
einer Niederlage der Invasoren. Wie von der US-Regierung in den
Verhandlungen mit den Taliban eingeleitet wurde der Abzug der
Besatzungstruppen nur wenige Tage vor dem 11. September 2021
vollzogen, wodurch die als historische Zäsur bezeichneten Anschläge
vor 20 Jahren mit einem weiteren Einschnitt in der Chronologie der
von den USA und den NATO-Staaten geführten Kriege markiert wurden,
der eigentlich zu umfassender Schadensanalyse Anlass gegeben hätte.
So wirft der für alle Beteiligten in Westeuropa und Nordamerika
längste Feldzug ihrer modernen Geschichte Fragen an die Art und Weise
ihrer Kriegsführung auf, deren Antworten so prekär zu sein scheinen,
dass eine umfassende Untersuchung der Niederlage in der öffentlichen
Sphäre lediglich als klaffende Leerstelle in Erscheinung tritt.
Darüber hinaus wäre die Frage nach der rechtlichen und politischen
Verfasstheit bürgerlicher demokratischer Staaten zu stellen, deren
Werteorientierung nach 9/11 mehr als je zuvor nach dem Zweiten
Weltkrieg relativiert und auf den Stand eines unerklärten, wiewohl
auf Dauer gestellten Ausnahmezustands gebracht worden war.

Anstatt dem selbst erklärten Anspruch auf politische Diskursfähigkeit
und demokratische Widerspruchsbearbeitung zu genügen, wurde dieser
Gedenktag im Zeichen einer emphatischen Rückbesinnung begangen, die
20 Jahre des von den USA ausgerufenen Globalen Krieges gegen den
Terror in Bekundungen persönlicher Betroffenheit untergehen ließen.
Zeitzeugenberichte illuminierten die Ereignisse jenes Tages in
schaurig-erschreckenden Farben, können doch viele Menschen heute noch
sagen, wie dieses außerordentliche Geschehen auf sie gewirkt hat. Die
mediale Erinnerungspolitik hat die für ganze Bevölkerungen höchst
grausamen und blutigen Folgen der Anschläge nicht nur aus dem
professionellen Selbstzweck, jeden Anlass zur kollektiven Erregung in
Aufmerksamkeitsquantitäten umschlagen zu lassen, ignoriert, die
Agenturen gesellschaftlicher Vermittlung ergriffen wie vor 20 Jahren
die Gelegenheit, die Welt einmal mehr aus der Sicht eurozentrischer
Definitionsmacht und neokolonialistischer Suprematie zu erklären, um
alle Bedenken zu zerstreuen, die die dadurch bedingten
Gewaltverhältnisse tangieren könnten.

Die in den USA an diesem Tag gestorbenen Menschen ins Verhältnis zur
vielfachen Zahl der im Nahen und Mittleren Osten beim Angriff
westlicher Bomber, Panzer und Drohnen gestorbenen Menschen und
zerstörten Gesellschaft zu setzen schien sich ebenso zu verbieten wie
die kurz nach 9/11 getroffenen Entscheidungen in ihren bis heute
andauernden Auswirkungen einer kritischen Überprüfung zu unterziehen.
Die Reinszenierung des Dramas um die in das World Trade Center
rasenden Flugzeuge besetzte den Platz möglichen Nachdenkens über die
Gründe und Folgen der Anschläge nicht anders als die von 9/11
geprägte Ikonografie einschlägiger Unterhaltungsfilme. Als könnten
Bilder irgendetwas erklären, fällt ihre Wirkung auf die Zementierung
eines an Gut und Böse orientierten Terrorparadigmas zurück, das jeden
rationalen Umgang mit gesellschaftlicher Wirklichkeit als Parteinahme
für den Feind denunziert.

In den USA, wo viele Menschen Angehörige und FreundInnen bei den
Anschlägen verloren haben und die Annahme, zwar Kriege in aller Welt
führen zu können, selbst davon aber niemals direkt betroffen zu sein,
auf drastische Weise widerlegt worden war, hat die persönliche
Betroffenheit im Gedenken eine ganz andere Bedeutung als in der
Bundesrepublik. Hier bestand zu den Anschlägen von New York und
Washington, zumindest räumlich betrachtet, keine geringere Distanz
als zu den sozialen und kriegerischen Katastrophen im Globalen Süden.
Während letztere als bloße Fußnoten des Zeitgeschehens kaum bemerkt
vorüberziehen, rüttelten die Anschläge auf drei Gebäude, die die
ökonomische und militärische Stärke der sogenannten Supermacht
repräsentierten, am Mythos einer Sicherheit, die in den westlichen
Metropolengesellschaften wie selbstverständlich als Garantie
persönlicher Unverletzlichkeit in Anspruch genommen wird.

Wie zuletzt in Afghanistan werden zuerst diejenigen Menschen aus der
Gefahrenzone gebracht, die sich als Mitglieder der vermeintlichen
Wertegemeinschaft EU und USA ausweisen können. Wann immer die
mehrheitlich weißen Angehörigen westlicher Kulturen in Ländern des
Globalen Südens in Lebensgefahr geraten könnten, werden alle Hebel in
Bewegung gesetzt, sie zu retten. Analog zu dem Vorrecht, fast in alle
Länder auf der Welt reisen zu können, während die meisten dort
lebenden Menschen große Schwierigkeiten haben, in die Wohlstandszonen
Westeuropas und Nordamerikas zu gelangen, bürgt die Zugehörigkeit zur
westlichen Staatenwelt in ungleich höherem Maße für Sicherheit als
bei allen anderen Menschen. Wird dieser Primat willkürlich negiert,
kann die Antwort so fürchterlich ausfallen wie etwa bei den
Erschießungen sowjetischer, jugoslawischer, italienischer oder
griechischer PartisanInnen durch die deutsche Wehrmacht, die den Tod
eines eigenen Soldaten hundertfach rächte.

Die Exklusivität westlicher Bewegungsfreiheit ist nicht etwa ein
bloßes Überbleibsel der Kolonialzeit, als weiße "Entdecker" mit einem
großen Tross versklavter Hilfskräfte angeblich unbewohnte,
tatsächlich aber seit Jahrhunderten besiedelte Territorien für ihre
Plantagenökonomien okkupierten und der bis heute nicht
abgeschlossenen "ursprünglichen Akkumulation" des Kapitalismus durch
die Erschließung verwertbarer Rohstoffe und Menschenleben
neuen Brennstoff verschafften. Der freie Zugang zu allen Märkten und
Nationalökonomien der Welt ist Programm jener Globalisierung, die vor
20 Jahren mit einer Reaktion aus den Tiefen der eigenen
Kriegsökonomie konfrontiert wurde, die allen Anlass zum Forcieren
innovativer Formen der Herrschaftssicherung bot.
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Im Feuer der Modernisierungskonkurrenz

So nahmen die mehrheitlich saudischen Urheber der Anschläge, wie von
ihrem Anführer Osama bin Laden 1998 explizit erklärt [2], die
kolonialistische Unterwerfung des Nahen und Mittleren Ostens zum
Anlass, um den USA den Krieg zu erklären. Der politische, in Ägypten
in Form der Muslimbruderschaft entstandene und von Al Kaida
aufgegriffene politische Islam kam als Reaktion auf die Besetzung und
Neuformierung der arabischen Welt durch die westlichen Kolonialmächte
zustande und kann daher als Modernisierungsprojekt der Kolonisierten
bezeichnet werden, zumal wichtige Impulse zu seiner Gründung von
Personen ausgingen, die an westlichen Universitäten studiert und die
kulturellen wie politischen Interessen der Kolonisatoren aus eigener
Anschauung kennengelernt hatten. Als Produkt des europäischen
Kolonialismus und Lehen US-amerikanischer Ölwirtschaft wie religiöses
Zentrum des Islam bündelten sich in Saudi-Arabien Widersprüche, die
in der Suizidmission der vielen Berichten nach sehr religiösen
Attentäter ihre gewalttätige Entsprechung fanden. Dass es sich bei
diesen um junge Männer handelte, die mit der westlichen Lebensweise
vertraut waren und sie zugleich bekämpften, entspricht der
synthetischen Logik eines Reformislam, der die Produktionsweise der
Globalisierung in der fundamentalistischen Auslegung der Buchreligion
adaptiert, um die eigene Potenz expansiven Hegemonialstrebens zu
steigern.

Von daher ist auch der den Antiterrordiskurs bestimmende Gegensatz
von westlicher Zivilisation und islamischer Rückständigkeit als
Zerrbild eigener Irrationalität und Werteinkonsistenz zu
dekonstruieren. Während die Unterschiede im technologischen und
industriellen Entwicklungsstand als neokolonialistisches
Abhängigkeitsverhältnis hervortreten, handelt es sich bei der
monotheistischen Fundierung christlich-weißer und
islamisch-arabischer Herrschaftslogik um einander ideologisch
verwandte Systeme, die sich traditionell strikt gegen animistische
und polytheistische, mit vermeintlich rückständigen Kulturen
assoziierte Religionen abgrenzen. Beide Glaubensdogmen sind zutiefst
patriarchal bestimmt, und es ist kein Zufall, dass das Geschäft mit
der millionenfachen Versklavung afrikanischer Menschen auch von
arabischen Geschäftsleuten betrieben wurde. Der zivilisatorische
Anspruch beider Systeme hat imperiale Eroberungszüge legitimiert, die
auf der Seite christlich-westlicher Staaten vor allem deshalb
erfolgreicher verliefen, weil die kapitalistische Erschließung
fossilistischer Energien und ihre kriegsökonomische Verwendung den
historischen Konkurrenten den Rang ablief.

Indem 9/11 als Angriff auf "unsere" Werte und Lebensweise
interpretiert wurde, haben sich die Regierungen der NATO-Staaten auf
ein legitimatorisches Paradigma berufen, das bereits im Ausgangspunkt
der damit vorgenommenen Freund-Feind-Bestimmung dem eigenen
Werteuniversalismus zuwiderhandelte. Galt Terrorismus bis dahin noch
als Verbrechen, so wurden die Anschläge auf New York und Washington
von vornherein als Kriegshandlungen eingestuft, ohne beweiskräftig
belegen zu können, von wem diese Aggression ausging. Mit den
Angriffen auf Afghanistan und Irak wurde verheerende Kriegsgewalt
auf schon damals dünner Legitimationsbasis entfesselt, die sich aus
heutiger Sicht vollends in Luft aufgelöst hat. Im Falle des Iraks,
der seit dem zweiten Golfkrieg 1991 regelmäßig bombardiert und dessen
Bevölkerung durch ein von den NATO-Staaten erwirktes und bis zur
schlussendlichen Eroberung 2003 aufrechterhaltenes UN-Embargo
systematisch ausgehungert wurde, war ohnehin klar, dass die
US-Regierung dort eine nationale Interessenpolitik betrieb, die die
dauerhafte Schwächung arabischer Staaten und des Irans vorsah.
Regionale Konflikte, die ihre Wurzeln in den Staatenbildungsprozessen
des europäischen Kolonialismus hatten, wurden mit bündnispolitischen
und kriegerischen Mitteln fortgeschrieben, um die eigene Position in
der ressourcenreichen Region dauerhaft abzusichern.

Dabei zeigte die US-Regierung keinerlei Berührungsängste, wenn es
darum ging, lokale Milizen wie die afghanischen Mujaheddin oder
später Al Kaida für ihre Zwecke einzuspannen. Die Methode, sich
einheimischer Fußtruppen zu bedienen, auch wenn deren Ideologie
angeblich nicht mit der eigenen vereinbar war und ihre politischen
Ziele langfristig den eigenen Interessen gefährlich werden könnten,
ist ein zentrales Merkmal des europäischen Kolonialismus wie des
US-amerikanischen Imperialismus. Ihre Ergebnisse können in
Afghanistan, wo es gelang, der Sowjetunion eine schwere Niederlage
beizubringen und die säkulare Regierung in Kabul zu stürzen, ebenso
besichtigt werden wie am Beispiel des Bündnisses mit sunnitischen
Kräften im Irak, aus denen später der Islamische Staat hervorging,
oder im syrischen Bürgerkrieg, wo islamistische Akteure als Gegner
der Regierung Assad unterstützt werden.

Pragmatisches Krisenmanagement zeichnet auch den Umgang mit den
Taliban aus, die trotz ihrer frauenfeindlichen Gesinnung als
kleineres Übel durchaus die Anerkennung westlicher Regierung finden
können. Das angebliche Eintreten für Frauenrechte wird schon durch
den Hunger, unter dem ein Drittel der afghanischen Bevölkerung
leidet, ad absurdum geführt und findet im antifeministischen Rollback
evangelikaler Christen in den USA seine talibaneske Entsprechung.
Nicht zu vergessen dazu ist die sexuelle Misshandlung
US-amerikanischer Soldatinnen, die auf eine tiefsitzende Kultur
maskuliner Misogynie hinweist. Fast jede vierte Frau in den
US-Streitkräften muss physische sexuelle Übergriffe erleben, mehr als
die Hälfte berichtet von Formen sexistischer Diskriminierung, und wer
sich wehrt, läuft Gefahr, dadurch Nachteile in Kauf nehmen zu müssen.
Laut einer Studie des US-Verteidigungsministeriums sind mehr als ein
Drittel der Betroffenen, die es wagen, derartige Übergriffe zu
melden, revanchistischen Schikanen ausgesetzt. 31 Prozent aller
Suizidversuche US-amerikanischer SoldatInnen werden von Frauen
unternommen, obwohl diese nur 15 Prozent des Personalbestands der
US-Streitkräfte stellen [3].

Was vor 20 Jahren als von fanatischen Muslimen bewirkter
Zivilisationsbruch ausgegeben wurde, ist seitdem tausendfach in Form
grausamster Kriegshandlungen und der willkürlichen sozialen
Verelendung ganzer Bevölkerungen in seiner Grausamkeit potenziert
worden. An die 400.000 ZivilistInnen und 300.000 Kämpfer aus den
Reihen derjenigen Staaten, die durch die im Gefolge von 9/11 im Nahen
und Mittleren Osten entfachten Kriege betroffen wurden, sind bei
Kriegshandlungen gestorben [4]. Dabei handelt es sich um eine sehr
konservative Zählung, denn die Hunderttausende, die anderen
kriegsbedingten Gründen wie Nahrungsmittelmangel, Vertreibung und
vermeidbaren Erkrankungen erlegen sind, wurden bei dieser Aufstellung
nicht berücksichtigt.

38 Millionen Menschen mussten in diesen Kriegen die Flucht ergreifen
[5], weil sie entweder direkt durch Waffengewalt vertrieben wurden,
der Gefahr, die Kriegshandlungen nicht zu überleben, auswichen oder
aus Gründen ökonomischer Not neue Überlebensmöglichkeiten suchen
mussten. Wer an die Tür von NATO-Staaten klopfte, wird bis heute mit
der hochentwickelten Effizienz EU-administrativer Flüchtlingsabwehr
zurückgewiesen, wenn die Flüchtenden überhaupt so weit kommen und
nicht zuvor im Mittelmeer ertrinken oder im polnisch-belarussischen
Grenzgebiet erfrieren.

Alle Kriege, die seit 2001 im Großraum zwischen Afghanistan und
Nordafrika geführt wurden und werden, sind zumindest mittelbar auf
Maßnahmen und Interventionen von NATO-Staaten wie den USA und
ihren Verbündeten zurückzuführen. Auch die gute Zusammenarbeit mit
der Türkei, die selbst als regionaler Akteur Kriege führt und
zugleich der NATO angehört, bei der europäischen Flüchtlingsabwehr
wie der Bekämpfung kurdischer Autonomiebestrebungen zeigt, dass keine
Gesinnungsdifferenz größer sein kann als die gemeinsame Schnittmenge
hegemonialer und herrschaftlicher Interessenpolitik.
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Die Normalität der Weltkrise

Die kapitalistische Weltdemokratie verlangt also von einer
 größtenteils unverwertbar gewordenen Welt, dass der Verwertungs- und
 Verwüstungsprozess dort ungestört weiterlaufen kann, wo er auch nur
 im Miniaturmaßstab noch möglich ist. Die Unbrauchbaren sollen sich in
 ihr Schicksal fügen und "standortpolitisch" zu Billigstbedingungen um
 die Aufmerksamkeit der "Investoren" betteln; "frei" und ungehindert
 soll der Zugang zu den Inseln der Profitabilität in den Ozeanen des
 Elends sein; die guten Dinge der ansonsten unbrauchbaren Welt sollen
 zu Elendspreisen ohne Ende in den kapitalistischen
 Reproduktionskreislauf eingespeist werden oder verrotten. Auf dem Weg
 zum Strand sind gefälligst die Jammergestalten wegzuräumen, damit ihr
 Anblick das Auge der Weltdemokraten nicht beleidigt und die
 ausgestreckten Hände das Entspannungsvergnügen des hart arbeitenden
 Marktwirtschaftsmenschen nicht belästigen. Wer in einem Hungergebiet
 einen Delikatessenladen für die restlichen Zahlungsfähigen eröffnet,
 soll unbeeinträchtigt vom "Neid" der Unbrauchbaren seinen für die
 Region doch allemal segensreichen Geschäften nachgehen können; und im
 Prinzip sollte selbst ein Warlord vom Nachbarpotentaten nicht
 umgebracht werden, bevor er seine Benz-Karosse bezahlt hat. Mit einem
 Wort: Das Interesse geht dahin, den Kapitalismus samt seiner
 "Marktwirtschaft-und-Demokratie" auch dort als die einzig "gültige"
 Reproduktionsform zu erhalten, wo das Kapital kein allgemeines
 gesellschaftliches Verhältnis mehr sein kann. [6]


Die weit vor 2001 etablierte Kontinuität westlicher
Kolonialinteressen und Kriegspolitik lässt daran zweifeln, ob es sich
bei 9/11 tatsächlich um eine Zäsur im Entwurf westlicher
Regierungspolitik gehandelt hat, nach der nichts mehr gewesen sei wie
zuvor. Wenn überhaupt, dann kann das Ende der Sowjetunion 1989 und
die dadurch bewirkte Öffnung neuer Expansionsräume für die
kapitalistische Staatenwelt als solche bezeichnet werden. Die
Hoffnung, dass die Implosion der realsozialistischen Staatenwelt und
die dadurch obsolet gewordenen Stellvertreterkriege der
Blockkonfrontation eine neue Ära des globalen Friedens, ja gar ein
Ende der Geschichte bewirkt hätten, erwies sich schnell als
trügerisch, weil diese Rechnung ohne die Einbeziehung der immanenten
Krisenhaftigkeit des kapitalistischen Weltsystems aufgemacht wurde.

Die darin fungierenden Gewaltverhältnisse haben sich mit der
Globalisierung der warenproduzierenden Verwertungsordnung eher
zugespitzt denn abgeschwächt, wie die sozialen Krisen in den
Metropolengesellschaften, das horrende Elend im Globalen Süden und
die zerstörerische Dynamik gesellschaftlicher Naturverhältnisse
belegen. Das nicht etwa aufgrund des scheinbar niemals
zufriedenzustellenden Aneignungsinteresses des vielzitierten einen
Prozents der KapitaleignerInnen, sondern der immanenten, durch keine
noch so expansive Finanzpolitik aufzuhebenden Verwertungschwäche
eines Kapitalismus, der immer weniger Gebrauchswerte hervorbringt,
weil immer mehr Menschen durch seine Produktivitätssteigerung
überflüssig gemacht werden.

Die nicht erst seit 9/11 stetig zunehmende Militarisierung aller
sozialen Verhältnisse ist mit der Logik einer die Mängel der
konventionellen Güterproduktion kompensierenden Rüstungsindustrie
schon deshalb nicht zu erklären, weil es sich dabei um eine Form des
Staatskonsums handelt, der nicht anders als die Kommodifizierung
aller noch nicht verwertbar gemachten Sachwerte und Dienstleistungen
auf den Treibsand stetig schwindender Mehrwertproduktion gebaut ist.
Die bereits für die Wertproduktion verbrauchten Expansionsräume
territorialer und ressourcentechnischer Aneignung sollen durch
technisch-wissenschaftliche Rationalisierung und die Inwertsetzung
immaterieller Güter kompensiert werden, was die reale Güterproduktion
auf immer schmalere Füße stellt. Demgegenüber neue Kriege zu führen
ist Bestandteil einer Unwertproduktion, die zwar neuen Bedarf
hervorbringt, aber die wegbrechende Basis mehrwertproduzierender
Lohnarbeit nicht ersetzen kann. Gleiches gilt für die technologische
Rationalisierung der Produktion und die monopolistische Konzentration
unternehmerischer Investition - überall steht der Kapitalismus vor
den Scherben eines Verbrauches und einer Zerstörung, die sich in der
Immanenz seiner Produktivkraftentwicklung nicht umkehren lässt.

Sich demgegenüber auf die verbliebenen Formen ökonomischer Subsistenz
zu besinnen und neue Formen gesellschaftlicher Produktion nicht nur
aus ökologischen Gründen, sondern auch zwecks Herstellung sozialer
Gerechtigkeit zu entwickeln ist das Anliegen von Menschen, für die
Deutschland nicht am Hindukusch verteidigt wird, sondern Afghanistan
zum Austragungsort der Sicherung deutscher Privilegien gemacht wurde.
Das elende Schauspiel der Rettung von Menschen aus einem Land, in das
die Bundesrepublik Schutz suchende Flüchtende noch wenige Wochen
zuvor abgeschoben hatte, ist dem dramaturgischen Blendeffekt einer
Inszenierung der Wahrung von Menschenrechten geschuldet, die als
Vorwand zur kriegerischen Aggression allemal mehr Beachtung finden
denn als tatsächlich einlösbarer, von Nationalität, Hautfarbe und
Geschlecht unabhängiger Rechtsanspruch. Seiner legitimatorischen
Nutzbarkeit entkleidet und auf die reale Gewaltanwendung humanitärer
Interventionskriege bezogen erweisen sich Menschenrechte als Rest
dessen, was bleibt, wenn alle verwertbare Verwendungsfähigkeit des
Menschen erschöpft ist. Wer heute in Afghanistan in einer Erdhöhle
haust, schutzlos der Kälte und dem Hunger preisgegeben, kein Geld für
Medikamente oder andere Möglichkeiten besitzt, den Schmerz akuter
Krankheiten zu lindern, weiß mehr darüber als alle Rechtsgelehrten
und Staatsverwalter, denen die Unveräußerlichkeit der Menschenrechte
vor allem als Zurückweisung ihrer Inanspruchnahme einleuchtet.

Die Verteidigung der Freiheit, die Ressourcen des Planeten nach
Belieben plündern und den kapitalistischen Konkurrenzbetrieb zwischen
den Nationalstaaten eskalieren zu lassen, hat mit 9/11 eine neue
Qualität administrativer Verfügungsgewalt und kriegsökonomischer
Innovation hervorgebracht. Dabei trat nichts hervor, was nicht in den
Praktiken imperialistischer Staatenkonkurrenz im ausgehenden 20.
Jahrhundert angelegt war. Das vermeintlich Neue der Situation ist der
Wiederkehr des Altbekannten geschuldet, das vergessen zu machen
Auftrag und Resultat herrschender Wirklichkeitsproduktion ist. Ihr
ist die Ausweitung menschlicher Leistungsgrenzen und maschineller
Taktraten zum Selbstzweck eines Wachstums geworden, das subjektive
Lebensqualität negiert, weil es keinen Nutzen für die herrschende
Verwertungsordnung hat und in seiner unverkäuflichen wie
inkommensurablen Eigenschaft zudem die potentielle Gefahr
unberechenbarer Widerständigkeit birgt.

Wer sich vom Versprechen schrankenlosen Konsums abwendet und die
unumkehrbare Zerstörung des Lebens in den Deponien und Einöden der
Verbrauchsmaximierung nicht akzeptieren kann, muss auch nicht der
kollektiven Amnesie, die der Verfügbarkeit des Menschen durch fremde
Interessen Tür und Tor öffnet, erliegen. Diese Auseinandersetzung ist
älter als die Formierung des Imperialismus der Nachkriegszeit oder
der Beginn der kapitalistischen Gesellschaftsordnung.
Dementsprechend wird 9/11 bei aller katalysatorischen Wirkung, die
das Ereignis auf die Qualifizierung gesellschaftlicher
Widerspruchslagen und die Unterdrückung antagonistischer Entwicklungen
zweifellos hatte, in seiner legitimatorischen Kraft überschätzt. Es
bedurfte der Anschläge weder als Vorwand noch Ermächtigungsanlass
schon deshalb nicht, weil der alle Rechtsförmigkeit aufhebende
Ausnahmezustand seit der Konstitution moderner Demokratien stets
integraler Bestandteil staatlicher Handlungsfähigkeit war.

Zudem war der Krieg gegen den Terrorismus schon vor 9/11 erklärte
Politik der US-Regierung, die sich dieser Legitimation bereits 1979
mit der Auflistung sogenannter "state sponsors of terrorism" bedient
und sie als Mittel kriegerischer Interventionen verwendet hat. Gleiches
gilt für die Doktrin des sogenannten "nation building", die als
positive Entsprechung zur Stigmatisierung ganzer Länder als "failed
states" neue Anlässe zur Entfachung kriegerischer Aggressionen in die
Welt setzte. Sie wurde nicht erst in Afghanistan erfunden, sondern
steht in der Tradition des europäischen Kolonialismus, dem es oblag,
ganze Länder im Namen seiner zivilisatorischen Mission zu unterwerfen
und zum Preis von Millionen Toten in die eigene Wirtschaftssphäre zu
integrieren. Unter dem Titel einer Öffnung dieser Länder für den
freien Markt wurden ungleiche Handels- und Tauschverhältnisse
etabliert, die den Ressourcennachschub des Globalen Nordens bis heute
absichern. So hat das nach 9/11 ausgerufene Projekt des "global war
on terrorism" einen Innovationssprung angeschoben, der auf mehreren
Ebenen unterschiedlich sortierter Gewaltverhältnisse die seit
längerem in Frage gestellte Vormachtstellung der NATO-Staaten im
allgemeinen und der USA im besonderen abstützen und ausbauen sollte.
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Innovation militärischer Vernichtung und sozialer Kontrolle

Nicht nur im Anforderungsprofil, sondern auch in der grundsätzlichen
 Logik entsprechen sich die ökonomische und militärische Entwicklung
 im Zuge der dritten industriellen Revolution: Die menschliche
 Arbeitskraft wird auch als Vernichtungskraft überflüssig; auch der
 militärische Schreibtischtäter braucht fast keine "Hände" mehr. Mit
 immer weniger menschlicher Energie wird immer mehr produziert und
 gleichzeitig immer mehr vernichtet. Das Verhältnis von Sachkapital
 und lebendiger Arbeit ist sowohl auf dem Sektor der Produktivkräfte
 als auch auf dem Sektor der Destruktivkräfte endgültig umgekippt. Der
 "organischen Zusammensetzung des Kapitals" (Marx) entspricht die
 "organische Zusammensetzung" des Vernichtungsapparats. In der
 Produktion wie beim Militär wird der technologische Mitteleinsatz
 entscheidend. [7]


Die Kriege nach 9/11 waren, wie alle Kriege, auch ein Testgelände für
rüstungstechnische Innovationen und dienten der Zurschaustellung
militärischer Macht. Die größte konventionelle Bombe der
US-Streitkräfte, der sogenannte Daisy Cutter
(Gänseblümchenschnitter), wurde in Afghanistan wie im Irak
eingesetzt. Die von hochfliegenden Transportflugzeugen
beförderte 6,8 Tonnen schwere BLU-82 funktioniert nach dem
Prinzip einer Vakuumbombe, die auch in Gräben und Höhlen Deckung
nehmende Menschen durch den in der Folge der Explosion entstehenden
Unterdruck tötet, indem sie ihre Lungen kollabieren lässt und das Blut
aus allen Körperöffnungen zieht. Sie enthält eine auf die Entfaltung
einer Brand- und Druckwirkung, die der von taktischen Atomwaffen
nahekommt, ausgelegte wässrige Mischung aus Ammoniumnitrat und
Aluminiumpuder, deren Explosion alles im Umkreis von 200 Metern in
Flammen setzt und Erschütterungen bewirkt, die noch in mehreren
Kilometern Entfernung wie ein Erdbeben wahrgenommen werden. Bei ihrem
Einsatz im Irak soll die BLU-82 in einem Fall den Tod von 4500
Soldaten bewirkt haben.

Zu Kriegsbeginn in Afghanistan wurden US-Piloten, die aus Mangel an
ausgewiesenen Zielen mit ihrer Bombenlast auf die Flugzeugträger
zurückkehrten, angewiesen, sich ihre Ziele selbst zu suchen, was den
Schrecken zerbombter Dörfer und zerstörter Wohnhäuser intensivierte.
Die Angriffe mit Streubomben, die auf großflächige Personenwirkung
abgestellt sind und deren Blindgänger eine anschließende Verminung
der Zielgebiete bewirken, ließen ebenfalls nicht lange auf sich
warten, zudem setzte man eine Art fliegender Kanonenboote ein, die
die Stellungen der Taliban mit großkalibrigen Maschinenwaffen unter
Dauerfeuer nahmen und dabei alles in Mitleidenschaft zogen, was sich
an zivilen Einrichtungen in der Nähe befand. Im Irak wurde mit der
Strategie des "shock and awe" auf die Wirkmächtigkeit schierer
Feuerkraft gesetzt, was bei aller psychologischen und
kriegstaktischen Begründung nichts anderes bedeutete, als mit
vernichtender Gewalt unterschiedslos alle Menschen zu treffen, die
sich im Zielgebiet der Bomberflotten befanden.

Zwar wurden bewaffnete Drohnen auch in Kriegen vor 9/11 eingesetzt,
ihre häufige Präsenz insbesondere in Afghanistan und im Grenzgebiet
Pakistans hat jedoch gerade diesen Schauplatz zu einem exemplarischen
Fall für die Anwendung dieser Waffentechnik gemacht. Von den
Regierungen der NATO-Staaten mit dem Vorteil beworben, zugleich
kostengünstig, militärisch effizient und für die eigenen SoldatInnen
verlustarm zu sein, sind Antiterror- und Drohnenkrieg fast zu einem
Synonym geworden. Ferngesteuert von irgendeinem Ort Menschen
aus der Luft töten zu können, ohne sie direkt anschauen oder ihre
Schreie hören zu müssen, wird die Verwendung dieser Waffe von der
Vorstellung vermeintlich mit chirurgischer Präzision vollzogener
Angriffe auf den Gegner bestimmt. Dass dies nicht zutrifft, ist durch
die vielen tödlichen Drohnenangriffe auf unbeteiligte ZivilistInnen
längst erwiesen, doch die auch politisch wertvolle Möglichkeit, Krieg
fast allein aus der Luft führen und dabei einzelne Personen in
unwegsamem Gelände gezielt ausschalten zu können, scheint zu
verführerisch zu sein, als dass irgendeine NATO-Armee auf diese
Möglichkeit in Zukunft verzichten will.

Während über Drohnenpiloten schon häufiger berichtet wurde, wobei der
Vergleich ihrer Form von Kriegsführung mit Videospielen nicht
ausbleiben darf, ist über die Seite der Betroffenen weit weniger
bekannt. Deren Befragung, in der Studie "Living Under Drones" der
Stanford University dokumentiert, lässt erkennen, dass das ständige
Summen mit dem bloßen Auge unentdeckbarer Drohnen bei den davon
betroffenen Menschen großen Stress durch permanente Todesbedrohung
auslöst. Was Militärs und Geheimdienstler aufgrund der
hochmobilen Kombination aus Überwachungs- und Hinrichtungstechnik
begeistert, bedeutet für Menschen, die sehr wohl wissen, dass
es keine Gewähr für die behauptete Zielsicherheit gibt, so dass sogenannte
Kollateralschäden stets in Kauf genommen werden, wenn nicht von
vornherein eingeplant sind, nichts als Traumatisierung und Terror.

Aufgrund der leichten Verlegbarkeit verfügen heute die meisten in
aller Welt präsenten US-Militärbasen über bewaffnete Drohnen. So kann
jeder und jede zu jeder Zeit und an jedem Org zum Ziel eines
tödlichen Angriffes werden. Der asymmetrische Krieg, der das
Verhältnis hochgerüsteter HighTech-Streitkräfte und einer
leichtbewaffneten Guerilla, die aber auch zu überraschenden
Anschlägen in der Lage sein kann, auf den militärstrategischen
Begriff bringt, wird mit dieser in absehbarer Konsequenz AI-geführter
Angriffe auch autonom agierenden Waffentechnik potentiell auf alle
Gesellschaften und Menschen ausgeweitet. Da wollen führende
PolitikerInnen der Bundesrepublik nicht abseits stehen, auch sie
verlangen die Anschaffung bewaffneter Drohnen, natürlich immer nur
zum Schutz der eigenen SoldatInnen, wie meist hinzugefügt wird.

Vor allem aber waren Afghanistan und Irak Labors der militärischen
Aufstandsbekämpfung, der sogenannten Counterinsurgency, deren
Ursprünge in der militärischen Durchsetzung britischer und
französischer Kolonialherrschaft liegen. Erstmals erprobt in der von
US-Truppen fast vollständig zerstörten irakischen Stadt Fallujah
wurde die Maßnahme, den nach den Kampfhandlungen zurückkehrenden
EinwohnerInnen elektronisch lesbaren Pässe auszuhändigen, die mit den
biometrischen Merkmalen ihrer HalterInnen versehen sind. Dadurch
hatten die Patrouillen der US-Armee die Möglichkeit, die
Identität einer Person zweifelsfrei festzustellen und als Terroristen
verdächtigte Männer zu verhaften. In Bagdad gingen die Besatzer dazu
über, sogenannte Gated Communities einzurichten, womit in den USA
durch Sicherheitsdienste hermetisch abgeschirmte Stadtteile oder
Ortschaften bezeichnet werden, die sich in Privateigentum befinden
und zu denen nur Zugang hat, wer über eine besondere Erlaubnis
verfügt. Dieses Konzept einer sozialen Apartheid nach außen wurde in
der irakischen Hauptstadt auf den Kopf gestellt.

Dabei wurden ganze Stadtteile durch ein System von Straßensperren,
Kontrollpunkten, Mauern und natürlichen Hindernissen vom Rest Bagdads
abgetrennt, um dort aktive oder lebende Kräfte des Widerstands so zu
isolieren, dass sie wirksam zu bekämpfen sind. Nach dem Abschotten
eines solchen Territoriums wurde ein Zensus abgehalten, um genau zu
bestimmen, wer in dem Gebiet lebt. Alle dabei erfassten Personen
erhielten Pässe mit biometrischen Identifikationsmerkmalen und wurden
datentechnisch erfasst, so dass jeder Checkpoint und jede Patrouille
sofort feststellen konnte, ob die kontrollierte Person legal in dem
Stadtteil lebt, in dem sie sich aufhält. Anschließend wurde das
Gebiet zusammen mit irakischen Soldaten Haus für Haus durchkämmt, um
es von "terroristischen Elementen zu säubern", wie es im gängigen
Jargon der US-Militärsprecher hieß. Wer sich nicht ausweisen konnte,
musste damit rechnen, verhaftet und bei nicht zufriedenstellendem
Identitätsnachweis in Folterhaft gesteckt zu werden.

Was im Vietnamkrieg mit der Umsiedlung für unzuverlässig erachteter
Dorfbevölkerungen in Wehrdörfer und die Einrichtung von Free Fire
Zones in unkontrollierten Gebieten, wo jeder Mensch nach Belieben
erschossen werden konnte, versucht wurde, haben die US-Streitkräfte
im Irak mit Hilfe moderner Überwachungstechnik und Datenerfassung
perfektioniert. Da die Abschottung ganzer Stadtviertel nur
erfolgreich sein kann, wenn die Möglichkeiten der sich dort
aufhaltenden Menschen, sie zu verlassen, stark eingeschränkt werden,
handelt es sich im Grunde genommen um die Einrichtung urbaner Lager.
Intensive Verkehrskontrollen und rigide Zugangsbeschränkungen, die
umfassende Observation des Gebiets durch Drohnen und mit
Überwachungskameras, das Abhören der Telekommunikation, die ständige
Präsenz bewaffneter Soldaten, alles im Rahmen von
Notstandsvollmachten, die es erlauben, mit der Bevölkerung nach
Belieben umzuspringen, verwandelten die Gated Communities Bagdads in
Labors moderner Sozialkontrolle, die ahnen lassen, wie mit urbanen
Bevölkerungen umgesprungen werden kann, die ihre elende Situation
durch nicht konventionell befriedbare Proteste und Aufstände
verändern wollen. Da mehr als die Hälfte aller Menschen heute in
Städten, Metropolregionen und urbanen Agglomerationen lebt, kommt der
Kriegsführung in den Städten wachsende Bedeutung für die
Verteilungskämpfe der Zukunft zu.

Theoretisch geht es bei Counterinsurgency auch darum, die Bevölkerung
eines widerständigen Gebietes zu spalten in UnterstützerInnen und
GegnerInnen des Besatzungsregimes. Zu diesem Zweck wurden
AnthropologInnen damit beauftragt, ein "human terrain system " zu
entwickeln, das die Befriedung eroberter Gebiete durch die Beachtung
lokaler Gepflogenheiten verbessern sollte. Wie US-amerikanische
Afghanistanveteranen berichten, ist es jedoch nicht einmal gelungen,
die auf Stammes-, Dorf- und Familienebene dominante hochkomplexe
Sozialstruktur so zu verstehen, dass eine solche Befriedungsstrategie
Erfolg haben könnte.

Die Einbeziehung sozialwissenschaftlicher ExpertInnen in die
Kriegsführung nach 9/11 fand auch bei der Entwicklung angeblich
effizienter Verhörmethoden statt, so bei der Verwendung von
PsychologInnen und MedizinerInnen bei der Folterung als Terroristen
verdächtigter Gefangener. Die bei der physischen Gewaltanwendung
missachteten Grundsätze internationalen Rechts wurden niemals wirklich
aufgearbeitet, das gleiche gilt für die bis heute anhaltende
Freiheitsberaubung von Personen, die ohne jegliche Rechtsgrundlage
durch die Selbstermächtigung der US-Regierung unter Terrorverdacht
 gestellt wurden.
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Kriege gegen autonomes Leben und Organisieren

Indes, der Zusammenhang zwischen Krieg und Ökonomie hat sich schon
 in der Epoche der großen Kriege des 20sten Jahrhunderts wesentlich
 intensiver in die humanen und sozialen "Ressourcen" verlagert.
 "Menschenbewirtschaftung" (Goldscheid), ein Begriffsvorläufer von
 "Human-" und "Sozialkapital" war schon zur Zeit des 1. Weltkriegs in
 den Blick gerückt. Zu Beginn der aktuellen Epoche gelten die
 "Intanglibles", die "immateriellen" wertbildenden Faktoren als die
 zentralen Ressourcen von Produktivität: persönliche Qualifikationen,
 Flexibilität, Lernfähigkeit, Einstellungen, Mentalitäten, die
 subjektive Bereitschaft sich vorbehaltlos einzuspeisen in den
 Verwertungsprozess. Sich, das heißt die eigene Leistungsbereitschaft,
 die Bereitschaft, sich zur Verfügung zu stellen, sich zu unterwerfen,
 sich als Ressource zu begreifen und einzubringen. Die postmoderne
 Ökonomie nennt dies "Subjektivierung" von Arbeit unter Einschluss von
 Lebensweise und Lebensformen etc. Es ist ein neuer Griff nach der
 "Ressource Mensch" und der "Ressource Gesellschaft". Dies bedeutet
 aber zunächst: alte Gewohnheiten, alte Lebenszusammenhänge und
 Lebensweisen, soziale Garantien, Selbstverständnisse, persönliche
 Zusammenhänge wirken als Blockierungen. Sie müssen durchbrochen und
 zertrümmert werden, um den Griff in diese Ressource zu ermöglichen.
 Ihnen gilt auch der Krieg. [8]


Zu den wesentlichen "Errungenschaften" des Terrorkrieges gehört die
Ausweitung der Befugnisse von Geheimdiensten, die maßgeblich daran
beteiligt waren, dass zahlreiche Menschen als sogenannte
ungesetzliche Kombattanten ihrer Rechte als Kriegsgefangene enthoben
wurden, um nach Belieben eingesperrt, gefoltert und auch umgebracht
zu werden. Die umfassende Erweiterung exekutiver Vollmachten nicht
nur in den USA, sondern allen NATO-Staaten wurde nur teilweise wieder
zurückgenommen und hat administrative Praktiken zur Regel erhoben,
die zuvor bestenfalls für den offiziell erklärten Ausnahmezustand
vorgesehen waren. Das hat auch auf die reguläre Anwendung von
Überwachungspraktiken abgefärbt, die hierzulande zwar noch nicht den
Stand der Volksrepublik China erreicht haben, aber mit
zivilgesellschaftlichen Freiheitsbegriffen, wie sie noch in den
1980er und 1990er Jahren gang und gäbe waren, längst nicht mehr
vereinbar sind. Diese Entwicklung geht Hand in Hand mit der stetigen
Innovation der mikroelektronischen und datentechnischen
Produktionsweise, was die Ausweitung exekutiver wie
privatwirtschaftlicher Surveillance um so unangreifbarer macht, weil
sie mit dem ökonomischen Erfolg der jeweiligen Nationalökonomien in
einen zwingenden Zusammenhang gestellt wird.

Seit 2001 hat die Zahl schwer befestigter Grenzen in der Welt
drastisch zugenommen. Wurden 1990 noch 12 Mauergrenzen in aller Welt
gezählt, so ist deren Zahl in den letzten 20 Jahren auf über 50
angewachsen. Hinzu kommen mehrere Dutzend mit Zäunen und Stacheldraht
befestigte Nationalgrenzen, wie der Soziologe Steffen Mau anlässlich
der Vorstellung seines Buches "Sortiermaschinen" berichtete [9].
Er verweist zudem auf die räumliche Ausdehnung der Grenzregimes etwa
durch die Vorverlagerung von Kontrollen für MigrantInnen, die in die
EU wollen, in nordafrikanischen Staaten, die Überprüfung von
Reiseberechtigungen in Verkehrsmitteln und durch Privatfirmen, die
datentechnische Erfassung von MigrantInnen, die ihre
Bewegungsmöglichkeiten schon im Vorfeld einschränken. Diese und
andere Maßnahmen haben allerdings nicht zur Folge, dass notleidenden
Menschen der konkrete Grenzübertritt nicht immer schwerer gemacht
würde, wie berittene US-Grenzbeamte bewiesen, die auf Flüchtende aus
Haiti einpeitschten, um sie von den Grenzanlagen zu vertreiben.
Insbesondere AfroamerikanerInnen in den USA fühlten sich an die Zeit
der Sklaverei erinnert und lagen mit dieser Assoziation nicht einmal
falsch, wie der anhaltende Rassismus gegenüber Schwarzen Menschen in
den USA belegt.

Die stetig zunehmende Militarisierung der Grenzen ist ein Indiz
dafür, dass sich die westlichen Wohlstandszonen auf eine anwachsende
Zahl von Klima-, Kriegs- und Armutsflüchtlingen vorbereiten, die im
Unterschied zu den in Gegenrichtung reisenden Weißen keinen Zutritt
erhalten sollen. Das gibt zu der Befürchtung Anlass, dass selbst der
Einsatz von Schusswaffen gegen wehrlose Menschen in Zukunft nicht
mehr auszuschließen sein könnte. Seit Jahrtausenden wandern Menschen
von einer Region in die andere, um ihre Lebensbedingungen zu
verbessern.

In einer Zeit, in der die Deklamation der "Freiheit" zum Fetisch
ihrer praktischen Aufhebung geworden ist, sollen MigrantInnen nicht
nur fernbleiben. Sie werden mit dem Stigma der Überflüssigen
behaftet, die niemand haben will und deren Überlebensinteresse von
vornherein kriminalisiert wird, so etwa mit Begriffen wie
"Asyltourismus" oder "Einwanderung in die Sozialsysteme". Meist aus
Regionen stammend, in denen der durchschnittliche Ressourcenverbrauch
nur einen Bruchteil dessen ausmacht, was in den hochproduktiven
Metropolengesellschaften pro Kopf konsumiert und als Abfall
produziert wird, werden sie auch noch eines unverantwortlichen
Reproduktionsverhaltens bezichtigt. Malthus lässt grüßen, für den
Rassismus weißer Suprematie war er nie wertvoller als heute. Mit den
verschärften, fugenlos in die allgemeine Sozialkontrolle übergehenden
Grenzregimes wird bereits die aus klimatischen Gründen zu erwartende
Massenmigration in gemäßigte Klimazonen vorbereitet. Auch aus diesem
Grund will sich niemand wirklich rechenschaftspflichtig für die
Bringschuld des Globalen Nordens zeigen, der seinen Reichtum wie
Produktivitätsvorsprung der Versklavung von Millionen indigener
nichtweißer Menschen und der klimaschädlichen Ausbeutung fossiler
Energien zu verdanken hat.
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Soziale Bewegungen unter Verdacht

Die Kriminalisierung der gesellschaftlichen Opposition verweist
 Letztere nicht wie im 19. Jahrhundert in den Raum des
 Strafrechtlichen. Im Gegenteil, sie spaltet das Politische in zwei
 Teile, "das Gute" und "das Böse". Es kann kein legitimes Handeln
 geben außer dem der konstituierten Gewalten. Forderungen, die von der
 Staatsgewalt nicht akzeptiert sind, die sie destabilisieren, die sie
 zu bestimmten Handlungen oder zu deren Unterlassung nötigen oder die
 Gesellschaft einschüchtern, gelten als illegitim und verfallen der
 Kriminalisierung.

 Vermittelt über die Terrorismusbekämpfung, sucht
 die Staatsgewalt eine neue Konzeption des Politischen durchzusetzen.
 Nicht mehr Ort der Konfrontation und Vermittlung zwischen
 gesellschaftlichen Gruppen soll das Politische sein, sondern ein Raum
 bloßer Verwaltungsakte, technisches Paradigma. Ein solches
 Politikverständnis impliziert die präventive Bekämpfung jeder
 gesellschaftlichen Neuzusammensetzung und alternativen
 Vergesellschaftung jenseits des Markts. [10]


Für die anstehenden Kämpfe um den Erhalt der natürlichen
Lebensgrundlagen, die Herstellung sozialer Gleichheit und die
Überwindung faschistischen Ermächtigungsstrebens bieten 20 Jahre des
demokratisch legitimierten Ausnahmezustands, eines globalen
Kriegszustandes, der die Staatenkonkurrenz weiter vertieft, und einer
kapitalistischen Moderne, die die Menschen bis in ihre Atome hinein
gegeneinander in Stellung bringt, wesentliche Hinweise darauf, wo
überhaupt noch emanzipatorische und sozialrevolutionäre
Handlungsmöglichkeiten bestehen. Angesichts des Aufwindes, in dem
sich SPD und Grünen befinden, ist daran zu erinnern, dass es eine
Regierung dieser beiden Parteien war, die die Beteiligung der
Bundeswehr am Krieg gegen Jugoslawien ermöglicht, die den USA im
Terrorkrieg "bedingungslose Solidarität" mit der Folge deutscher
Beteiligung an der Besetzung Afghanistans geschworen und mit der
Agenda 2010 das neoliberale Workfare-Regime in Deutschland
durchgesetzt hat.

Indem Die Grünen ihren politischen Aufstieg auf dem Ticket des
Klimaschutzes organisieren, während sie in den Chor derjenigen
einstimmen, die die Russische Föderation und die Volksrepublik China
zu Hauptfeinden erklären, bestätigen sie einmal mehr den
militaristischen Charakter des grünen Kapitalismus. Weit über die
erforderliche Kritik an den jeweiligen Herrschaftssystemen hinaus
fügt die aggressive Frontstellung, mit der beide Staaten als
Konkurrenten um globale Hegemonie herausgefordert werden, der nicht
nur klima- und gesundheitspolitisch unabdinglichen Zusammenarbeit auf
globaler Ebene schweren Schaden zu. Dementsprechend glänzen
Forderungen, die die Einsatzfähigkeit und die Aufrüstung der
Streitkräfte gefährden könnten wie etwa die vollständige Erfassung
ihrer CO2-Emissionen und deren Anrechung auf das nationale
Klimabudget, im Wahlprogramm der Grünen durch Abwesenheit. Statt
dessen haben sich die ehemaligen KriegsgegnerInnen bei der
Beschaffung bewaffneter Drohnen die Hintertür offengelassen, es müsse
"klar gemacht werden, für welche Einsatzszenarien der Bundeswehr die
bewaffneten Drohnen überhaupt eingesetzt werden sollen, bevor über
diese Beschaffung entschieden werden kann." [11]

Mit Grünen und SPD ist keine soziale Bewegung zu machen, die für
antikapitalistische Wachstumskritik, selbstorganisierte Strukturen
von unten, ökosozialistische Formen der Vergesellschaftung und einen
Antifaschismus, der die systemintegrale Genese und Stellung der Neuen
Rechten als das größere Problem erkennt, eintritt. Auch deshalb ist
die rot-rot-grüne Regierungsoption eine Eintrittskarte in die
Abschaffung einer Linken, die radikal genug ist, die Probleme
Klimakrise, Kapitalismus und Faschismus zusammenzudenken. Sich wie
Sahra Wagenknecht bei einer Klientel anzubiedern, die zu den
Profiteuren der kapitalistischen Moderne gehört und für
nationalistische Offerten aller Art empfänglich ist, hält den
Niedergang der Partei Die Linke nicht auf, sondern beschleunigt ihn,
wie das Ergebnis der Bundestagswahl gerade in NRW belegt.

Die administrativen Folgen von 9/11 sind als Angriff auf alle Formen
sozialer Opposition, die die sozialökologischen Problemen auf der
Höhe ihrer Überwindbarkeit entgegentritt, ernstzunehmen. Die
zahlreichen mit 9/11 begründeten Verschärfungen strafrechtlicher und
notstandstechnischer Art, die Angriffe auf das Versammlungsrecht in
den neuen Polizeigesetzen, die warenförmige Zurichtung sozialer
Verhältnisse durch eine hochauflösende digitale Evaluierung,
der Rassismus einer Flüchtlingsabwehr, die Menschen nach ethnischer
Herkunft und Verwertungsfähigkeit sortiert, der Primat der
Terrorismusbekämpfung, der die Selbstermächtigungslogik der
Exekutiven frei drehen läßt, sind Bedrohungen, die Menschen
einschüchtern und in ihrer Handlungsfähigkeit beschränken.

Wo die Kritik an den politischen Folgen von 9/11 vom Insistieren auf
gesellschaftlich verhandelbare Wahrheiten, der Überschätzung von
Mehrheitslogik und Mediensuggestion, der rechtspositivistischen
Verkennung des klassenantagonistischen Charakters der
Eigentumsordnung sowie einem affirmativen Verständnis konstitutiver
Staatlichkeit nicht lassen konnte, hatte sie der Qualifikation
administrativer Ermächtigung und feinkörniger Sozialkontrolle wenig
entgegenzusetzen. Nicht zufällig war denn auch ein Teil der damit
befassten Truther-Bewegung anfällig dafür, die Schwierigkeit, 9/11
als Herrschaftsdispostiv im Rahmen notwendiger Staats- und
Kapitalismuskritik zu bearbeiten, durch das Einstimmen in neurechte
Empörungs- und Verachtungsrituale zu umschiffen.

Dass dies heute für ungleich größere Gruppen der Gesellschaft gilt
als vor 20 Jahren, ist vor allem ein Problem der Linken, die kaum in
der Lage war, den anwachsenden Problemen herrschender
Verfügungsformen mit der gebotenen Radikalität kritischer
Intervention entgegenzutreten. Der Mangel an Bereitschaft, die
Ohnmacht nackten Lebens und unteilbarer Solidarität zum Ausgangspunkt
politischen Handelns und sozialer Befreiung zu machen, ist angesichts
einer Zukunft, in der sich Überlebensfragen ganz materieller Art mit
neuer Wucht stellen werden, zwar verständlich, aber im Wissen darum,
dass jeder Mensch von Klimakatastrophen, Hungersnöten, Pandemien und
Kriegen betroffen sein kann, zugleich inakzeptabel.
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FRAGEN/010: Kenneth Kaunda, ein afrikanischer Humanist, der sich mit Gandhi verglich - Teil 2 (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kenneth Kaunda, ein afrikanischer Humanist, der sich mit Gandhi verglich
- Teil 2

Interview mit Amzat Boukari-Yabara von Olivier Flumian, 14.09.2021
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Vor einigen Wochen verstarb der ehemalige Präsident von Sambia, Kenneth
Kaunda. Obwohl er außerhalb der englischsprachigen Welt kaum bekannt ist,
verdient er mehr als einen kurzen Absatz in den Geschichtsbüchern.

Kaunda war ursprünglich der Anführer der Bewegung, die der damaligen
britischen Kolonie Nordrhodesien 1964 die Unabhängigkeit unter dem Namen
Sambia brachte. Er wurde der erste Präsident und blieb es bis 1991.

Pressenza blickt auf den Werdegang dieser großen Persönlichkeit der
Unabhängigkeitsgeneration zurück, die sich als Humanist verstand und deren
Erfahrung, mit ihren Licht- und Schattenseiten, Anerkennung verdient. Wir
haben den Historiker und panafrikanischen Aktivisten Amzat Boukari-Yabara
interviewt, der die wichtigsten Momente dieser Lebensgeschichte wachruft.

Heute werfen wir einen Blick auf das politische Wirken des ersten
sambischen Präsidenten.


Die Entwicklung des Bildungssystems wurde seinem Regime
zugeschrieben. Welches waren die großen Meilensteine und die bedeutsamsten
Fortschritte von Kaundas Regierung für sein Land?

Wenn Kaunda der Bildung den Vorrang einräumte, dann mit Blick darauf, daß
er selbst einmal Lehrer war und die Notwendigkeit sah, das Land aus der
strukturbedingten fachlichen Abhängigkeit vom Ausland zu lösen. Man kann
keine Unabhängigkeit erlangen, wenn man nicht die Verantwortung für die
Gesundheit, Sicherheit und die wirtschaftliche, politische und soziale
Entwicklung der Menschen übernimmt. Er verurteilte das britische
Kolonialsystem, das nur etwa hundert Hochschulabsolventen und um die
zwölftausend Absolventen von Sekundarschulen hervorbrachte, und investierte
in den Bau von Bildungseinrichtungen und die Ausweitung der Grund- und
Sekundarschulbildung.

In seiner Regierungszeit baute er Schulen und auch Ausbildungszentren, um
die regionale und soziale Ungleichheit beim Zugang zu Bildung zu beheben.
Über die Bildungsinitiative hinaus rief Kaunda die werktätige Bevölkerung,
insbesondere die Jugend, dazu auf, in die Landwirtschaft zu gehen, um
Selbstversorgung zu erreichen und die Abhängigkeit vom Kupfer zu beenden.
Eines der Projekte beinhaltete, Sambias Position als Binnenstaat in eine
Stärke zu verwandeln, indem man versuchte, den landwirtschaftlichen
Überschuss in Richtung der acht Nachbarländer (Angola, Botswana, DR Kongo,
Malawi, Mosambik, Namibia, Tansania und Simbabwe) zu exportieren.


Trotz seines erklärten Humanismus gründete Kaunda schließlich ein
Einparteiensystem. Wie lässt sich dieses Paradoxon erklären?

Die Einführung des Einparteiensystems, angekündigt im Jahre 1972 und im
August 1973 in die Verfassung aufgenommen, kennzeichnet den Bruch mit dem
britischen parlamentarischen System. Diese Maßnahme folgte auf das Verbot
der vom ehemaligen Vizepräsidenten Simon Kapwepwe gegründeten
Oppositionspartei. Die anschließenden Wahlen waren durch einen starken
Rückgang der Wahlbeteiligung und die Abwahl dreier wichtiger Mitglieder der
sambischen Regierung geprägt. Tatsächlich bedeutet Einparteiensystem nicht,
dass es nur einen einzigen Kandidaten gibt, und das Prinzip der
Einheitspartei beinhaltet die Präsentation mehrerer Kandidaten, die
unterschiedliche Linien vertreten. Das Einparteiensystem zielt darauf ab,
jeden Machtwechsel zu verhindern, der unangenehme Folgen für die
Unterstützung der Anti-Apartheid Bewegung haben könnte. Wahrscheinlich
befürchtete Kaunda, dass die demokratische Öffnung als Feigenblatt für
tribalistische oder neokolonialistische Fliehkräfte dienen könnte.

Kaunda hat innenpolitisch tatsächlich eine Politik und Philosophie der
Gewaltlosigkeit beibehalten, die alles in allem einzigartig geblieben ist.
Die Aufrechterhaltung des Ausnahmezustandes erklärte er damit, dass Sambia
von allen Seiten angegriffen werden könne und dass das Prinzip des
Ausnahmezustands nicht darin bestehe, das Volk zu unterdrücken, sondern es
zu schützen. Die Formulierung mag Anlass zum Schmunzeln geben, aber
faktisch war Sambia ständig von Repressalien durch Südafrika und Rhodesien
bedroht, die Embargos oder Blockaden verhängen und damit die Wirtschaft
ersticken sowie die Infrastruktur des Landes korrodieren konnten.


Das unabhängige Sambia hat wichtige wirtschaftliche Umbrüche
erlebt. Warum ist es der Wirtschaftspolitik der Regierung nicht gelungen,
die Mehrheit der Sambier aus der Armut zu befreien?

Sambia liegt mitten im Herzen des Kupfergürtels (Copperbelt), der an die
südlichen Provinzen der Demokratischen Republik Kongo (DRK) grenzt. Das
Land verfügt über reiche Naturressourcen und Bodenschätze. Kupfer
natürlich, von dem es einer der weltweit führenden Produzenten ist, aber
auch Kobalt, Mangan, Uran, Gold und Diamanten. Sambia verfügt über ein
Wasserkraft- und Energiepotenzial, insbesondere durch den Kariba-Staudamm,
der ebenso die Industrialisierung wie eine Technisierung der Landwirtschaft
sicherstellen sollte.

Angesichts der bevorstehenden Unabhängigkeit forderten die mächtigen
Bergbauunternehmen jedoch eine Entschädigung. Kaunda war der Ansicht, dass
die Kolonialbetriebe zu entschädigen eine Angelegenheit der britischen und
nicht der neuen sambischen Regierung sei. Um den Landwirtschafts- und
Bergbausektor zu verstaatlichen, handelte er mit den wichtigsten Konzernen
(Anglo-American, Rhodesian Selection Trust, Shell, BP, Banken,
Versicherungen usw.) die Mehrheitsübernahme durch den sambischen Staat aus,
um sie für andere Wirtschaftsakteure zu öffnen. Kaunda führte in allen
Bereichen des Landes eine Politik der "Sambianisierung" ein, sowie eine
Steuerreform, die Exporte belastete und die Wirtschaft noch stärker von
primären Rohstoffen abhängig machte.

Bis Anfang der 1970er Jahre ließ der Verkaufspreis für Kupfer erneute
Investitionen in Infrastruktur, in Gesundheit und Bildung zu. Auch die
sambische Bevölkerung musste ihren Beitrag zu den Lasten des Krieges
leisten, was manchmal wirtschaftliche Entscheidungen umfasste, die mit den
primären Interessen unvereinbar waren. So beging Sambia 1973 mit der
Schließung der Grenze zu Südrhodesien aus politischen Gründen
wirtschaftlichen Selbstmord, bevor es aus der Eröffnung der Eisenbahnlinie
einen Nutzen zog, die ihm an der tansanischen Küste einen Absatzmarkt
eröffnete.

Nach den Ölschocks - Sambia hat weder Erdölvorräte noch Gasreserven - fiel
der Kupferpreis, was zu einer anhaltenden Inflation und schweren sozialen
Krisen führte. Im Jahre 1978 unterzeichnete Sambia ein
"Stabilisierungsprogramm" mit dem IWF, aber die Situation verschärfte sich.
Der IWF übernahm kurzerhand die Kontrolle über die Wirtschaft des Landes
und drängte Kaunda mit Hilfe von Auflagen eine Sparpolitik auf. Im Mai 1987
stoppte Kaunda das Strukturanpassungsprogramm und versuchte, das Land auf
der Grundlage einer Politik des internen Wachstums, gestützt auf lokale
Ressourcen, wieder in Schwung zu bringen.

Der ugandische Akademiker Yash Tandon, der in seinem Buch "Ending Aid
Dependency" auch den Fall Sambia untersucht, stellt fest, dass Kaundas
neues Programm zur Restauration der Wirtschaft aus "bedeutenden politischen
Veränderungen wie Diversifizierung, Inflationskontrolle, Einschränkung des
Außenhandels und Verringerung der Importabhängigkeit" bestand. Mit einem
Anstieg der Landwirtschaft (21 %), des verarbeitenden Gewerbes (15 %) und
des BIP (6,7 %, das Dreifache der Vorhersage) hat sich das Wagnis gelohnt,
aber noch bevor das Land den Kopf über Wasser halten konnte, kamen die
Gläubiger zurück und forderten die Rückzahlung der Schulden im Rahmen der
Sonderziehungsrechte (SZR), für die 83 % der Einnahmen des Landes verwendet
wurden.

Im Juli 1989 musste das Land unter die Aufsicht des IWF zurückkehren. Die
mit dem Zusammenbruch des Sowjetblocks und dem Ende der Apartheid
einhergehende Wirtschaftskrise zwang Kaunda zur Rückkehr zu einem
Mehrparteiensystem. Kaunda musste darauf die Macht an Frederick Chiluba
abtreten, einen Gewerkschaftsführer, der sie danach nicht mehr aus der Hand
gab.


Wir wissen, dass er ein unerschütterlicher Anhänger der
Anti-Apartheid-Bewegung war. Welche Kontakte unterhielt er im weiteren
Sinne zur panafrikanischen Bewegung und ihren Ideen?

Die Unterstützung des Kampfs gegen die Apartheid aber auch gegen den
portugiesischen Kolonialismus durch Kenneth Kaundas Sambia ist einfach
nicht ausreichend bekannt. Die ANC-Partei hat von Lusaka aus gearbeitet,
mit ihrem Rundfunk, ihren diplomatischen Vertretungen und militärischen
Kontakten. Deshalb hatte Sambia zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit keine
andere Wahl, als die südafrikanische Regierung anzuerkennen und sehr zeitig
zu versuchen, die Befreiung von Nelson Mandela im Gegenzug für die
Unterzeichnung eines Nichtangriffspakts zwischen den beiden Ländern
auszuhandeln. Es ging auch darum, die jeweilige Sicherheit der sambischen
Arbeiter in Südafrika und die der Südafrikaner in Sambia zu gewährleisten.
Auf alle Fälle war Kaunda der erste Präsident, der von Nelson Mandela nach
seiner Entlassung aus dem Gefängnis besucht wurde. Mandela hätte ihm nicht
vorgehalten, sich mit drei südafrikanischen Präsidenten getroffen zu haben,
weil er den taktischen Sinn von Kaundas Diplomatie verstand. Er hat sich
mit allen panafrikanischen und antiimperialistischen Führern von damals
getroffen oder sie empfangen.

Während der Gründungskonferenz der Organisation für Afrikanische Einheit
(OAU) in Addis Abeba im Mai 1963 hatte Kaunda erreicht, dass der Boykott
Südafrikas auf andere rassistische und koloniale Regime ausgeweitet wurde.
Als eine der Säulen der Panafrikanischen Freihandelsbewegung (PAFMECA) und
der Gruppe der Frontlinienstaaten hatte er 1977-78 und 1987-88 den Vorsitz
der OAU inne und trug mit seiner Gelassenheit und Geduld zur Mäßigung der
Konflikte bei. Archivaufnahmen während eines OAU-Gipfels im Jahre 1987
zeigen, wie er mit großem Interesse der letzten Ansprache des burkinischen
Präsidenten Thomas Sankara zuhört, der seine afrikanischen Amtskollegen
dazu aufrief, die Zahlung der Schulden zu verweigern.

Kaundas politische und moralische Stärke lag in der Tatsache, dass er
Einfluss und Unabhängigkeit Sambias mit friedlichen Mitteln errungen hat in
einer Region, die von Befreiungskriegen heimgesucht wurde. Und dass er die
Macht abgegeben hat, sicher, erst nach Ablauf von 27 Jahren, aber dabei die
Einheit Sambias erhalten hat, eines Landes, das sich aus Völkern auch der
benachbarten Territorien Simbabwe, Mosambik, Kongo oder Namibia
zusammensetzt. Mit anderen Worten, Kaundas Philosophie und Amtsführung
brachten nicht die radikalste oder spektakulärste Form des Panafrikanismus
hervor, aber sie neutralisierten eine fürchterliche Waffe des
Imperialismus, die darin bestand, zu teilen und zu herrschen.

Trotzdem ist ein maßgeblicher Widerspruch festzuhalten: der Beschluss 1968
die Unabhängigkeit des nigerianischen Gebietes Biafra anzuerkennen. Diesem
Akt lag jedoch ein Motiv zugrunde, das dem General de Gaulles Frankreich
diametral entgegen gesetzt war. Für Kaunda war Nigeria eine koloniale
Föderation, die zerfallen musste, wie es bei der indischen, westindischen
und zentralafrikanischen Föderation der Fall war. In der Folgezeit übte
Kaunda regelmäßig Druck aus, die westlichen Wirtschaftsinteressen der
Embargopolitik gegen Südafrika unterzuordnen.

Ein dritter und letzter Teil des Interviews folgt.


Die Übersetzung wurde von Doris Fischer vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Link zum französischen Originalartikel:

Kenneth Kaunda, un humaniste africain qui se réclamait de Gandhi - partie II

17.08.21 - Olivier Flumian

https://www.pressenza.com/fr/2021/08/kenneth-kaunda-un-humaniste-africain-qui-se-reclamait-de-gandhi-partie-ii/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Oktober 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/988: Weltpolitik - Vom Imperialismus bis zu Kairos! (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Weltpolitik: Vom Imperialismus bis zu Kairos!

von Gerhard Mersmann - Neue Debatte, 23. September 2021



Es ist beklemmend wie erkenntnisreich: Der Vorfall um das neue Militär- und
Technologiebündnis AUKUS zwischen Australien, dem Vereinigten Königreich
und den USA hat gezeigt, welchen Charakter die NATO mittlerweile angenommen
hat (1). Frankreich, das einen Vertrag über rund 40 Milliarden US-Dollar
mit Australien über die Lieferung von U-Booten hatte, war plötzlich außen
vor, als die USA ein Konkurrenzangebot gemacht hatten (2).

Es wird deutlich, dass der reklamierte gemeinsame politische Wille nur dann
einen nennenswerten Stellenwert hat, wenn keine eigenen Geschäftsinteressen
im Spiel sind. Das war nie anders, aber in Bezug auf die Etikettierung von
Kriegsbündnissen als Wertegemeinschaften war das wieder einmal eine gute
Lektion. Die Seele des imperialen kolonialen Westens ist das Geld.

Weltpolitik ... und Berlin schweigt!

Dass nun Frankreich ausgegrenzt wurde, ist sicherlich kein Zufall.
Präsident Emmanuel Macron war es, der angesichts der Gefahr, zu einem
Bürzel der USA zu verkommen davon sprach, die NATO sei hirntot (3). Er
bekommt nun die Quittung für sein garstiges Verhalten.

Frankreich ist bis dato die einzige europäische Macht von Gewicht, die es
gewagt hat, von eigenen, von den USA unterschiedenen Sicherheitsinteressen
zu sprechen. Und Macron hatte dafür plädiert, gemeinsame Interessen der 
EU-Staaten mit Russland und China auszuloten und daraus eine eigene Politik
abzuleiten.

Man stelle sich vor, Deutschland schlösse sich einer solchen
Betrachtungsweise an. Erwüchse daraus nicht ein Signal für die USA, dass
man es nicht mehr nur mit blind gehorchenden Wachhunden zu tun hätte? Doch
wie es so oft in heiklen Situationen treffend heißt: Berlin schweigt! Es
gibt ja genug Felder für heißes Geschrei im Bereich der praktisch
folgenlosen Symbolik.

Die Aggressivität des Imperialismus

Abgesehen von dem Skandal um den australischen Vertragsbruch und die
Schiebermentalität der USA verdeutlicht die Gründung von AUKUS die
Aggressivität, mit der die militärische Eindämmung der aufstrebenden Macht
China betrieben wird.

Die als zunehmende Gefahr beschriebene Aktivität Chinas besteht allerdings
weder in kriegerischen Handlungen noch in völkerrechtswidriger Erpressung,
worin sich die NATO unbestrittene Skills erworben hat, sondern in einer
strategisch angelegten wirtschaftlichen Vorgehensweise: auf Verträgen, die
nicht auf Nötigung, kriegerischer Erpressung et cetera basieren, wie zum
Beispiel der britische Raub Hongkongs (4).

Dies als neuen Imperialismus zu beschreiben, ist aus dem Munde der alten
Kolonialmächte und der sie übertrumpfenden imperialistischen Macht der USA
nur dann möglich, wenn die Propagandamaschine läuft wie geschmiert. Wie
hieß es noch neulich im heute Journal? Großbritannien sei die Schutzmacht
der Demokratie in Hongkong! Lauter kann der Kolonialismus nicht schön
gelogen und bejubelt werden.

Kolonialismus im kollektiven Bewusstsein

Während in Deutschland der Moment einer neuen geostrategischen
Positionierung an der Seite Frankreichs mit Zielsicherheit verschlafen
wird, weil man sich in einem Wahlkampf einig ist, dass bündnispolitisch
alles in bester Ordnung ist, zeigt die NATO dennoch Risse. Und in dem die
einzelnen Teile hinter dem Konfrontationskurs der USA blechern
hinterherdümpeln, zeigt die Argumentation auch die abgrundtiefe Ignoranz
gegenüber dem vermeintlichen Konkurrenten China.

Wer glaubt, die mentale Situation dieses Landes ließe sich an der
Befindlichkeit urbaner Eliten bemessen, kopiert den immer wieder gemachten
Fehler der USA. Zu deren Doktrin, die sich stets als falsch erweist, gehört
der Glaube, man müsse den Menschen - unabhängig von ihrem Kulturkreis wie
ihrer Geschichte - nur die entsprechende Freiheit geben und sie entschieden
sich für den Kapitalismus und die damit verbundene parlamentarische
Demokratie. Die Taten des Kolonialismus und das Wesen des Imperialismus
sind im kollektiven Bewusstsein Chinas sehr präsent. Und dahin, da sind
sich die meisten sicher, will niemand zurück.

Und Kairos, der antike Gott, der die Gelegenheit bekanntlich beim Schopfe
zu greifen verstand, fühlt sich - wieder einmal - in Deutschland nicht zu
Hause (5).


Quellen und Anmerkungen

(1) AUKUS ist ein trilaterales Militärbündnis zwischen Australien, dem
Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten. Es wurde Mitte
September 2021 geschlossen. Die USA und Großbritannien sollen im Rahmen des
Bündnisses Australien bis März 2023 insbesondere bei der Entwicklung und
dem Einsatz von Atom-U-Booten unterstützen. Zudem sollen Kenntnisse zum
Beispiel zu künstlicher Intelligenz, Quantentechnologie und Cyberthemen
ausgetauscht werden. Das Militärbündnis, dass das Wettrüsten anheizt, die
Weltpolitik verändert und zu einer weiteren Destabilisierung des Friedens
führt, richtet sich offenkundig gegen den wachsenden Einfluss der
Volksrepublik China in der Indopazifikregion.

(2) ORF (19.9.2021): Streit über "Lügen" im U-Boot-Deal. Auf

https://orf.at/stories/3229098/ (abgerufen am 20.9.2021).

(3) Tagesschau (7.11.2019): Macron nennt NATO "hirntot". Auf 

https://www.tagesschau.de/ausland/macron-nato-101.html (abgerufen am
20.9.2021).

(4) Hongkong ist eine Sonderverwaltungszone mit einem relativ hohen Maß an
Autonomie. Nach 156 Jahren britischer Kolonialherrschaft hatte die
Volksrepublik China am 1. Juli 1997 die Souveränität und Kontrolle über
Hongkong übernommen. Die chinesische Zentralregierung versucht, die
Autonomie abzubauen. Dies führte 2014 zu Protesten (Regenschirmbewegung)
und 2019 zu anhaltenden Massenprotesten.

(5) Kairos ist ein religiös-philosophischer Begriff für den günstigen
Zeitpunkt einer Entscheidung, dessen ungenutztes Verstreichen nachteilig
sein könnte. In der griechischen Mythologie wurde der günstige Zeitpunkt
als Gottheit personifiziert.


Der Artikel "Weltpolitik: Vom Imperialismus bis zu Kairos!"
wurde erstveröffentlicht im Magazin für Menschen, Kultur und Gesellschaft
Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2021/09/20/weltpolitik-vom-imperialismus-bis-zu-kairos/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.
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Die Epoche der Militärs

Brüssel und Berlin dringen auf beschleunigte Militarisierung der EU.
Kramp-Karrenbauer sagt "Epochenwechsel" und stärkere Rolle der Außen- und
Militärpolitik voraus.



BERLIN/BRÜSSEL - EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und
Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer verlangen einen
"Sprung nach vorn" bei der Militarisierung der EU. Man trete "in eine neue
Ära verstärkter Konkurrenz" auf globaler Ebene ein, erklärte von der Leyen
gestern in ihrer Rede zur Lage der Union; die EU müsse deshalb eigenständig
militärisch operieren können - auch "ohne die Beteiligung der NATO oder der
UNO". Kramp-Karrenbauer stufte die Forderungen der Kommissionspräsidentin
als "wichtig" ein. Erst kürzlich hatte sie für zukünftige
EU-Militäreinsätze die Schaffung von "Koalitionen der Willigen" empfohlen,
die auch von Berliner Regierungsberatern befürwortet wird. Vergangene Woche
hat sie zudem einen aktuellen "Epochenwechsel" diagnostiziert, nach dem
"Sicherheitspolitik viel stärker im Mittelpunkt stehen" werde als bisher;
mit Blick auf Militäreinsätze müsse sich "Deutschlands strategische Kultur
verändern". Im ersten Halbjahr 2022 soll ein EU-Verteidigungsgipfel neue
Weichen stellen. Kramp-Karrenbauer schließt einen "robusten" Einsatz in
Mali nicht aus.

"Eine neue Ära verstärkter Konkurrenz"

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat am gestrigen Mittwoch in
ihrer Rede zur Lage der Union weitere Schritte zur Militarisierung der EU
gefordert. Man trete "in eine neue Ära verstärkter Konkurrenz" auf globaler
Ebene ein, erklärte von der Leyen; daher müsse die Union militärisch
handlungsfähig sein - und zwar auch "ohne die Beteiligung der NATO oder der
UNO". Es gelte, "in unserer Nachbarschaft" und darüber hinaus - "in
unterschiedlichen Regionen" - "für Stabilität [zu] sorgen"; dazu sei eine
"Europäische Verteidigungsunion" anzustreben.[1] Von der Leyen verlangt
nicht nur, die "Interoperabilität" der Streitkräfte in der EU zu stärken.
Dazu werde schon jetzt kräftig in gemeinsame Rüstungsprojekte "von
Kampfflugzeugen bis hin zu Drohnen" investiert. Die Kommissionspräsidentin
schlägt vor, den Aufbau einer eigenständigen EU-Rüstungsindustrie weiter zu
beschleunigen durch "eine Mehrwertsteuerbefreiung beim Kauf von
Verteidigungsausrüstung, die in Europa entwickelt und hergestellt wurde".
Darüber hinaus müsse aber endlich auch eine "Grundlage für unsere
gemeinsame Entscheidungsfindung" über EU-Militäreinsätze geschaffen werden;
neue Kampftruppen allein genügten nicht.

"Koalitionen der Willigen"

Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer, die von der
Leyens Forderungen nun ausdrücklich begrüßt, hatte sich bereits kürzlich
ähnlich geäußert. Hintergrund waren Vorschläge, eine rund 5.000 Soldaten
umfassende schnelle EU-Eingreiftruppe zu schaffen ("first entry force"),
die für ein "sofortiges, kurzfristiges Einsatzszenario" zur Verfügung
stehen soll. Kramp-Karrenbauer hatte am 2. September, während eines
Treffens mit ihren EU-Amtskollegen, erklärt, dies allein genüge nicht; "die
zentrale Frage für die Zukunft" der Außen- und Militärpolitik der EU sei
vielmehr, wie man "unsere militärischen Fähigkeiten" tatsächlich nutze.[2]
Kramp-Karrenbauer bezog sich damit auf die Tatsache, dass die EU ihre
EU-Battlegroups, die seit 2007 voll einsatzfähig bereitstehen, noch nie
eingesetzt hat - aufgrund politischer Differenzen, ob bzw. wo dies
geschehen soll. Um trotz der divergierenden Interessen der Mitgliedstaaten
künftig rasch intervenieren zu können, schlug Kramp-Karrenbauer
"Koalitionen der Willigen" vor. "Deutschland und Frankreich sind bereit,
hier voranzugehen", teilte die Bundesverteidigungsministerin gestern mit;
"andere Länder unterstützen diesen Plan."[3]

Spaltungsgefahr

Dem schließen sich auch Berliner Regierungsberater an - und stellen
zugleich weiterreichende Forderungen. So heißt es etwa in einer aktuellen
Stellungnahme aus der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), die
militärische "Fortentwicklung der EU" dürfe "nicht länger von einigen
wenigen Mitgliedstaaten behindert werden"; die Forderung nach "Koalitionen
der Willigen" gehe in die richtige Richtung. Allerdings werde sich "mehr
Flexibilität ... nur auszahlen", wenn sich die EU-Mitgliedstaaten außerdem
"dazu bereit erklären, verbindliche Streitkräfteziele vorzugeben, um
bestehende Fähigkeitslücken zu schließen". Der Ansatz, die Aufrüstung
allein den einzelnen Ländern zu überlassen, sei "gescheitert".[4] Die SWP
weist zudem darauf hin, dass das Setzen auf "Koalitionen der Willigen" zu
neuen inneren Spannungen führen kann. Die Bundesregierung habe "flexiblere,
pragmatischere oder auch ad hoc agierende Formate" bislang abgelehnt, da
sie "die Gefahr" bärgen, "die EU zu spalten und so zu schwächen", stellt
die SWP fest. Berlin müsse daher in Zukunft "eine neue Balance finden
zwischen dem legitimen Ansatz, die EU-Integration ... zu vertiefen, und der
Notwendigkeit, die EU in die Lage zu versetzen, Schritt zu halten mit den
rasanten Veränderungen der internationalen Sicherheitspolitik".

"Vor großen Aufgaben"

Mit Blick auf die globale politische Lage urteilt Kramp-Karrenbauer darüber
hinaus, "dass sich Deutschlands strategische Kultur verändern muss".[5]
Aktuell stehe ein "Epochenwechsel" bevor, nach dem "Sicherheitspolitik viel
stärker im Mittelpunkt stehen" werde "als früher", erklärte die Ministerin
bei der Einweihung von IISS Europe, dem "Europabüro" des International
Institute for Strategic Studies (London), am Pariser Platz in Berlin. Dabei
entstehe "der Eindruck, dass sich die strategische Großwetterlage schneller
verändert, als die Einstellung in Deutschland sich anpassen kann oder
will". Es komme "viel auf uns zu"; deshalb werde die künftige
Bundesregierung - "ganz gleich, wer sie bilden wird" - unmittelbar "vor
großen Aufgaben stehen". Bei der "Gestaltung des Epochenwechsels" sei die
Bundeswehr "ein Pfund", mit dem man "wuchern kann", erklärte die
Ministerin. "Die Bedrohungen an den Außengrenzen Europas und der NATO
wachsen", äußerte Kramp-Karrenbauer: im Osten etwa "durch Russland", in der
Sahelzone "durch islamistische Extremisten". So werde "schon bald ... die
Frage auf uns zukommen, ob wir bereit sind", im Sahel "mit einem robusten
Mandat vor Ort in den Einsatz zu gehen".[6]

Europas Sprung nach vorn

Zur Planung konkreter Schritte kündigt EU-Kommissionspräsidentin von der
Leyen einen "Gipfel zur Europäischen Verteidigung" im ersten Halbjahr 2022
an; dann wird Frankreich den EU-Ratsvorsitz innehaben. Es sei "an der Zeit,
dass Europa einen Sprung macht", sagte von der Leyen gestern.[7]
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer schloss sich an: "Ein deutlicher
Sprung nach vorn für die europäische Verteidigung ist dringend
notwendig."[8] Als Hindernis könnte sich freilich erweisen, dass der Gipfel
von Frankreich ausgerichtet wird, dessen militärische und militärpolitische
Vorstöße seit Jahren von der Bundesregierung systematisch ausgebremst
werden. So hat sie bislang die von Paris angestoßene Initiative européenne
d'intervention (IEI) - den Versuch, schnelle, flexible EU-Militäreinsätze
zu ermöglichen - zugunsten des PESCO-Projekts systematisch ausgebremst
(german-foreign-policy.com berichtete [9]) und sich dem französischen
Drängen, den Kampfeinsatz in Mali stärker durch EU-Truppen zu unterstützen,
verweigert. Ob Berlin sich im Frühjahr gegenüber Paris nachgiebiger zeigen
wird oder ob Frankreich erneut zurückstecken muss, wird sich zeigen.


Anmerkungen:

[1] Rede der Präsidentin von der Leyen zur Lage der Union - 2021.
ec.europa.eu 15.09.2021.

[2] S. dazu EU-Kriegskoalitionen der Willigen.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8694/

[3] Statement der
Verteidigungsministerin zur Rede der EU-Kommissionspräsidentin. bmvg.de
15.09.2021.

[4] Ronja Kempin: EU-Sicherheitspolitik:
Lehren aus dem Afghanistan-Desaster. swp-berlin.org 14.09.2021.

[5], [6] Annegret Kramp-Karrenbauer zur strategischen Kultur in Deutschland
und Europa. bmvg.de 08.09.2021.

[7] Rede der Präsidentin von der Leyen zur Lage der Union - 2021.
ec.europa.eu 15.09.2021.

[8] Annegret Kramp-Karrenbauer zur strategischen Kultur in Deutschland und
Europa. bmvg.de 08.09.2021.

[9] S. dazu Die Koalition der Kriegswilligen (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7777/
und Vor neuen Konfrontationen.
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7920/

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Oktober 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/986: Besatzungsökonomie ohne Besatzer (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 14. September 2021

german-foreign-policy.com

Besatzungsökonomie ohne Besatzer 

Afghanistans Wirtschaft liegt nach 20 Jahren westlicher Besatzung am
Boden und steht nach dem Stopp westlicher Hilfszahlungen vor dem
Kollaps.



BERLIN/KABUL - Nach dem Abzug des Westens aus Afghanistan suchen die
Vereinten Nationen die Bevölkerung des Landes mit dem Nötigsten zu
versorgen. Eine UN-Geberkonferenz in Genf konnte am gestrigen Montag
Hilfszusagen von mehr als einer Milliarde US-Dollar einwerben; die
Bundesrepublik stellte 100 Millionen Euro in Aussicht. Hintergrund ist,
dass es dem Westen während der 20-jährigen Besatzungszeit nicht gelungen
ist, die afghanische Wirtschaft aufzubauen: Sie blieb von umfangreichen
Zahlungen aus dem Ausland abhängig, die bestimmte Sektoren aufblähten -
etwa Dienstleistungen für westliches und Regierungspersonal -, aber nicht
für den Aufbau einer auch nur annähernd eigenständigen Produktion sorgten.
Während korrupte Regierungsfunktionäre unter den Augen des Westens
Milliardensummen nach Dubai schleusten, verarmte die Bevölkerung zusehends;
bereits vor dem Abzug des Westens war gut die Hälfte der Afghanen auf
humanitäre Hilfe angewiesen. Dass die Hilfsgelder nach der Machtübernahme
der Taliban nicht mehr fließen und die USA Sanktionen in Kraft gesetzt
haben, versetzt der afghanischen Wirtschaft den Todesstoß.

In Abhängigkeit von Hilfsgeldern

Afghanistans wirtschaftliche Lage war bereits vor der blitzartigen
Übernahme der Macht durch die Taliban katastrophal. Nach fast 20 Jahren
westlicher Besatzung machten laut Berechnungen der Weltbank humanitäre
Hilfe, westliche Entwicklungsgelder und westliche Ausgaben für das Militär
immer noch rund 43 Prozent des afghanischen Bruttoinlandsprodukts (BIP)
aus; drei Viertel der Regierungsausgaben wurden aus
Unterstützungsprogrammen finanziert.[1] Der hohe Mittelzufluss hielt die
afghanische Wirtschaft in Abhängigkeit: Er blähte diejenigen Sektoren auf,
die, etwa Dienstleistungen, von westlichem Personal genutzt und vom Westen
finanziert wurden, führte aber dazu, dass andere wichtige Branchen, vor
allem industrielle, vernachlässigt wurden. Zugleich war die Währung, der
Afghani, wegen des stetigen Mittelzuflusses überbewertet, was sowohl
Exporte verteuerte und damit erschwerte als auch Importe erleichterte; auch
das schwächte die afghanische Produktion. Hinzu kam, dass die afghanische
Rentenökonomie Korruption begünstigte, wogegen wiederum die westlichen
Mächte nicht ernsthaft einschritten: Die Regierung in Kabul wie auch die in
den Provinzen herrschenden Warlords waren in der Lage, aus den auswärtigen
Hilfszahlungen stets gewaltige Summen für sich abzuzweigen.

Krasse Korruption, bittere Armut

Diese Summen haben Analysen zufolge Milliardenbeträge erreicht.
Schlagzeilen machten zuletzt Berichte, Ex-Präsident Ashraf Ghani habe bei
seiner Flucht aus Kabul in die Vereinigten Arabischen Emirate große Mengen
an Bargeld mit sich geführt; von weit über 100 Millionen US-Dollar war die
Rede. Ghani streitet dies ab. Tatsache ist jedoch, dass bereits zuvor Fälle
bekannt geworden waren, bei denen afghanische Regierungsfunktionäre mit
Millionenbeträgen etwa nach Dubai einreisten. Laut einer Untersuchung, die
im Juli 2020 von der Carnegie Endowment for International Peace mit
Hauptsitz in Washington publiziert wurde, sind in den vergangenen zwei
Jahrzehnten im Kontext mit Korruption Milliarden US-Dollar aus Afghanistan
nach Dubai abgeflossen.[2] Gleichzeitig nahm die Armut im Land immer mehr
zu. Der Bevölkerungsanteil der Afghanen, die unterhalb der Armutsschwelle
lebten, stieg von 33,7 Prozent im Jahr 2007 auf 54,5 Prozent im Jahr
2016.[3] Bereits im Juli appellierten die Vereinten Nationen an wohlhabende
Staaten, zusätzliche Mittel für Afghanistan zur Verfügung zu stellen: Rund
18 Millionen Afghanen, die Hälfte der Bevölkerung, seien auf humanitäre
Hilfe angewiesen. Ein Drittel der Bevölkerung sei unterernährt, die Hälfte
der Kinder unter fünf Jahren sogar akut.[4]

Ausbleibende Gehälter

Der Abzug des Westens trifft die afghanische Wirtschaft, die ohnehin unter
einer der schlimmsten Dürrekatastrophen und der Covid-19-Pandemie leidet,
in gleich mehrfacher Hinsicht schwer. Zum einen waren westliche Soldaten,
Mitarbeiter von Hilfs- und Entwicklungsorganisationen sowie weiteres
Personal schon an sich ein bedeutender Wirtschaftsfaktor, da sie
Unterkünfte anmieteten, Dienstleistungen in Anspruch nahmen und anderes
mehr. Unmittelbar weggefallen sind die Mittel, die der Westen für den
Unterhalt der - offiziell - rund 300.000 afghanischen Soldaten zahlte; und
auch wenn ein erheblicher Anteil von ihnen nur auf dem Papier existierte
und ihr Sold abgezweigt wurde: Eine sechsstellige Zahl an Afghanen steht
nun ohne Einkommen da. Ähnliches gilt, dies beschreibt das Afghanistan
Analysts Network (AAN) in einer umfassenden Analyse, für viele der rund
420.000 Staatsangestellten, denen die Taliban ohne ausländische Hilfe keine
Löhne zahlen können.[5] Dies hat Folgen für den gesamten
Dienstleistungssektor, der sich zu erheblichen Teilen aus ihren Ausgaben
finanzierte. Die AAN-Analyse zitiert eine Studie der Weltbank, der zufolge
rund 2,5 Millionen Afghanen zuletzt im Dienstleistungs- oder im Baugewerbe
tätig waren - gut 77 Prozent aller Beschäftigten in den Städten.

US-Sanktionen

Hinzu kommen von den Vereinigten Staaten verhängte Strafmaßnahmen sowie
Sanktionen gegen die Taliban. Die Biden-Administration hat bereits im
August die afghanischen Devisenreserven, soweit sie Zugriff auf sie hat,
eingefroren. Von den insgesamt neun Milliarden US-Dollar liegen allein
sieben - in Form von Bargeld, Gold oder Anleihen - bei der US-Zentralbank;
über sie kann Kabul nun nicht mehr verfügen.[6] Dies gilt auch für weitere
im Ausland gelagerte Gelder. Den Taliban werde es allenfalls gelingen, 0,2
Prozent der Devisenreserven anzuzapfen, heißt es. Weil Washington zudem
Sanktionen gegen die Taliban aufrechterhält, sind alle Lieferungen nach
Afghanistan, insbesondere auch humanitäre, durch US-Repressalien bedroht;
und auch wenn die Biden-Administration bekundet hat, humanitäre Hilfe sei
von den Sanktionen ausgenommen, so wird dennoch, ähnlich wie bei
Hilfslieferungen nach Iran [7], von schwerer Verunsicherung berichtet. Das
wiegt besonders schwer, da Afghanistan aufgrund der spezifischen
ökonomischen Entwicklung unter westlicher Besatzung massiv von Importen
abhängig ist: Über ein Viertel des Reisbedarfs, bis zu 40 Prozent der
Zutaten für Brot und mehr als drei Viertel des elektrischen Stroms müssen
laut AAN durch Einfuhren gedeckt werden.[8]

Hunger, Flucht und Terror

Die Lage ist hochbrisant - vor allem aus humanitärer, für den Westen
besonders aus politischer Perspektive. Bleiben die Sanktionen gegen die
Taliban in Kraft und die westlichen Zahlungen aus, droht eine humanitäre
Katastrophe; die Vereinten Nationen schlossen zuletzt nicht aus, dass 97
Prozent der afghanischen Bevölkerung Mitte 2022 unter die Armutsschwelle
rutschen könnten.[9] Das brächte immenses menschliches Leid. Der Westen
sucht, davon unbeeindruckt, sein Geld als Druckmittel gegen die Taliban
einzusetzen. Außenminister Heiko Maas bekräftigte auf der
Afghanistan-Geberkonferenz der Vereinten Nationen am gestrigen Montag in
Genf, Berlin werde sich auf "reine Nothilfe" für die Bevölkerung
beschränken; sämtliche weiteren Zahlungen blieben ausgesetzt. Sollte damit
die Spekulation verbunden sein, ein Ausbleiben der gewohnten Gelder werde
die Bevölkerung veranlassen, den Druck auf die Taliban zu erhöhen und sie
womöglich zu stürzen, dann könnte dies - darauf weist etwa das AAN hin -
nicht nur zu einer Massenflucht in Richtung Europa führen, sondern auch die
Bereitschaft der Taliban zunichte machen, Terroristen, etwa diejenigen des
ISKP (Islamic State Khorasan Province), von Angriffen auf westliche Ziele
abzuhalten.[10]

Kampf um Einfluss

Vor diesem Hintergrund haben die Vereinten Nationen gestern Zusagen für
Hilfen im Wert von mehr als einer Milliarde US-Dollar erhalten; die
Bundesrepublik hat einen Beitrag von bis zu 100 Millionen Euro in Aussicht
gestellt.[11] Nach UN-Schätzungen würde dies, sofern die Zahlungen
tatsächlich eintreffen - das ist in vergleichbaren Fällen oft nicht
geschehen -, eine Weile für das Nötigste reichen. Alles weitere ist
Gegenstand von Sondierungen und Verhandlungen, die gerade erst begonnen
haben und bei denen nicht die afghanische Bevölkerung, sondern das
westliche Bestreben, Einfluss auf die neue Regierung in Kabul zu nehmen, im
Vordergrund steht.
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INTERVIEW/476: Sozialer Kampf statt Klassenkampf ...    Raina Zimmering im Gespräch (SB)

Gespräch am 15. September 2021



Prof. Dr. Raina Zimmering ist Historikerin, Politologin, Soziologin
und Lateinamerikanistin. Sie hat unter anderem Peru, Mexiko, Chile und
Argentinien im Rahmen von Forschungs- und Studienaufenthalten besucht
und erhielt 2005 den Ruf einer Professorin an der Nationaluniversität
von Kolumbien, Bogotá. 2006 wurde sie an die Johannes Kepler
Universität in Linz berufen, wo sie von 2007 bis 2013
Universitätsprofessorin und Abteilungsleiterin für Politik- und
Entwicklungsforschung war. 2009 gründete sie zusammen mit Professoren
und Forschern aus Österreich, Deutschland und lateinamerikanischen
Universitäten die internationale Forschungsgruppe Soziale Bewegungen
und Transformation in Lateinamerika.

Seit Ende ihrer Arbeit an der JKU ist sie freie Autorin in Berlin und
veröffentlichte wissenschaftliche Artikel und Bücher zur
Transformations- und Demokratieforschung, politischen Kulturforschung,
zu emanzipatorischen Bewegungen, Migration und sozialer Gerechtigkeit
und der politischen Psychologie. Einen Schwerpunkt ihrer Arbeiten
bildet die Untersuchung der aufständischen indigenen Bewegung in
Mexiko, der Zapatisten. Sie war viele Jahre Mitglied der
Internationalen Zivilen Kommission zur Beobachtung der Menschenrechte
in Mexiko (CCIODH).

Raina Zimmering wird bei der internationalen Konferenz "Militarismus
und Frieden in Lateinamerika und der Karibik" am 23./24. Oktober 2021
im Gewerkschaftshaus Frankfurt/Main einen der Eröffnungsvorträge
halten und ein Panel moderieren. Im Vorfeld der Konferenz beantwortete
sie dem Schattenblick einige Fragen zu dieser Tagung und Themen in
deren Zusammenhang.



Schattenblick (SB): Im Oktober findet im Gewerkschaftshaus in
Frankfurt/Main die internationale Konferenz "Militarisierung und
Frieden in Lateinamerika und der Karibik" statt. Welche Impulse
könnten von dieser Konferenz ausgehen, der zunehmenden inneren und
äußeren Militarisierung in dieser Weltregion etwas entgegenzusetzen?

Raina Zimmering (RZ): Militarisierung und Aufrüstung werden in aller
Regel mit den USA wie auch den weiteren führenden Militärmächten
China, Russland und Europa in Zusammenhang gebracht, während
Lateinamerika dabei keine große Rolle spielt. Wir halten es für
wichtig, den Blick auch auf Lateinamerika zu richten. Wir - das heißt
das International Peace Bureau (IPB), das Netzwerk Cuba in
Deutschland, die Kubanische Gesellschaft in Österreich (ÖKG) und die
Vereinigung Schweiz-Cuba (VSC). Lateinamerika ist Teil der weltweiten
Militarisierung und Aufrüstung, in erster Linie durch die USA. Es wird
in die Nato hineingezogen, beispielsweise hat Kolumbien einen
Beobachterstatus und Brasilien hat zwar noch keinen direkten
Beobachterstatus, arbeitet aber mit der Nato zusammen und schickt auch
immer seine Vertreter. Dadurch hat sich die kontinentale
Sicherheitsstrategie der USA etwas geändert. Sie sind von dem
Kontinent insgesamt graduell abgerückt und setzen nun Schwerpunkte
insbesondere in Ländern, die bereit sind, mit der Nato
zusammenzuarbeiten wie Kolumbien, Brasilien und einige
zentralamerikanische Staaten. Die USA konzentrieren sich zudem auf
ihre Militärstützpunkte.

Deutschland spielt insofern eine bedeutende Rolle, als es vor allem
Waffen liefert. Heckler & Koch und Rheinmetall AG sind da zu nennen,
insbesondere Kleinwaffen von Heckler & Koch werden in Konfliktregionen
geliefert, was eigentlich laut Verfassung in Deutschland verboten ist.
Darauf wollen wir aufmerksam machen. Ein bekanntes Beispiel ist die
Ermordung von 43 Studenten in Mexiko, wobei Waffen von Heckler & Koch
zur Anwendung kamen, die gar nicht in diese Konfliktregion Guerrero
hätten geliefert werden dürfen. Weder die deutsche noch die
mexikanische Regierung hat diese Lieferung überprüft. Hinzu kommen
sogenannte Sicherheitsabkommen, in deren Rahmen die Polizei "gestärkt"
wird, obgleich diese nachweislich korrupt ist und mit dem
organisierten Verbrechen zusammenarbeitet, wie das nun Präsident Lopez
Obrador mehrfach thematisiert hat, was ihn veranlasste die
Nationalgarde zu gründen und diese nun in zivilen politischen
Konflikten agiert. Solche Sicherheitsabkommen stärken nur die
aggressiven rechten Kräfte in der Region.

Bei der Konferenz werden neben Mexiko, wozu ich einen Vortrag halte,
auch andere Länder wie Kolumbien oder Chile angesprochen, in denen es
gravierende Konflikte gibt, bei denen Waffen gegen soziale Bewegungen
und die protestierende Bevölkerung eingesetzt werden. In Mexiko und
Zentralamerika werden besonders Nationale Befreiungsbewegungen mit
militärischer und paramilitärischer Gewalt bekämpft. Es ist ja
bekannt, dass während der Proteste in Chile Polizei und Militär auf
die Menschen geschossen haben, von denen viele ihr Augenlicht
verloren. Das ist seit Beginn der Proteste im Jahr 2019 bekannt und
wurde vor internationale Gerichte bis hin zum
Menschenrechtsgerichtshof gebracht.

Neben dieser negativen Seite, auf die wir aufmerksam machen wollen,
ist auch eine positive Entwicklung in Lateinamerika hervorzuheben, von
der bedeutende Impulse gegen den Trend zur Militarisierung ausgehen.
Zum einen sind dies Abkommen auf Regierungsebene, die teils schon
lange Bestand haben wie der Vertrag von Tlatelolco, die weltweit erste
kernwaffenfreie Zone, der fast alle lateinamerikanischen Staaten
angehören. Das hat einen gewissen Vorbildcharakter, da man froh wäre,
wenn es so etwas auch in Europa gäbe. Wie sich stets herausstellte,
vertreten progressive Regierungen eine friedlichere Außenpolitik als
Diktaturen oder rechtsgerichtete Regime. Beispielsweise hatten
Argentinien und Brasilien während der Militärdiktatur in den 70er und
80er Jahren Atomwaffenprogramme, die nach der Transition zur
Demokratie sofort eingestellt wurden. Heute hat Bolsonaro sein
Kabinett mit zahlreichen Militärs besetzt und richtet militärische
Potentiale beispielsweise gegen Venezuela. Auch Kolumbien ist in diese
militärische Intervention involviert und unterstützt bestimmte
gewalttätige Gruppen im Nachbarland. Wenngleich es noch nicht zu einer
offiziellen militärischen Intervention gekommen ist, wurden doch
entsprechende Pläne entwickelt und Gruppierungen bewaffnet und
finanziell unterstützt. Demgegenüber finden vielerorts Massenproteste
statt, die für eine friedliche Solidarität zwischen den Ländern und
unter den Völkern eintreten.

Bei der Konferenz werden Wissenschaftler und Aktivisten auftreten wie
Leo Gabriel aus Österreich, ein Journalist, Friedensaktivist und
Wissenschaftler, der dem Internationalen Rat des Weltsozialforums
angehört, oder der kubanische Historiker Dr. Alberto Prieto Pozos, der
einen historischen Überblick zur Frage der Militarisierung in
Lateinamerika gibt. Ich werde über die Militarisierung nach innen
sprechen und Mexiko als Beispiel wählen. Zu diesen Themen finden am
Nachmittag vertiefende Diskussionen in Panels statt. Am Samstagabend
wird Monica Valente aus Brasilien, die Generalsekretärin des Foro Sao
Paulo, einen Vortrag zum Thema halten. Am Sonntag erwarten wir
Subcommandante Insurgente Galeano (ehemals Marcos) zu einem Beitrag
über Frieden und Befreiung am Beispiel der Zapatisten. Reiner Braun
vom International Peace Bureau referiert über die europäische
Perspektive zu Frieden und Gerechtigkeit in Lateinamerika und der
Karibik. Özlem Demirel von der Partei Die Linke wird in einer
Gesprächsrunde mit Leo Gabriel, Julieta Daza aus Kolumbien und
Kristine Karch präsent sein. Das wird sicher eine spannende Konferenz,
die dieses Thema, das in jüngerer Zeit weniger angesprochen wurde,
obwohl es bitter nötig wäre, wieder ins Blickfeld der Aufmerksamkeit
rückt. Soziale Bewegungen haben immer wieder die Frage der deutschen
Waffenlieferungen aufgegriffen und thematisiert, was man der deutschen
Außenpolitik, die sich in die Konflikte Lateinamerikas einmischt,
entgegensetzen könnte. Darüber wollen wir sprechen. Ich freue mich auf
diese Konferenz und bin sehr gespannt, was wir dort diskutieren
werden.

SB: Die hoffnungsvoll als "Sozialismus des 21. Jahrhunderts"
bezeichnete Trendwende in Lateinamerika schien den hegemonialen
Übergriff der USA erfolgreich zurückzudrängen und wurde auch aus Sicht
emanzipatorisch gesinnter Menschen in Europa mit Wertschätzung
verfolgt. Es folgte jedoch ein Rollback, der die Errungenschaften auf
breiter Front zunichte zu machen drohte. Zeugen jüngere Entwicklungen
wie etwa die Wahlergebnisse in Bolivien oder Peru davon, dass die
Restauration zunehmend Gegenwehr auf den Plan ruft?

RZ: Den zweiten Teil der Frage kann ich bejahen, den ersten in dieser
Form nicht. Der "Sozialismus des 21. Jahrhunderts" ist im Grunde eine
ganz spezielle Bezeichnung, die auf einen Russen, Buzgalin, zurückgeht
und eine postsowjetische Bezeichnung ist, die vor allem von Heinz
Dieterich und Hugo Chávez aufgegriffen wurde. Dieterich ist ein
deutsch-mexikanischer Soziologe, der in Mexiko-Stadt und Puebla
unterrichtet hat. Die Begriffsbildung entstand aus der Enttäuschung
angesichts des Untergangs des Realsozialismus in Europa und der
Sowjetunion. Dieterich hat eine Art Äquivalenztheorie entwickelt, bei
der er sich von der marxistischen Theorie des Warentauschs entfernt
und mehr über Arbeitszeit gesprochen hat - es ist also eine ziemlich
utopische Theorie - dann von der Internetdemokratie ausgegangen ist,
die für alle gleich sei und in der alle ihre Meinung frei äußern
könnten, so dass die ärmeren Schichten nicht länger ausgeschlossen
seien. Er hat den Begriff einer partizipativen Demokratie entwickelt,
an der alle teilhaben und das Volk der Hauptakteur ist. Das wurde
jedoch von den anderen lateinamerikanischen Regierungen in dieser
progressiven Zeit der 2000er Jahre nicht so aufgenommen. Man kann
nicht sagen, dass Präsident Lula in Brasilien einen "Sozialismus des
21. Jahrhunderts" praktiziert hätte, was er auch nicht behauptet hat.
Der einzige, der das wirklich angenommen hat, war Hugo Chávez, wobei
er sich später mit Heinz Dieterich überworfen hat.

In Argentinien unter Kirchner konnte man von einer
Mitte-Links-Regierung sprechen, aber nicht von einem "Sozialismus des
21. Jahrhunderts". Die noch etwas linkeren Regierungen in Bolivien
unter Evo Morales und Ecuador unter Rafael Correa bezogen sich zwar
manchmal auf dieses Konzept, sprachen aber eher vom plurinationalen
Staat, in dem soziale Bewegungen, Gerechtigkeit und ein gutes Leben
für alle relevant waren. Die partizipative Demokratie spielte indessen
bei allen progressiven Regierungen eine große Rolle und wird auch bis
heute als solche bezeichnet im Gegensatz zur repräsentativen
Demokratie, bei der man nur bei Wahlen entscheidet, während
zwischendurch die Partizipation auf ganz niedrigem Niveau stattfindet,
wie das in unseren westlichen Demokratien der Fall ist. Man kann zwar
verschiedene Dinge tun, hat aber kaum noch Entscheidungsgewalt. In der
partizipativen Demokratie hat die Bevölkerung auch zwischen den Wahlen
über Volksversammlungen die Entscheidungsgewalt, am deutlichsten ist
das bei den Zapatisten ausgeprägt.

Der zweite Teil der Frage stimmt natürlich. Diese progressiven
Mitte-Links-Regierungen in Argentinien, Brasilien, Bolivien, Ecuador,
Peru und auch Uruguay haben einen Niedergang erfahren und wurden von
neoliberalen Regierungen abgelöst, obgleich sie teils erhebliche
Erfolge hatten. Beispielsweise hat Lula in Brasilien die arbeitende
Bevölkerung wie auch die Ausgeschlossenen einbezogen, ein eigenes
Ministerium für soziale Bewegungen eingerichtet und diesen ein
gewisses Mitspracherecht gewährt. Er hat aber auch mit den Unternehmen
zusammengearbeitet und ein extraktives Wirtschaftsmodell entwickelt.
Er wollte Brasilien zum Saudi-Arabien des genveränderten Soja machen.
Dieses extraktive Modell führte dann wieder zu größerer Abhängigkeit
vom Weltmarkt und transnationalen Unternehmen und zur massiven
Vertreibung der Bevölkerung aus den Regionen, in denen der Sojaanbau
ausgeweitet wurde. Gleiches ist auch in Argentinien unter den
Kirchners, in Bolivien und Ecuador der Fall gewesen. Sie konnten sich
diesem extraktiven Wirtschaftsmodell nicht entziehen. Die durchaus für
die Bevölkerung sichtbaren zwischenzeitlichen Erfolge wurden zum Teil
wieder zunichte gemacht und waren schädlich für das Land angesichts
der Abhängigkeit vom Weltmarkt. Daher wuchs die Unzufriedenheit in der
Bevölkerung und es kam zu breiten sozialen Bewegungen gegen die
progressiven Regierungen. Wo eigentlich eine partizipative Demokratie
herrschen sollte, sahen sich die Menschen wieder ausgeschlossen durch
Abkommen mit den großen Unternehmen und der WTO. Sie waren enttäuscht
und gaben ihre politische Aktivität auf oder schlossen sich
Protestbewegungen gegen die Regierung an. Es kam zu einem relativ
flächendeckenden Sturz progressiver Regierungen, so dass einige ein
Scheitern dieses Weges eingeläutet sahen. Ulrich Brand sprach vom Ende
der progressiven linken Entwicklungen in Lateinamerika.

SB: In Chile zeugen Massenproteste von einem Aufbegehren gegen die
seit der Diktaturzeit verankerte extrem neoliberale Wirtschaft und
Sozialordnung. In kolumbianischen Städten schließen sich verschiedene
gesellschaftliche Gruppierungen im Widerstand gegen staatliche
Übergriffe zusammen. In Brasilien wächst der Unmut über Bolsonaro und
dessen Militärputschgelüste. Wie kam es zum Wiederaufleben
progressiver sozialer Protestbewegungen gegen die neoliberalen
Zumutungen?

RZ: Wir sehen in der Tat ein Wiederaufleben der sozialen
Protestbewegungen. Die Menschen haben gemerkt, was Regierungen
anrichten können, deren Verheißungen sie zunächst auf den Leim
gegangen sind. Beispielsweise hat die Regierung Macri in Argentinien
mehr Freiheit und weniger Korruption versprochen - Korruption ist dann
immer so ein Zauberwort, das linken Regierungen unablässig angehängt
wurde, dafür war ja auch Lula im Gefängnis und Dilma Rousseff wurde in
einem kalten Putsch entmachtet. Auch die Kirchners wurden angegriffen,
und eine ganze Reihe von Leuten in der Bevölkerung haben dem Glauben
geschenkt und gedacht, die neuen Regierungen seien nicht korrupt. Auch
Bolsonaro trat mit der Behauptung auf, die linken Regierungen seien
korrupt und wollten den Kommunismus einführen. In Argentinien merkten
die Leute, was das bedeutet. Die Regierung Macri legte wieder ein
neoliberales Modell auf, das die Armut enorm ansteigen ließ und die
sozialen Sicherungssysteme abbaute. Er konnte sich schließlich nur
noch auf eine relativ kleine Anhängerschaft in der Mittelschicht und
die Agrarlobby stützen, deren Geschäfte noch recht gut liefen. Aber im
Allgemeinen ging es der Bevölkerung sehr viel schlechter. Die
Privatisierung machte das Wasser für viele unbezahlbar, besonders in
den ärmeren Stadtteilen, wenn sie nicht sogar ganz von der Versorgung
abgeschnitten wurden. Auch Strom verteuerte sich, da im Zuge der
Privatisierung alles an ausländische Unternehmen verschachert wurde.
Das führte letztendlich dazu, dass Alberto Fernández 2019 gewählt
wurde. In Brasilien gibt es eine Massenbewegung gegen Bolsonaro, und
man nimmt an, dass er bei den Wahlen im nächsten Jahr keine Chance
mehr haben wird, was ziemlich gefährlich ist, weil ein Militärputsch
zu befürchten steht.

Für Lateinamerika sind solche Wellen der Entwicklung zwischen Links
und Rechts typisch. Das hat etwas mit dem schwachen ökonomischen
System und der Abhängigkeit von den USA, von China und vom Weltmarkt
insgesamt zu tun. Es existieren wenig eigene Wirtschaftskapazitäten,
politische Parteien sind eher Lobby-Vereinigungen, was aus der
Geschichte kolonialer Abhängigkeit herrührt. Diese Abhängigkeit und
innere Entwicklungsschwäche führt dazu, dass politische Systeme labil
und einem heftigen Pendelschlag unterworfen sind. Hinzu kommt das
politische Einwirken insbesondere der USA von außen, das nach wie vor
eine große Rolle spielt. Sobald sich linke Regierungen Fehler leisten,
was aufgrund dieses Wirtschaftssystems nicht ausbleiben kann, wird die
Opposition von außen unterstützt, so dass es zum Zusammenbruch der
progressiven Regierungen kommt. Ich hoffe, dass man aus der
Vergangenheit gelernt hat und die gegenwärtige Welle von progressiven
Entwicklungen anhalten wird.

Dabei spielt das indigene Moment eine bedeutende Rolle. Die Indigenen
haben funktionierende Gemeinschaften - ganz im Gegensatz zu den
nationalen Gemeinschaften, die in den meisten Ländern aufgrund der
großen Unterschiede zwischen Arm und Reich und den daraus
resultierenden Konflikten zwischen den verschiedenen
Bevölkerungsgruppen, die von Rassismus und Hass geprägt sind, nicht
funktionieren. Hingegen agieren die indigenen Gemeinschaften sehr
geschlossen und haben eigenständige Bewegungen entwickelt, die
beträchtlichen Einfluss auf die Entwicklung der Länder insgesamt haben
und eine Art Vorbildfunktion ausüben. Dabei sind die indigenen
Bevölkerungsschichten jene, die am meisten ausgebeutet werden. Sie
sind die Ärmsten und in der gegenwärtigen Phase des Neoliberalismus am
stärksten dem Land Grabbing zum Zweck des Anbaus beispielsweise
genveränderter Produkte unterworfen und im Grunde völlig ungeschützt.
Sie fordern jetzt ihre Rechte ein, zumal die meisten Regierungen
UNO-Verträge unterzeichnet haben, wonach die indigene Bevölkerung
gefragt werden muss, ehe in diesen Gebieten investiert werden kann,
was jedoch immer wieder unterlaufen wird. Sie wollen ihre Rechte in
der Verfassung verankert sehen und verstehen sich in plurinationalen
Staaten wie Bolivien als eigene Nation, die bei Entscheidungen gefragt
und beteiligt werden muss. Nicht nur Parteien sollen entscheiden, es
sollen auch Vertreter indigener Nationen wie in Bolivien und Ecuador
oder eigener Völker wie in Mexiko mitbestimmen können. Diese
erfreuliche Entwicklung lässt erwarten, dass die Militarisierung durch
eine friedliche Politik ersetzt wird.

SB: In jüngerer Zeit haben antikoloniale und antirassistische
Bewegungen wie auch die länderübergreifenden Kämpfe der Frauen
bedeutende Zeichen des Widerstands gesetzt. Sie greifen fundamentale
Konfliktlagen auf und sind mit Menschen auf anderen Kontinenten
vernetzt. Könnte man in diesem Zusammenhang von Internationalismus
unter neuem Vorzeichen sprechen?

RZ: Auf staatlicher Ebene gibt es viele regionale Zusammenschlüsse.
Aktuell tagt gerade die CELAC, die Gemeinschaft der
Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten. Der mexikanische
Präsident Lopez Obrador hat eine Initiative angestoßen, die
Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), das Bündnis zwischen
Lateinamerika, Kanada und den USA, durch die CELAC zu ersetzen. In der
OAS wurden häufig Militärinterventionen und auch der Ausschluss Kubas
beschlossen, woran sich Mexiko allerdings nie gehalten hat, das
insofern außenpolitisch relativ unabhängig von den USA ist, obwohl die
beiden Länder eine gemeinsame Grenze haben. In bestimmten Fragen wie
der Wirtschaft und dem Bevölkerungsaustausch ist Mexiko indessen sehr
abhängig von den USA. Trotzdem betreibt es traditionell eine
unabhängige Außenpolitik, wodurch es immer wieder zu Konflikten
zwischen den beiden Staaten kommt. Zudem gibt es die Gemeinschaft
Südamerikanischer Staaten (MERCOSUR) mit Argentinien, Brasilien,
Paraguay, Uruguay und Chile. Sie war ziemlich progressiv, als
Mitte-Links-Regierungen an der Macht waren. Brasilien hat diese
Organisation inzwischen aufgemischt, aber die übrigen Mitglieder
erfinden sich wieder neu. Uruguay hat in der Vergangenheit ein
ausgleichendes Moment dargestellt, wird aber derzeit neoliberal
regiert. Die Integrationsprojekte in Lateinamerika haben eine große
Tradition und stärken die beteiligten Regierungen. Ein relativ neuer
Entwurf ist die ALBA zwischen Kuba, Venezuela und karibischen Staaten,
die in erster Linie nicht wie die anderen nur auf Freihandel, sondern
auf Solidarität basiert. Es werden nicht nur Waren ausgetauscht. So
hat Kuba Ärzte nach Venezuela geschickt und im Gegenzug Erdöl
bekommen. Das ist im Moment angesichts der schwierigen Situation in
Venezuela zwangsläufig eingeschränkt, das kaum noch Öl liefern kann,
während es die Kubaner kaum noch verarbeiten können, weil ihnen dazu
das Equipment fehlt.

Auf der anderen Seite haben sich auch soziale Bewegungen
zusammengeschlossen, besonders die indigenen, die über die Grenzen
hinaus agieren, gemeinsame Treffen veranstalten und dafür eine
Organisation aufgebaut haben. Diese Bewegungen sind in ganz
Lateinamerika von großer Bedeutung, außer in Ländern wie Kuba oder
Uruguay, wo es keine oder fast keine Indigenen mehr gibt. In den
Andenländern stellen Indigene jedoch die Bevölkerungsmehrheit dar,
auch in Chile, Ecuador und Venezuela gibt es indigene Gemeinschaften,
und sie gewinnen an Einfluss. Sie sind nicht in jedem Fall progressiv,
aber die meisten sind es einfach deswegen, weil sie auf dem Kontinent
am stärksten ausgebeutet werden. Sie verfügen über eine Art
Selbstverwaltung, und in den Verfassungen der meisten Länder, sogar in
Kolumbien, ist ein Autonomierecht verankert. Bei den Protesten in
Kolumbien hat die Guardia Indigena in Cali eine wichtige Rolle
gespielt. Sie ist dort als eine gewaltfreie Bewegung aufmarschiert,
die keine Waffen, aber Stöcke trägt, die sie auch ab und zu einsetzt.
Sie agiert vor allem als Beobachterin von Konflikten und meldet es
weiter an internationale Organisationen, wenn die Regierung
internationale Menschenrechtsverträge, die mit der UNO geschlossen
wurden, nicht einhält. Menschenrechte werden von den USA oft
missbraucht, um einen Regimewechsel zu erwirken, indem sie eine
Verletzung von Menschenrechten als Vorwand ins Feld führen. Wenn
demgegenüber die Indigenen auf Verletzungen der Menschenrechte
hinweisen, wo beispielsweise die Polizei mit Schusswaffen gegen
unbewaffnete und friedliche Demonstrierende vorgeht, die auf der
Straße ihr Missfallen hinsichtlich der Regierungspolitik zum Ausdruck
bringen, wie das in vielen Ländern wie zuletzt insbesondere in
Kolumbien und Chile der Fall war, ist das etwas völlig Anderes. Die
monierten Vorfälle widersprechen der Charta der Menschenrechte und sie
anzuzeigen zeugt von einer neuen Form der Diplomatie von unten, die
durchaus wirksam ist, weil diese Länder mögliche Restriktionen
befürchten. Dies war in Mexiko beim nun ausgelaufenen Rahmenvertrag
mit der EU der Fall, da Freihandelsverträge häufig eine
Menschenrechtsklausel enthalten. Wird auf internationaler Ebene von
NGOs, die von der UNO zugelassen sind und Fragerecht haben, wie auch
von Parteien, mit denen sie in der EU zusammenarbeiten, viel Druck
gemacht, kann es zu meist befristeten Sanktionen kommen. Insofern ist
es wichtig, dass die Indigenen dieses Instrument entwickelt haben.

SB: Sie sind durch wiederholte Aufenthalte in Mexiko und als
Menschenrechtsbeobachterin mit den dort herrschenden Verhältnissen
vertraut und haben insbesondere zu den Zapatistas als einer
Basisbewegung geforscht, die der Antiglobalisierungsbewegung wichtige
Impulse gegeben hat. Nun macht eine Delegation der Zapatistas von sich
reden, die per Segelschiff eine antikoloniale Reise angetreten und in
Europa angelegt hat. Ein weiterer Teil der Delegation ist gestern auf
dem Luftweg nach Wien gekommen. Wie sind Sie mit dieser Bewegung in
Berührung gekommen und wie bedeutsam ist deren Gegenentwurf einer
möglichen gesellschaftlichen Entwicklung von unten nach wie vor?

RZ: Indigene Gruppen wie die Guardia Indigena und eben auch die
Zapatisten stehen in der vordersten Reihe des Aktivismus für soziale
Gerechtigkeit und einen Wandel in Lateinamerika. Die Zapatisten üben
das schon viele Jahre aus und waren meines Erachtens die Ersten, die
das in dieser Form gemacht haben. Ich habe sie über eine
internationale zivile Menschenrechtskommission in Mexiko (CCIODH)
kennengelernt. Diese Kommission hatte sich bereits in den 90er Jahren
nach einem Massaker herausgebildet, als sich verschiedene
Solidaritätsgruppen aus aller Welt zusammengeschlossen haben und dort
hingereist sind. Sie machten Interviews mit allen Seiten des
Konflikts, wobei es nicht nur um die Zapatisten, sondern auch um
Femizide ging, über die wir als erste Menschenrechtsgruppe berichtet
haben. Wir haben auch Gespräche mit der Regierung, sogar mit dem
Innenminister, geführt wie auch staatliche und nichtstaatliche
Menschenrechtsorganisationen vor Ort getroffen und selbst Paramilitärs
nicht ausgespart. All das floss in Berichte ein, die auf
Pressekonferenzen in Mexiko vorgestellt und an die
Menschenrechtskommission der UNO sowie die nationalen Regierungen, die
auf irgendeine Weise beteiligt waren, und die mexikanischen
Botschaften in den verschiedenen Ländern übergeben wurden.

Zunächst hegten wir durchaus Zweifel, ob das funktionieren würde, wenn
Zivilisten dorthin reisen und überall herumschnüffeln. Wir wurden
jedoch von allen Akteuren empfangen, und es kam zur Entlassung von
Häftlingen aus dem Gefängnis, die dort teilweise jahrelang ohne jede
Vernehmung und angeblich nur befristet eingesessen hatten. Wir konnten
auch Folter nachweisen, und unsere Vorgehensweise lässt sich auf
andere Länder übertragen. So ist mir bekannt, dass es auch in
Kolumbien solche Kommissionen gibt. Mexiko musste zu diesen
Vorgängen vor der UNO und der EU Stellung nehmen, und in den
Rahmenvertrag zwischen der EU und Mexiko wurde die
Menschenrechtsklausel eingefügt. Als wir jedoch abermals in die Region
reisten, um mögliche Auswirkungen dieser Klausel zu überprüfen,
stellten wir fest, dass alles eher schlimmer als besser geworden war.
Wir berichteten auch darüber auf die beschriebene Weise, worauf die
Klausel verschärft und eine jährliche Berichterstattung eingefügt
wurde. Leider ist diese Menschenrechtsklausel in dem neuen Vertrag
zwischen der EU und Mexiko nicht mehr enthalten. Der Kampf beginnt
also wieder von vorn, und ich denke, es bleibt ein ständiger Kampf um
Verbesserungen, bei dem man immer nur vorübergehende Resultate
erzielt.

Auf diese Weise habe ich die Zapatisten kennengelernt. Genaugenommen
lief das über eine akademische Arbeit, in der es um den
Revolutionsmythos in Mexiko ging. Auch Zapata ist ein Mythos, den sich
die Regierung angeeignet hat, der aber auch von der sozialen Bewegung
der EZLN in Anspruch genommen wurde. Ich wollte das für meine
wissenschaftliche Arbeit auswerten, habe dann aber vor allem
Aktivistenarbeit mit den Zapatisten gemacht und bin in der Folge
zusammen mit der Kommission immer wieder dorthin gefahren. Zuletzt war
ich mit meinen Studenten aus Österreich von der Johannes Kepler
Universität in Linz in Mexiko und habe praktisch die Reise der
Menschenrechtskommission nachvollzogen. Wir haben die verschiedenen
Orte sozialer Bewegungen besucht und waren unter anderem eben auch bei
der EZLN. Das hat die Studierenden sehr beeindruckt, wobei sie erstmal
schockiert waren. Sie kamen aus dem österreichischen Land, wo alles
sehr gemäßigt mit hohem Lebensstandard und familiärer Absicherung
zugeht, und wurden mit einem völlig anderen Milieu konfrontiert. Sie
kannten die Konflikthaftigkeit der Gesellschaft nicht, die sie nun
miterlebten, und verfielen wohl zum Teil in eine Schockstarre. Als sie
aber wieder zurück waren, hat sich das alles gesetzt. Ich habe dort
als Soziologin Erfahrungsberichte schreiben lassen, in die einging,
was sie alles in den zapatistischen Gemeinden gesehen hatten. Viele
von ihnen haben dann ihre Master- und Diplomarbeiten über die
Zapatisten geschrieben. Und sie haben eine Soli-Organisation zu Mexiko
gegründet, die sich Contraviento nannte, also Gegenwind, und
insbesondere über die Zapatisten informierte und Soliaktionen
durchführte. Das war sehr erfrischend, hat nur leider meinen Weggang
von der Universität nicht überdauert.

Jetzt kommen die Zapatisten hierher, was mich unheimlich freut, zumal
sie auch Deutschland besuchen werden. Es ist gewissermaßen eine
Umkehrung des Kolonialismus, aber natürlich nicht gewaltsam, sondern
als Zeichen: Wir leben noch! Ihr konntet uns nicht vernichten. Die
Zapatisten arbeiten viel mit Symbolen, und dies ist ein weiterer
symbolischer Akt. Am 13. August, dem 500. Jahrestag der Eroberung
Tenochtitlans durch die Spanier, standen sie in Madrid. Es war nur
eine Vorhut von sieben Personen, die in Umkehrung der Conquista mit
dem Segelschiff nach Spanien gereist sind. Ich habe bei dieser Reise
mitgezittert, weil das deutsche Schiff, das sie mitgenommen hatte,
etwas klapprig schien. Daher habe ich die Daumen gedrückt, dass sie in
keinen Orkan geraten. Die Vorhut stand für die Inhalte der Zapatisten:
Escuadron 421 hat sie sich genannt. Die 4 steht für vier Frauen - sie
sind stark von der Frauenbewegung beeinflusst, der sie ihrerseits
Impulse geben. 2 steht für zwei Männer und die 1 für eine Transperson.
Dieses Symbol steht für Vielfalt, eine Präsenz der Ausgeschlossenen
und ein selbst befreites und organisiertes Leben. Gestern sind über
hundert Zapatisten mit dem Flugzeug in Wien eingetroffen, auch dies
überwiegend Frauen, einige Kinder sind auch dabei. Sie wollen sich
austauschen und über die Kämpfe informieren, die hier in Europa
stattfinden. Sie wollen darüber hinaus alle fünf Kontinente bereisen,
wobei die Aktivistinnen wechseln. So ist die Vorhut am 11. September
wieder nach Mexiko zurückgekehrt, nachdem sie vor allem Spanien
bereist hatte. Nun werden sich die Zapatisten auf verschiedene
europäische Länder aufteilen und dort mit linken Basisgruppen
sprechen, nicht jedoch mit Parteien, die sie aufgrund ihrer eigenen
Erfahrungen ablehnen. Es geht um das gemeinsame Anliegen, eine
Alternative zum Kapitalismus zu entwickeln und insbesondere gegen den
Neoliberalismus in der heute herrschenden Form vorzugehen. Die
Frauenbewegung spielt eine sehr wichtige Rolle, es geht um die
Einbeziehung ausgeschlossener Gruppen, auch um mentale
Selbstverwaltung, so dass man sich nicht von dem System vereinnahmen
lässt. Es geht um Vielfalt, um den Schutz der Natur, sie sprechen von
der Mutter Erde. Darüber wollen sie sich austauschen mit Gruppen, die
sich hier organisieren, um ein anderes Leben zu führen.

SB: Das war ein schönes Schlusswort. Frau Zimmering, ich bedanke mich
für dieses ausführliche Gespräch.
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Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Die Klassengesellschaft braucht die Ungleichheit


Gespräch mit Carolin Butterwegge zum Weltkindertag am 20. September

von Markus Bernhardt



Dr. Carolin Butterwegge ist Sozialwissenschaftlerin. Gemeinsam mit
ihrem Mann, dem Ungleichheitsforscher Christoph Butterwegge, hat sie
jüngst das Buch "Kinder der Ungleichheit - Wie sich die Gesellschaft
ihrer Zukunft beraubt" veröffentlicht. Wie nie zuvor sei die junge
Generation sozial tief zerrissen: Hinsichtlich Gesundheit, Bildung,
Wohnen, Freizeit und Teilhabe verschärften sich die Unterschiede.
Während Kinder aus wohlhabenden, reichen und hyperreichen Familien
materielle Sicherheit genössen und eine Führungsposition in der
globalisierten Wirtschaft erreichen könnten, blieben diese Chancen den
Gleichaltrigen aus sozial benachteiligten Familien versagt. Carolin und
Christoph Butterwegge zeigen mit ihrem ersten gemeinsamen Buch das
Spektrum der Kinderungleichheit auf, ergründen die Ursachen und schlagen
Gegenmaßnahmen vor.

UZ: Frau Butterwegge, Sie und Ihr Mann haben kürzlich das Buch
"Kinder der Ungleichheit" veröffentlicht. Darin kritisieren Sie, dass
für Kinder und Jugendliche schon vor der Corona-Pandemie keine
Chancengleichheit existierte. Woran machen Sie die bestehenden
Unterschiede fest?

Carolin Butterwegge: Die soziale Ungleichheit und Spaltung, die
unsere Gesellschaft kennzeichnet, macht vor Kindern und Jugendlichen nicht
halt. Die einen leben im Wohlstand und einige wenige davon sogar im
Reichtum. Die anderen wachsen in einkommensarmen Familien auf, die sich
in benachteiligten Stadtvierteln konzentrieren. Die Lebenswelten der
jungen Menschen sind immer stärker voneinander separiert, was natürlich
auch für ihre Bildungs- und Betreuungseinrichtungen gilt.

UZ: Wie groß war das Problem der Kinderarmut vor Beginn der
Pandemie?

Carolin Butterwegge: Unabhängig davon, welches Armutsmaß man
verwendet, zeichnet sich seit 15 Jahren eine stabil hohe
Kinderarmutsquote ab, die mal steigt, aber dann auch wieder etwas sinkt.
Ende 2020 lebten rund 1,8 Millionen Kinder und Jugendliche unter 18
Jahren in Haushalten, die Hartz-IV-Leistungen bezogen. Diese Zahl sinkt
seit 2017 geringfügig. Die Kinderarmutsquote - beziffert nach dem Anteil
von Minderjährigen, die in Familien mit weniger als 60 Prozent des
Medianeinkommens aufwuchsen - ist von rund 18 Prozent im Jahr 2010 auf
20,5 Prozent im Jahr 2019 gestiegen. Das sind fast 2,8 Millionen Kinder
und Jugendliche.

UZ: Und inwiefern haben sich diese Probleme durch die
"Lockdown"-Maßnahmen verschärft?

Carolin Butterwegge: Die Anzahl der armen Kinder - zumindest jener
Kinder und Jugendlichen im Hartz-IV-Bezug - ist nach ersten
Erkenntnissen im ersten Pandemiejahr bis Ende 2020 nicht explosionsartig
nach oben geschnellt, sondern annähernd gleich hoch geblieben.
Allerdings dürfte sich die Situation in den Familien in vielerlei
Hinsicht verschärft haben.

UZ: Alleinerziehende dürften besonders unter den Maßnahmen gelitten
haben, oder?

Carolin Butterwegge: Alleinerziehende sind eine Gruppe mit einem der
höchsten Armutsrisiken und hatten noch stärker als die übrigen Familien
ein riesiges Betreuungsproblem, wenn Kita oder Schule geschlossen waren
und sie keine Notbetreuung in Anspruch nehmen konnten, sondern etwa im
Home-Office auch noch Hilfestellung beim Distanzunterricht ihrer Kinder
leisten mussten. Außerdem haben Alleinerziehende relativ kleine
Wohnungen, in deren Enge sich die Lockdown- oder Quarantänephasen sehr
viel schwieriger überstehen ließen als in einer Villa mit Parkgrundstück.

UZ: Was hätten die Bundesregierung und die Landesregierungen denn
konkret anders machen sollen, um eine sich weiter vertiefende soziale
Spaltung unter Kindern und Jugendlichen wenigstens abzumildern?

Carolin Butterwegge: Man hätte - statt sich vornehmlich um
Unternehmen, Selbstständige und Arbeitende zu kümmern - durch großzügige
sozialstaatliche Unterstützungsmaßnahmen wie etwa eine monatliche
Erhöhung des Regelbedarfs im SGB II (Sozialgesetzbuch II - UZ-Red.) dafür
Sorge tragen sollen, dass alle Familien ihre gestiegenen
Lebenshaltungskosten bestreiten können. Es fiel ja auch das für viele
kostenfreie Schulmittagessen ersatzlos aus. Außerdem hätten zum Beispiel
digitale Endgeräte für Schülerinnen und Schüler zur Verfügung gestellt
werden können. Sie sind schließlich Grundvoraussetzung, um am
Distanzunterricht teilnehmen zu können. Jobcenter hätten im ersten
Lockdown großzügig solche Einmalleistungen gewähren müssen.

UZ: Haben wir es mit einer verlorenen "Corona-Generation" zu tun?

Carolin Butterwegge: Die Rede von der "Corona-Generation" vernebelt,
dass die junge Generation in sich schon tief gespalten war, in
Gewinnerinnen und Gewinner und Verliererinnen und Verlierer. Die soziale
Trennlinie verläuft nicht zwischen den Generationen, sondern zwischen
oben und unten, sowohl bei Älteren wie bei Jüngeren. Das hat die
Pandemie erneut bewiesen und verstärkt. Kinder mit ohnehin höheren
Risiken, im persönlichen Bildungswettbewerb zu den Verlierern zu zählen,
sind im Home-Schooling oft noch mehr abgehängt worden. Das macht uns
große Sorgen - besonders, wenn man beobachtet, mit welchen Maßnahmen
Kultusministerien jetzt "Lernrückstände" aufholen wollen, während viele
Schülerinnen und Schüler schon wieder in Quarantäne sind.

UZ: Wie ließe sich gegensteuern?

Carolin Butterwegge: Indem Armut konsequent bekämpft wird. Und zwar
nicht nur die von Kindern, sondern auch von ihren Familien, von
Erwerbslosen und von Menschen, die sich und ihre Familie vom Lohn ihrer
Arbeit nicht ernähren und am kulturellen und sozialen Leben teilhaben
können. Dazu gehören ein armutsfester, existenzsichernder Mindestlohn,
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zur Austrocknung des Niedriglohnsektors
und sozialpolitische Ansätze, um die Armut der Geringverdiener zu
bekämpfen.

UZ: Sie schreiben, dass Armut nicht nur moralisch kritisiert werden
dürfe, sondern auch äußerst negative Folgen für die Volkswirtschaft
habe. Was meinen Sie damit?

Carolin Butterwegge: Schon vor Corona drohte einem Teil der jungen
Generation der Teufelskreis einer sozialen Vererbung von Armut. Das hat
sich jetzt noch einmal verstärkt. Sozialer Aufstieg findet hierzulande
kaum noch statt. Zugleich fehlen schon jetzt in vielen Branchen
Fachkräfte, während Personalverantwortliche Auszubildende nicht
einstellen mit dem Argument, die Schulabgängerinnen und -abgänger seien
nicht ausbildungsfähig. Unser Bildungssystem entlässt viel zu viele
junge Menschen aus der Schule, deren Talente und Potenziale nicht
wirklich entdeckt oder gar gefördert wurden.

UZ: Dann müsste es doch selbst im Interesse der Neoliberalen sein,
diese Probleme zu lösen. Warum geschieht seit Jahren nichts?

Carolin Butterwegge: Man erkennt dieses Interesse vor lauter
Marktgläubigkeit nicht, im Gegenteil. Außerdem ist Ungleichheit in der
Klassengesellschaft funktional und sichert langfristig Besitz-, Macht-
und Herrschaftsverhältnisse ab. Gewinne kann man nur maximieren, wenn
Löhne niedrig sind und wenn Lohnabhängige jede noch so schlecht bezahlte
Arbeit annehmen müssen. Hartz IV hat maßgeblich dazu beigetragen, dass
hierzulande ein großer Niedriglohnsektor entstanden ist.

UZ: Wenn man Ihr Buch liest, kommt man zu dem Schluss, dass sowohl
die Kinder- und Jugendpolitik als auch die Familien-, Bildungs- und
Sozialpolitik komplett und radikal neu gestaltet werden müssen. Wie soll
das unter den herrschenden Bedingungen aussehen?

Carolin Butterwegge: Es braucht einen wirklichen Politikwechsel,
viel Mut und Beharrlichkeit anderer Entscheidungsträger, um die Besitz- und
Machtverhältnisse zu ändern - und vor allem eine breite Unterstützung
hierfür aus der Bevölkerung. Politik muss für die Menschen gemacht
werden, nicht für den Wirtschaftsstandort. Und natürlich benötigt man
auch Zeit, um Veränderungen zu bewirken, weil Strukturen, die lange
gewachsen sind, schlecht über Nacht abgeschafft werden können.


Carolin und Christoph Butterwegge

Kinder der Ungleichheit - Wie sich die Gesellschaft ihrer Zukunft
beraubt

Campus Verlag Frankfurt/Main, 303 Seiten, 22,95 Euro
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Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Zwölf Jahre zuschauen


Parteien ignorieren Forderungen von Sozialverbänden zur effektiven
Bekämpfung der Kinderarmut

von Markus Bernhardt



In einer jüngst veröffentlichten Umfrage des Meinungsforschungsinstituts
Forsa haben sich über 76 Prozent der Befragten für die Einführung einer
Kindergrundsicherung ausgesprochen. Fast alle Befragten sprechen sich dafür
aus, Kinderarmut zu bekämpfen. Dennoch lebt in Deutschland jedes fünfte
Kind in Armut.

Ende August erneuerte eine Allianz aus 22 Organisationen, Verbänden und
Gewerkschaften ihre Forderung, eine Kindergrundsicherung einzuführen. "Die
Kindergrundsicherung gehört in den nächsten Koalitionsvertrag und muss als
prioritäres Vorhaben in der kommenden Legislaturperiode umgesetzt werden",
heißt es in der Erklärung. Schließlich erreichten die "vielen
familienbezogenen Leistungen (...) ihr Ziel, Armut von Kindern zu
vermeiden, nicht". Auch die Anpassungen einzelner Leistungen hätten in der
letzten Legislaturperiode keinen grundlegenden Durchbruch bei der
Überwindung der Kinderarmut gebracht. Angesichts der anhaltend hohen
Kinderarmut und ihrer gravierenden Auswirkungen fordern die
unterzeichnenden Organisationen daher "eine große und umfassende Reform".
So müsse die Kindergrundsicherung eine eigenständige Leistung für jedes
Kind sowie "einfach, unbürokratisch und sozial gerecht" sein. Im April 2009
hatte das Bündnis erstmalig die Forderung nach einer Kindergrundsicherung
in Höhe von 500 Euro aufgestellt.

"Der VdK fordert eine echte Kindergrundsicherung, die sozial
benachteiligten Familien unkompliziert hilft. Das bestehende System der
Familienförderung hat versagt - es ist viel zu bürokratisch und gleicht
einem Behörden-Dschungel. Außerdem bevorzugt es Gutverdienende und
berücksichtigt die Bedürfnisse von Familien mit Kindern mit Behinderungen
zu wenig", sagte Verena Bentele, Präsidentin des Sozialverbandes VdK,
anlässlich der Vorstellung der gemeinsamen Erklärung zur
Kindergrundsicherung.

Ähnlich äußerte sich DGB-Vorstandsmitglied Anja Piel: "Für uns ist es ein
entscheidendes Wesensmerkmal der Kindergrundsicherung, dass die Kinder von
Besserverdienenden nicht länger bevorzugt werden. Die Erfolge von Kindern
aus Haushalten mit mittleren und kleinen Einkommen müssen dem Staat genauso
viel wert sein", betonte die Gewerkschafterin. Es sei "zutiefst ungerecht,
dass Spitzenverdiener über den Kinderfreibetrag im Steuerrecht derzeit
stärker profitieren als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die das
Kindergeld erhalten", so Piel weiter. Dies müsse mit einer
Kindergrundsicherung überwunden werden, bei der das neue Kindergeld und der
Vorteil des Kinderfreibetrags gleich hoch sind.

In ihrem Konzept der Kindergrundsicherung geht die Allianz vom "kindlichen
Existenzminimum" aus, dessen Höhe nach Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts derzeit 695 Euro monatlich beträgt. Es setzt sich
zusammen aus dem sachlichen Existenzminimum und dem Freibetrag für die
Betreuung und Erziehung beziehungsweise Ausbildung (BEA). Es gibt keine
einheitliche Festlegung dieses Bedarfs - geregelt ist er im Sozial-, Steuer-
 und Unterhaltsrecht. Dadurch kommt es zur Benachteiligung von Kindern und
Jugendlichen, deren Eltern keine oder nur wenig Steuern zahlen, da der BEA
als Steuerfreibetrag gewährt wird.

Als Gegenmaßnahme wird eine Kindergrundsicherung in Höhe von 451 Euro
vorgeschlagen, die bis zur wirklich gebührenfreien Bereitstellung von
Betreuung und Bildung um 244 Euro aufgestockt wird. Um einen sozialen
Ausgleich zu schaffen, soll die Grundsicherung mit dem Steuersatz der
Eltern versteuert werden. Dies würde einen Mindestbetrag von 330 Euro für
alle Minderjährigen und alle in Ausbildung oder Studium bis 25 garantieren.
Je geringer das Einkommen der Familie wäre, desto mehr Kindergrundsicherung
würde den Kindern zur Verfügung stehen.

Neben der Kindergrundsicherung hält die Allianz den Ausbau des Bildungs-
und Erziehungswesens für dringend notwendig. Bund, Länder und Kommunen
müssten ein gebührenfreies und qualitativ gutes Bildungssystem garantieren.

SPD und Grüne, die mit der Einführung des Hartz-IV-Systems der Kinderarmut
in Deutschland einen kräftigen Schub gegeben haben, haben die
Kindergrundsicherung in ihre Wahlprogramme aufgenommen. Die SPD verspricht
einen monatlichen Basisbetrag von 250 Euro; der Höchstbetrag soll sich nach
dem Einkommen der Eltern und Alter der Kinder richten und maximal 478 Euro
betragen. Auch die Grünen werben mit einem Garantiebetrag und einer
sozialen Staffelung; eine genaue Summe wird nicht genannt. Die Linke
schlägt ein Konzept mit vier Säulen vor, das neben einem Kindergeld in Höhe
von 328 Euro einen Zuschlag für Einkommensschwache, die Berücksichtigung
der tatsächlichen Unterkunftskosten und die Absicherung des besonderen
Bedarfs vorsieht.

Damit bleiben die Wahlversprechen schon hinter den Forderungen der
Sozialverbände und Gewerkschaften zurück - und ob sie überhaupt eingehalten
werden? Aber wir wissen ja ohnehin seit dem früheren SPD-Vorsitzenden und
Vizekanzler Franz Müntefering, dass es "unfair" ist, "Politiker an ihren
Wahlversprechen zu messen".


Weitere Informationen unter:

www.kinderarmut-hat-folgen.de
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El Salvador 

"Haste mal'n Bitcoin?" - Kryptowährung wird legales Zahlungsmittel




Nun ist es amtlich: Als erstes Land der Welt hat El Salvador den
Bitcoin als Zahlungsmittel eingeführt - entgegen aller Kritiken und
Proteste.

(San Salvador, 7. September 2021, la diaria) - Als erstes Land der
Welt hat El Salvador den Bitcoin als legales Zahlungsmittel
eingeführt. Präsident Nayib Bukele hatte ein entsprechendes Gesetz
vorangetrieben, mit der Begründung, durch die Einführung des Bitcoin
könnten jährlich 400 Millionen Dollar an Gebühren für Geldsendungen
aus dem Ausland eingespart werden. Ein Großteil der Sendungen kommt
aus den USA. Nach Angaben der Nachrichtenagentur Reuters beliefen sich
die Transfers im Jahr 2020 auf ein Volumen von sechs Milliarden
Dollar, was 23% des Bruttoinlandsprodukts entspricht. In nur wenigen
Ländern ist der Anteil so hoch.


Extreme Wertschwankungen schüren das Misstrauen

Am 6. September kaufte El Salvador seine ersten 400 Bitcoins. Der
Preis der Kryptowährung stieg danach um 1,5% auf 52.700 Dollar. Wie
volatil der Bitcoin-Kurs ist, zeigte sich einige Stunden später, als
der Wert auf 42.000 Dollar fiel, um kurz darauf die Hälfte der
Verluste wieder gutzumachen. In Umfragen zeigte sich die Mehrheit der
Salvadorianer*innen skeptisch gegenüber der Nutzung des Bitcoin und
dessen teilweise extremen Preisschwankungen. Kritiker*innen warnen
außerdem, dass die Kryptowährung für die Finanzinstitutionen des
Landes zum Problem werden und der Geldwäsche Vorschub leisten könnte.
Außerdem hätte die Regierung im Vorfeld zu wenig getan, um die
Bevölkerung über eine Maßnahme mit derartigem Ausmaß zu informieren.
Erst im Juni hatte die Nationalversammlung, in der Präsident Bukele
und ihm nahestehende politische Kräfte die absolute Mehrheit haben,
dem Gesetzentwurf zugestimmt.


Verpflichtende Nutzung für Unternehmen stößt auf
Ablehnung

Um einen Anreiz für die Nutzung von Bitcoin als Zahlungsmittel zu
schaffen, hat die Regierung angekündigt, allen Bürger*innen, die die
eigens dafür geschaffene Geldbörsen-App Chivo Wallet herunterladen,
ein Guthaben von 30 Dollar in Bitcoin zu schenken. Ob ein solches
Angebot tatsächlich zu mehr Akzeptanz führt, ist fraglich, zumal eine
Studie der Interamerikanischen Entwicklungsbank zu dem Ergebnis kommt,
dass nur 45% der Bevölkerung Zugang zum Internet haben. In einer von
der Zentralamerikanischen Universität San Salvador durchgeführten
Studie sagten 82% der Befragten aus, sie hätten kein Vertrauen in
Bitcoin. 95% waren der Meinung, der Gebrauch der Kryptowährung als
Zahlungsmittel sollte freiwillig sein; die Regierung Bukeles
beabsichtigt jedoch, die Verpflichtung zur Bitcoin-Nutzung
einzuführen, wenn auch zunächst nur für Unternehmen.


Spekulationen über Bukeles tatsächliche Interessen

Am Tag der Einführung der Kryptowährung gingen in San Salvador
Demonstrierende auf die Straße, um gegen die verpflichtende Nutzung zu
protestieren. Wie die salvadorianische Zeitung La Prensa Gráfica
berichtet, versuchten die Teilnehmer*innen bis zum Sitz der
Nationalversammlung, der aus nur einer Kammer bestehenden
gesetzgebenden Instanz des Landes, zu gelangen. Absperrungen und ein
Aufgebot der Polizei verhinderten dies jedoch. Auch dass die Regierung
über die Chivo Wallet-App an persönliche Daten der Nutzer*innen
gelangen kann, steht in der Kritik. "Die Anwendung greift auf das
Mikrofon und auf die Kontakte zu. Es könnte sein, dass die Einführung
des Bitcoin als Zahlungsmittel einfach nur ein Ablenkungsmanöver ist.
Da die Regierung aber trotz der Proteste und der Warnungen von
Experten an ihrem Plan festhält, könnte es auch sein, dass ein
größeres politisches Projekt von Bukele dahintersteckt", mutmaßt der
salvadorianische Ökonom Ricardo Castaneda.


Technische Probleme bei der Umsetzung

Im Vorfeld der Einführung hatte die Regierung circa 200 Automaten
aufgestellt, an denen der Bitcoin mit Hilfe der Chivo Wallet erst
gebührenfrei in Dollar getauscht und dann als Bargeld abgehoben werden
kann. Jedoch gab es bereits am ersten Tag Probleme. Nachdem die
Regierung zunächst Kritik an Apple, Google und Huawei geübt hatte,
weil diese in ihren App-Stores die Wallet nicht zum Download
freigegeben hatten, musste sie bald darauf zugeben, dass diese nicht
einwandfrei funktioniert. Bukele twitterte am Dienstag: "Jede Eingabe
von Daten führt momentan zu Fehlermeldungen." Kurz darauf fügte er
hinzu: "Das System ist derzeit offline, um die Kapazität der Server zu
erhöhen. Es ist ein simples Problem, lässt sich aber nur offline
lösen." Anschließend veröffentlichte die Regierung eine Mitteilung, in
der es hieß, die Unterbrechung des Service sei notwendig, um die
Kapazität der Bildaufnahme-Server zu erhöhen. "Aus diesem Grund gab es
bei einigen Personen Probleme bei der Installation. Wir wollen dies
erst beheben, bevor die App wieder online geht."
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Argentinien 

Feuer im Gefängnis von Tucumán: "Sterben lassen heißt töten"



"Der Brand in der Arrestzelle in Tucumán ist keine Tragödie,
sondern ein Massaker, denn hier gilt das Offensichtliche: Sterben
lassen heißt töten."

(Concepción, 7. September 2021, ANRed) - Bei einem Brand in einer
Arrestzelle in der argentinischen Provinz Tucumán sind vier Frauen ums
Leben gekommen. María José Saravia, Macarena Salinas, Micaela Mendoza
und Yanet Santillán befanden sich in der Stadt Concepción in
Polizeigewahrsam, wo sie seit Monaten auf ihre Überstellung in eine
Strafvollzugsanstalt warteten. "Eine der Inhaftierten begann zu
protestieren, um auf die schlimmen Haftbedingungen aufmerksam zu
machen und die Verlegung in ein Gefängnis für Frauen zu fordern.
Während des Protests kam es in einer der Zellen zu einem Kurzschluss,
der den Brand verursachte", teilte die Menschenrechtsinitiative
Comisión Provincial por la Memoria [1] mit. Der Fall weise
Parallelen zum Massaker von Pergamino im März 2017 auf: Auch in der
Haftanstalt in der Provinz Buenos Aires hatten Überbelegung, eine
unzureichende Infrastruktur und unmenschliche Behandlung die
Haftbedingungen erschwert. Wie damals beim Brand in Pergamino, bei dem
sieben Jugendliche zu Tode kamen, überließen die Sicherheitskräfte die
inhaftierten jungen Frauen sich selbst, als am 2. September 2021 um
17:30 das Feuer ausbrach.


Sicherheitskräfte alarmierten nicht einmal die Feuerwehr


Die diensthabenden Polizist*innen setzten nicht einmal einen Notruf
bei der Feuerwehr ab, deren Gebäude sich nur wenige Meter von der
Polizeistation und 200 Meter entfernt vom Krankenhaus befindet. Als
die von Anwohner*innen alarmierte Feuerwehr schließlich vor Ort
eintraf, war es schon zu spät. María José Saravia, Macarna Salinas,
Micaela Mendoza und Yanet Santillán verbrannten bzw. erstickten durch
die Untätigkeit der Polizei von Tucumán. Die Frauen waren zu
Haftstrafen zwischen drei und sechs Jahren verurteilt worden und
warteten auf ihre Überstellung in eine Strafvollzugsanstalt. An diesem
Tag hatten sie mit Protestaktionen begonnen, um ihrer Bitte nach
Verlegung Gehör zu verschaffen. "Hier gibt es weder feuerfeste
Matratzen noch ein Brandschutzkonzept. Hier ist nicht einmal ein
Feuerlöscher", so eine Überlebende aus der Nachbarzelle gegenüber der
Nachrichtenagentur Agencia para la Libertad [2]. "Es ist
überall dasselbe: Die meisten Polizeistationen sind extrem schlecht
ausgerüstet und haben überhaupt nichts, um Brände einzudämmen. Und
dass die Gebäudeelektrik so zu wünschen übrig lässt wie hier, ist auch
kein Einzelfall."

Die vier Frauen hielten einander in den Armen, als sie starben. "Die
Zelle war dreimal drei Meter groß. Sie schliefen auf schmutzigen
Matratzen auf dem Boden. Es gab keine Küche, sie hatten keine
Möglichkeit zu kochen", so die Mutter einer der Toten. Die offizielle
Version der Geschehnisse lässt nach Meinung der Angehörigen der vier
Inhaftierten viele Fragen ungeklärt. Offensichtlich wurden die Anträge
auf Verlegung in reguläre Strafvollzugsanstalten nicht an die
zuständigen Behörden weitergeleitet. Es deutet einiges darauf hin,
dass die Frauen in der Zelle vergessen und ihre Bitten auf
Überstellung in ein normales Gefängnis niemals bearbeitet wurden.


Überbelegung, miserable bauliche Verhältnisse, Misshandlung
und Folter

Die Initiative Comisión Provincial por la Memoria befasst sich
mit der Aufarbeitung staatlich gelenkter Verbrechen während der
Diktatur und setzt sich für Demokratie und gegen staatliche Willkür
ein. Ihr Jahresbericht "System der Grausamkeit" zur Situation in den
Gefängnissen hebt die pandemiebedingte Zuspitzung der ohnehin
herrschenden Schwierigkeiten hervor: "In den letzten vier Jahren ist
die Zahl der inhaftierten Personen konstant gestiegen, damit einher
gingen eine ständig wachsende Überbelegung, eine immer schlechtere
Gesundheitsversorgung und unmenschliche Überlebensbedingungen. Nicht
einmal die elementarste medizinische Versorgung konnte gewährleistet
werden. Mit der Pandemie kam dann der völlige Zusammenbruch des
Gesundheitssystems im Gefängnis, einem Ort, an dem verschiedene Formen
staatlicher Folter praktiziert werden".

Im Jahr 2021 starben 148 Menschen in Haftanstalten der Provinz Buenos
Aires; 2020 waren es insgesamt 178. Von den 178 wurden 29 Opfer von
Covid-19. Zieht man diese von der Gesamtzahl ab, bleibt ein
Durchschnitt von 15 Toten pro Monat oder ein Todesfall alle zwei Tage.
170 Todesopfer waren männlich, sieben weiblich, eine Person
Transgender. In 41 der 64 Gefängnisse der Provinz Buenos Aires gab es
mindestens einen Todesfall, das heißt, in zwei von drei Gefängnissen.
Tötungsdelikte und Selbstmorde wurden in 19 Haftanstalten registriert.
152 Todesfälle sind auf nicht behandelte Gesundheitsprobleme
zurückzuführen, von denen die meisten Personen bei rechtzeitiger
Behandlung überlebt hätten oder ihre Lebensdauer zumindest hätte
verlängert werden können.


"Sterben lassen heißt töten"

Der Fall von Tucumán erinnert an das Massaker von Pergamino. Am 2.
März 2017 starben sieben junge Menschen bei einem Brand in der
örtlichen Polizeistation. Auch damals taten die Polizist*innen nichts,
um das Feuer zu löschen, sondern behinderten vielmehr noch die Arbeit
der Feuerwehr. Im Jahr 2019 wurden die Verantwortlichen wegen
"schwerer unterlassener Hilfeleistung" verurteilt [3], da sie weder
Hilfe holten noch selbst etwas unternahmen, um das Leben der Opfer zu
retten, die in einer Zelle eingeschlossen waren. Sergio Filiberto
(27), Federico Perrota (22), Alan Córdoba (18), Franco Pizarro (27),
John Mario Chillito Claros (25), Juan José Cabrera (23) und Fernando
Emanuel Latorre (24) starben durch das Einatmen von Kohlenmonoxid.
Sekundäre Todesursache: Vernachlässigung, Misshandlung und Folter
durch die Polizeibehörden. Die Nachrichtenagentur Agencia para la
Libertad erinnert in ihrem Leitartikel zum Tod der vier jungen
Frauen an den Brand im Kommissariat von Transradio, bei dem 2019 zehn
Menschen ums Leben kamen: "Wie in Pergamino und Transradio ist dieser
Fall keine Tragödie, sondern ein Massaker, denn auch hier gilt das
Offensichtliche: Sterben lassen heißt töten".


Anmerkungen:

[1] https://www.comisionporlamemoria.org/

[2] https://agenciaparalalibertad.org/cuatro-chicas-murieron-abrazadas-al-ser-incendiadas-en-la-brigada-femenina

[3] https://www.anred.org/2019/12/18/sentencia-en-el-juicio-por-la-masacre-de-pergamino-familiares-reclaman-carcel-comun-y-efectiva/
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Auf den Spuren eines Verbrechens ohne Spuren



Gewaltsames Verschwindenlassen ist ein perfides Verbrechen:
Beweise und Verantwortliche zu finden ist nahezu unmöglich. In
Kolumbien sind 98 Prozent der Fälle ungelöst.

(Medellín, 30. August 2021, colombia informa) - Gewaltsames
Verschwindenlassen ist ein Verbrechen mit einem wesentlichen Merkmal:
der Verschleierung. Was eigentlich geschehen ist, bleibt ungewiss,
Beweise und Verantwortliche zu finden ist nahezu unmöglich. Von den
Fällen gewaltsamen Verschwindenlassens in Kolumbien sind 98 Prozent
ungelöst, in der Stadt Medellín sind es 99 Prozent.

Menschen verschwinden, weil ihre Existenz in dieser Welt und sogar die
Spuren dieser Existenz ausgelöscht werden sollen. Ihre physische
Präsenz soll unsichtbar werden. Gewaltsames Verschwindenlassen ist ein
Verbrechen, das niemals entdeckt, untersucht oder gar gelöst werden
will: es hinterlässt kein Blut, keine Körper, keine Tatorte. Aus
diesem Grund ist es ein Teil der genozidalen sozialen Praktiken, die
sowohl von staatlichen Institutionen als auch von noch immer
operierenden paramilitärischen Gruppen in Kolumbien angewendet werden.
Nicht umsonst gibt es nur in zwei Prozent der vom Centro Nacional de
Memoria Histórica (CNMH) registrierten Fälle [1] Informationen über
die Verantwortlichen. In Medellín ist es lediglich ein Prozent.

Max Yuri Gil, Koordinator der der Wahrheitskommission (Comisión de la
Verdad) in der Region Antioquía-Eje Cafetero sagt dazu, das
Verschwindenlassen "dient nicht nur dazu, das Delikt zu verschleiern,
es soll Ungewissheit hinterlassen."

In Kolumbien hat diese Praxis systematischen Charakter. Das CNMH
verfügt über Daten von 80.000 Fällen seit den 1970er-Jahren. In der
Datensammlung der Generalstaatsanwaltschaft sind es 35.117 Fälle seit
1985. Nur bei 407 davon, das sind 1,16 Prozent, kam es zu
Verurteilungen. Die selbe Datenbank enthält aber auch Informationen
darüber, wie viele Urteile letztlich vollstreckt wurden: Lediglich in
169 Fällen, was einem Anteil von 0,5 Prozent entspricht.


Medellín

Es gibt nur wenige Fälle, bei denen es über die Untersuchung und
Identifizierung Verantwortlicher hinaus überhaupt zu
Gerichtsverhandlungen kommt. Bei der Staatsanwaltschaft Medellín sind
über 2.500 Fälle seit 1985 registriert. Davon befinden sich über 90
Prozent noch in der Untersuchungsphase. Die Zahl scheint zunächst
hoch, verringert sich aber mit jedem Schritt der Aufarbeitung. In
Medellín wurden nur 17 Fälle endgültig gelöst. Das ist weniger als
eine Verurteilung auf 100 Fälle gewaltsamen Verschwindenlassens.
Anders gesagt: die Quote der Straffreiheit beträgt fast 100 Prozent.

Die Frauen der Organisation Madres de la Candelaria [2] (Mütter der
Candelaria, benannt nach einem Stadtteil in Medellín, Anm. d. Ü.)
klagen die systematisch und strategisch ausgeführten Verbrechen an.
Die Justiz bleibt ihnen meistens eine Antwort schuldig. Das
Verschwindenlassen hat die Stadtteile ergriffen, sich über den Fluss
Medellín und die Stadt gelegt wie etwas, dass man weiß, aber nicht
sieht und kaum untersucht.

Die Angaben, wie viele dieser Verbrechen tatsächlich untersucht
werden, haben sich in der Vergangenheit mehrfach abrupt geändert. Gab
die Staatsanwaltschaft von Medellín im Jahr 2005 noch die Zahl fünf
an, waren es im folgenden Jahr 323. Eine Steigerung von 6,4 Prozent,
die wohl begründet liegt in der Auflösung der Autodefensas Unidas de
Colombia (AUC, Vereinigte Selbstverteidigungskräfte Kolumbiens) im
selben Jahr. Die paramilitärische Gruppe wird für die Mehrheit der
Fälle verantwortlich gemacht. Seitdem nahm die Zahl der Untersuchungen
stetig ab, bis sie im Jahr 2009 auf 117 und in 2010 auf 538 stieg.
Diese Steigerung geht einher mit einer deutlichen Zunahme von Fällen
gewaltsamen Verschwindenlassens im selben Jahr. Mit der Wahl Aníbal
Gavirias zum Bürgermeister von Medellín im Jahr 2012 nahm die Zahl der
Untersuchungen plötzlich rapide ab - ein Trend, der sich unter seinem
Nachfolger Federico Gutiérrez bis ins Jahr 2018 fortsetzte, als nur
noch in zwei Fällen Ermittlungen angestellt wurden.

Obwohl Medellín mit über 2.000 Untersuchungen den höchsten Stand in
Kolumbien verzeichnet (gefolgt von 874 in Bogotá und 531 in Cúcuta),
bedeutet das aber nicht, dass hier auch die meisten Verbrechen
aufgeklärt werden. Stattdessen steht Cali mit 27 Verurteilungen an
erster Stelle der Statistik. Von den insgesamt 407 Schuldsprüchen in
Kolumbien erfolgten nur 25 Prozent (101) in den Großstädten Medellín,
Bogotá, Cúcuta, Cali, Barranquilla, Ibagué, Bucamaranga und Cartagena
zusammen.


Warum?

Die Zahlen der Staatsanwaltschaft zeigen, dass das gewaltsame
Verschwindenlassen sein Ziel erreicht hat: Die Verschleierung der Tat
und jeglicher Spuren macht eine Identifizierung von Verantwortlichen
unmöglich. Eine Strategie, die nach Ansicht von Adriana Arboleda,
Leiterin der Corporación Jurídica Libertad (CJL) in Medellín, mit drei
Elementen zu tun hat: die strafrechtliche Einordnung der Tat, die
Auflösung und Unkoordiniertheit von Institutionen und schließlich
mangelnder politischer Wille.

Die strafrechtliche Einordnung hat sich als zäher Prozess erwiesen. In
einem 2014 veröffentlichten Bericht [3] schreibt das CNMH, dass
gewaltsames Verschwindenlassen in Kolumbien erst seit dem Jahr 2000
als strafbare Handlung gilt. Zuvor wurden Fälle von verschwundenen
Personen "wie Entführungen behandelt und in der Öffentlichkeit gab es
kaum ein Bewusstsein darüber." Es gibt Ermittlungsakten von "einfachen
Entführungen" (also ohne Lösegeldforderung), obwohl es sich eigentlich
um gewaltsames Verschwindenlassen handelte.

Dies habe einen "Ozean der Straffreiheit" geschaffen, so Arboleda.
Diese strafrechtliche Unbestimmtheit hat die Ineffizienz der mit der
Aufklärung beauftragten Institutionen noch verstärkt, zumal diese ihre
Arbeit kaum koordinieren. Sie greifen auf unterschiedliche Datensätze
zurück und verfügen über keine effektiven Kommunikationswege
untereinander.

Letztlich ist es jedoch der politische Wille der definiert, mit
welchem Aufwand versucht wird, diese Taten aufzuklären. In Kolumbien
gibt es keine von der Staatsanwaltschaft unabhängige Gerichtsmedizin,
was die Sache noch komplizierter macht, wenn die Hauptakteure dieser
Taten staatliche Beamte oder paramilitärische Gruppen sind.


Gewaltsames Verschwindenlassen in Medellín: eine
Priorität?

Die erste Verurteilung in einem Fall gewaltsamen Verschwindenlassens
in Medellín erfolgte 1996. Seitdem gab es nur 16 weitere
Schuldsprüche, davon nur drei in den Jahren mit den höchsten Zahlen
von Verschwundenen (2009, 2010 und 2011). In den beiden
zurückliegenden Jahren gab es keine einzige Verurteilung. Dass die von
Arboleda benannten Bedingungen auch hier für die geringe
Aufklärungsrate sorgen, ist naheliegend. Auch hier gibt es keine
Kenntnisse darüber, wie die Staatsanwaltschaft die Delikte angesichts
der verschiedenen in Medellín operierenden kriminellen Gruppen
strafrechtlich einordnet. Informationen darüber wurden zwar per
Petitionsrecht bei der Fachdirektion für Kriminelle Organisationen
(Dirección Especializada contra las Organizaciones Criminales)
angefragt, diese antwortete aber nur mit dem Hinweis, dass es sich um
Daten handelt, die dem öffentlichen Interesse entgegen stehen.

Als Carlos Arcila, Staatssekretär für Menschenrechte in Medellín, zu
aktuellen Fällen befragt wurde, gab er keine klare Antwort und verwies
auf eine Organisation, die sich dem Auffinden verschwundener Personen
widmet (Unidad de Búsqueda de Personas dadas pro Desaparecidas, UBPD).
Das Problem dabei: Bei der UBPD handelt es sich um eine Instanz mit
Übergangscharakter, die im Friedensprozess von 2016 entstanden ist und
zu aktuellen Verbrechen nicht befragt werden kann.

In Abschnitt fünf des Friedensabkommens zwischen den Revolutionären
Streitkräften Kolumbiens (Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia,
FARC) und der Regierung haben diese vereinbart, ein System aus fünf
Institutionen [4] zu bilden, das die Rechte der Opfer des bewaffneten
Konflikts garantieren soll (Sistema Integral de Verlad, Justicia,
Reparación y No Repetición). Eine dieser Institutionen ist die UBPD,
eine andere ist die Sondergerichtsbarkeit für den Frieden
(Jurisdicción Especial para la Paz). Diese soll während des
langjährigen Konflikts begangene Menschenrechtsverletzungen aufdecken,
untersuchen und bestrafen. Adriana Arboleda sagt dazu: "Die
Übergangsinstitutionen decken nur die Zeit bis 2016 ab. Die regulären
Institutionen tragen also weiterhin Verantwortung."

Die ordentliche Gerichtsbarkeit war bis jetzt aber nicht fähig,
Antworten zu liefern. Und so bleibt den Hinterbliebenen nichts übrig,
als weiterzusuchen nach den Körpern der Verschwundenen und nach
Informationen darüber, was wirklich geschehen ist. Die Straflosigkeit
(im Sinn einer Nichtbestrafung der Schuldigen) trägt hierbei wenig zur
Aufklärung und nichts zur Wiedergutmachung bei, was zumeist aber die
Hauptforderung der Opfer des gewaltsamen Verschwindenlassens ist: die
Wahrheit.

Von den mehr als 2000 Fällen in Medellín, die sich derzeit offiziell
noch in der Untersuchungsphase befinden, sind nur 6,9 Prozent aktiv.
Zu lediglich 160 Fällen werden also tatsächlich Ermittlungen
angestellt. Die mit der Aufarbeitung beauftragten Institutionen
arbeiten ineffizient und unkoordiniert, wenn es eigentlich darum gehen
sollte, die Suche nach Vermissten zu beschleunigen. Doch nicht nur das
Auffinden verschwundener Menschen, sondern auch die Identifizierung
von Verantwortlichen und ihren Motiven läuft mangels politischen
Willens nur schleppend und hinterlässt vor allem Ungewissheit.

"Seit 22 Jahren, drei Monaten und ein paar Tagen bin ich auf der
Suche", sagt eine Mutter, die ihren Sohn vermisst. Sie will zumindest
seinen Leichnam finden und bestatten, damit seine Seele endlich ruhen
kann - und sie will die Wahrheit erfahren, damit sie selbst endlich
Frieden findet.


Übersetzung: Patrick Schütz


Anmerkungen:

[1] https://docs.google.com/spreadsheets/d/13-cirP1_DKDM0Q0gTrFnoRB6n2BOmOcdh3G43PoCRQE/edit#gid=2031564423

[2] https://redesmadresdelacande.wixsite.com/madresdelacandelaria/sobre-nosotros

[3] http://www.centrodememoriahistorica.gov.co/micrositios/desaparicionForzada/libros-tomo1.html

[4] https://www.documentcloud.org/documents/3219364-5-Acuerdo-sobre-las-v%C3%ADctimas-del-conflicto.html
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Peru 

30 Jahre Haft für Keiko Fujimori gefordert






[image: Keiko Fujimori - Bild: La Prensa Gráfica Noticias de El Salvador, CC BY 3.0, [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0], via Wikimedia Commons]

Präsidentschaftswahlen 2021: Fujimori spricht von Wahlbetrug

Bild: La Prensa Gráfica Noticias de El Salvador, CC BY 3.0 

[https://creativecommons.org/licenses/by/3.0], via Wikimedia Commons



Die Anklage wirft Fujimori vor, Wahlkampfspenden
in Millionenhöhe entgegengenommen zu haben, unter anderem vom
brasilianischen Unternehmen Odebrecht.

(Lima, 30. August 2021, Prensa Latina) - Die neoliberale Politikerin
Keiko Fujimori muss sich wegen verschiedener Straftaten gerichtlich
verantworten. Die durch Staatsanwalt José Pérez vertretene Anklage
fordert 30 Jahre Gefängnis. Die Vorbereitungen für den Prozess haben
bereits begonnen. Die Prüfung der Anklage obliegt dem mit der Aufsicht
über das Verfahren betrauten Richter Víctor Zúñiga. Er untersucht, ob
die Anklage mit den bisherigen Feststellungen übereinstimmt. Die Liste
der Angeklagten umfasst Fujimoris amerikanischen Ehemann Mark Vito
Villanella sowie Menschen aus ihrem politischen Umfeld und weitere
Personen, die in Geldwäsche, kriminelle Vereinigung, Fälschung und
Behinderung der Justiz verwickelt sind.


Bestechungsgelder in Millionenhöhe

Die Anklage wirft Fujimori vor, Zahlungen in Millionenhöhe von
Unternehmen wie dem brasilianischen Unternehmen Odebrecht zur
Unterstützung ihrer Wahlkampagnen in den Jahren 2011 und 2016
entgegengenommen zu haben. Die Angeklagten hatten versucht, die
Wahlkampfspenden zu verschleiern und als legalen Geldfluss erscheinen
zu lassen. Auch bei Fujimoris diesjähriger Kandidatur soll es laut
Staatsanwalt Pérez zu ähnlichen Rechtsverstößen gekommen sein. Alle
drei Anläufe, in das Amt der Staatspräsidentin gewählt zu werden,
blieben erfolglos. Die Staatsanwaltschaft fordert nun 30 Jahre und 10
Monate Haft für Fujimori und führende Mitglieder ihrer Partei Fuerza
Popular; Jaime Yoshiyama, José Chimper, Vicente Silva, Adriana
Tarazona, Pier Figari und Ana Herz und weitere Menschen aus ihrem
Umfeld sollen ebenfalls ins Gefängnis. Für Ehemann Vito Villanella
werden 22 Jahre und acht Monate Haft gefordert, das Strafmaß für die
anderen Angeklagten variiert.


Unlautere Machenschaften im Zusammenhang mit der
Präsidentschaftswahl

In den vergangenen Monaten hatten Fujimori und ihre Anwälte zusammen
mit den Mitangeklagten versucht, die am 11. März von Perez
eingereichte Anklageschrift zu kippen und dem hartnäckigen
Staatsanwalt und Richter Zuniga den Fall zu entziehen, um den
Prozessbeginn zu verzögern, jedoch ohne Erfolg. Die Staatsanwaltschaft
hat vor kurzem eine weitere Untersuchung gegen Fujimori eingeleitet,
die im Zusammenhang mit den Machenschaften des inhaftierten Vladimiro
Montesinos stehen. Montesinos, seinerzeit als Berater Alberto
Fujimoris tätig, verbüßt derzeit eine 20-jährige Haftstrafe, unter
anderem wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit. In einem im
Gefängnis aufgezeichneten Telefongespräch ist zu hören, wie Montesinos
Anweisungen gibt, die Wahlrichter zu bestechen, damit sie die
Behauptungen Keiko Fujimoris, das Ergebnis der Präsidentschaftswahl
sei manipuliert worden, unterstützen und das Ergebnis der Wahl vom 6.
Juni umdeuten. Der amtierende Präsident Pedro Castillo hatte die Wahl
mit einer zwar knappen, aber eindeutigen Mehrheit gewonnen.
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Lateinamerika 

Global Witness: Die meisten Morde an Umweltschützer*innen in Kolumbien



Viele Morde an Umweltaktivist*innen stehen in Verbindung mit der
Ausbeutung natürlicher Ressourcen. Global Witness fordert "Recht auf
eine gesunde Umwelt".

(Lima, 13. September 2021, servindi) - Die Ermordung von
Umweltschützer*innen hat einen neuen Höchststand erreicht. In ihrem
aktuellen Bericht zählt die Nichtregierungsorganisation Global Witness
im Jahr 2020 weltweit 227 Opfer, die meisten davon in Kolumbien und
Mexiko.

Fast drei Viertel aller Taten geschahen in Lateinamerika. Allein in
Kolumbien waren es 65, was nahezu einem Drittel aller Morde entspricht
und das Land bereits das zweite Jahr in Folge zum gefährlichsten Ort
für Umweltaktivist*innen weltweit [1] macht. Weitere Länder mit einer
hohen Zahl registrierter Fälle sind Mexiko (30), die Philippinen (29),
Brasilien (20) und Honduras (17). Die lateinamerikanischen Länder
Guatemala (13), Nicaragua (12), Peru (6), Costa Rica (1) und
Argentinien (1) sind ebenfalls Teil des Berichts.

"Die Umweltschützer*innen sind unsere letzte Verteidigungslinie gegen
den Klimakollaps. Dass Menschen auch nach Jahren der Gewalt weiterhin
für ihre Heimat, für unseren Planeten kämpfen, ist ein Grund zur
Freude. Denn in jedem widerständigen Akt gegen den Diebstahl und den
Aufkauf von Land durch große Unternehmen, gegen Verschmutzung und
Umweltkatastrophen steckt auch die Hoffnung, dass wir die Krise
aufhalten und lernen können, im Einklang mit der Natur zu leben. Bis
dies der Fall ist, wird allerdings auch die Gewalt weitergehen", heißt
es im Bericht von Global Witness.


Bedrohung für Waldschützer*innen

Mehr als ein Drittel der Angriffe auf Aktivist*innen stehen in
Zusammenhang mit der Ausbeutung von Ressourcen wie der Holzgewinnung,
dem Bergbau und der Ausweitung der Agrarindustrie sowie der Errichtung
von Staudämmen und anderer Infrastruktur.

Die Holzindustrie ist hier der Bereich, mit dem die meisten
Tötungsdelikte (23) in Verbindung gebracht werden. Davon geschahen
allein neun in Mexiko, was einen deutlichen Anstieg in dem Land
darstellt. Fast drei Viertel der in Brasilien und Peru registrierten
Fälle ereigneten sich in den Amazonasregionen der beiden Länder. Wenn
Aktivist*innen zu Opfern wurden, weil sie für den Erhalt bestimmter
Ökosysteme gekämpft haben, ging es in 71 Prozent der Fälle um den
Schutz von Wäldern vor Abholzung und industrieller Entwicklung.


Indigene und Frauen besonders stark betroffen

Mehr als ein Drittel der registrierten Fälle waren Angriffe auf
Indigene. Eine unverhältnismäßig hohe Zahl, denn diese machen nur fünf
Prozent der Weltbevölkerung aus. Ein Beispiel aus Mexiko, wo die
Fallzahl im vergangenen Jahr um 67 Prozent gestiegen ist: Die indigene
Gemeinschaft der Kumeyaay protestierte in Südkalifornien gegen die
Abzweigung der regionalen Wasservorräte durch ein Brauereiunternehmen.
Der Anführer des Protests, Oscar Eyraud, wurde im September 2020
erschossen. Bei fünf von sieben im Bericht als Massenmord
klassifizierten Delikten waren indigene Gruppen betroffen.

Wie auch in den vorhergehenden Jahren waren fast neun von zehn
Todesopfern Männer. Dies bedeutet jedoch nicht, dass
Umweltaktivistinnen weniger gefährlich leben. Sie erfahren
genderspezifische und somit auch sexuelle Gewalt. Ohnehin ist der
Alltag dieser Frauen von zwei Konflikten geprägt: dem öffentlich
sichtbaren Kampf für den Umweltschutz, den sie aber oft nur führen
können, nachdem sie sich das Recht dazu innerhalb ihrer Gemeinschaften
- und unbemerkt von der Öffentlichkeit - erstritten haben.


Die Verantwortung der Unternehmen

In der von Global Witness seit 2012 geführten Statistik ist in den
vergangenen drei Jahren ein deutlicher Anstieg der Mordfälle zu
beobachten (167 in 2018 und 212 in 2019). Der Bericht für das Jahr
2020 trägt die Überschrift "Die Klimakrise verursachende Industrien
und Angriffe auf Umweltschützer*innen". Die Sektoren, mit denen die
meisten Mordfälle in Verbindung stehen, sind die Holzindustrie (23
Fälle), der Bau von Staudämmen (20), die Agrarindustrie (17) und der
Bergbau (17). "Das Verlangen nach größtmöglichem Profit, (...) nach
möglichst geringen Kosten führt anscheinend zu der Ansicht, dass alle,
die sich dem in den Weg stellen, verschwinden müssen", schreibt der
US-amerikanische Umweltschützer Bill McKibben im Vorwort.

Die mächtigen Unternehmen treiben somit nicht nur die Klimakrise,
sondern auch die Tötung von Aktivist*innen voran. In vielen Ländern,
in denen reiche natürliche Ressourcen und gleichzeitig eine für das
Klima wichtige Biodiversität vorkommen, operieren Unternehmen oftmals
straffrei. Wenn die Machtverhältnisse zugunsten der Konzerne
ausgerichtet sind, wird kaum jemand für einen Mord an Aktivist*innen
zur Rechenschaft gezogen. Und falls es doch dazu kommt, sind die
Angeklagten diejenigen, die den Abzug gedrückt oder die Waffen bereit
gestellt haben, nicht jedoch diejenigen, die im Hintergrund direkt
oder indirekt in die Verbrechen verwickelt sind.


Die Regierungen sollten die Gewalt aufhalten

Global Witness kommt zu dem Schluss, dass die Regierungen der im
Bericht genannten Länder versuchen, sich der Verantwortung zu
entziehen und einer ihrer Kernaufgaben, der Wahrung von
Menschenrechten, nicht nachkommen. Zum Teil seien es sogar die
Regierungen selbst, von denen die Gewalt ausgeht. In anderen Fällen
wird zumindest eine Komplizenschaft von Regierungen und Unternehmen
vermutet. Die Situation hat sich im vergangenen Jahr noch
verschlimmert, als viele Staaten die Corona-Pandemie genutzt haben, um
harte Maßnahmen zur Kontrolle ihrer Bürger*innen durchzusetzen und der
Zivilgesellschaft weniger Raum zu geben.


Empfehlungen

Global Witness spricht sich dafür aus, dass die Vereinten Nationen das
"Recht auf eine gesunde Umwelt formal anerkennen." Dies würde eine
eklatante Lücke in der Gestaltung internationaler Menschenrechte
füllen. Dabei sollte die Organisation sicherstellen, dass auch bei der
Umsetzung des Pariser Klimaabkommens Menschenrechte eingehalten
werden. Weiterhin sollten alle Empfehlungen der
Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen für die Situation von
Menschenrechtsverteidiger*innen und der Arbeitsgruppe für Wirtschaft
und Menschenrechte umgesetzt werden.

Auf nationaler Ebene fordert Global Witness alle Staaten auf,
Aktivist*innen zu schützen, indem sie solide Umweltschutzgesetze
erlassen und Gesetze, die Aktivismus kriminalisieren, für nichtig
erklären. Für Unternehmen sollten sie eine Sorgfaltspflicht einführen,
die in den globalen Geschäftsbeziehungen die Einhaltung von
Menschenrechten und Umweltschutz garantiert. Zusätzlich sei die
Untersuchung und strafrechtliche Verfolgung der Gewalttaten notwendig.


Übersetzung: Patrick Schütz


Anmerkung:
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100 Jahre Schachturniere in Hastings

Wie aus Träumen Traditionen wurden



Kein Schachfreund, der nicht wüsste, dass mit dem englischen Seebad
Hastings eine glorreiche Turniertradition verbunden ist, die in ihrer
Form und Bedeutung ihresgleichen in der Welt nicht hat. In diesem
Jahr feiert Hastings sein hundertjähriges Jubiläum. Als längste
Turnierserie überhaupt zeugt sie von stürmischen Zeiten, menschlichen
Kontakten und packenden Brettduellen. Von der Einweihung 1920/21 an,
lediglich mit einer kleinen Unterbrechung während des Zweiten
Weltkrieges, hatte Hastings kontinuierlich, gewissermaßen von
Jahreswechsel zu Jahrwechsel, seine Tore geöffnet und öffnet sie noch
heute für alle Schachmeister als auch Enthusiasten des Königlichen
Spiels, die aus vielfältigsten Gründen kommen, beispielsweise, um
Graduierungen zu erlangen, Schachbekanntschaften zu pflegen oder sich
schlicht für die Dauer des Besuchs als Teil einer Tradition zu
empfinden, der ein besonderes Flair anhaftet. Denn an diesem Ort
haben über Jahrzehnte etliche internationale Großmeister, deren Name,
Ruf und Wirken untrennbar verknüpft ist mit der Entwicklung des
modernen Schachspiels, ihre Spuren auf dem Brett und in der Chronik
der Stadt hinterlassen.

Was Hastings über alledem auszeichnet, ist seine einzigartige
Geschichtsträchtigkeit. Jedes einzelne Turnier oder auch eine Folge
von Wettkämpfen über eine gewisse Zeitspanne hinweg schreibt sich in
die Schachannalen ein. Reykjavik 1972 als Austragungsort des
WM-Kampfes zwischen der US-Legende Bobby Fischer und dem Russen Boris
Spassky wie auch die kampferprobten Dortmunder Schachtage stellen
solche herausragenden Wegmarken dar. Hastings jedoch gleicht als
Fundgrube schachspezifischer Erinnerungen einer archäologischen
Stätte. Wer hier gräbt, stößt auf historisch relevante Wendepunkte
und Etappen von wegweisender Prägnanz, welche die Schachkunst bei
ihrem Aufstieg von einer Kaffeehausattraktion des 18. Jahrhunderts
hin zu einem weltumspannenden Denksport mit hoher gesellschaftlicher
Anerkennung genommen hat.

Es war längst an der Zeit, diese buntschillernde Geschichte für die
Nachwelt aufzudecken. Jürgen Brustkern, seines Zeichens FIDE-Meister
und bis 2009 langjähriger Kolumnist der "Budapester Seiten" im
Schachmagazin Europa Rochade, und Norbert Wallet, bestens bekannt als
Hauptstadtkorrespondent der Stuttgarter Nachrichten und der
Stuttgarter Zeitung in Berlin, haben in ihrem jüngst beim Joachim
Beyer Verlag erschienenen Werk "100 Jahre Schachturniere in Hastings"
weit mehr geleistet als eine nostalgische Rückschau. Indem sie
Entstehungsgeschichte und Werdegang dieser bemerkenswerten
Turniertradition, ihrer Glanzlichter, Krisen und Herausforderungen,
akribisch aufgearbeitet haben, rückten sie ein überaus wichtiges
Kapitel moderner Schachgeschichte wieder ins Bewusstsein der
Gegenwart. Mit Hastings verbindet Brustkern übrigens eine
Leidenschaft, die schon über 40 Jahre andauert, seit er 1977 im Alter
von 16 Jahren erstmals den Ort an der englischen Südküste besuchte.

Turniertraditionen werden nicht über Nacht geboren. Es bedarf, wie
die Autoren herausstreichen, gewisser unverzichtbarer Voraussetzungen
und nicht minder des entschlossenen Engagements einzelner Menschen,
um den Funken einer Idee gegen alle Widerstände und Borniertheiten
einer Zeitepoche zum Stern aufstrahlen zu lassen. Mit einem Mythos
sind immer auch Fragen verbunden. Wie konnte sich ausgerechnet
Hastings im Vergleich zu den vielen anderen Hochburgen schachlicher
Entwicklung über "viele Jahrzehnte sogar zum bedeutendsten
Schachturnier überhaupt entwickeln" (S.10), welche visionären Kräfte
mussten bemüht und ehrgeizig vorangetrieben werden, um aus Träumen
Traditionen erwachsen zu lassen?

Turniere sind, wie es in der Einleitung heißt, "Spiegel der sozialen
Verhältnisse ihrer historischen Epoche" (S.10). Hastings war im
auslaufenden 19. Jahrhundert bereits ein florierender Kur- und
Badeort. Das Klima dort ist mild, wenngleich manchmal regnerisch
getrübt. Eine touristische Infrastruktur war also schon vorhanden. Um
das Phänomen Hastings in seiner Ganzheit verstehen zu können, kommt
man nicht umhin, auch die Triebkräfte des viktorianischen Zeitalters
präzise zu durchleuchten. In diesem Sinne ist dem Autorengespann Dank
zu sagen, dass sie auf eine reine Turnierchronologie verzichteten und
statt dessen tiefer zu den Wurzeln und Motivationen gruben, die eine
Stadt mit heutzutage knapp 100.000 Einwohnern zum märchenhaften Mekka
der Schachkunst machten.

In Großbritannien vollzog sich im 19. Jahrhundert der rasante Wechsel
von der handwerklichen Fertigung in Manufakturen hin zur
technologisch industriellen Massenproduktion, die Fachkräfte
zunehmend überflüssig machte und in der kalten Routine der
Arbeitsabläufe ein weitgehend entrechtetes Proletariat verschlang.
Dampfschiffe konnten auf dem Seewege die reichhaltigen Bodenschätze
der Kolonien ungleich ungehemmter und effizienter zu den heimischen
Produktionsstätten transportieren und somit die Märkte in Europa mit
britischen Waren geradezu überschwemmen. Der Kapitalismus stand im
Zeichen internationalen Wettbewerbs und befeuerte eine
Fortschrittsdynamik, die alle Zügel von Arbeiterrechten und
angemessener Lohnvergütung fahren ließ. Mag dies der britischen
Inselrepublik auch einen gewissen Wohlstand beschert haben, so
profitierten im wesentlichen die Angehörigen der Mittelschicht vom
liberalen Unternehmergeist. Jedenfalls färbte der Zeitgeist der
Rationalität, der nur die Hierarchie der Sieger und Erfolgreichen
gelten ließ, auch auf die Kultur und namentlich das Schachspiel ab.
Und auf diesem Felde war Frankreich der Dauerrivale.

Die aufgeworfene These von Brustkern und Wallet, demzufolge
heutzutage weitgehend verschüttet sei, dass Großbritannien im 19.
Jahrhundert zum Zentrum der Schachwelt aufstieg, ist in ihrer
Totalität sicherlich gewagt und muss im Kontext der politischen und
sozioökonomischen Umwälzungen gesehen werden. Anlässlich der
Weltausstellung im Hyde Park in London 1851, wo Nationen, Fabrikanten
und Geschäftsleute mit der Zurschaustellung im schnellen Takt
ratternder Maschinen, chemisch veredelter Rohstoffe und
zukunftsweisender Industrieprodukte, aber auch Artefakten aus der
bildenden Kunst um die Gunst der Konsumenten und Exportzuwächse
wetteiferten, wurde auch eine neue Ära des Schachspiels eingeleitet.

Unter der Federführung von Howard Staunton, seinerzeit Wappen und
Blüte des englischen Schachs, der, zumindest in britischen Kreisen,
als stärkster Schachspieler der Welt umworben wurde, fand erstmals in
der Schachgeschichte ein internationales Turnier mit 16
Meisterspielern aus dem Empire und Kontinentaleuropa statt. Für das
anvisierte, letztlich jedoch fehlgeschlagene Ziel, einen allseits
anerkannten Regenten auf dem Schachbrett zu inthronisieren, war die
Zeit noch nicht gekommen. Dass in London einige klangvolle Namen
vorzugsweise aus dem Zarenreich aus Gründen das Budget übersteigender
Reisekosten nicht im Teilnehmerfeld auftauchten, war bedauerlich,
vielleicht aber auch beabsichtigt.

Die Frage nach dem sogenannten Weltmeister quälte schon seit längerem
die Schachjünger vor allem auf dem alten Kontinent. Die verstreuten
Schachzirkel blieben schon aus organisatorischem Unvermögen, einen
Wettkampf mit europaweiter Beteiligung auf die Beine zu stellen,
weitgehend unter sich. Es gab gewiss Lokalmatadore und gelegentliche
Treffen kampfstarker Spieler aus verschiedenen Ländern, nur dass die
unzureichenden Verkehrswege als auch die instabile politische Lage in
den europäischen Machtzentren, die wie im Fall Frankreichs wiederholt
von revolutionären Unruhen bedroht waren, Turniere im eigentlichen
Sinne des Wortes nicht gerade erleichterten. Auch fehlten die
Finanziers für solche Unternehmungen. London 1851 bot die einmalige
Chance, alle diesbezüglichen Kapitalhindernisse und
Reisebeschränkungen mit einem Schlag aufzuheben und einen Wettkampf
der Heroen im Schach tatsächlich auszufechten. Doch anders als man es
sich in London zum Ruhme Albions erhofft hatte, siegte kein
Angehöriger der britischen Krone, sondern mehr oder weniger
unerwartet mit Adolf Anderssen ein Mathematikprofessor aus Breslau.

In Großbritannien war damit gleichwohl das Feuer der
Turnierleidenschaft entfacht. In Manchester 1857 und im Jahr darauf
in Birmingham fanden erneut Wettkämpfe am königlichen Brett statt,
nur dass beide Male kein britischer Untertan, sondern der Ungar Johann
Löwenthal den Lorbeerkranz errang. Für den britischen Stolz abermals
eine tiefempfundene Kränkung und Scharte, die auszuwetzen der
Britische Schachkongress 1862 ein Meisterturnier jeder gegen jeden, wo
vormals im K.O.-Modus gespielt wurde, ausrichtete. Zum ersten Mal
kamen auch Schachuhren zum Einsatz, um die leidige Marter
stundenlanger Partien bis tief in die Nacht hinein auszuschließen.
Doch wieder ließ Anderssen die britischen Hoffnungen auf einen großen
internationalen Turniersieg platzen. Nun muss für die Folgezeit
erwähnt werden, dass in Deutschland in den 1870er und 1880er Jahren
die meisten Turniere organisiert wurden. Während also das Zeitalter
blühender Turnierlandschaften auf dem europäischen Festland anbrach,
was einer zunehmenden Internationalisierung des Schachspiels die
Sporen gab, erschwerte die Insellage es britischen Spielern, sich mit
starken ausländischen Kontrahenten zu messen.

Die Autoren heben diesen wunden Punkt im frühen britischen
Schachleben akkurat hervor, bevor sie auf die Entwicklungen in
Hastings eingehen, wo sich mit der Gründung des "Hastings and St.
Leonard Chessclub" 1882 eine wachsende Anhängerschaft dem Schachspiel
verschrieb, aber wenig Gelegenheit bekam, ihre Spielstärke angemessen
zu steigern. Zwei glückliche Faktoren trafen nun zusammen. Zum einen
besuchte der prominente britische Meisterspieler Joseph Blackburne
den Kurort, gab Lehrstunden und verlegte seinen Wohnsitz für einige
Jahre dorthin. Im Gespräch mit dem Schatzmeister des hiesigen
Schachklubs, Herbert Dobell, begeisterte sich Blackburne für dessen
Idee, in Hastings ein internationales Meisterturnier auszurichten.
Dennoch sollte mehr als ein Jahrzehnt vergehen, bis in Hastings
tatsächlich ein Turnier von Weltrang ausgetragen werden konnte. 1895
trafen renommierte Stars der Szene wie Emanuel Lasker, Wilhelm
Steinitz, Michail Tschigorin und Siegbert Tarrasch auf eine junge
Avantgarde aus Emanuel Schiffers, Carl Schlechter, Richard Teichmann,
Karl August Walbrodt und andere. Verblüffenderweise gewann dieses
prestigeträchtige Weltklasseturnier ausgerechnet ein Außenseiter,
nämlich der junge US-Amerikaner Harry Nelson Pillsbury, der
keineswegs zum Favoritenkreis gehörte und doch für Schlagzeilen und
Furore sorgte.

Hastings hatte nun ein gutes Image in der Schachwelt, aber noch keine
veritable Turniertradition. Eindrücklich schildern Brustkern und
Wallet in der Folge, wie weitere 24 Jahre ins Land gingen und ein
opferreicher Weltkrieg überstanden werden musste, bis auf Initiative
Dobells, der inzwischen zum Schatzmeister der British Chess
Federation avanciert war, in Hastings der nächste hochkarätige
Wettkampf stattfinden konnte. 1919 erhielt Hastings den Zuschlag für
die Ausrichtung der britischen Meisterschaft, die zur Ehrung der
siegreichen Entente unter den Namen Victory-Congress firmierte. An
den Brettern saßen verständlicherweise nur Akteure der Siegermächte
und aus kriegsneutralen Staaten. Den Sieg errang der spätere
Weltmeister José Raúl Capablanca aus Kuba.

Ab dem Jahreswechsel 1920/21 verfestigte sich in Hastings eine
Turniertradition hochwertiger Wettbewerbe. Brustkern und Wallet
erzählen in den folgenden Kapiteln, wie Hastings in den kommenden
Jahrzehnten allen finanziellen Stolpersteinen zum Trotz und dank
diplomatischen Geschicks und wachen Gespürs fürs Marketing zum
Treffpunkt nahezu aller schillernden Groß- und Weltmeister wurde. Mit
Ausnahme von Bobby Fischer, dessen Zusage auf die Einladung zu spät
erfolgte, was für den amerikanischen Exzentriker allerdings nichts
Ungewöhnliches darstellte. Selbst in den Krisenzeiten des Kalten
Krieges, als die Sowjetunion im Westen zum weltanschaulichen
Feindbild hochstilisiert wurde, hatten es die Organisatoren von
Hastings auf der Basis guter Kontakte in den Osten verstanden, den
sowjetischen Schachverband dafür zu gewinnen, jährlich zwei ihrer
Starspieler in den südenglischen Kurort zu schicken.

Zu einer Zeit, als die sowjetischen Großmeister die Weltelite
stellten und kaum denkbar war, dass jemand anderes als aus ihren
Reihen den Schachthron besetzen würde, sie aber wegen der heiklen
politischen Großwetterlage von den Turnierleitungen im Westen
boykottiert wurden, hat Hastings den Faden der Weltgemeinschaft aller
Schachspieler nicht abreißen lassen. Hastings hat auch in
emanzipatorischer Hinsicht viel geleistet, indem man immer wieder
auch Großmeisterinnen zu den Turnieren einlud, was auf so hoher Ebene
keineswegs selbstverständlich war. In den 1920er und 1930er Jahren
avancierte die erste Frauenweltmeisterin Vera Menchik, die dem
hiesigen Schachklub angehörte, zur kämpferischen Pionierin für das
Frauenschach, die nicht nur mit dem Vorurteil aufräumte, dass das
Schachspiel für die Psyche von Frauen ungeeignet sei, sondern auch
die festgefügte Ordnung einer Männerdomäne durchbrach, als sie als
erste Frau überhaupt, noch dazu mit sichtlichem Erfolg und
spielerischem Witz, an Männerturnieren teilnahm. Später sollte die
Georgierin Nona Gaprindaschwili Menchiks Leistungen in Hastings noch
überflügeln. Den Gipfel im Geschlechterkampf erklomm allerdings die
Ungarin Judit Polgar, als sie 1988/89 mit gerade einmal 12 Jahren das
Challenger-Turnier in Hastings gewann und schließlich 1992/93 als
erste Frau das Hastings-Premier für sich entschied.

Heute ist der Ruhm von Hastings weitgehend abgeblättert. Finanzielle
Engpässe in der Stadtverwaltung, die Abwertung des britischen Pfunds
und die empfindliche Kürzung der unbefristeten Ausfallbürgschaft
durch die britische Regierung sowie der Wegfall wichtiger Sponsoren
konnten zwar immer wieder durch neue Konzepte des Marketings
kompensiert werden, aber auf Dauer war die Misere nicht aufzuhalten.
In Hastings regt sich immer noch eine kleine Flamme, aber der Glanz
der alten Zeit könnte unwiderruflich verblasst sein. Zuletzt hat man
über offene Turniere, die durch die Einnahmen aus den Startgeldern
finanziert wurden, den Bankrott dieser wunderbaren Turniertradition
hinausgezögert. Die Zukunft ist ungewiss, aber der Wille zum
Weiterkämpfen scheint in Hastings nach wie vor ungebrochen zu sein.

Brustkern und Wallet haben mehr als ein lesenswertes Geschichtsbuch
zu Hastings geschrieben, sie haben Erinnerungen wieder mit neuem
Leben gefüllt, haben herzenswarme Anekdoten und Amüsantes aus dem
Turnierbetrieb der Dunkelheit entrissen. Für jeden Schachfreund, der
einen Sinn fürs Schachhistorische hegt, ist bereits der erste Teil
des Buches ein unschätzbarer Gewinn. Den Autoren gelang im zweiten,
weitaus umfangreicheren Teil, der mit "Kämpfer, Künstler, Königsjäger
- die Helden von Hastings" überschrieben ist, ein weiterer Coup. Hier
werden mehr als 40 Portraits von Meisterspielern und begnadeten
Amateuren vorgestellt, die allesamt in Hastings ihre Schlachten
schlugen, nicht mit der Schärfe des Schwertes, wie es Wilhelm der
Eroberer einst tat, als er seinen Fuß auf diesen Flecken setzte,
sondern mit kühnen Kombinationen und tiefgründigen Strategien. Es
waren Schachdenker, die auf ihre eigentümliche Art unausrottbare
Zeichen ihres Könnens aufs Brett brannten. Darunter fast vergessene
Namen von Meistern, deren Stern über die Zeiten bedauerlicherweise
verblasste und die doch Theorie und Praxis der Schachkunst aufs
wundersamste bereicherten wie beispielsweise Henry Atkins, dem seine
Zeitgenossen die ehrenvolle Auszeichnung "kleiner Steinitz"
verliehen, oder Sultan Khan, der als Diener eines indischen
Diplomaten 1929 nach London kam und in den knappen fünf Jahren seines
Aufenthalts auf der Insel dreimal den Titel des britischen Champions
errang und in Hastings gar Capablanca einen seiner nur 35 Niederlagen
während seiner langen Karriere bescherte.

Obgleich nahezu alle Weltmeister in Hastings residierten, findet sich
im Buch, abgesehen von Michail Tal, kein einziges
Weltmeisterportrait. Den Autoren ging es im wesentlichen darum,
gerade den Meistern der zweiten Reihe einen repräsentativen Rahmen zu
geben. Aber Hinterbänkler waren Milan Vidmar, Edgard Colle, Reuben
Fine, Geza Maroczy, Jacques Mieses, Laszlo Szabo, Savielly
Tartakower, Svetozar Gligoric, Pauk Keres, Lajos Portisch, Viktor
Kortschnoi, Bent Larsen, David Bronstein oder Ulf Andersson, um nur
einige zu nennen, nun beileibe nicht, auch wenn sie den Thron nie
bestiegen.

Die einzelnen Charakterstudien langweilen nicht mit einer Anhäufung
von Turniererfolgen. Lustvoll geschrieben und eindrücklich pointiert
greifen die Portraits vielmehr charmante Episoden vom Auftritt der
Meister in Hastings auf, erzählen von allzu menschlichen Kümmernissen
und Verlegenheiten, deren anekdotischer Reiz immer wieder ein
Schmunzeln erregt. Beispielsweise, als die junge New Yorkerin Lisa
Lane nach nur wenigen Runden vom Turnier zurücktrat und dies damit
entschuldigte, dass sie, von Amors Pfeil verwundet, sich nicht auf
ihre Partien konzentrieren könnte und in die Arme ihres Geliebten
zurückeilen müsste, der jedoch, wie findige Reporter herausfanden,
nichts von einer angeblichen Romanze wusste.

Nicht fehlen durften im Reigen der Persönlichkeiten, die unsterblich
mit Hastings verknüpft sind, C.H.O. Alexander, Sir Thomas George, der
Lasker zweimal im Simultan besiegen konnte, und natürlich Harry
Golombek. Alexander, der mehrfach die britische Meisterschaft gewann,
hatte bekanntermaßen einen großen Anteil an der Dechiffrierung der
deutschen Verschlüsselungstechnik, dem sogenannten Enigma-Code. "Mr.
Chess" Golombek war nicht nur Spieler, Schachjournalist und
Schiedsrichter, sondern in erheblichem Maße auch Stimme und Gesicht
des Traditionsturniers in Hastings. Ihm ist es im wesentlichen zu
verdanken, dass Hastings im eisigen Klima des Kalten Krieges
sowjetische Spitzenspieler empfangen konnte. Inoffiziell,
gewissermaßen als geheimer Drahtzieher, auch um seinen Ruf als
neutraler FIDE-Schiedsrichter zu wahren, nutzte er seine guten
Beziehungen zur russischen Schachföderation, um dieses Arrangement
einzufädeln.

Gewürdigt werden auch die Protagonisten der "britischen
Schachexplosion" wie "It's only me" Tony Miles, William Hartston,
John Nunn, Jonathan Speelman, Nigel Short, Stuart Conquest und nicht
zu vergessen Murray Chandler, der als Jugendlicher seine Heimat
Neuseeland verließ, um in London Schachprofi zu werden.

Hastings spielte auch für deutsche Meister eine große Rolle. In den
Nachkriegsjahren war es für deutsche Topspieler praktisch unmöglich,
an internationalen Turnieren im Ausland teilzunehmen. Erst 1948 hob
der Weltschachbund die Restriktion gegen deutsche Schachspieler
offiziell auf. Wolfgang Unzicker war nach Paul Schmidt überhaupt der
zweite Deutsche, der 1950/51 zum Hastings Premier eingeladen wurde.
Später traten Helmut Pfleger, Wolfgang Uhlmann und Thomas Luther in
seine Fußstapfen. Mit Pfleger findet sich übrigens ein längeres und
interessantes Interview im Buch zu Fragen nach seinen Erfahrungen und
Erinnerungen in Hastings.

Im Schlusswort findet sich eine rührende Passage: "Noch einmal
sollten die großen Virtuosen, Wunderkinder, die mutvollen Draufgänger
und die kühl kalkulierenden Strategen des Schachs ihren Auftritt
haben. Man darf sie nicht vergessen. Zu großartig waren ihre Kämpfe,
zu schön ihre Geschichten, zu leidenschaftlich ihr Spiel und oft
genug zu tragisch ihr Schicksal." (S.280)

Dieses Buch nicht mit den Augen zu verschlingen, sich an den
zahlreichen kommentierten Partien nicht zu erfreuen und die den Text
wundervoll ergänzenden Fotographien der Meisterspieler und
wechselnden Spielorte in Hastings nicht mit nostalgischer Wehmut zu
betrachten, weil die Aura verflossener Zeiten immer auch ins Herz
greift, ist gänzlich unmöglich.
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SCHACH-SPHINX/07328: Verdacht auf Absprache (SB)

Einer der heftigsten Vorwürfe, die ein Schachspieler einem anderen
machen kann, besteht darin, daß er sich mit seinem Gegner abgesprochen
haben soll. Die Fairneß und Ehre verlangt, daß man den Kontrahenten
nicht verschont, ihm also weder ein Remis schenkt noch eine Mattfolge
absichtlich übersieht. So war denn auch die Anschuldigung von
Bogoljubow, Aljechin habe beim Turnier in London 1922 mit Capablanca
ein Kurzremis schon im Vorwege vereinbart, ein Angriff und echter
Affront. Die Angelegenheit schlug seinerzeit hohe Wellen und sorgte
schließlich dafür, daß Bogoljubow und Aljechin von da an ein
angespanntes Verhältnis pflegten. Der Verdacht auf Absprachen dieser
Art ist gar nicht einmal so selten in der Schachgeschichte. Die
US-Legende Fischer hat den Sowjets beispielsweise immer wieder
vorgehalten, in ihren gemeinsamen Partien selbst in vorteilhaften
Stellungen ein Remis anzubieten, um so die Platzierung der Russen
gegenüber nichtrussischen Spielern im Klassement nicht zu gefährden.
Ob eine Partie tatsächlich bis zur letzten Möglichkeit ausgespielt
oder eine Art Schonung gewährt wurde, läßt sich nicht immer exakt
bestimmen. Anders ist es, wenn die Begegnung mit einem Sieg endet wie
im heutigen Rätsel der Sphinx, wo Weiß die schwarze
Verteidigungsstellung mit einem Opferreigen aufriß, Wanderer.
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Wasjukow - Djurasevic

Belgrad 1961


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der schwarze König erwartete auf h8 sein Schicksal, wissend, daß er
nicht mehr entkommen konnte. Und tatsächlich, nach 1.Tf5-g5!! mußte
der Nachziehende wegen der Mattdrohung Sd6xf7 mit 1...Dg6xf6
antworten, worauf 2.De4-d4!! nichts anderes als die Kapitulation
erzwang.
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SCHACH-SPHINX/07327: Zum Zwecke der Spaltung (SB)

Mit dem Tod von Alexander Aljechin kam es zu einer folgenreichen
Zeitenwende im Schach. Bis dahin hatte der amtierende Weltmeister
quasi die Bedingungen für den Titelkampf diktiert und auch seinen
Herausforderer mehr oder weniger selbst bestimmt. Nicht immer war es
ein echter WM-Kampf, manchmal nur eine Alibi-Veranstaltung. Nach
Aljechins Ableben war der Thron jedoch vakant und so mußte ein
Reglement gefunden werden. Und hier riß der Weltschachbund, der in den
1920er Jahren nur zu dem Zwecke eingerichtet wurde, die
Schacholympiaden zu organisieren, die Leitung an sich und machte in
der Folge aus dem Weltmeister einen im Grunde zahnlosen Tiger, der
sich dem Regelwerk der FIDE-Funktionäre unterzuordnen hat. Dieser
Kampf um Einfluß auf die Vergabe des Weltmeistertitels begann jedoch
schon früher. So richtete der Weltschachbund 1928 in den Niederlanden
zwei Wettkämpfe zwischen Efim Bogoljubow und Max Euwe aus. Der Sieger,
beide Male Bogoljubow, erhielt den spalterischen Titel "Champion des
Weltschachbundes", was im Grunde ein Affront war gegen eine bewährte
Tradition, in der die Schachmeister die strittigen Fragen ihrer Zunft
ohne den Umweg einer Instanz oder Regelbehörde unter sich ausmachten
und so ihre Souveränität in Reichweite behielten. Ohne die FIDE geht
inzwischen kaum noch etwas. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte sich
Schwarz in die Enge drücken lassen, was seinem König nicht guttat,
Wanderer.
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Suta - Sutey

Bukarest 1953


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bogoljubow behandelte seine Stellung ungenau und wurde von Monticelli
belehrt: 1...Sf4-e2+! 2.Td2xe2 Tf8-f1+! 3.Kg1xf1 Dc6-h1+ 4.Kf1-f2 Se5-
g4#
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/284: Sportidentität und Zwangsverschworenheit ... (SB)



Das neue Kaninchen, das der Präsident des Internationalen Olympischen
Komitees (IOC), Thomas Bach, kurz vor den Sommerspielen in Tokio aus
dem Hut zauberte, hatte dem Ringe-Imperium viele ironische bis
spöttische Kommentare eingetragen. Nachdem das Olympische Motto
"Citius, altius, fortius" (Schneller, höher, stärker) 127 Jahre lang
ausreichte, um Generationen auf den leistungssportlichen und seit den
1990er Jahren auch kommerziellen Überbietungswettbewerb einzuschwören,
wurde es nun um den Zusatz "communiter" (gemeinsam) erweitert. "Wir
können nur schneller gehen, wir können nur höher zielen, wir können
nur stärker werden, wenn wir zusammenstehen - in Solidarität" [1], so
die Weisheit des FDP-Mannes, die man auch als Drohung verstehen kann:
Wer den leistungssportlichen Steigerungsimperativ und das olympische
Wachstumsmodell infrage stellt, wer nicht bedingungslos mitzieht und
sich nicht vollständig "unserer Mission, die Welt durch den Sport zu
verbessern" (Bach), unterwirft, stellt sich außerhalb der olympischen
Gemeinschaft und hat jede Solidarität verwirkt.

Wie zum Beweis seiner Drohworte statuierte der Wirtschaftsanwalt kurz
nach den Sommerspielen in Tokio ein Exempel, das allen
IOC-Mitgliedern gilt, sollten sie es jemals wagen, aus der
olympischen Schicksalsgemeinschaft auszuscheren - selbst wenn sie
dafür allseits akzeptierte Gründe hätten. So wurde auf Beschluss der
IOC-Exekutive das Olympische Komitee Nordkoreas bis Ende 2022 aus der
olympischen Gemeinschaft ausgeschlossen. Als einziges Land hatte die
Demokratische Volksrepublik Korea die Stirn besessen, keine
SportlerInnen zu den Sommerspielen in Tokio zu senden, womit sie gegen
die Regel 27.3 der Olympischen Charta verstieß. Diese besagt, dass
jedes Nationale Olympische Komitee (NOK) verpflichtet sei, an den
Olympischen Spielen durch die Entsendung von Athleten teilzunehmen. Im
Zuge der Suspendierung werde Nordkoreas NOK keine Unterstützung durch
IOC-Programme mehr erhalten, heißt es weiter. Auch die aufgelaufene
finanzielle Unterstützung des IOC, die dem NOK von Nordkorea
zugewiesen werden sollte, aber aufgrund internationaler Sanktionen
zurückgehalten wurde, sei nun endgültig verwirkt. Begründung: Das
nordkoreanische NOK habe "nicht zum Erfolg der Olympischen Spiele
Tokio 2020 beigetragen".

Um sich als gütiger Zuchtmeister darstellen zu können, der dem Paria
die helfende Hand nicht gänzlich verweigert, ließ das IOC noch eine
Hintertür offen: Sollten sich Athleten aus Nordkorea über das
entsprechende Qualifikationsverfahren für die Winterspiele 2022 in
Peking qualifizieren, werde das IOC-Exekutivkomitee zu gegebener Zeit
eine "angemessene Entscheidung" für diese treffen. Bei den im Februar
2022 beginnenden Winterspielen besteht für nordkoreanische Athletinnen
und Athleten also noch eine kleine Chance, unter neutraler Flagge
starten zu dürfen.

Ende März dieses Jahres hatte Nordkorea als Grund für seinen
Rückzieher den Wunsch angegeben, "unsere Athleten vor der weltweiten
Gesundheitskrise zu schützen, die durch die bösartige Virusinfektion
verursacht wird". Das war damals, als auch in vielen westlichen
Nationen die Diskussion Fahrt aufgenommen hatte, ob das IOC wegen der
COVID-19-Pandemie sowie steigender Inzidenzen und geringer
Impfquoten in Japan die Spiele nicht absagen müsste, ein plausibler
und durchaus nachvollziehbarer Grund. Von verschiedenster Seite war
dem IOC sogar vorgeworfen worden, aus reiner Profitgier an den Spielen
festzuhalten und damit das wirtschaftliche Wohl über die Gesundheit
der TeilnehmerInnen zu stellen. Selbst bei Gastgeber Japan sollten
zwischenzeitliche Umfragen in der Bevölkerung ergeben haben, dass eine
Mehrheit die Austragung der Spiele ablehne. Die in Sachen
Doppelstandards und Kalter-Krieg-Rhetorik bestens geübte Süddeutsche
Zeitung hatte im April sogar noch Verständnis für den Schritt des
Regimes um Machthaber Kim Jong-un geäußert: Man könne nicht einmal
sagen, "dass es sich bei der Entscheidung um die Überreaktion eines
durchgeknallten Autokraten handelt". Im Gegenteil. "Nordkorea bekämpft
Infektionskrankheiten traditionell mit strengem Abstand zu jeder
potenziellen Infektionsquelle. Das Gesundheitssystem dort ist zu
schwach, um mit großen Krankheitsausbrüchen fertigzuwerden. Seit einem
Jahr schottet sich das Regime deshalb konsequenter denn je ab. Es
verzichtet sogar auf die Lebensmittellieferungen internationaler
Hilfsorganisationen, damit niemand das Coronavirus einschleppt." [2]

Und trotzdem wurde dem minderbemittelten, durch zahlreiche
Sanktionen niedergedrückten Land von westlichen "Experten"
vorgehalten, Corona nur vorgeschoben zu haben. Als wahrscheinlicher
für die Absage wurden "politische Gründe" kolportiert, etwa das
"angespannte Verhältnis zu Japan" (FAZ, ohne zu erwähnen, dass Korea
mehrere Jahrzehnte bis 1945 unter japanischer Kolonialherrschaft
stand) oder "Angst vor Überläufern aus den eigenen Reihen" (taz).
Außerdem könne sich das Staatsfernsehen des Landes keine teuren
Olympia-Fernsehrechte leisten (SZ).

Natürlich stellen sowohl die Bewerbung als auch die Durchführung von
ins Gigantische gewachsenen Olympischen und Paralympischen Spielen
eine große Belastung für jeden Staatshaushalt dar - deshalb finden
sie auch nur in reichen Industrieländern statt, die damit ihre
nationale Stärke nach außen und den sozioökonomischen Durchgriff nach
innen demonstrieren wollen. Obwohl bettelarm, tickt da Nordkorea, das
bei den letzten Sommerspielen 2016 in Rio sieben Medaillen gewonnen
hatte, keineswegs anders als etwa Russland, Brasilien, China, USA
oder Frankreich - einige der letzten bzw. nächsten Gastgeber der
Olympischen Spiele. Deshalb kam die Absage von Nordkorea für Tokio
einigermaßen überraschend, denn nur knapp eine Woche zuvor hatte die
südkoreanische Hauptstadt Seoul publik gemacht, dass sie eine
gemeinsame Bewerbung mit dem Norden für die Spiele 2032 beim IOC
eingereicht habe.

Seit dem Boykott der Olympischen Sommerspiele in Südkoreas Hauptstadt
Seoul 1988 war Nordkorea bei sämtlichen sieben Sommerspielen
vertreten und nur bei drei Winterspielen (Lillehammer 1994, Salt Lake
City 2002 und Sotschi 2014) abwesend. Als Pyeongchang 2018
in Südkorea die Winterspiele ausrichtete, wurde der Norden mit offenen
Armen empfangen. Um den Willen zu einer Annäherung beider Länder zu
demonstrieren, nahm sogar ein vereintes Team am Eishockeyturnier der
Frauen teil, zudem marschierten beide Nationen bei der Eröffnungs- und
Schlussfeier unter einer gemeinsamen Flagge, was als Botschaft für den
Frieden gefeiert wurde. Einen Friedensvertrag zwischen den
verfeindeten Bruderstaaten gibt es indes bis heute nicht. Schätzungen
zufolge starben im Koreakrieg (1950 bis 1953) rund viereinhalb
Millionen Menschen, darunter über drei Millionen Zivilisten.

Dem Ringekonzern um Thomas Bach, der die olympische Symbolik von
der Völkerverständigung durch Sport gut zu nutzen und in klingende
Münze umzuwandeln weiß, waren emotionale Momente wie der
Handyschnappschuss bei Olympia in Rio, als die südkoreanische Turnerin
Lee Eun-ju einen Selfie gemeinsam mit der Nordkoreanerin Hong Un-jong
schoss und das Foto wie eine Rakete durch die sozialen Medien
ging, immer hochwillkommen. Der Sport könne Brücken bauen, rief der
IOC-Präsident bei den Winterspielen 2018 in Pyeongchang den Gästen
bei der Abschlussfeier zu, und das rote Cheerleader-Kommando aus dem
Norden, das die fragile Brücke überquert hatte, um für Stimmung auf
den Rängen und emotionale Bilder in den Medien zu sorgen, passte dem
mit dem Friedensnobelpreis liebäugelnden IOC sicherlich auch ganz gut
ins Konzept. Die Freude der Stakeholder dürfte allerdings noch größer
gewesen sein, als Bach voraussagte, dass das IOC in der olympischen
Periode 2017–2020 einen Reibach von sechs Milliarden Dollar aus
Marketing und TV-Vermarktung machen würde.

Die finanziellen Gewinne sind dem IOC sicher, das friedenspolitische
Investment jedoch, mit dem Nordkorea durchaus zum (monetären) Erfolg
und Glanz der Winterspiele 2018 beigetragen hatte, sind dem IOC im
Augenblick keinen Pfifferling mehr wert. Nun wird wieder hart
abgerechnet. In einer Erklärung führt das IOC für seine Sanktionen
gegen das Olympische Komitee der Demokratischen Volksrepublik Korea
(NOK PRK) u.a. an, es habe "Zusicherungen für die Durchführung
sicherer Spiele gegeben und bis zur letzten Minute konstruktive
Vorschläge für eine angemessene und maßgeschneiderte Lösung
unterbreitet (einschließlich der Bereitstellung von Impfstoffen), die
vom NOK der PRK systematisch abgelehnt wurden". [3]

Unerwähnt blieb, dass für die Olympiastadt Tokio schon vor dem Turnier
wegen steigender Infektionszahlen ein Notstand ausgerufen worden war.
Der deutsche Pharmakologe Fritz Sörgel kritisierte gar: "Wer sagt, die
Spiele seien sehr sicher und es könne nichts passieren, lügt die
Menschen an." [4] Wie die Olympia-Organisatoren bekannt gaben, sollen
bei Athleten, Offiziellen und Medienvertretern der Olympic Games 547
positive Fälle von COVID-19 aufgetreten sein, nachdem über 675.000
Tests durchgeführt worden waren. [5] Auch zwei deutsche
TeilnehmerInnen waren davon betroffen. Am letzten Turniertag wurde
bekannt, dass Susanne Wiedemann, die Sportdirektorin der deutschen
Fünfkampf-Mannschaft, zunächst bei einem Antigen-Test und anschließend
auch bei einem PCR-Test positiv getestet wurde. Der Radprofi Simon
Geschke gehörte ebenfalls zu den Infizierten des deutschen
Olympia-Teams. Bei den Paralympischen Spielen kamen noch einmal 316
positiv Getestete hinzu, so dass die Gesamtzahl auf 863 Personen
stieg. 53 der Infizierten sollen sich im Athletendorf aufgehalten
haben.

Für Nordkorea und andere bestand also durchaus ein Gesundheitsrisiko -
trotz Olympia-Blase mit "Überwachungs-App", Impfungen, strengen
Verhaltensregeln oder Versprechungen auf maßgeschneiderte Lösungen. Um
sich vor Schadensersatzforderungen zu schützen, hatte das IOC außerdem
von allen teilnehmenden Athletinnen und Athleten eine Unterschrift
verlangt, wonach sie sich bereit erklären mussten, "auf eigenes Risiko und
eigene Verantwortung" an Olympia teilzunehmen. Das schloss schwere
körperliche Verletzungen oder Todesfälle mit ein, auch im Zusammenhang
mit Corona sowie mit radioaktiven Strahlenschäden, die vor dem
Hintergrund der schwelenden Reaktorkatastrophe in Fukushima auch nicht
vollständig auszuschließen sind.

Da abzusehen ist, dass die Corona-Pandemie auch weiterhin zu
Einschränkungen insbesondere bei Massenveranstaltungen führen wird,
hat Thomas Bach mit seiner Entscheidung, Nordkorea von den Geldtöpfen
abzuschneiden und eine Teilnahme an den Winterspielen in China zu
verwehren, allen IOC-Mitgliedern gezeigt, was "communiter" wirklich
bedeutet: Wer dem international gültigen Corona-Narrativ folgt und
die validen Gesundheitsgefahren durch COVID-19 allzu ernst nimmt, wird
aus der sportseligen Glaubensgemeinschaft der IOC-Kirche
ausgeschlossen und muss bluten. Bachs heilige Mission, die Welt durch
den Sport zu verbessern, kann weitergehen.




Fußnoten:

[1] https://olympics.com/ioc/olympic-motto

[2] https://www.sueddeutsche.de/sport/nordkorea-olympia-absage-1.5255881. 06.04.2021

[3] https://olympics.com/ioc/news/ioc-executive-board-suspends-noc-of-democratic-people-s-republic-of-korea. 08.09.2021.

[4] https://www.fr.de/sport/betrueger-wird-es-immer-geben-90874396.html. 22.07.2021.

[5] https://olympics.com/tokyo-2020/en/notices/covid-19-positive-case-list




27. September 2021

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 168 vom 2. Oktober 2021






Copyright 2021 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / ÄRZTE INITIATIV





MELDUNG/056: Europäisches Parlament stimmt für einen umfassenden Ausstiegsplan aus dem Tierversuch (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Historischer Erfolg für die Tiere: Europäisches Parlament stimmt für
einen umfassenden Ausstiegsplan aus dem Tierversuch

von Dr. Corina Gehricke, Ärzte gegen Tierversuche e.V., 16. September 2021



Am Abend des 15. September 2021 hat das EU-Parlament (EP) eine Resolution
verabschiedet, die die EU-Kommission auffordert, einen Aktionsplan
vorzulegen, um aus dem Tierversuch auszusteigen. Der Plan soll Meilensteine
und Zielvorgaben enthalten, um Anreize für Fortschritte beim Ersatz von
Tierversuchen durch tierversuchsfreie Methoden zu schaffen. Die Resolution
wurde mit der überwältigenden Mehrheit von 667 Stimmen angenommen bei 4
Gegenstimmen und 16 Enthaltungen. Der bundesweite Verein Ärzte gegen
Tierversuche zeigt sich hocherfreut.

Die Verantwortung für den Aktionsplan soll nicht in der Hand weniger
liegen, sondern es soll eine hochrangige Taskforce gebildet werden, die
verschiedene Generaldirektionen der Kommission und EU-Agenturen an einen
Tisch bringt sowie die Mitgliedstaaten und relevanten Interessenvertreter
einbezieht. Eine gezielte Förderung tierversuchsfreier Methoden und die
Schulung an diesen sind ebenfalls Bestandteil der Forderung.

Fast zehn Millionen Tiere werden jedes Jahr in den Laboratorien der EU in
Tierversuchen "verbraucht" - Affen, Hunde, Katzen, Kaninchen, Ratten, Mäuse
und Tiere vieler anderer Arten. Hinzu kommen rund 12 Millionen Tiere, die
als "Überschuss" getötet werden, meist, weil sie nicht die gewünschte
gentechnische Veränderung aufweisen. Diese enorm hohe Zahl hat sich in den
letzten zehn Jahren kaum geändert.

Das EP erkennt zwar an, dass die EU sich bemüht, Tierversuche zu reduzieren
und zu "verfeinern", aber ein aktiver, koordinierter Ansatz zur Reduzierung
und letztendlich vollständigen Abschaffung von Tierversuchen fehlt bisher.

Mit der Forderung nach einem EU-weiten Aktionsplan mit ehrgeizigem Zeitplan
und einer Liste von Meilensteinen, will das EP den Ausstieg aus dem
Tierversuch aktiv vorantreiben.

Die Dachorganisationen Eurogroup for Animals und European Coalition to End
Animal Experiments, bei denen Ärzte gegen Tierversuche Mitglied ist, sowie
Cruelty Free Europe, Humane Society International und PETA, die zusammen
über 100 Mitgliedsvereine in Europa vereinen, haben sich für die Resolution
stark gemacht und fordern nun von der EU-Kommission, ihr höchste Priorität
einzuräumen.

Umfragen zeigen, dass die Mehrheit der europäischen Bürger ein Ende der
Tierversuche wollen. Fast drei Viertel (72%) stimmten zu, dass die
Europäische Kommission verbindliche Ziele und Fristen für einen Ausstieg
aus dem Tierversuch setzen soll. Dies zeigt auch die aktuelle Europäische
Bürgerinitiative "Save Cruelty Free Cosmetics - Für ein Europa ohne
Tierversuche", die innerhalb von nur drei Wochen bereits über 120.000
Unterschriften gesammelt hat.

"Die Abstimmung ist ein historischer Moment für die
Tierversuchsgegnerbewegung", freut sich Dr. med. vet. Corina Gericke,
Vize-Vorsitzende von Ärzte gegen Tierversuche. "Die Forderung der
europäischen Bürger nach einem Ausstieg aus Tierversuchen und einem
Übergang zu humanrelevanter Forschung wurde gehört. Neue fortschrittliche
Forschungssysteme dienen nicht nur dem Schutz der Tiere, sondern sind vor
allem auch von grundlegender Bedeutung, um die Ziele der Union in Bezug auf
den Umweltschutz und die menschliche Gesundheit zu erreichen. Mit der
heutigen Abstimmung des Parlaments kommen wir an allen drei Fronten voran",
kommentiert Gericke abschließend.


Weitere Informationen:

Europäische Bürgerinitiative "Save Cruelty Free Cosmetics - Für ein Europa
ohne Tierversuche"

https://eci.ec.europa.eu/019/public/#/

EU-weite Umfrage zur Tierversuchen

https://comresglobal.com/polls/cruelty-free-europe-animal-testing-in-the-eu/

Ärzte gegen Tierversuche: EU-Parlamentarier fordern Ausstieg aus dem
Tierversuch. Pressemitteilung vom 8.7.2021

https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/news/aktuelle-news/3410-eu-parlamentarier-fordern-ausstieg-aus-dem-tierversuch

Wortlaut des angenommenen Entschließungsantrags des Europa-Parlaments vom
16.9.2021

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0387_DE.html

Link zum Originalartikel:

https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/news/aktuelle-news/3444-historischer-erfolg-fuer-die-tiere
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/881: Wir brauchen eine Koalition für Tier- und Klimaschutz (MfT)

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2021

Welttierschutztag: Wir brauchen eine Koalition für Tier- und Klimaschutz

Forderungen für eine Agrar- und Ernährungswende



Anlässlich des Welttierschutztages am 4. Oktober ruft der Bundesverband
Menschen für Tierrechte die potenziellen Koalitionspartner der nächsten
Bundesregierung dazu auf, sich entschlossen für mehr Tier- und Klimaschutz
einzusetzen. Nach der Klimawahl müsse jetzt eine Klimaregierung folgen, die
eine Agrar- und Ernährungswende im Koalitionsvertrag festschreibt. Denn
mehr Tierschutz bedeute auch mehr Klimaschutz. Weitere Forderungen sind ein
Ausstiegsplan aus dem Tierversuch und die Behebung der eklatanten Defizite
bei Gesetzgebung, Kontrolle und bei der Strafverfolgung von
Tierschutzvergehen.

"Der Ausgang der Koalitionsverhandlungen und der Koalitionsvertrag sind
entscheidend dafür, ob es uns gelingt, die fatalen Folgen des Klimawandels
noch zu begrenzen. Die Produktion tierischer Produkte verursacht fast ein
Drittel der weltweiten Treibhausgasemissionen. Die Umstellung von
Lebensmittelproduktion und Ernährung sind deswegen entscheidende Hebel",
sagt Christina Ledermann, Vorsitzende des Bundesverbandes Menschen für
Tierrechte.

Ernährungsstrategie für tier- und klimafreundliche Ernährungsformen


Um die globalen Herausforderungen wie Klimakrise, Biodiversitätsverlust und
Pandemiegefahr zu bewältigen, fordert der Tierrechtsverband von der
nächsten Bundesregierung eine umfassende Ernährungsstrategie für tier- und
klimafreundliche Ernährungsformen. Das Ziel muss nach Ansicht des Verbandes
eine pflanzenbasierte Ernährung sein. Dafür hat der Tierrechtsverband zehn
Forderungen für eine Agrar- und Ernährungswende aufgestellt (1).

Nötig: Ausstiegsplan aus dem Tierversuch

Um die Abschaffung der Tierversuche entschlossen anzugehen, fordert der
Tierrechtsverband zudem die Erstellung einer Gesamtstrategie für einen
Ausstieg (2). Dieser müsse klare Zielsetzungen, ein Umsetzungsmanagement
und eine Qualitätssicherung umfassen und sollte unter Federführung der
Bundes- und Länderregierungen und aller Stakeholder erstellt und umgesetzt
werden. "Die Grünen und die SPD haben den Ausstiegsplan in ihren
Wahlprogrammen festgeschrieben. Wir erwarten, dass die Parteien in den
Koalitionsverhandlungen jetzt zu ihren Ankündigungen stehen. Der
Ausstiegsplan muss Teil des nächsten Koalitionsvertrages sein", fordert
Christina Ledermann.

Ziel: Tiere effektiv schützen

Eine weitere Herausforderung für die nächste Bundesregierung ist nach
Ansicht des Tierrechtsverbandes die Behebung der eklatanten Defizite bei
Gesetzgebung, Kontrolle und bei der Strafverfolgung von Tierschutzvergehen.
Diese müssten behoben werden, beispielsweise durch eine Erhöhung des
Strafmaßes, mehr Tierschutzkompetenz bei Staatsanwaltschaften und
Gerichten, umfassende und regelmäßige veterinärmedizinische Kontrollen
sowie eine optimale Ausstattung der zuständigen Behörden. Weitere wichtige
Maßnahmen sind die Einführung einer effektiven Tierschutz-Verbandsklage,
ein/e Bundesbeauftragte/n für Tierschutz sowie das Verbot jeglicher
tierquälerischer Haltungs- und Zuchtformen.

"Wir hoffen, dass die neue Regierung ihre Tierschutz-Scheuklappen ablegt
und angesichts des planetaren Notstands endlich wirkungsvolle Maßnahmen
ergreift. Tier-, Arten- und Klimaschutz gehören zusammen. Der Bundesverband
wird sich mit aller Kraft dafür einsetzen, dass dieser überlebensnotwendige
Paradigmenwechsel gelingt", schließt Christina Ledermann.


Hintergrundinformationen:

(1) Die zehn Forderungen für eine Agrar- und Ernährungswende

1. Strategie für tier- und klimafreundliche Ernährungsformen

2. Tierbestände drastisch reduzieren

3. Weg von der Tierhaltung: Umstiegswillige Landwirt:innen fördern

4. Forschungsförderung für tierlose Anbausysteme

5. Tierschutzrecht, Vollzug und Gerichtsbarkeit stärken

6. Agrarsubventionen ökologisieren

7. Schädliche Subventionen beenden

8. Ökosysteme renaturieren und pflegen

9. Schluss mit der Exportorientierung

10. Regionaler Anbau statt Soja-Importe

Download der 10-seitigen Broschüre "Forderungen für eine Agrar- und
Ernährungswende" als PDF unter:

https://www.tierrechte.de/wp-content/uploads/2021/05/Forderungen-BTW-2021-MFT.pdf

(2) Gemeinschafts-Kampagne "Ausstieg aus dem Tierversuch. JETZT!"

https://www.ausstieg-aus-dem-tierversuch.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2021

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Severinusstr. 52, 53909 Zülpich

Telefon: 02252 - 830 12 10 (Mo. - Fr. von 10:00 bis 13:00 Uhr)

Fax: 02252 - 830 12 11

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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LATEINAMERIKA/219: Paraguay - Chronik einer angekündigten Katastrophe (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Paraguay 

Chronik einer angekündigten Katastrophe



Paraguay ist betroffen von globale Erwärmung,
Extremwetterereignissen, Überschwemmungen, Dürre- und Hitzeperioden
sowie Waldbränden. Eine angekündigte Katastrophe.

(Asunción, 23. August 2021, base-is) - Die derzeitigen Tage sind
geprägt von Rauch, Waldbränden und extrem erhöhten Temperaturen. Sie
zeigen das desaströse, aber vorhersehbare Gesicht einer Klimakrise,
die das Leben der Paraguayer*innen massiv beeinträchtigt, auch wenn
einige die Existenz des Klimawandels weiterhin leugnen.

"Paraguay ist betroffen von meteorologischen Phänomenen, wie die
globale Erwärmung, Veränderungen in den Niederschlagsmustern und in
der Häufigkeit und Intensität von Extremwetterereignissen, sowie auch
von Klimaphänomenen wie Überschwemmungen, Dürre- und Hitzeperioden und
Waldbränden", betont Umweltingenieur Guillermo Achucarro in einem
kürzlich von dem Forschungsinstitut BASE veröffentlichten Bericht [1].
Als Beispiel nennt er die Zunahme von Hitzeperioden: "Auf nationaler
Ebene betrug die Häufigkeit von Hitzewellen im Zeitraum von 1980 bis
1989 im Schnitt 1,1 Fälle pro Jahr, während es im Zeitraum von 2010
bis 2019 im Schnitt zu 2,9 Hitzewellen pro Jahr kam. Das bedeutet,
dass sich die Anzahl an Hitzewellen pro Jahr in den vergangenen 40
Jahren fast verdreifacht hat."


Enormer Ausstoß von Treibhausgasen

Laut Achucarro hat Paraguay einen verhältnismäßig hohen Ausstoß von
Treibhausgasen im Vergleich zu Ländern mit größerer Landfläche und
höherer Bevölkerungsanzahl, sowohl im Hinblick auf
Pro-Kopf-Emissionen, als auch in absoluten Zahlen gerechnet. Damit
zählt es zu den Ländern auf dem Kontinent mit dem höchsten Emissionen.
Der enorme Ausstoß von Treibhausgasen steht nach Ansicht von Achucarro
in direkten Zusammenhang mit der veränderten Bodennutzung und der Form
der Landwirtschaft: "Diese beiden Bereiche haben bereits historisch
betrachtet den höchsten Anteil am landesweiten Treibhausgasausstoß.
Das heißt, der maßgebliche Beitrag zum Treibhauseffekt stammt von nur
einem Sektor der nationalen Ökonomie, der sich auch noch in den Händen
einiger weniger Familien konzentriert, die sich den Landbesitz in
Paraguay aufteilen."

Laut dem von der Lateinamerikanischen Entwicklungsbank CAF
(Corporación Andina de Fomento) [2] ermittelten Index für
Vulnerabilität und Anpassung an den Klimawandel in Lateinamerika und
der Karibik [3] ist Paraguay das anfälligste Land in ganz Südamerika.
Die Vulnerabilität wird als "extrem" angegeben - die schlechteste
Beurteilung der Messung. Der Grad der Anfälligkeit ergibt sich aus der
Exposition eines jeden Landes bezüglich der Klimaeinflüsse und seiner
Fähigkeit, sich an die Auswirkungen des Klimawandels anpassen zu
können.


Regierung hält an umweltschädlichem Agrarmodell fest

Trotz dieser Datenlage hält die Regierung weiter an dem Modell des
Agrobusiness fest, das für 70 Prozent der Abholzungen [4] in
Lateinamerika verantwortlich ist. Darüber hinaus unternimmt sie keine
politischen Maßnahmen zur Eindämmung der Klimaschäden, die dieses
Modell verursacht, und um verletzliche Bevölkerungsgruppen zu
schützen. Gerade indigene und kleinbäuerliche Gemeinden sind stark von
den Auswirkungen des Klimawandels und den damit verbundenen
Wetterextremen betroffen, da sie sehr von der Subsistenzlandwirtschaft
und den daraus generierten Einkommen abhängen.

Hinzu kommen schwerwiegende Managementfehler von Seiten der Regierung,
um angemessen auf die drohenden Gefahren zu reagieren. Obwohl
meteorologische Daten und Berichte bereits eine historische Dürre
vorhergesehen und vor der Gefahr von Waldbränden gewarnt haben,
unternahm die Exekutive keinerlei Maßnahmen zur Eindämmung der Risiken
und zum Schutz betroffener Bevölkerungsgruppen. Bereits im Mai und
Juni schlugen die Wetterdienste von Brasilien und Argentinien Alarm,
dennoch traf sich die paraguayische Regierung erst am 17. August [5]
mit den zuständigen Behörden, um das weitere Vorgehen abzuwägen,
während bereits Dutzende Gemeinden an Wassermangel litten und andere
die Feuerwelle auf sich zurollen sahen.

Ähnliche Situationen hat es bereits im Vorjahr gegeben. In der
Reportage [6] von Maximiliano Manzoni für das Nachrichtenportal El
Surtidor beschreibt der Journalist das Ausmaß der Straflosigkeit, mit
der nicht nach den Verursachern der Waldbrände gesucht werde. Laut
Aussagen der Feuerwehrleute [7], die die Flammen bekämpfen, sind die
Brände zu 90 Prozent menschengemacht und gehen in vielen Fällen auf
die großen Landbesitzer und Rinderzüchter zurück.

"Die Klimafrage wurde von der Regierung und den Eliten nie als "Krise"
behandelt, obwohl sie zum Verlust und zur Zerstörung von Leben in
einem nie zuvor gesehenen Ausmaß führt", lautet die Botschaft von
Guillermo Achucarro im Angesicht der Untätigkeit der Regierung für
eine lang angekündigte Katastrophe.


Anmerkungen:

[1] https://www.baseis.org.py/wp-content/uploads/2021/06/Informe-especial-45-BASE.pdf

[2] https://www.caf.com/es/sobre-caf/

[3] https://scioteca.caf.com/handle/123456789/517

[4] http://www.fao.org/americas/noticias/ver/es/c/425614/

[5] https://twitter.com/PresidenciaPy/status/1427632325039476737?s=20

[6] https://elsurti.com/futuros/reportaje/2021/04/10/los-incendios-que-no-se-investigan/

[7] https://www.abc.com.py/nacionales/2021/08/20/bombero-forestales-injusto-que-ganaderos-quemen-a-mansalva/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/chronik-einer-angekuendigten-katastrophe/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Essen

Fleischlos genießen


Pflanzenbasierte Ernährung eignet sich für die ganze Familie und ist
gesünder.

Ein Gespräch mit dem Gießener Ernährungswissenschaftler Markus
Keller.

Die Fragen stellte Astrid Froese



securvital: Herr Keller, seit über 25 Jahren erforschen Sie
pflanzenbasierte Ernährung. Welche gesundheitlichen Vorteile bieten eine
rein vegetarische und vegane Ernährung?

Markus Keller: Studien zeigen, dass Vegetarier und Veganer ein
verringertes Risiko für ernährungsmitbedingte Erkrankungen haben. Hierzu
zählen Übergewicht, Typ-2-Diabetes, Bluthochdruck,
Fettstoffwechselstörungen, Arteriosklerose, Herz-Kreislauf-Erkrankungen
sowie auch Krebs. Diese Vorteile ergeben sich, weil mehr
gesundheitsfördernde pflanzliche Lebensmittel gegessen werden, die
Antioxidantien, viele Vitamine und Mineralstoffe, Ballaststoffe und
sekundäre Pflanzenstoffe liefern. Zudem konsumieren Vegetarier und Veganer
weniger bzw. keine tierischen Produkte, die teilweise ungünstige
Inhaltsstoffe wie gesättigte Fettsäuren, Cholesterin, Hämeisen oder
Nitritpökelsalz enthalten.

securvital: Ist eine fleischlose Ernährung auch für Heranwachsende
zu verantworten?

Markus Keller: Für eine vegetarische Ernährung von Kindern und
Jugendlichen hat die Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE) schon länger
grünes Licht gegeben. Mit unseren neuen Ergebnissen können wir auch für die
vegane Ernährung dieser Altersgruppen Entwarnung geben. Dennoch ist die
Studienlage weiter dünn und wir brauchen vor allem auch Langzeitstudien mit
vegan und vegetarisch ernährten Kindern und Jugendlichen.

securvital: Wie bewerten Sie vegane Ernährung für Frauen in der
Schwangerschaft?

Markus Keller: Hier gibt es leider ebenfalls sehr wenig Studien. Die
bisherigen Ergebnisse von vegan lebenden Schwangeren in westlichen Ländern
zeigen aber keine Auffälligkeiten, wenn die Frauen auf eine ausreichende
Zufuhr von Energie und Protein sowie allen in der Schwangerschaft
kritischen Nährstoffen achten. Eine Beratung durch eine in veganer
Vollwert-Ernährung geschulte Fachkraft ist jedoch empfehlenswert.

securvital: Was raten Sie jenen, die darüber nachdenken, ihre
Ernährung auf eine rein pflanzliche Alternative umzustellen?

Markus Keller: Testen Sie es aus! Es muss ja nicht sofort der
komplette Ernährungsplan umgestellt werden. Auch kleine Schritte führen ans
Ziel. "Veganisieren" Sie doch mal ein paar Ihrer Lieblingsgerichte und
kaufen Sie sich ein oder zwei Kochbücher, deren vegane Rezepte Sie
ansprechen. Zusätzlich kann unsere Gießener vegane Lebensmittelpyramide bei
der Umstellung auf rein pflanzliche Kost behilflich sein. Sie zeigt auf
einen Blick, welche Lebensmittel in welchen Mengen gegessen werden sollten,
um den eigenen Nährstoffbedarf zu decken und einen optimalen
Gesundheitsnutzen zu haben.

securvital: Wie lässt sich damit umgehen, wenn Freunde einladen und
dann das Fleischfondue auf dem Tisch steht?

Markus Keller: Bei Einladungen ist es am besten, schon im Vorfeld
miteinander zu reden. Normalerweise finden sich dann schnell auch vegane
Alternativen für das gemeinsame Essen. Wichtig ist klarzumachen, dass auch
Veganer von Salat und Gemüseplatte allein nicht satt werden. Brot, Nudeln,
Kartoffeln und Reis sind auch bei veganer Ernährung übliche
Sättigungsbeilagen - und in fast jedem Haushalt vorhanden.

securvital: Vegetarischen und veganen Produkten haftet der Ruf an,
nicht ganz billig zu sein. Ist gesunde Ernährung auch eine Frage des
Budgets?

Markus Keller: Das ist eine interessante Frage, die man nicht
pauschal beantworten kann. Eine gute, gesundheitsfördernde Ernährung hat
ihren Preis - und neben der Luft zum Atmen und dem Wasser zum Trinken gibt
es kaum etwas Wichtigeres als unsere Nahrung. Leider ist ein großer Teil
der Menschen in Deutschland der Ansicht, dass Lebensmittel billig sein
müssen. Und die Discounter befeuern das entsprechend. Für eine vollwertige
vegetarische oder vegane Ernährung brauchen wir aber keine Spezialprodukte
und Superfoods. Dennoch finde ich es gut, dass es eine zunehmende Vielfalt
an pflanzlichen Fleisch-, Wurst- und Milchalternativen gibt. Denn sie
helfen vielen Menschen dabei, weniger tierische Lebensmittel zu
konsumieren.

securvital: An welchem Punkt sehen Sie Deutschland im
internationalen Vergleich?

Markus Keller: Vorreiter in Sachen vegetarischer Ernährung ist und
bleibt Indien, denn dort lebt etwa ein Drittel der Gesamtbevölkerung, vor
allem aus religiösen Gründen, fleischlos. Aktuell wird als Land mit dem
weltweit höchsten Anteil an Veganern Israel angegeben. Auch in Europa ist
seit einigen Jahren ein wachsender Trend zu pflanzlicher Ernährung zu
beobachten. Dort dürfte Deutschland nach Großbritannien zu den Ländern mit
dem höchsten Anteil an vegan lebenden Menschen zählen. Tatsächlich schauen
viele andere Länder nach Deutschland, wenn es um vegane Ernährung geht.
Denn hier gibt es beispielsweise die meisten neuen, innovativen veganen
Produkte, die Alternativen zu tierischen Produkten bieten. Ich bin sicher,
dass wir erst am Anfang dieser Entwicklung zu einer immer mehr
pflanzenbasierten Ernährung stehen. Und das ist auch gut so!

 * 
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Ernährung

Vegetarisch und vegan essen 


Die Frage nach den richtigen Essgewohnheiten beschäftigt immer mehr
Menschen. 

Lebhaft wird darüber debattiert, was gesund, fair, artgerecht und
nachhaltig ist.

Von Astrid Froese



November ist Grünkohlzeit. Auch in den Mensen der Hochschulen. Wer die
Essensausgabe in den vergangenen Jahren beobachtet hat, der konnte sehen,
wie aus einer Schlange hungriger Studierender zwei wurden. Angeboten wird
nämlich nicht mehr nur die traditionelle Variante mit Kassler und Pinkel,
sondern auch eine vegetarische mit Veggie-Wurst. Und genau diese Schlange
wird von Jahr zu Jahr länger.

Rund 6,5 bis 8 Millionen Deutsche bezeichnen sich laut Umfrage des
Allensbach-Instituts als Vegetarier und essen kein Fleisch und keinen
Fisch. Zwischen 1,1 und 2,6 Millionen leben laut aktuellen Studien vegan
und verzichten damit gänzlich auf tierische Produkte wie Fleisch, Fisch,
Milch, Eier, Gelatine und Honig. Beide Gruppen werden immer größer, während
die Zahl derer, die täglich Fleisch verzehren, abnimmt. Dabei sind es vor
allem junge, gut gebildete Menschen, die sich laut Allensbacher Markt- und
Werbeträgeranalyse ohne Fleisch, Fisch und Meeresfrüchte ernähren.

Der Veggie-Style boomt. Neu eröffnende vegane Läden, Cafés und Restaurants
vor allem in den Szenevierteln der Großstädte, eigene Supermarktketten oder
der wachsende Markt mit Fleischersatzprodukten belegen es: Vegetarische und
vegane Ernährung gewinnt in Deutschland an Bedeutung. Wurden Vegetarier und
vor allem Veganer vor einigen Jahren noch als schräge Sonderlinge
belächelt, hat die Debatte über die richtige Ernährung mittlerweile breite
Teile der Gesellschaft erreicht. Vegetarische und vegane Burger bei
Fastfood-Ketten wie McDonald's und Burger King? Selbstverständlich.



Anfang Texteinschub

Wer isst was? 


Mischköstler, sogenannte Omnivoren, nehmen pflanzliche und tierische
Nahrung zu sich. Flexitarier sind Menschen, die ihren Fleischkonsum
bewusst reduzieren. Als geringen Fleischkonsum bezeichnet beispielsweise
das Institut für Lebensmittelwissenschaft und Humanernährung der
Universität Hannover weniger als durchschnittlich 50 Gramm am Tag.
Ovo-Lacto-Vegetarier verzichten auf Fisch und Fleisch, nehmen aber
Eier und Milchprodukte wie Käse und Joghurt zu sich. Pescetarier
essen kein Fleisch, wohl aber Fisch. Vegetarier bezeichnet als
Überbegriff sämtliche Ernährungsformen, die auf Fleisch und Wurstwaren
verzichten. Veganer leben die strikteste Ernährungsform, indem sie
sämtliche Lebensmittel tierischen Ursprungs ablehnen.

Ende Texteinschub



Nein zur Agrarindustrie

Nach ihren Motiven befragt, nennen Vegetarier und Veganer vor allem den
Wunsch nach mehr Tierschutz. Laut repräsentativen Studien verzichten
Konsumenten nicht auf Fleisch, weil es ihnen nicht schmeckt oder weil sie
den Verzehr für unnatürlich halten, sondern weil die industriellen Haltungs-
 und Schlachtbedingungen sie abstoßen. Zu groß das Leid der Tiere, zu
unwürdig die Bedingungen für die Arbeitskräfte. Rund zwei Millionen Tiere
werden pro Tag geschlachtet, darunter 1,7 Millionen Hühner, 151.000
Schweine und 94.000 Puten.

Doch auch der Klimaschutz und die Welternährungssituation spielen eine
Rolle. Denn der hohe Wasser-, Futter-, Flächen- und Energieverbrauch der
Fleischproduktion wird zu einem immer größeren Problem. Mit ihren
gewaltigen Emissionen, Brandrodungen und Vergiftungen durch Pestizide und
Dünger gehört die industrielle Landwirtschaft zu den größten Klimasündern.
Würde die gesamte Menschheit auf Fleisch verzichten, der Umwelt wäre
geholfen.

Vor diesem Hintergrund ist Essen keine Privatsache. Mit knapp 60 Kilo
Fleisch pro Person und Jahr essen die Deutschen rund zweieinhalbmal so viel
Fleisch wie vor 60 Jahren. Zum Vergleich: Im vegetarisch geprägten Indien
sind es circa 4 Kilo. "Essen ist eine globale Angelegenheit. Die eigene
Ernährungsweise wirkt sich nicht nur auf die Gesundheit, sondern auch auf
die Umwelt und andere Menschen weltweit aus", sagt Markus Keller,
Ernährungswissenschaftler und Gründer des Forschungsinstituts für
pflanzenbasierte Ernährung (IFPE) in Gießen.

Inwieweit die natürlichen Ressourcen ausreichen, die wachsende
Weltbevölkerung künftig zu ernähren, darüber sind selbst Experten uneins.
Skeptiker fürchten, dass der geschätzte Bevölkerungsanstieg auf 9 bis 10
Milliarden Menschen bis 2050 zu Lebensmittelknappheit führen könnte.
Hingegen nennt die Welternährungsorganisation FAO die Zahl von 12
Milliarden
Menschen, deren Bedarf bei gerechter Verteilung mit der heute produzierten
Menge an Nahrung zu decken wäre. Faktoren wie Landerosion, der Rückgang der
Biodiversität und die globale Erderwärmung dürften die Situation jedoch
erschweren.

Gesundheitliche Risiken

Zu den ethischen und ökologischen Motiven kommen gesundheitliche Bedenken.
Auch wenn Ernährungsstudien vergleichsweise schwer durchzuführen sind, da
sich viele Effekte erst über Jahre hinweg zeigen und eine eindeutige
Kontrollgruppe meist fehlt, so deutet vieles darauf hin, dass übermäßiger
Konsum von rotem Fleisch einen hohen Blutdruck, einen erhöhten
Cholesterinspiegel sowie ein erhöhtes Herzinfarktrisiko zur Folge hat. Auch
Diabetes Typ 2 und Darmkrebs sollen begünstigt werden. Da viele Tiere im
Rahmen der industriellen Haltung dem massiven Einsatz von Antibiotika und
Medikamenten ausgesetzt sind, besteht die Gefahr, über ihren Verzehr
Antibiotikaresistenzen zu entwickeln. Dies kann zur Folge haben, dass
selbst harmlose bakterielle Infektionen nicht behandelt werden können und
zum Tode führen.

Das neue Ernährungsbewusstsein hat auch die Wirtschaft beobachtet - und
prompt reagiert. Noch vor Großbritannien und den USA ist Deutschland der
weltweit führende Markt für Einführungen veganer Nahrungsmittel und
Getränke. Und selbst ein traditionsreiches Familienunternehmen wie die
Rügenwalder Mühle verbuchte 2020 erstmals mehr Umsatz mit veganen und
vegetarischen Fleischalternativen als mit klassischem Aufschnitt.
Soja-Brotaufstriche und Bratlinge, Seitan-Schnitzel oder Tofu: Nach Angaben
des Statistischen Bundesamts erhöhte sich der Wert vegetarischer
Lebensmittel 2020 auf 374,9 Millionen Euro. Ein stattlicher Betrag, aber
immer noch nur ein Bruchteil im Vergleich zur herkömmlichen
Fleischproduktion, deren Wert 2020 mit gut 38 Milliarden Euro beim mehr als
Hundertfachen lag. Der überwiegende Teil der Deutschen isst also nach wie
vor regelmäßig Fleisch.

Zu viel Fleisch

Mit mehr Gemüse, Mineralwasser, Kräuter- und Früchtetees, weniger
Schweinefleisch und Alkohol haben sich die Deutschen in Teilen zwar
gesünder ernährt, wie Trendanalysen zum Lebensmittelverbrauch ergeben. Doch
der jüngste Bericht der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) zeigt
auch: "Die Rückgänge beim Verbrauch von Obst, Getreideerzeugnissen und
frischen Kartoffeln sowie die Anstiege bei Käse, Rind-, Kalb- und
Geflügelfleisch stehen in Widerspruch zu einer pflanzenbetonten Ernährung,
wie sie die DGE in ihren 10 Regeln für eine vollwertige Ernährung
empfiehlt", sagt Prof. Kurt Gedrich von der TU München. "Damit wir das Ziel
einer pflanzenbasierten Ernährungsweise erreichen können", so Gedrich,
"muss der Verbrauch von Gemüse inklusive Hülsenfrüchten, Obst, Getreide,
Kartoffeln und Nüssen noch deutlich steigen und der Verbrauch von
tierischen Lebensmitteln stark sinken."

Wie wichtig die Ernährung für das Wohlbefinden des Menschen ist, ist lange
bekannt. Und so haben der Frage, ob und wie viel Fleisch gegessen werden
sollte, auch die Zweige der Traditionellen Medizin von jeher eine große
Bedeutung beigemessen. Etwa indem sie Fleisch als stärkende Gabe bei
bestimmten Mangelzuständen empfehlen wie die Traditionelle Chinesische
Medizin oder tierische Produkte als eine Art Medizin zulassen wie im
vegetarisch geprägten indischen Ayurveda.

Für eine gesunde Ernährung kommt es vor allem auf den bewussten Umgang mit
Lebensmitteln an. Nahrung soll den Energiebedarf des Körpers decken und ihn
mit den essenziellen Substanzen versorgen. Die meisten Experten empfehlen
dafür zwar eine pflanzenbetonte Ernährung mit wenig Fleisch und Fisch. Es
gibt aber auch gute Gründe für die vegetarische oder vegane Lebensweise.

Wer sich dafür entscheidet, sollte sich informieren und vor allem seine
Versorgung mit allen lebenswichtigen Nährstoffen im Blick behalten.
Besonders die Vitamine D und B12 kommen nahezu ausschließlich in
Tierprodukten vor. Auch ein potenzieller Jod-, Kalzium- oder Eisenmangel
stellt ein Risiko veganer Ernährung dar - was nicht heißt, dass nicht auch
Menschen, die Fleisch essen, einen Nährstoffmangel aufweisen können. Im
Gegenteil: Wie die von der DGE vorgestellte "Vegetarian and Vegan Children
and Youth Study" (kurz: VeChi-Youth-Studie) zeigt, punkten gerade sich
vegetarisch und vegan ernährende Jugendliche mit einem gesünderen
Essverhalten, da sie weniger Süßwaren, Knabberartikel und Fertiggerichte zu
sich nehmen. Gerade jüngere Untersuchungen kommen zu dem Schluss, dass
einer vegetarischen Ernährung auch von Kindern und Jugendlichen nichts im
Wege steht. Eine rein vegane Ernährung empfiehlt die DGE für diese Gruppen
allerdings nicht - anders als mehrere internationale Fachgesellschaften,
die eine gut geplante vegane Ernährung für alle Altersgruppen und
Lebenssituationen für unbedenklich halten, inklusive Schwangerschaft und
Stillzeit.

Individuelle Bedürfnisse

Gesunde Ernährung bedeutet, dem Körper alle wichtigen Stoffe zuzuführen und
schädigende Substanzen zu meiden. Über die messbare Summe von
Inhaltsstoffen hinaus spielen jedoch auch die persönlichen Bedürfnisse und
Überzeugungen eine wichtige Rolle. Und die können von Mensch zu Mensch sehr
unterschiedlich sein. Jenseits der vielfältigen Ernährungstrends gilt es
also vor allem individuell herauszufinden, was sich für den eigenen Körper
und das individuelle Wohlbefinden eignet.



Anfang Texteinschub

Tipps für eine fleischlose Ernährung 


• Studien zeigen, dass eine fleischlose Ernährung zur Reduzierung von
Übergewicht und Bluthochdruck beiträgt und das Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen sowie bestimmte Krebserkrankungen senkt.
Gleichzeitig gibt es Vitamine und Spurenelemente, die entweder nur in
tierischen Lebensmitteln enthalten sind oder vom Körper aus ihnen besser
aufgenommen werden.


• Lebensnotwendig ist das in Milch und Milchprodukten enthaltene
Vitamin B12. Es findet sich auch in fermentierten Lebensmitteln wie
Sauerkraut, sollte aber bei zu wenig natürlichen Quellen unbedingt als
Nahrungsergänzungsmittel zugeführt werden.


• Jodsalz und jodsalzhaltige Lebensmittel wie Brot verbessern die
wichtige Jodversorgung.


• Wer ab und zu einen Fruchtsaft zum Essen trinkt, Rohkost als
Vorspeise oder einen Obstsalat als Dessert wählt, verbessert durch das
enthaltene Vitamin C die Aufnahme von pflanzlichem Eisen, z. B. aus
Vollkorngetreide.

Ende Texteinschub
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